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Denkschrift 



Maul- und Klauenseuche und ihre Bekämpfung. 

(Deutscher Veterinarratb.) 



Aus dem vorigen Jahrhundert ist bekannt, wie in manchen 
Jahrgängen die Maul- und Klauenseuche in mehreren Theilen Deutsch- 
lands, der Schweiz, Frankreichs, Ungarns und Italiens geherrscht 
hat. Solche Jahre waren 1714, 63, 64, 71, 76, 78, 83, 86, 87, 97, 98. 
Eine sehr grosse Verbreitung erlangte die Seuche aucli in den 
Jahren 1804, 6, 9. 10, 11, 14, 17, 19, 23. 33, 38, 39. 41 u. s. f. 
, :(Körber, Spez. Pathol. u. Therapie der HaustUere. II, 2 S. 12). 
[ Selten trat die Krankheit sporadisch auf, sondern sie erlangte fast 
I stets eine seuchenartige Verbreitung über ausgedehnte Länder- 
[ striche; in derartigen Fällen liess sich immer ein Vordringen in 
I der Eiclitung von Osten nach Westen feststellen. 

In den Niederungen Ungarns fehlt, wie Veith. (Handbuch 
[der Veterinärk., Wien 1831, H. Bd. S. 27.^) mittheilt, die Maul- und 
"Klauenseuche fast in keinem Jahre, auch in den Donaugegenden 
tNiederösterreichs wird sie abwechselnd bald da, bald dort, fast all- 
I jährlich beobachtet. Die Einschleppung der Seuche in das Deutsche 
|.Beich aus dem Auslande, namentlich aus Russland, hat sich be- 
l^onders, seitdem wir eine geordnete Seuchenstatistik besitzen, also 
I in den letzen Senchengängen, mit Sicherheit nachweisen lassen, 
1 Die nacktere Vorstellung, welche man bis auf die jüngste 

J^Keit von den Ursachen und dem Wesen der Krankheit überhaupt 
■»hatte, Hessen auch bislang eine wirksame Bekämpfung der Maul- 
Tand Klauenseuche nicht aufkommen. Noch um die Mitte unseres 
^Jahrhunderts erblickte man die veranlassenden Ursachen der Maul- 
■timd Klauenseuche bald in niedrigen, sumpfigen, moorigen Weiden, 
Tbald in Thau, Reit, Mehlthau, bald in der Abwechslung von warra- 
l&ockener mit feuclitkalter Witterung, im Wassermangel, in häufigen, 
Ldie Weidepfianzen bedeckenden Raupen und Insektenbrut, in ver- 
r>'4Drbener Stalluft, schlammigem und faulicbtem Wasser und bei 
ViQQgen saugenden Thieren, vorzüglich bei Lämmern, in Unreinlich- 
ieit der Striche oder in schlechter Beschaflenheit der Muttermilch 
~^1. Doch konnte man sich auch zu jener Zeit manchmal 
Mer Einsicht nicht verschliessen, dass bei gewissen Seucheaus- 
EbrJlchen keiner der obengenannten Umstände in auffallendem Grade 
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vorhanden war. Daher suchten schon Adami, Glaser u. Ä. die 

Ursache in einer besonderen, wiewohl unbestimmbaren Witterangs- 
beschaffenheit. Aus der oft beobachteten Gleichzeitigkeit der „Maul- 
senche" mit dem Milzbrande und anderen verwandten Epizootieen 
glaubte man sich berechtigt, eine in der Atmosphäre wirksame 
Schädlichlieit als Ursache zu beschuldigen. Auch die Art des Auf- 
tretens der Seuche verleitete zu dieser Annahme, da sie nicht 
selten binnen wenigen Tagen, ja beinahe in einem einzigen Tage, 
den gesammten Viehbestand eines Ortes oder Hofes gleichsam 
flugweise befiel, und, wie man glaubte, wahrgenommen zu haben, 
bei veränderter Witterung auch ihren Gang änderte, abnahm, oder 
gänzlich anihörte. Noch Pessina und Waldinger betrachteten 
das „Maulweh" als eine Metastase einer gelinden Form des Milz- 
brandes. Und wie beim Mensehen manche fieberhafte Krankheiten 
durch einen aphthösen Ausschlag am und im Munde sich ent- 
scheiden, so erklärte man sich in analoger Weise auch den Aus- 
schlag an den weichen Theilen des Maules bei der Maulseuche. 
Häufig wurde das Maulweh mit dem Zungenanthrax verwechselt 
und znm Schrecken der Vieheigenthümer auch von Thierärzten mit 
diesem Namen belegt, die durch Anwendung scharfer und ätzender 
Mittel dem ^tartigen Maulweh erst die Form bösartiger Geschwüre 
gaben, wie dies besonders bei der allEeniein verbreiteten Maniseuche 
imJahrel787 derFall gewesen sein soU. Viele thierärztlicheSchriften 
der damaligen Zeit, ja selbst öffentliche Verordnungen der 
Behörden bezeichneten das gutartige Maul weh, dessen Symptome sie 
bekannt geben wollten, mit dem Namen „epidemischer Zungenkrebs" 
(VeiUi, n Bd. S. 275—277). 

Obwohl man sich nicht verhehlte, dass sie aus gleichen Ur- 
sachen entstehen, hielt man doch die Maulseuche (Maulweb, Manl- 
fäule, Maulschwämme, Aphthen, Sabberseuche, aphtae epizooticae, 
fifevre muqueuse corapliquee d'aplithes dans les betes ä. comes, erysi- 
pelas epizooticum oris (Rvchner), febris bullosa epizootica (Hoffmann) 
und die Klauenseuche (tlauenweh, Kriimme, clandicatio epizootica 
(Adami), paronychia epizootica (Veith), claudication epizootique, 
Fourchet) lange Zeit für verschiedene, einander verwandte oder im 
Wesentlichen „gleiche" Krankheiten. Dass die Maul- und Klauen- 
seuche eine einheitliche Krankheit ist, war zwar im Jahre 1820 schon 
von Brosche (Dresden), früher von Franque (18ü4), von Anker 
(1839) anerkannt worden. Doch erhielt sich die frühere Lehre fast 
überall noch bis in die 60er und 70er Jahre hinein. Bei den Schafen 
unterschied man eine mit der gleichen Krankheit des Eindviehs 
ziemlich übereinstimmende „gutartige" Klauenseuche von einer 
durch lange Dauer und Hartotlckigkeit durch tiefe und weit um 
sich greifende Zerstörung der Fussenden und durch einen hohen 
Grad von Ansteckungsfähigkeit ausgezeichnete „bösartige" 
Klauenseuche (bösartige Klauenkrankheit, ansteckendes Klauenweh, 
Zwischenklauengeschwür (Fourchet) Kröte, Klauenfäule, Honi- 
fäule, französische Krümme oder Krümpe, spanischer Klauen- 
"wurni, Paronychia maligna ovium, crapand, pietain, mal de 
pesogne, panaris du pied, pourriture des pieds), obwohl nach dem 
eigenen (Geständnisse damaliger Thierärzte und Oeiionomeü die 
bösartige von der gutartigen Form in ihrem Entstehen schwer oder 
gar nicht unterschieden werden kann. 
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Veith hält bei der gutartigen Klauenseuche noch 1831 eine 
Uebertragung durch Ansteckung für äusserst selten, ein allgemeines 
Auftreten erklärt er sich vielmehr dadurch, dass die oben auf- 
gezählten Schädlichkeiten auf viele Thiere oder ganze Herden einwirke, 
so dass in diesem Sinne das ihrem Ursprünge nach sporadische 
Leiden bald epizootisch, bald enzootisch — nicht füglich Seuche — 
genannt werden müsse. Dennoch war man sich schon damals der 
Kontagiosität der in Deutschland erst spät bekannt gewordenen 
bösartigen Klauenseuche der Schafe bewusst. Impfungen, welche 
schon damals von Gieskero, Gohier, Feilhau, Favre u. A. an- 
gestellt worden waren, hatten die Ansteckung bewiesen. 

Gegen diese bösartige Klauenkrankheit der Schafe richten sich 
folgende von Dieterichs (1835) empfohlenen polizeilichen Mass- 
regeln: 

Jeder Eigenthümer von Schafen, unter denen ein Ausbruch der 
bösiartigen Klauenkrankheit statthat, ist verpflichtet, nicht nur der 
Orts- und der landräthlichen Behörde des Kreises, sondern auch deu 
angrenzenden Schäferei-Besitzern sogleich Nachricht von der aus^ 
gebrochenen Krankheit zu geben. — 

Die kranken Schafe müssen sofort von den gesunden getrennt 
werden, damit weder in der eigenen Heerde noch in den fremden 
eine weitere Ansteckung erfolge. Finden gemeinschaftliche Weiden 
(Koppelhütungen, Koppelweiden) statt, so sind der angesteckten 
Heerde besondere Weideplätze anzuweisen, und dürfen sie nicht 
dieselben Triften betreten, wo auch gesunde Schafe hinkommen. 
Nur dann erst, wenn sie wieder völlig geheilt worden sind, und 
dies durch ein Zeugniss von Sachverständigen bestätigt worden 
ist, dürfen sie wieder auf der Allgemeinweide geweidet werden. — 

Aus der kranken Heerde darf kein Schaf oder Bock zur Zucht 
verkauft, und dieser Punkt müsste so lange strenge beobachtet 
werden, bis die Krankheit mindestens seit 6 Wochen wirklich be- 
endigt gewesen ist. Schlachtvieh dürfte wohl verkauft werden, doch 
müsste ihm eine eigene Strasse vorgezeichnet sein, von der die 
Treiber mit den Schafen nicht abweichen dürften ; denn das Fleisch 
ist der Gesundheit der Menschen nicht nachtheilig. Besser dürfte 
es aber immer sein, dass bestimmt würde: die Schafe müssten 
durchaus zuvor geheilt werden, weil durch das Treiben auf weiteren 
Strecken, durch welche der Weg führt, eine Ansteckung der Schafe 
der Gemeinden geschehen könnte. (Dieterich's Handbuch der 
speziellen Pathologie und Therapie Berlin 1835 S. 626—627.) 

Bei blossen Empfehlungen polizeilicher Massregeln in den 
thierärztlichen Lehrbüchern der damaligen Zeit blieb es auch meist 
in Bezug auf die Maul- und Klauenseuche überhaupt. 

So sagt Körb er (H. 2. S. 16 u. 17 u. S. 22). 

„Maul-und Klauenseuche. In polizeilicher Hinsicht lassen 
sich keine allgemeingiltigen Regeln aufstellen, sondern müssen die 
zu treffenden Massregeln nach den besonderen Umständen abge- 
ändert werden. Bei den Wirkungen des Kontagiums auf den 
Menschen wurde angeführt, dass noch keine Fälle bekannt sind, 
wo der Genuss des Fleisches der kranken Tiere den Menschen 
* Nachtheile gebracht hat; es ist daher auch kein Grund vorhan- 
den, den Genuss des Fleisches zu untersagen, wenn die 
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Manlseache nicht mit Komplikationen, z, B. Milzbrand, aiiftiitt, 
welche dem Menschen gefährlich werden können. Der Milch- 
genuss dahingegen hat bei Menschen und Thieren, namentlich bei 
Kindern nnd Kälbern, bedenkliche Nachteile in einzelnen Fällen 
herbeigeführt, während im Allgemeinen der Milchgenuss ohne Nach- 
teil bleibt. Was ist hier zu thun? Den Milchgenuss, wie yiele 
Thierärzte es wollen, zu untersagen? Dadurch würden wir dem 
Landmanne ein in den meisten Fällen unentbehrliches, unschäd- 
liches und wertvolles Nahrungsmittel entziehen, was füglich nicht 
angebt oder gar nicht durchzusetzen sein würde. Folgendes dahin- 
gegen wird, wie mich auch die Erfahrung überzeugt hat, genügenden 
Schutz ohne besondere Verluste für den Viehbesitzer gewähren. 
Man untersage den Genuss der Milch von Kranken allen Kindern 
und jungen Säugethieren in jedem Falle, in dem diese für das Kon- 
tagium besondere Emptanglichkeit zeigen. Femer untersage man 
den Milchgenuss von jenen Kühen, bei welchen sich der Bläschen- 
ausschlag auch am Euter zeigt, und endlich verbiete man den 
Genuss der Milch von allen kranken Kühen, bei welchen die Krank- 
heit einen ungewöhnlich heftigen Verlauf nimmt oder mit fauligem 
Fieber verbunden verläuft. Im üebrigen aber beschränke oder 
untersage man den Milchgenuss von Kranken nicht.-' 

Fnnke giebt an: 

Maulseuche. In polizeilicher Hinsicht ist es stets ge- 
rathen, den Fleisch- und Milchgenuss von maulseuchigen Thieren 
für Menschen und Thiere zu untersagen, wenngleich Veith und 
Dietrichs durch den Geuuss der Milch und des Fleisches von 
anthraxl'reien maulseuchigen Thieren keinen Nachtheil entstehen 
sahen. 

Klauenseuche. In polizeilicher Hinsicht haben wir 
hier zu erwähnen, dass die Milch vom Melkvieh ebenfalls nicht 
genossen werden sollte; ebenso ist es mit dem Fleisch; denn wenn 
einmal das Uebel der Behandlung trotzt, und somit die Thiere ge- 
schlachtet werden sollen, so ist gewiss anzunehmen, dass der 
faulige Zustand so überhand genommen hat, dass von dem Fleisch- 
genusse solcher Thiere Nachtheil für die menscldiche Gesundheit zu 
fiirchten ist. Eine Ausnahme findet dann statt, wenn die Thiere 
nur wegen örtlicher Folgeübel geschlachtet werden. 

Eine rühmliche Ausnahmestellung nehmen einzelne süddeutsche 
Staaten, Bayern und Baden, schon im Anfange dieses Jahr- 
hunderts eiu. 

Eine Königl. bayerische Verordnung (Teuffels Magazin I. H. 
S. 110) datirt aus dem Jahre 1809. 

Verordnung Königlich Bayerischen General - Kommissariats des 
Mayn-Kreises vom 10, Juny 1809, die an mehreren Orten herr- 
schende ManI- und Klauen-Seuche betreffend. 

In einigen Königlichen Landgerichten ist bis jetzt an mehre- 
ren Orten eine Krankheit unter dem Hornvieh ausgebrochen, welche 
nach gepflogener genauer Untersuchung die unter dem Namen 
Maul- und Klauen-Seuche bekannte Krankheit ist. — Da es sich 
mit aller Wahrscheinlichkeit befürchten lässt, dass sich diese 
Seuche weiter verbreiten dürfte, so hat man es für nothwendig 
gefunden, folgendes zur öffentlichen Darnachachtung bekannt zu 
machen. 



Vorbauunga- und Siclierlieits-Massregeln. Ob man 
gleich von dem ansteckenden Charakter dieser Senche nicht über- 
zeugt ist, so darf doch die Vorsicht nicht vernachlässigt werden, 
welche eine so wichtige Angelegenheit, worauf der allgemeine Wohl- 
stand beruht, notwendig macht. Auch selbst schon als reine Epizootie 
betrachtet, macht diese Krankheit allgemeine Vorbauungs -Vor- 
schriften nicht entbehrlich. In dieser Hinsicht müssen daher 
nachfolgende Vorschriften und polizeiliche Verfügungen stattfinden. 
J. Man achte sorgsam auf das gesunde Vieh, gebe in einem 
reinen luftigen Stall gesundes Futter, frisches, reines 
Wasser, lasse ihm so viel als möglich frische Luil gemessen, 
treibe und erhitze es nicht, besonders bei grosser Hitze etc. 

2. Man sorge dafür, dass die Gemeinschaft (Kommunikation) 
der gesunden Thiere mit den kranken möglichst verhütet 
werde. 

3. Da sich die Seuche besonders in dem Maule und an den 
Klauen äussert, so sehe man öfters an diesen Theilen auf- 
merksam nach, wasche den Mmid und die Zunge öfters mit 
Salz und Essig, und die Klauen mit irischem Wasser aus, 
oder führe die Thiere öfters in ein fliessendes Wasser und 
lasse sie darin verweilen. 

4. Sobald man eine Spur der Seuche gewahr wird, überhaupt 
sobald einThier erkrankt, soll derEigenthümer gehalten sein, 
dem Ortsvorstande unverzüglich hiervon die Anzeige zu 
machen, letzterer aber soll die Obliegenheit haben, dem 
Königlichen Landgerichte hierüber, und dann in der Folge 
täglich über die Zu- und Abnahme der Seuche und ihre 
weiteren Folgen Bericht zu erstatten. 

5. Die an der Seuche erkrankten Thiere sollen, wo möglich, von 
gesunden gesondert, in eigenen Ställen gehalten und nach 
hier gegebener Vorschrift verpflegt und behandelt werden, 
worüber die Ortsvorstände sorgfältig zu wachen haben. 

6. An Orten, wo oder in deren Nähe die Seuche herrscht, soll 
das Vieh überhaupt nicht, am wenigsten aber krankes Vieh, 
auf öflentliche Hutweiden oder Viehtriften getrieben, nicht 
ans gemeinsamen Wässern, Bächen und Tränken getränkt 
werden. 

7. Auch sollen, so lange die Seuche herrscht, keine öffentlichen 
Viehmärkte stattfinden, überhaupt in den mit der Seuche 
behafteten Orten weder eine Einkehr mit dem Vieh ge- 
nommen, oder aus solchen ein gleichwohl dermal noch 
gesundes Stück angekauft, oder mit solchen Orten ein 
anderer Viehhandel getrieben werden. 

8. Dergleichen Orte sollen von Anspannen zum Militär und 
anderen Frohndiensten auf eine geraume Zeit verschont 
bleiben, und die nöthige Anspann überhaupt, wo möglich, 
durch Pferde geschehen. 

9. Weder die Milch, Butter und das Schmalz der an der Seuche 
kranken Thiere, noch das Fleisch der an derselben etwa 
gefallenen, oder deswegen geschlagenen Thiere sollen zum 
Oenuss für Menschen und Thiere verwendet werden. 

10. Es dürfen daher von Orten, wo an der Seuche krankes 
Vieh sich befindet, weder Milch, Butter, Schmalz noch 



Fleisch, selbst die Eindsliäate nicht ausgenommen, in eine 
andere Gegend gebracht werden. 

11. In allen der Seuche verdächtigen Orten ist das Schlachten 
des Hornviehs, aus was immerhin einer Ursache, ohne vor- 
hergegangene genaue polizeiliche Untersuchung strengstens 
untersagt. 

12. Wenn ein Thler an der Seuche gefallen sein sollte, so ist 
es der allgemeinen Sicherheit wegen erforderlich, solches 
au einen entlegenen Ort samt der Haut 6 bis 8 Schuhe tief 
in die Erde zu vergraben. 

Vom ] . September 1813 datiert eine Entscheidung des Badischen 
Ministeriums des Innern, Landesdepartement, an das Donaukreis- 
direktorium über die Frage, welche Epizootien nach ihrem mehr 
oder minder kontagiösen Charakter eine Stall-, Orts-, oder selbst 
Bezirkssperre nöthig machen. 

Dieselbe ordnet unter Auderm auch eine Verfügung der 
Grossherzoglichen Sanitätskommisson vom '28. November 1815 hin- 
sichtlich des Zungenkrebses oder der Maulseuche an: 

1. „Aller Handel und Verkehr mit Hornvieh zwischen dem 
(verseuchten) Ort Eimeldingen und den übrigen Gemeinden ist 
aufgehoben und es darf auf den Viehmärkten der dortigen Gegend 
kein solches aus diesem Orte zugelassen werden,'' 

2. „Weder das Fleisch geschlachteter kranker Thiere, noch 
die Milch oder Butter von erkrankten Ruhen duri'en genossen oder 
sonst verbraucht werden." 

3. „Sobald man Spuren der anfangenden Krankheit bei einem 
Thiere bemerkt, muss solches sogleich von den gesunden Thieren 
abgesondert und zugleich eigene Futter- und Trinkgeschirre für 
dasselbe gehalten werden." 

4. „Das Rindvieh des ganzen Ortes darf bis auf weitere An- 
ordnung nicht aus den Stellen getrieben werden." 

5. „Die kranken Thiere miissen von einem dazu aufzustellen- 
den licenzirten Thierarzt behandelt werden, und ausser diesem ist 
es Jedermann, besonders Pfuschern, Hirten, Scharfrichtern u. dergl. 
untersagt, die Ställe, wo sich krankes Vieh befindet, zu besuchen,'' 

6. „Jeder Vieheigenthümer ist verpflichtet, vom Erkranken 
seiues Viehes sogleich die Anzeige zu machen; wer dies unterlässt, 
verßillt in eine angemessene Geldstrafe, welche von dem Bezirks- 
amte zu bestimmen und alsbald zu erheben ist. Um sich, so schnell 
als möglich ist, hiervon in lienntniss zu setzen, haben die Eigen- 
thümer von Rindvieh das Maul und die Klanen ihrer Thiere täglich 
einigemale zu untersuchen und nachzusehen, olt nicht Blattern, 
GJeschwiire, ßöthe und Hitze an denselben wahrzunehmen ist, in 
■welchem Falle die Krankheit wirklich vorhanden ist. 

„Der nöthigen Kontrole halber hat der angestellte Thierarzt 
von 2 zu 2 Tagen unter Beobachtung der nöthigen Vorsicht Stall- 
visitation zu halten." 

7. „Die Stallungen müssen rein gehalten, und die Luft in den- 
selben durch öfteres Oeffnen der Fenster oder Thüren einigemale 
des Tages erneuert werden." 

8. „Zu Militärvorgespanneu oder anderen Frohndfuhren darf 
aus diesem Orte kein Hornvieh verwendet werden." 

9. „Sollten einzelne Stücke an dieser Seuche sterben, so sind 
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dieselben unter polizeilicher Aufsicht mit Haut und Haaren acht 
Schuh tief zu vergraben." 

Diese Massregeln lassen unzweifelhaft erkennen, dass die da- 
malige Sanitätspolizeibehörde, wie es scheint, gestützt auf die öffent- 
liche Meinung, es für zweckmässig gefunden hat, gegen die Seuche 
mit den strengsten Absperrungs- und Tilgungsmassregeln vor- 
zugehen, welche bei der AbhaltungundünterdrückungvonViehseuchen 
gebräuchlich sind. 

Dass neben den Absperrungs- und Tilgungsmassregeln von 
den Sanitätspolizeibehörden Empfehlungen, bezw. Belehrungen hin- 
sichtlich der Erkennung der Seuche, des Selbstschutzes der Vieh- 
besitzer gegen die Verseuchung ihrer Bestände, der Behandlung 
und Fütterung der kranken Thiere, sowie der Benützung der Pro- 
dukte aus denselben in jener Zeit erlassen wurden, zeigt die nach- 
stehende Belehrung des Grossh.Neckarkreisdirektorii vom 6. Mai 1810, 
welche die Ueberschrift trägt: 

„Wie die Haus- und Landwirthe ihr gesundes Vieh 
gegen die Maulfäule oder sogenannte Klauenseuche 
schützen und das allenfalls daran erkrankte wieder her- 
stellen können", 
und folgenden Wortlaut hat: 

1. „Das erkrankte Vieh ist sogleich von dem gesunden abzu- 
sondern." 

2. „Das Vieh ist nicht auf die Weide zu lassen, sondern zu 
Hause zu behalten." 

3. „Die Ställe sind fleissig zu reinigen, auszulüften und mit 
Wachholderbeeren oder Essig einige Mal des Tages zu durch- 
räuchern." 

4. „Demjenigen Vieh, an welchem irgend eine Verletzung der 
Zunge und des Mauls wahrgenommen wird, ist der ganze Kachen 
bis an den Schlund mit Essig, Wasser und Honig, worin ein wenig 
Salpeter oder Küchensalz aufgelöst wird, des Tags wenigstens 
zweimal, bis zur gänzlichen Heilung, auszuwaschen." 

„Man bedient sich hierzu eines, an einem Ende mit einem 
leinenen oder wollenen Lappen versehenen Stocks, welcher an- 
gefeuchtet in das Maul gebracht wird. Der Kopf des Thieres muss 
bei diesem Verfahren mehr niedrig als hoch gehalten werden, um 
das Hinunterschlucken der losgemachten ünreinigkeit zu ver- 
hindern." 

5. „Fütterung und Tränkung darf dem kranken Vieh erst 
eine halbe Stunde nach der vorgegangenen Reinigung des Maules 
gegeben werden." 

6. „Das Futter sey weich, entweder zartes Heu oder junger 

Klee." 

7. „Der Trank lauwarmes Mehlgetränk." 

8. „Bei dem Reinigen des Mauls der kranken Thiere haben 
die damit sich beschäftigenden Hauswirthe, oder deren Dienst- 
boten, ihr Gesicht und ihre Hände gegen die ihnen etwa entgegen- 
kommenden ünreinlichkeiten möglichst zu schützen." 

9. „Von der Milch und der Butter der erkrankten Thiere ist 
weder für Menschen noch Vieh einiger Gebrauch zu machen." 

Die Anschauung, dass die Maul- und Klauenseuche eine an- 
steckende und unter Umständen auch bösartig werdende Vieh- 



krankheit sei, welche nicht allein der Landwirthschaft Schaden 

bringe, sondern auch die menschliche Gesundheit gefälirde und mit 
Bücksicht hierauf thatkräftig und nachhaltig mit polizeilieben 
Mitteln abzuhalten und zu unterdrücken sei, wurde auch in späterer 
Zeit von der Landesregierung und von der öfi'entllchen Meinung 
getheilt. Als in den zwanziger Jahren die Maul- und Klauenseuche 
wiederholt in Baden auftrat und erhebliehen Schaden anrichtete, erliess 
das Grossh. Badische Ministerium des Innern im Hinblick auf die bis 
dahin gemachten Erfahrungen über die Ursachen der Entstehung 
and der Verbreitung sowie über die Abhaltung und Unterdrückung 
der Seuche die Verordnung vom 15. Juli 1828 (Reg.-Bl. 1828 Nr. SIII), 
welche noch vollständig auf der Anschauung von der rein anstecken- 
den Art der Maul- und Klauenseuche beruht. Ihr Wortlaut ist 
folgender : 

,,Seit einigen Wochen zeigt sich in verschiedenen Gegenden 
des Grossberzogthuras die Maul- und Klauenseuche unter dem 
Bindvieh, deren Charakter zwar bis jetzt ganz gutai'tig ist, welcher 
aber hei der gegenwärtigen grossen Hitze leicht bösartig werden 
könnte, wenn nicht ein zweckmässiges Verfahren dabei beobachtet, 
und nicht die erforderlichen medizinischpolizeilichen Massregeln 
dagegen getroffen würden; man findet sich daher, auf' den Antrag 
der Sanitätskoramission, veranlasst, folgende Anordnung zu treffen:" 

1. ..Wenn sich bei dem Kindvieh die gewöhnlichen Zufälle 
dieser Krankheit, nämlich Böthe und Hitze im Maul, Ausfliessen 
von Schleim aus demselben und aus der Nase, Verminderung der 
Fresslust, starker Durst, Bildung von weissen Bläschen auf der 
Zunge, am Gaumen, am Zahnfleisch und an den Lefzen, welche 
sich nach und nach vergrössern und mit einer gelblichen scharfen 
Flüssigkeit füllen, starke Hitze und Anschwellung der Klauen, 
Bildung von ähnlichen Bläschen zwischen denselben und an der 
Krone, wodurch das Gehen gehindert wird, u. dgl., zeigen, so ist 
dem Ortsvorstand durch den betreffenden Eigenthümer sogleich die 
Anzeige davon zu machen, welcher sodann weiteren Bericht darüber 
an das Bezirksamt und Physikat zu erstatten hat." 

2. „Gleich nach erhaltener Anzeige vom Ausbruch dieser 
Krankheit hat das Physikat den zunächst wohnenden licenzirten 
Thierarzt zu beauftragen, sich an Ort und Stelle zu begeben und 
die als krank gemeldeten Thiere zu untersuchen." 

„Zeigt sich die Krankheit als Maulseuche allein, oder mit 
der Klauenseuche verbunden, so bat derselbe unverzüglich eine 
Stallvisitation anzustellen, den ganzen Eindviehstand aufzunehmen, 
und im diesfallsigen Verzeichnisse zu bemerken, welche Stücke 
diese Krankheit überstanden haben, welche gegenwärtig daran 
leiden, und welche noch gesund sind; auch ob nicht schon kranke 
Thiere geschlachtet worden, oder umgestanden seien. Dieses Ver- 
zeichniss hat der Thierarzt, nachdem er hinsichtlich der Behandlung 
der kranken Thiere das Nöthige angeordnet, mit einem ausführ- 
lichen Bericht über die Natur der Krankheit dem Physikat zu 
übergeben, welches sodann gemeinschaftlich mit dem Bezirksamt 
die vorgeschriebenen Anordnungen zu treffen hat." 

3. „So lange sich die Krankheit auf wenige Stalhingen be- 
schränkt, sind diekrankenThiere von den gesunden so viel als möglich 

lern, und es müssen eigene Futter- und Trinkgeschirre 




r für erstere gehalten werden. Ist die Seuche einmal in einem 
Stalle ausgebrochen, so dürfen weder gesnnde noch kranke mehr 
f aus demselben gelassen werden." 

1 4. „Greift die Seuche in einem Orte weiter um sich, so ist 

aller Handel undVerkehr mitRindvieh,sowohl in als ausser demselben, 
' bis zu ihrer gänzlichen Beendigung einzustellen; es dürfen daher 
auch eben so lange keine Gesundheitsurkauden ausgestellt werden. 
5. „Ist auf diese Weise die Bannsperre angelegt, so dürfen 
Tiere, in deren Stallungen noch kein Stück erkrankt ist, auf die 
Weide getrieben werden; das nämliche gilt in Beziehung auf die 
Zugochsen, welche in diesem Falle jedoch nur innerhalb der Ge- 
I markung zum Arbeiten verwendet werden dürfen." 
[ 6. „Da es jedoch von nachtheiligen Folgen sein könnte, wenn 

die mit dieser Krankheit behafteten Thiere in niedrigen Stallungen 
längere Zeit eingesperrt bleiben mfissten, wenn sie dessfalls nicht 
gehörig gereinigt und die Luft von Zeit zu Zeit erneuert würde, 
so kann in dem Falle, dass die Krankheit sich unter dem grössten 
' Theil des Viehstandes bereits verbreitet hat und durchaus gutartig 
ist, das kranke Vieh bei schönem Wetter, jedoch ganz abgesondert, 
morgens von 6 bis 9, und abends von ö bis 7 Uhr auf die Weide 
: getrieben werden, vorausgesetzt jedoch, dass eine solche in der 
, Nähe des Orts sich befindet, welche von den benachbarten Ge- 
markungen weit genug entfernt, und dass die für das noch gesunde 
I Vieh bestimmte Weide in der entgegengesetzten Richtung von dieser 
■ gelegen ist Ebenso muss das kranke Vieh an einer Stelle des etwa 
am Orte vorbeifliessenden Baches oder Flusses getränkt werden, an 
I welche die noch gesunde Heerde nicht hinkommen kann; maugelt 
' es an fliessendem Wasser, so muss es im Stalle getränkt, an die 
Orfcsbrunnen darf es aber durchaus nicht gelassen werden." 
r 7. „Sollte die Maulseuche in Zungenkrebs ausarten, oder sonst 
\ einen bösartigen Charakter annehmen, so ist nicht nur die all- 
I gemeine Stallsperre aufs strengste zu beobachten, sondern auch 
[ die Bannsperre in der Art anzulegen, dass dei Ein- und Durch- 
I taieb von Hornvieh, Schafen und Ziegen bei schwerer Strafe ver- 
I boten wird." 

I 8. „In Orten, wo die Maul- und Klauenseuche herrscht, darf 
I kein Stück Rindvieh zum Geuuss geschlachtet werden, es sei denn 
L vom Physikus oder Thierarzt vorher gehörig uotersucht und voll- 
l^ommen gesund befunden worden." 

1 9. „Milch, Käse und Butter von kranken Kühen dürfen, als 

I der Gesundheit nachtheilig, nicht genossen werden.'' 
I 10- „Wenn kranke Thiere umstehen, oder wegen Heftigkeit 

I der Krankheit vor deren Umstehen geschlachtet werden, so darf 
I nur die Haut, wenn sie unter polizeilicher Aufsicht sogleich in 
l'die Gerbergrube gebracht wird, benutzt, alles üebrige aber muss 
16 bis 8 Schuh tief verlocht werden." 

I 11. „Der vom Amt und Physikate dazu bestimmte Thierarzt 

[hat sich, je nach der geringeren oder gröfseren Anzahl der 
I kranken Thiere, wöchentlich ein- oder zweimal, auf Kosten der 
I Ämtskasse, in die Orte, in welchen diese Seuche herrscht, zu 
[ begeben, die Vieheigenthümer mit den Kennzeichen derselben, 
l.ihrer Behandlung und den Vorbauungsmitteln dagegen bekannt 
t-zu machen, und nachzusehen, ob die angeordneten polizeilichen 
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MassFegeln gehörig befolgt werden; nach jedem Besuche hat er 
das Physikat von dem Stand der Krankheit schriftlich in Kenntnis 
zu setzen, und dieses hat dann sogleich an die Sanitatskommission, 
und. gemeinschafrlich mit dem Bezirksamte, auch an das Kreis- 
direktorium Bericht darüber zu erstatten." 

„Die Einmischung unbefugter Personen in die Behandlung 
dieser seuchhaften Krankheit ist um so weniger zu erianben, als 
die Vieheigenthümer bei dem ordentlichen Thierarzte unentgeltlich 
Rath und Hülfe erhalten können." 

12. „Um die noch gesunden Thiere vor dieser Seuche zu be- 
wahren, halte man die Stallungen derselben möglichst rein, öf&ie 
den Tag über die Fenster und Luftlöcher, reiche ihnen gutes, 
gesundes Futter und etwas Kochsalz damit, wasche die Klauen 
mehrmals des Tages mit frischem Wasser, Maul und Zunge aber 
mit gleichen Theilen Essig und Salzwasser aus." 

13. ,,Den erkrankten Thieren reiche man leichte Mehl- oder 
Kleientränke, gebe ihnen Kartoffeln, Rüben, geschnittenes reines 
Gras oder Klee und dergl. zu fressen, und unterlasse nicht, sie 
Morgens und Abends zu striegeln und zu putzen." 

14. „Die Zunge und die ganze Mundhöhle wasche man von 
zwei zu zwei Stunden mit einer Mischung aus Essig, Salzwasser 
und Honig; und wenn die Blasen geboi'sten sind, mit einer 
Mischung von rohem Alaun mit Honig." 

15. „Zeigt sich das Klauenübel, so dient ebenfalls eine 
Mischung aus Essig und Salzwasser zum Auswaschen derselben, 
und wenn die Blasen geborsten sind und sich Geschwüre bilden 
wollen, von Bleiwasser mit etwas Branntwein vermischt." 

„Vor allem ist öftere Erneuerung der Streue zu empfehlen." 
Es waren somit die Viehbesitzer verpflichtet, ihr Vieh stets 
aufmerksam zu untersuchen, um beim Auftreten verdächtiger Er- 
scheinungen oder der Seuche selbst der Ortspolizeibehöme An- 
zeige zu erstatten. Letztere war dem Besirksamte und dem 
Physikate zu übermitteln, worauf die Feststellung der Seuche 
durch einen staatlichen Sachverständigen erfolgte. Zu diesem 
Behufe konnte allgemeine Stallvisitation vorgenommen werden. 
Die verseuchten Thiere wurden abgesondert und abgesperrt. Unter 
Umständen fand Einstellung jedes Veikehrs und Handels mit Rind- 
vieh statt. Die Ausstellung von Gesundheitszeugnissen iur Rind- 
vieh des verseuchten Ortes unterblieb. Verboten wurde der Genuss 
von Milch, Käse und Butter maul- und klauenseuchekranker Thiere, 
das Schlachten von Vieh im verseuchten Orte ohne besondere Ge- 
nehmigung, die Benützung von Theilen der an der Seuche umge- 
standenen Thiere, mit Ausnahme der alsbald unter polizeilicher 
Aufsicht in die Gerberei zu verbringendeu Haiit und die Behandlung 
seuchekranker Thiere, durch Unberufene. Eine thierärztliche Nach- 
schau hatte in den verseuchten Orten wöchentlich ein- bis zwei- 
mal stattzufinden. Verbreitete sich die Seuche in der Ortschaft 
weiter, so wurden Vorsichtsmassregeln hinsiciitlich des Weide- 
betriebs und der Tränke des Rindviehs getroffen und es trat das 
Verbot des Ein- und Durclitriebs von Hornvieli, Schafen und Ziegen 
bei schwerer Strafe in Kraft. 

Merkwürdigerweise fehlte bis dahin jede Bestimmung hin- 
sichtlich des Ausbruchs der Seuche bei den Schweinen, so dass 



angenommen werden muss, es sei zu jener Zeit nicht bekannt ge- 
wesen, dass auch] die Schweine von der Seuche heimgesucht werden. 
Dagegen erkannte man schon in jener Zeit die Nüthwendigkeit, 
nicht alleia erst nach Ausbruch einer Seuche gegen dieselbe vor- 
zugehen, sondern anch Massregeln zu ergreifen, um der Ein- 
schleppnng und Verbreitung der Viehseuchen durch den Vieh- 
bandel zu jeder Zeit entgegenzutreten. 

So schrieb zum Schutze gegen die Seuebeverbreitung durch 
den Viehverkehr die Verordnung des Badischeu Ministeriums des 
Innern vom S. Februar 182S (Reg.-Bl. IV), betreffend die sanitäts- 
poiizeiliebe Aufsicht auf die Viehraärkte, vor: 

.,dass jedem im Umfang des Grossherzogthums abzuhalteuden 
Viehraarkt ein geprüfter licenzirter und gehörig verpflich- 
teter Thierarzt an Ort und Stelle vom Anfang bis zu Ende 
beizuwohnen und das auf den Markt gebrachte Vieh Stück 
für Stück aufmerksam zu nntersuchen habe", 

,, ferner, dass von jedem Eigenthümer von Vieh, der 
solches zum Verkauf auf den Markt führt, ein Zeugniss von 
dem Ortsvorstande beizubringen sei, dass das in dem 
Zeugniss näher zu bezeichnende Stück Vieh gesund nnd 
überhaupt in dem betreffenden Ort und der Umgegend von 
einer herrschenden Viehkrankheit nichts bekannt ist", — 
., weiter, dass krank befundene Thiere sogleich vom 
Markte weg und in ihren Herkunftsort zurückzuweisen 
seien, dem betreffendeu Ortsvorstand aber sogleich Nach- 
richt davon gegeben werden müsse, damit die erforderlichen 
Vorkehrungen zur Verhütung der Verbreitung der Krankheit 
durch Ansteckung getroffen werden können." 

„ferner, dass dem auf dem Mai'kte verkauften Vieh 
Gesnndheitsnrkunden auszustellen seien, auf welchen der 
Thierarzt mit der Marktkommission zu bescheinipen hatte, 
dass das Thier mit keiner ansteckenden Krankheit be- 
hattet sei." 
Nach den damaligen Verkelirsverhältnissen, welche einen 
Transport von Vieh auf grössere Entfernungen in der Hauptsache 
verhinderten und den Handelsverkehr auf die Wege zwischen den 
Landorten, den nächstgelegenen Marktflecken und grösseren 
Städten beschränkten, waren annähernd die nötigen Vorkehrungen 
getroffen, um die Einschleppung der Seuche und ihrer Weiter- 
verbreitung thunlichst vorzubeugen. Nur war der Verkehr von 
Handelsschweinen noch nicht berücksichtigt. 

Bei der grossen Verbreitung, welche die Maul- und Klauen- 
seuche neuerdings genommen, haben die Geschichte dieser Seuche 
in Baden und die dort gegen dieselben angewandten Massregeln 
ein allgemeines Interesse. 

Eine wesentliche Veränderung der Verkehrsverhältnisse brachte 
der in den vierziger Jahren beginnende Eisenbahnbau, dessen 
Netze allmählich sich über das Flach- und Hochland aus- 
dehnten. Handel und Verkehr belebten sich nicht weniger, als 
die zu jener Zeit auf wissenschaftliche Grumilage übergeleitete 
Landwirtschaft und nahmen bald einen ungeahnten Atifschwnng. 
Die früher zum Schutze der einzelnen Erwerbszweige errichteten 
Schranken machten sieh unangenehm fühlbar und wurden 
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ohBe nfthere Untersiichung ihrer geschichtlichen Entwickelang als 

schädlich zn heseitigen gesucht. Das Bestreben, die freie Ver- 
fügung über das Eigentum tis zu den äusserst zulässigen Grenzen 
sicher zu stellen, machte auch vor den Massregeln zum Schutze 
der Gesundheit, des Lebens und des Eigentums des Menschen 
nicht Halt, am allerwenigsten vor den veteriuärpolizeilichen Mass- 
regeln, zumal die Thierarzueikunde weder ausgebildet, noch durch 
ihr öffentliches Ansehen gekräftigt genug war, um den Einwürfen, 
dass die seuchenpolizeilichen Massregeln einer wissenschaftlichen 
Grundlage entbehrten, siegreich zu begegnen. Stritten sich doch 
selbst, wie oben gezeigt, die Autoritäten auf dem, Gebiete der 
Veterinärpolizei lebhaft um die Frage, ob die Maul- und Klauen- 
seuche überhaupt ansteckend sei, oder nicht vielmehr zu den 
Krankheiten gezählt werden müsste, welche durch eine allgemeine 
in der Luft, im Wasser oder im Futter verbreitete Schädlichkeit 
(Miasma) erzeugt werde. Es war daher kein Wunder, dass die 
Anschauung, „die Maul- und Klauenseuche verbreite sich nicht 
durch Ansteckung", namentlich unter den Landwirthen uud Vieh- 
händlern an Boden gewann. 

Zugleich wurde mehr und mehr betont, dass die Seuche in der 
Regel gutartig verlaufe und nur zuweilen und unter selten ein- 
tretenden Umständen bösartig werde, im Grossen und Ganzen daher 
keinen erheblichen Schaden verursache. 

„Es sei nicht der Mühe werth, irgend welche Anstrengungen 
zur Verhütung der Seuche zu machen. Die Seuche komme und 
gehe und werde durch polizeiliche Massregelu in ihrem Zuge durch- 
aus nicht gestört.. Die Thiere seuchten durch und dann höre die 
Seuche von selbst auf.'' 

Hierzu kam z, B. in Baden eine starke Verseuchung des Landes 
in den beiden Jahren 1862/63. ungeachtet ihrer Missliebigkeit wurden 
die Massregeln gegen die Seuche unnachsichtlich nach den beschrie- 
benen Vorschriften der Verordnung vom lö. Juli 1828 durchgeführt 
und hatten auch zur Folge, dass die in 4ö Amtsbezirke verschleppte 
Seuche 1862 nur in 275 Gemeinden 10223, und im Jahre 1863 nur in 
3ö9 Gemeinden 11 751 Binder und einige Schafe und Schweine ergriff. 

Allein die überlauten Klagen über die Belästigungen, welche 
die veterinärpolizeilichen Massregeln der Landwirthschaft, dem Vieh- 
verkehr und dem Viehhandel veranlasst hatten, wurden mit so 
mancherlei Belegen begründet, dass nunmehr die öffentliche Meinung 
gänzlich umschlug und die Eegierungen dem insbesondere von 
dem Viehhandel betriebenen Drängen nach Ermässigung bezw. 
Aufhebung der polizeilichen Schutzmassregeln um so mehr nach- 
geben mussten, als gerade in .jener Zeit die neu gebildete Ver- 
tretung der Landwirthschaft im Vereine mit einigen thierärztlichen 
Autoritäten die Ansicht noch schärfer als bisher vertrat, dass der 
Maul- und Klauenseuche, weil sie andere Mittel der Verbreitung 
besitze, als die Ansteckung, mit Sperrmassregeln gar nicht beizu- 
kommen sei. 

Unter dem Einfluss der beschriebenen öffentlichen Meinung 
fand eine gänzliche Umgestaltung der veterinärpolizeilichen Mass- 
regeln gegen die Viehseuchen statt. Am 16. August 18Ö5 erschien 
z, B, in Baden die neue Seuchenordnung (Keg.-Bl. 1865 S. 585), in 
welcher die Maul- und Klauenseuche noch unter den Krankheiten, die 



polizeilich zu hekämpfen sind, Aufnahme fand und die Anzeige- 
pflicht der Viehbesitzer beim Ausbruch derselben geboten war. 
Speziell gegen die Seuche beschränkten sich aber die Mass- 
nahmen auf folgende in § 21 der Justniktion zum Vollzuge der 
Senchenordnung (Centr.-V.-Bl. 1865 8. 165) enthaltenen, sehr wenig 
eingreifenden Vürsehriften. Sie lauten: 

1. „Bei der gutartigen Maul- und Klauenseuche gentigt die 
einmalige Abordnung des Bezirksthierarztes zur Feststellung der 
Krankheit und ihres Charakters, sowie zur Belehrung der Thier- 
besitzer über die zweckmässigste diätetische Behandlung der 
kranken Thiere. Sperrmassregeln sind zu unterlassen. Jedoch 
sind während der Dauer der Seuche im Orte keine Viehmärkte 
abzuhalten." 

2. „Hat die Krankheit einen bösartigen Charakter und ist 
nachweisbar Ansteckung von Thier zu Thier die Ursache der Weiter- 
verbreitung, so sind sogleich die zweckdienlichen Sperrmassregeln 
zu ergreifen und strenge zu handhaben. Findet aber eine Ver- 
breitung der Krankheit mittelst der Luft statt, so sind Sperrmass- 
regeln auch hier zu unterlassen." 

3. „Bei der bösartigen chronischen Klanenseuche der Schafe 
genügt es, der Herde, wenn sie nicht ohnehin im Stalle gelialten 
wird, einen bestimmten Weideplatz anzuweisen." 

4. „Je nach dem Grade der Bösartigkeit der Krankheit ist 
ein mehr oder minder strenges Desinfektionsverfahren anzuwenden." 

Jedoch erlitten nicht allein die Massregeln gegen die Seuchen- 
herde eine Einschränkung, die ihre Wirksamkeit lähmte, sondern 
auch die gegen die Seuchenverschleppung angeordneten Massnahmen 
wurden wesentlich abgeschwächt. Denn bereits durch die Verordnung 
des Badischen Ministeriums des Innern vom 21. Oktober 1842 (Reg.- 
Bl. S. 288) war die Vorschrift aufgehoben worden, dass das auf 
den Viehmarkt gebrachte Vieh mit einem Gesundheitsschein ver- 
sehen sein miisse, dagegen die Bestimmung aufgenommen, dass, 
wer überwiesen werde, Thiere aus einem Orte, iu welchem unter 
der betreffenden Gattung eine ansteckende seuchenhafte Krankheit 
herrscht und deshalb daselbst die Ortssperre angelegt ist, auf 
[einen Markt gebracht zu haben, in eine Geldstrafe verfalle, die 
Huch denjenigen treffe, der ein mit einer leicht wahrnehmbaren an- 
■flteckenden Krankheit behaftetes Thier auf den Markt gebracht habe. 
Nachdem auf diese Weise fast jeder polizeiliche Schutz be- 
eitigt war, überzog die Seuche das Land Baden abermals im Jahre 
869. Jetzt erschien sie in sämmtliclien Amtsbezirken des Landes, 
md zwar in 1033 Gemeinden und befiel daselbst 139 995 Rinder, 
W09 Schafe und 2546 Schweine. Auf 10000 Stück Rindvieh des 
Landes waren nicht weniger als 2296 Stucke d.'h. nahezu ein Viertel 
^er Gesammtheit, verseucht. 

Bei der ausserordentlichen, bis dabin in einem derartigen 

Umfange noch nicht beobachteten Verseuchung des Landes, ordnete 

Bffie Badische Regierung Erhebungen über die Seuche an, und zwar 

insbesondere über die Wege, auf welchen die Seuche eingeschleppt 

nitd weiter verbreitet worden war, ferner darüber, auf welche 

^hierarten die Seuche sich verbreitet, ob Uebertragungen der 

teuche auf den Menschen vorkommen, wie hoch der Schaden sich 

»rechnet, den die Krankheit anrichtet, welche Mittel zur Be- 



— u — 

kämpfiing der Seuche oder znr Milderung ihres Schadens ange- 
wendet wurden, 

Das Gesamtergebniss lieferte vier wichtige Thatsachen; 

1. dass die Krankheit durch Thiere aus dem Auslande, 
namentlich durch wandernde Schweiiieheerden eingeschleppt 
wurde und dass die Schweine sehr oft auch im Binnenlaude die 
Seucheverbreiter waren; 

2. dass in den meisteu Fällen die Krankheit sich nachweislich 
durch die Ansteckung verbreitete; 

il. dass die Unterscheidung der Krankheit in eine gutartige 
und in eine bösartige '") nicht wohl begründet sei und 

4. dass der Schaden, den die Seuche anrichtete, den Schaden 
weit iibertreft'e, den alle übrigen Seuchen (Lungenseuche, Kotz, 
Räude, Schafpockeu, Milzbrand) zusammen im Lande verursachten; 
dass insbesondere der Verlust an Milch, an Fleisch, an Arbeits- 
leistung, der Verlust durch das Verwerfen trächtiger Thiere, durch 
die Hemmung des Zuchtbetriebs, durch das Eingehen von Kälbern, 
Ferkeln und Lämmern, durch die Nothschlachtungen und das Um- 
stehen erwachsener Thiere sich mindestens auf 20 M, für jedes 
erkrankte Haupt berechne und dass daher der Schaden, den die 
Maul- und Klauenseuche vom Juli bis Dezember ISfiö der badischen 
Landwirthschaft angerichtet hatte, in den Hindviehställen allein 
auf rund 2 81XJ00I"» M. geschätzt werden müsse. 

Es wareu somit zwei Irrthüraer, welche die Aufhebung der 
Schutzmassregeln gegen die Maul- und Klauenseuche herbeigeführt 
hatten, durch eine eingehend geführte amtliche Untersuchung des 
Gegenstandes gründlich widerlegt und ferner erkannt, dass die 
Schweine bisher nicht oder nicht genugsam beachtete Verbreiter 
der Seuche seien. 

Das Ergebniss führte alsbald zu Massregeln gegen die Ein- 
schleppung der Seuche in das Grossherzogthum, zunächst gegen 
die wandernden Schweineheerden, welche unter polizeilicher Kon- 
trole durch die Verordnung vom 27, Dezember 1871 (Ges,- u, V.-El, 
S. 179) gestellt wurden. 

Die Verordnung lautet: 

„Mit Rücksicht auf die in neuester Zeit wiederholt festge- 
stellte Eiuschleppung der Maul- und Klauenseuche in das Gross- 
herzogthum durch Einführung von Schweine-Treibheerden wird auf 
Grund des § 90 des Polizei-Strafgesetzbuches verordnet, wie folgt:'' 

„Waudernde Schweineheerden dürfen nur dann im Gross- 
herzogthum von Ort zu Ort getrieben werdeu, wenn sie nicht mit 
der Klauenseuche behaftet sind. Die Schweinetreiber müssen ein 
bezirksthieräitzlichesZeugniss bei sich führen, welches die Seuche- 
fieiheit der Heerde bescheinigt. Dieses Zeugniss ist alle fünf Tage 
zu erneuern." 

„Bei dem Mangel eines solchen Zeugnisses, oder wenn in 
der Heerde die Seuche ausgebrochen, ist Jene an einem abgeson- 
derten Orte so lange abzusperren, bis die bezirksthi erärztliche 
Untersuchung die Schweine als gesund erfunden hat, oder die 
Seuche getilgt ist und die Füsse der Thiere auf eine angemessene 

*} Als bdBartige Seuche bezeicfanete mau irrUiUmticli die üblen Nach- 
krankliciten. welcliu sich bei vereüochteo TLieren cinBtolltcn, die aber mit der 
Senube uicbta laehr zu thun haben und nicht ansteckend sind. 
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Weise desinflzirt sind. Der Standort solcher Heerden ist in ähn- 
licher Weise zu desintizüen, wie die Ställe." 

Zu weite fgeheudeu Massiegelu ge^eii die Ausbreitung der 
Seuche konnte sich die Badiscbe Regierung vorerst nicht ent- 
schliessen. Sie Hess sich hierbei von folgenden Erwägungen leiten: 

Die Maul- und Klauenseuche ist unzweifelhaft eine im Lande 
nicht entstehende, jeweils von Aussen eingeschleppte Krankheit, 
die aber ihres äusserst beweglichen und lebenskräftigen Ansteckungs- 
stotfes wegen nur durch die strengsten und ausgedehntesten Sperr- 
massregelu aufgehalten werden könne. Stall- und Ürtssperre 
würden in den wenigsten Fällen ausreichen, eine Weiterverbreitung 
der Krankheit, die oft sprungweise auf grosse Entfernung hinaus 
geschehe, zu verhüten. Es müsste schon, wie bei der Rinderpest, 
die Gemarkungssperre angeordnet und energisch gehaudhabt, dia 
Viehmärkte weit im Umkreise des Seuchenherdes verboten und 
der Verkehr von Mensclien, Thieren, Thierprodukten und Futter auf 
Bahnen und Strassen gänzlich aufgehoben werden, wollte man auf 
eine erfolgreiche Abhaltung der Seuche rechnen dürfen. Denke 
man sich die oben bezeichneten Massnahmen bei jedem Erscheinen 
der Seuche durchgeführt, so würden viele Landestheile unter 
Kontumaz gestellt sein und vielleicht sehr empfindliche Verluste 
durch diese erleiden. Sei die Seuche in der Nähe oder auch in 
der Ferne aufgetreten, der Viehverkehr mit den verseuchten Ge- 
genden aber unbeschränkt, so würden mit jedem Viehtrausport, 
mit jedem Viehmarkt ansteckende Tiere eingefühlt und neue 
Seuchenherde im Binnenlande angefacht werden. Eine Verhütung 
der Einschleppung der Krankheit aus den Nachbarländern sei nicht 
denkbar, da es Baden an den Mittelu nach den meisten Seiten hin 
fehlt, die Grenzen abzusperren, uud die absolute Landessperre 
schwerere Nachtheile für die Volkswirtschaft als die Seuche selbst 
bringen würde. Die Schweiz könne sieh gegen das Ausland ab- 
schliessen, weil sie nach jeder Richtung hin mit Zolhvachen be- 
setzte Grenzen besitze und Vieh hauptsächlich ausführe und eigent- 
lich nur Fleischthiere, die alsbald an die Schlachtbank gehen, und 
junge Thiere, die in in der Regel nicht verseucht sind, einführe, 
Demungeachtet habe die Sperre gegen das Ausland und die Sperre 
der Seuchenherde im schweizei-ischen Inlande den Zweck der 
Senchenabhaltung und -Eindämmung auch nicht erfüllt, da die 
Seuche gleichfiills dort erscheine und sich verbreite, ja selbst von 
dort aus nach dem Auslande weiter verschleppt worden sei. 
Baden führe eine grosse Anzahl von Rindern, Schafen und 
Schweinen ein, sei Stapelplatz lür die Viehausfuhr nach Frankreich 
und erfreue sich einer ganz bedeutenden Durchfulir von Viehherden 
auf Bahnen nnd Landstrassen, Nur durch die nahezu vullständige 
Hemmung der gedachten Ein- Durch- und Ausfuhr könne die 
Seuche mit einiger Wahrscheinlichkeit niedergehalten werden ; 
aber auch dann sei eine absolute Sicherheit nicht zu erreichen, 
weil die Senche nicht allein durch Tliiere. sondern auch durch 
Menschen uud Gegenstände verschleppt werden könne. Aus all' den 
Erwägungen gehe hei-vor, dass die polizeilichen Anordnungen sich 
auf die thunlichste Verhütung der Einsclileppung und Verscldeppung 
der Seuche durch den Viehtransport auf den Eisenbahnen, durch 
die wandernden Vieh- (Schafe- uud Schweine-)herden, durch die 
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Farrenställe, durch die Viehmärkte, kurz durch die allgemein 
wirkenden Veranlassungen zu beschränken hätten und dass es dem 
Viehbesitzer überlassen bleiben müsse, sieb mit eigenen Mitteln 
vor dem Schaden zu schützen , dessen Abhaltung dem Ein- 
zelnen durch die Beobachtung der Regeln des Selbstschutzes nicht 
unmöglich sei. 

Diesen Erwägungen entsprechend wurde nunmehr weiter ver- 
fahren. Das Hauptgewicht legte man auf die Verhütung der 
Seuche Verbreitung, soweit dieselbe durch den Viehverkelir ver- 
anlasst wird, auf die Bekanntmachung der zur amtlichen Kenntniss 
gelangten Seuchenherde und auf Belehrungen , und überliess das 
Weitere der Abhaltung der Seuche dem Selbstschutze der Vieh- 
besitzer. Demgemäss erhielt nun der früher angeführte S 21 der 
Instruktion zu der Seuchenordnung vom 16. August ]c65 laut Ver- 
ordnung des Badischen Ministeriums des Innern vom 5, Januar 1872 
(Ges. u. V.-Bl. S. 15) folgende Fassung: 

„Bei der Maul- und Klauenseuche genügt die einmalige Ab- 
ordnung des Bezirksthierarztes zur Feststellung der Krank- 
heit und ihrer Verbreitung, sowie zur öffentlichen Belelirung über 
dieselbe." 

„Von dem Ausbruch der Seuche hat das Bezirksamt die den 
Seuchenherd umgebenden Gemeinden oder Bezirke sofort in 
Kenntnis zu setzen und die Ortspolizeibehörden der befallenen 
und bedrohten Orte zur Bekanntmachung der unter der Ueber- 
schrift „Maul- und Klauenseuche" in No. 4 des 1872r Landwirth- 
schaftlicheu Wochenblatts enthaltenen Belehrung zu veranlassen." 
„Die Sperre und das Desinfektions verfahren ist nur für die 
verseuchten Stallungen anzuordnen, in welchen die von der Ge- 
meinde oder für dieselben aufgestellten männlichen Zuchtthiere 
sich befinden." 

,.Die Ortspolizeibehörde kann ferner während der Dauer der 
Seuche und auf den Antrag des Bezirkstierarztes den Weidgang 
der Viehherden untersagen und Massnahmen zum Schutze der im 
öffentlichen Gebrauche stehenden männlichen Zuchtthiere ergreifen. 
Solche ortspoüzeilichen Anordnungen sind alsbald zur Kenntniss 
des Bezirksamtes zu bringen." 

„Die Abhaltung von Viehmärkten und Aussteilungen kann in 
Orten, in welchen die Seuche nachgewiesen ist, auf den Antrag 
des Bezirksthierarztes durch das Bezirksamt verboten werden." 

.,Dieses Verbot tritt jedenfalls dann ein, wenn mehr als drei 
Stallungen in dem Orte verseucht sind." 

In derselben Mi nisterial verfugung wurde bestimint, dass die 
Verordnung vom 17. September 1871 (Ges.- n. V.-Bl. No. 32). die 
Wanderschweineherden betr. , für alle wandernden Vieh- 
herden in Kraft trete. 

Sodann begann man dem Viehtrausportmaterial der Eisen- 
bahnen, durch welches eine Verschleppung der Seuche bewirkt 
werden kann und thatsächlich auch bewirkt worden war, Aufmerk- 
samkeit zu schenken und die Unschädlichmachung desselben hin- 
sichtlich der Seuchenverbreitung gesetzlich zu regeln. Zunächst 
war es allerdings das Bundesgesetz vom 7. April 1869. betr. die 
Kinderpest, welches die Eisenbahnverwaltungen verpflichtete, bei 
Einderpeslgefahr jeden Viehtransportwagen der Bahnen sogleich 
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uach Entladung sorgfältig reinigen und desinfizieren zu lassen und 
ebenso mit dem übrigen Eisenbalinmaterial, das zum Ver- und Ent- 
laden von Vieh gedient hatte, zu verfahren. Aber schon von 1872 
ab (Erlass der öeneraldirektion der Badischen Staatseisenbahnen vom 
10. Dezember 187:J No. 63 000 B und Generalverfdgung derseibea 
Stelle vom 22. Dezember 1872 No. 65 356 B) geschah die Desinfektion 
des Eisenbahntransportmaterials, welches für Vieh benutzt wurde, 
auch zur Verhütung der Verschleppung der Maul- und Klauenseuche, 
und zwar in einer Weise, die für die später erfolgte weitere Aus- 
bildung der Gesetzgebung über die Materie massgebend geworden ist. 

Die Maul- und Elauenseuche, welche seit 186V! nicht ver- 
schwunden war, trat nun 1872 wiederholt in verheerender Weise 
im Laude auf. Sämtliche Amtsbezirke, und zwar 920 Gemeinden, 
und in denselben 108 400 Kinder, 4196 Schafe und 3001 Schweine, 
(von 10 000 Stück Rindvieh des Landes 1743) waren von derSeuch« 
ergriffen. Die Verbreitung der Seuche und der Seuchenschaden 
waren etwas weniger als ein Drittel hinter demjenigen von 1869 
zurückgeblieben; indessen musste der Schaden immerhin noch — 
unter sehr massiger Anrechnung des Schadens am einzelnen Stücke 
— auf über 2 000000 M. geschätzt werden. 

Während dieses Seuchenganges war der Viehbesitzer, wie 
schon 1869, von den als lästig verpönten Polizeimassregeln befreit 
geblieben. Neu war gegen 186'J eigentlich nur die Belehrung der 
Viehbesitzer über den Selbstschutz, welche nachdrücklich in allen 
Bezirken stattfand, ferner die Kontrole über die Wauderviehherden, 
sodann die Desinfektion des Eisenbahntransportmaterials und endlich 
die durch die Seuchengefahr und den Mangel an polizeilichem 
Schutze gegen die Gefahr der Ansteckung bedingte Nöthigung des 
Viehbesitzers zur Handhabung des empfohlenen Selbstschutzes, 

Thatsächlich wurde denn auch die Verordnung vom 5.Januar 
1872 an einzelnen Orten richtig verstanden und sinngemäss durch- 
geführt. Dort vereinigten sich die Viehbesitzer und legten sich 
freiwillig neben dem Selbstschutze die Beschränkungen im Vieh- 
verkehr auf, welche eine Eindämmung der Seuchen ver breitung zur 
nothwendigen Folge haben mussten. 

Allein an anderen Orten wurde die Hoffnung auf die frei- 
willige Mitwirkung der Thierbesitzer zur Abhaltung der Seuche 
sehr getäuscht. Von den Viehhändlern gar nicht zu sprechen, 
fanden es die Landwirthe, das eigene Interesse dem allgemeinen 
voranstellend, nicht für vortheilliaft, den verseuchten Bestand ab- 
zuschliessen, sondern ihn, besonders, wenn er Mast- oder sonstiges 
Handelsvieh enthielt, so rasch als möglich abzusetzen, um grösseren 
Schaden durch die Verseuchung der Thiere im eigenen Stalle ab- 
zuwenden. Von dieser gemeingetährlicheu „Selbsthilfe" wurde ent- 
schieden mehr Gebrauch gemacht, als von dem empfohlenen „Selbst- 
schutze". In vielen Landesgegenden wurde diesem schon desshalb 
wenig Vertrauen entgegengebracht, weü die Anschauung, dass der 
Seuchenstoff in der Luft, im Futter, im Wasser oder sonstwo liege 
und dass dagegen nichts vorzukehren seij immer noch Boden fand. 

Während daher auf der einen Seite, wo die Einsicht, das 
Verständniss und der gute Wille seitens der Viehbesitzer und der 
Gemeindebehörden vorhanden war, günstige, wenn nicht günstigere 
Ergebnisse als durch die frühere Aufwendung von Polizeimassregelu 
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bei der Abwehr der Seuche durch den Selbstschutz erzielt wurden, 
entwickelten sich auf der anderen Seite Missstände, die unverkenn- 
bar den eigennützigen Handlungen der Viehbesitzer eutsiirangen 
und weit verbreiteten Schaden anrichteten. Besitzer verseuchter 
Bestände scheuten sich nicht, sämmtliche Thiere, soweit sie laufen 
konnten, an den öffentlichen Brunnen zu tränken oder auf die ge- 
meinsame Weide zu schicken oder die noch nicht angegriffenen, 
aber schon angesteckten, sowie die erst kiirz wiedergenesenen, aber 
immerhin noch ansteckungslahigen, ja — wenn es anging — selbst 
erkrankte Thiere vor den Wagen oder Pflug zu spannen und mit 
den Thieren über Orts- und Landstrassen, Feldwege u. s. w. zu 
fahren. Hiermit war der örtlichen Verbreitung der Seuche Thor 
und Thür geöfihet. Nun blieben aber die verseuchten Bestände 
auch dem Zutritte fremder Personen (Viehhändler, Metzger, Milch- 
verkäuier u. s. w.), d. h. Leuten geöffnet, die an einem Tage 
viele Ställe und mehrere Ortschaften besuchten und den in einem 
Stalle aufgelesenen Seuchenstoff hinaus in andere Orte trugen. Bis 
zu kaum übersehbarer Tragweite erstreckte sich aber die Ver- 
schleppung des Seuchenstütfes, als dieselben Leute mit ungereinigten 
Händen, Stiefeln und Kleidern Vieh-, Schaf- und Schweinemärkte 
besuchten, oder wenn Viehbesitzer das noch gesunde, aber schon 
angesteckte Vieh auf den Markt trieben oder sonst bei einer Ge- 
legenheit nach auswärts verkauften oder Stroh. Heu, Dünger nach 
anderen Orten ausführten. 

Wenn nun nach solchen Vorgängen die Seuche in den Be- 
ständen vieler Viehbesitzer oder ganzer Ortschaften ausbrach, so 
erhoben sich über Mangel an Schutz gegen die Seuchengefahr leb- 
hafte Klagen und Beschwerden, die allmählich und immer häufiger 
und lauter polizeiliche Hilfe verlangten, 

Zwar verschwand die Seuche, welche 1872 in sämtlichen Ge- 
meinden des Landes aufgetreten war, nahezu im folgenden Jahre, 
kehrte aber 1H74 in empfindlicher Weise wieder, um in fast gleicher 
Ausdehnung bis zum Schlüsse des Jahres lx^l^ zu grassieren. 

Nun traten neue Hmstände hinzu, welche den Seuchenschaden 
erheblich grösser erscheinen Hessen. Vieh, Fleisch, Milch und die 
Molkereiprodukte waren im Preise sehr erheblich gestiegen. Das 
Fleisch kostete das Dreifache des in den vierziger und fiinziger 
Jahren üblichen Preises. Vom „nothwendigen üebel" war das Vieh 
die Hauptquelle der Einnahme der Wirthschaft geworden. 

Wenn daher die Seuche die Nutzung aus den Thieren während 
einiger Wochen beeinträchtigte oder aulhob, wenn gemästete Thiere 
am Fleische abfielen, wenn das Euter der Thiere Not litt oder ganz 
versiegte, wenn trächtige Kühe zn frühe kalbten oder verwarfen, 
wenn in futterarmen Gegenden erkrankte Thiere und viele Kälber 
eingingen, wenn das Gespannvieh abmagerte, lahmte und oftmals 
die Arbeitsfähigkeit durch Entartung der Klauen verlor, wenn 
endlich eine Zahl von Thieren infolge von Nachkrankheiten nahezu 
werthlos wurde und notgeschlachtet werden musste, so konnte nicht 
mehr behauptet werden, , dass die Seuche gutartig sei, keinen er- 
heblichen Schaden verursache und ernstliches polizeiliches Ein- 
schreiten nicht rechtfertige. 

Trotzdem vermochte sich dieGrossh, Badische Regierung nicht zu 
entschliessen, die vor 1865 in Geltung gewesenen Sperrmassregeln 
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■wiederaufzimehmen, weil sie die Schwierigkeiten der erfolgreichen 
AbspeiTULg von Viehbeständen der meistens in geschlossenen Ort- 
Bchi&'ten eng bei einander wohnenden Landwirthe nicht gering 
schätzte und der Wahrnehmung, dass in 90 pCt. dar Fälle Handels- 
lente und Handelsvieh, insbesondere dasjenige, welches im Hausieren 
angekauft oder feilgeboten wird, die Seuche verbreiten, Beachtung 
schenkte and demgemäss das Hauptgewicht auf die Unschädlich- 
machung des Handelsviehverkehrs legen zu müssen glaubte. 

Der Transport von Vieh auf den Eisenbahnen war bereits als 
ein Mittel der Seuchenverbreitung erkannt und die Unschädlich- 
machung desselben durch entsprechende Massregeln in Baden an- 
geordnet worden. Die starke Verseuchung, welche auch andere 
deutsche Länder traf, hatte nun zur Folge, dass die in Baden 
schon übliche Keinigung und Desinfektion des zum Viehtransporte 
verwendeten Bisenbahnmaterials durch Eeichsgesetz vom 25. Februar 
1876 (Eeichsgesetzblatt S. 123) allen Eisenbahnverwaltungen des 
Reiches als Verpflichtung auferlegt wurde. Zu dem gedachten 
Eeichsgesetz erliess der Bundesrat unter dem 6. Mai 1076 eine 
Instruktion, die unter dem 20. Juni 1886 eine Abänderung erfuhr. 
Zum Vollzug der reichsgesetzlichen Bestimmung erschien die 
badische Vollzugsverordnung vom 25. Februar 1876 (Ges. n. V,-Bl. 
S. 343) bezw. vom 19. November 1886 (Ges.- u. V.-Bl. S. 533) und 
vom 24. Juli 1888 (Ges. u. V.-Bl. S- 370), welche die Eisenbahn- 
stationen, an denen die Reinigung und Desinfektion der zum Vieh- 
transporte benutzten Eisenbahnwagen stattzufinden hat, bezeichnete 
und vorschrieb, wie die Eeinigung und Desinfektion in den ver- 
schiedenen vom Gesetze ins Äuge ^efassten Fällen auszuführen 
sei. Der Stationsvorsteher bezw. Stationsmeister trägt nach den ge- 

f ebenen Bestimmungen die Verantwortung für den richtigen Vollzug 
er Vorschriften, der auch von den Bezirkstierärzten zu über- 
wachen ist. Im Falle der thatsächlichen Verunreinigung eines 
Transportmittels mit Seuchengift oder beim dringenden Verdachte 
einer solchen hat die betreffende Stationsbehörde dem ßezirksamte 
und dem Bezirksthierarzte Nachricht zu geben, damit Letzterer die 
Desinfektion des Transpoitmaterials leite und unter seiner Aufeicht 
ansfiiliren lasse. Ueberdies bestimmt die Vollzugsverordnung, welche 
Tase für dieDesinfektion zu erheben sei. Endlich erhielten dieBezirks- 
thierärztedurehErlassGrossh,BadischenMinisterium8 desinnern vom 
19. Dezember 1876 Nr. 18190, bezw. vom 6. Juni 1887 Nr. 10 937 
eingehende Weisung darüber, wie bei der Leitung und Ueber- 
wachung der Desinfektion des Eisenbahntransportmaterials zu ver- 
fahren sei. 

Eine vollständige Wendung erfuhr der polizeiliche Schutz 
gegen die Maul- und Klauenseuche durch das im Jahre 1881 in 
Kraft getretene Reichsgesetz vom 23. Juni 1880, betr. die Abwehr 
und Unterdrückung von Viehseuchen (Reichsgesbl. S. 143). 

Bis dabin galten in Baden, ebenso wie in den übrigen deut- 
schen Staaten gegen die einzelnen Seuchen, auch gegen die 
Maul- und Klauenseuche besondere Bestimmungen. Manche Staaten 
hatten überhaupt keine Vorschriften gegen diese Seuche erlassen. 

Im Königreich Sachsen war z. B. bezüglich' der Manl- und 
Klauenseuche eine Verordnung vom 24. März 1874 in Kraft: 
(Auszug.) 



Krankes, sowie auch nnr dringend verdächtiges Vieh 

darf weder über die Grenze getrieben, noch überhaupt im Lande 
auf Strassen und Wegen getrieben oder auf Viehniärkten zum 
Verkauf aufgestellt, bezieheotlich zum Kauf angeboten oder ver- 
kauft, oder auf Strassen und Wegen als Spannvieh benutzt werden. 

§ 3. Herden von Klauenvieh, in welchen auch nur einzelne 
Stüclte von der Maul- und Klauenseuche befallen oder der Seuche 
dringend verdächtig sind, iugleichen einzelne Viehstücke, welche 
sencbekrank sind, oder der Seuche dringend verdächtig erscheinen, 
sind, wo sie auf Strassen, Wegen und öffentlichen Plätzen be- 
troffen werden, anzuhalten, auf Kosten der Treiber, beziehentlich 
Händler oder Besitzer unter tierärztliche Aufsicht zu stellen, und 
nicht eher wieder freizugeben, als bis dies von dem Bezirkstier- 
arzte für zulässig erklärt wird. 

§ 4. Jeder Besitzer vou Klanenvieh ist zur sofortigen An- 
zeige von dem Ausbruche der Seuche bei der Ortsobrigkeit ver- 
pflichtet. Letztere hat dann das Nöthige zur Verhütung der Weiter- 
verbreitung der Seuche mit dem Bezirksthierarzte vorzunehmen, 
auch den Gemeindevorständen der nächstgelegenen Ortschaften 
Mittheilung zu machen. 

§ 7. Die Ortsobrigkeiten haben dafür zu sorgen, dass der 
Gesundheitszustand der auf die Märkte gebrachten Thiere durch 
sachverständige Männer überwacht wird. 

In Mecklenburg-Schwerin bestand bezüglich der Maul- und 
Klauenseuche eine Verordnung vom 9. November 1838. 

. . . . , so wird, mit Hinweisung auf die desfallsigen Be- 
stimmungen in der Mediciiial-Ordnung vom 18. Februar 183o und 
mit Bezug auf das Publicandum vom 15. August d. J, 

1. allen Orts- und Guts -Obrigkeiten wiederholt zur Pflicht ge- 
macht, von dem etwaigen Ausbruch der Maulfaule oder 
Zungenseuche innerhalb ihres Bezirks nicht nur der ganzen 
Nachbarschaft, sondern auch dem Kreisphysikus unverzüglich 
Nachricht zu ertheilen. Sodann wird 

2. denselben hiermit aufgegeben, sobald die Krankheit in ihren 
Bezirken als erloschen betrachtet werden kann, der Nachbar- 
schaft und dem Kreisphysikus eine gleiche Anzeige zu 
machen, und soll 

3. alles Treiben nicht nur von mit dieser Krankheit behafteten, 
sondern auch, im Fall die Führer nicht mit obrigkeitliehen 
allsreichenden Gesundheitspässen versehen sind ^ von ge- 
sundem Bindvieh über die Grenze der Feldmark, zu welcher 
es gehört, hinaus, hiermit unbedingt verboten und für den 
Uebevtreiber dieses Verbots eine Polizeistrafe von einem 
Thaler für jedes Haupt festgesetzt, den Local-Polizeibehörden 
aber ausserdem die Befugniss zugestanden sein, allem nicht 
durch Gesundheitsscheine als unverdächtig ausgewiesenen 
Rindvieh den Durchgang durch ihr Gebiet zu verwehren. 

Das preussische Gesetz, betr. die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehseuchen, vom 25- Juni 1875, wird als bekannt vorausge- 
setzt, um so mehr, als es die Grundlagen für das spätere Reichs- 
viehseuchengesetz abgegeben hat. 

Das zur Bekämpning des gemeinsamen Feindes so nothwendige 
Zusammenwirken der Staaten fehlte sowohl in der Abhaltung der 



■Von dem Auslände vordringenden Seuche, als auch in der Unter- 
■4rückung derselben im Inlande. Die Anstrengungen eines Staates, 
■seine Grenzen zu schützen und das Binnenland von der Seuche zu 
■Ijefreien, wurden oft durch die Unthätigkeit eines benachbarten 
vBtELates vereitelt. 

r Die Beseitigung dieses bedauerlichen Zustandes war die 

Hauptaufgabe des Reichsseuchengesetzes. War auch zu befürchten, 
dass der Vollzug desselben sich anfänglich verschieden in den 
einzelnen Staaten gestalten würde, so war doch nunmehr eine 
gewisse Einheit in die Massregeln gebracht, welche die sichere 
Aussicht eröffnete, dasa mit der Zeit auch der Vollzug an Gleich- 
artigkeit gewinnen werde. 

Die Lehre, dass die Maul- und Klauenseuche durch üeber- 

tragung des Ansteckungsstoffes von Thier zu Thier entstehe, hatte 

I sich noch immer nicht überall Eingang verschafft. Man stritt sich 

I weiter über den miasmatischen oder über den kontagiösen Cha- 

pffakter dieser Seuche, obwohl schon seit dem Jahre 1874 kein Ge- 

Iringerer als Bollinger (von Ziemssen's Handb. III. S. 574) den 

i einzig richtigen Standpunkt durch Schrift und Wort vertreten hatte. 

I' Diesem unheilvollen Streite über die Entstehungs- und Ver- 

Rbreitungsursache der Maul- und Klauenseuche machte das Keichs- 

Eseuchengesetz ein Ende, indem es letztere unter die Thierkrank- 

meiten einreihte, welche veterinärpolizeilich zu bekämpfen sind und 

FWermit, unter Bezugnahme auf die Motive, bekundete, dass die 

Seuche als eine nicht im Inlande entstehende, sondern sich nur 

durch Ansteckung verbreitende und auf den Menschen übertragbare 

Krankheit sämmtlicher Klauenthiere angesehen werde. 

Ferner fasste das Reichsseucheugesetz alle durch die Er- 

_&hrung und durch die wissenschaftliche Forschung ermittelten 

I "Wege der Seuche ins Auge und bestimmte hiernach, durch welche 

^laittel der Einscbleppung der Seuche aus dem Ausland zu begegnen, 

die Verbreitung der Seuche im Inland zu verhüten und endlich 

ein im Inlande ausgebrochener Seuchenherd zu tilgen sei, den 

einzelnen Staaten die Wahl unter den bezeichneten Mitteln und 

deren Anwendung überlassend. 

Die Kenntniss der Bestimmungen des Reichsviehseuchengesetzes 
wird als bekannt vorausgesetzt. 

Ein zweites Gesetz, welches seit der Wiedererrichtung des 
Deutschen Reiches von Reichswegen erlassen worden und für die 
Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche mit massgebend ist, 
stellt das „Gesetz vom 25. Februar 1876, betr. die Beseitigung von 
Ansteckungsstoffen, bei Viehbeförderungen auf Eisenbahnen" vor, 
nebst der ,, Bekanntmachung des Bundesrathes vom 20. Juni 1886". 
betr. die Ausführung des genannten Gesetzes. 

Auch die Bestimmungen dieses Gesetzes werden als bekannt 



Wie trotz des Vorhandenseins dieser gesetzlichen Handhaben 
zur Einschränkung und Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche, 
letztere, statt zurückzugehen, immer mehr an Ausbreitung ge- 
I Wonnen hat, ergiebt sich aus nachstehenden statistischen Nach- 
richten: 



Nene Änsbrnche der Maul- und Klaneoseuche 1886/90. 



niG 892 70 

5108 8207 8751 

8437 11690 3247< 

Von dem Grade der Ausbreitung der Maul- und Klauenseuche 
im Jahre 1890 gewinnt man ein noch vollständigeres Bild, wenn 
man in Betracht zieht, dass von derselben betroffen wurden: 

Nene Ausbrüche der Maul- und Klauenseuche 
im Jahre 1890. 




:|jahr| 3.Vierteljahr! iVierteljalir 



In Staaten 

„ Reg;ierniigabezirken 
„ Kreiaen Ämtshaupt^ 
mnuDHctiatteii etc. . 
„ Gemeinden .... 
„Gehöften .... 
mit Rindvieh . . StUck 
„ Schafe u. Ziegen „ 
„ Schweine . . . „ 



1M6 
3427 
ei732 
28B17 
3Ö578 



466 
2476 

11690 
108601 
67535 
27543 



22470 
196344 
lOöOll 



Ganz verschont blieben von der Seuche nur die Gebiete von 
Mecklenburg-Strelitz, Waldeclt, Schaumburg-Lippe, Bremen, Lübeck, 
preussischer Eegierungsbezirk Stralsund und das oldenburgische 
Fürstenthura Lübeck (Eutin). In mehreren Ländern, u. a. auch in 
den Königreichen Sachsen und Württemberg, den Grossherzog- 
thümern Hessen und Sachsen-Weimar, den Herzogthümern Sachsen- 
Meiningen, Sachsen-Altenbnrg und Anhalt, und dem Reichsland 
EIsass-Lothringen, waren sämmtliche Verwaltungsbezirke von der 
Maul- und Klauenseuche heimgesucht worden. 

Auch im Jahre 1891 Iiat die Seuche eine wesentliche Ein- 
schränkung noch nicht erfahren, denn in den ersten 9 Monaten 
dieses Jahres sind nach der bis jetzt vorliegenden ^,Viehseuchen- 
Statistik des Deutschen Reiches" für das 1. bis 3. Vierteljahr 1891 
von der Seuche im Deutschen Reiche neu betroffen worden: 



Neue Ausbrüche der Maul- und Klauenseuche 
im Jahre 1891. 





1. Vierteljahr 


2.Vierteljahrä. Vierteljahr 


9 Monaten 


Gemeinden 

Gehöfte 

mit Rindvieh . . Stück 
,. Schafen u. Ziegen „ 
„ Seh weinen . . „ 


3195 
10341 

131594 
Ü5203 
327« 


2Ü7ß 
7913 
68769 
52327 

661M6 


1667 
9268 
71688 
67499 
26366 


27522 
272051 

186029 
116072 




J 



Im i. Vierteljahr hat die Seuche nicht unerheblich an Aus- 
breitung gewonnen. Besonders stark befallen war wieder das 
südliche und südwestliche Deutschland und hier hauptsächlich 
Ober und Niederbayern, Schwaben, der Schwarzwald-, Jagst- und 
Donaukreis, der Landeskommissärbezirk Freibnrg, sowie das Ober- 
und rjnter-Elsass. In dem sonst weniger stark heimgesuchten 
mittleren und nördlichen Teile des Reiches erlangte die Seuche 
eine grössere Verbreitung nur im Herzogthum Anhalt und in den 
Regierungs- etc. Bezirken Dresden, Breslau und Merseburg. Nicht 
wieder aufgetreten ist dieselbe in den Regierungsbezirken Königs- 
berg, Gumbinnen und Broniberg, sowie im Fürstenthum Birkenfeld; 
ganz verschont blieben beide Mecklenburg, Waldeck, Reuss ä. L-, 
beide Lippe, Lübeck, Bremen, Hamburg, sowie die Regierungs- 
bezirke Stralsund,Schleswig, Hannover, Stade, Osnabrück und Aurich. 
Am Schlüsse des 4. Vierteljahrs wareu ausserdem seuchenfrei : 
das Grossherzogthum Oldenburg, die Regierungsbezirke Marlen- 
werder, Berlin, Potsdam, Frankfurt, Liegnitz, Oppeln. Erfurt, 
Lüneburg, Münster, Minden, Arnsberg, Wiesbaden, sowie das 
Herzogthum Koburg. 

üeber den Staud der Seuche in den einzelnen Berichtsviertel- 
jahren, nach Staaten und preussischen Provinzen geordnet, gewährt 
die angeschlossene Tabelle eine üebersicht. 

Hiernach hat im Reiche die Zahl der betroffenen Regierungs- 
Bezirke, Kreise, Gemeinden etc. abgenommen, auch war die 
Stückzahl der Schafe und Ziegen in den neu betroffenen Gehöften 
zuletzt geringer; dagegen ist die der neubetroffenen Gehöfte und 
die der darin vorhandenen Stück Rindvieh und Schweine gestiegen. 
Im Berichtsjahre sind ungefähr ~/i^ sämmtlicher Kreise etc. 
(gegen '/* im Vorjahre) von der Seuche heimgesucht worden. 
Üeberhaupt verschont blieb nur das Lübeckische Staatsgebiet ; 
Schleswig-Holstein und andere nördlich gelegene Gebietsteile 
wurden auch diesmal verhältnissmässig wenig betroffen. Bei Be- 
I ginn des Berichtsjahres waren 3346 Gehöfte in 1234 Gemeinden etc. 
•^m Vorjahre her, am Schlüsse blieben 1416 Gehöfte in 535 Ge- 
KJbeinden verseucht. 

"üeberhaupt betroffen waren im Jahre 1891 2b Staaten, 

Regierungs - Bezirke. 739 Kreise , 10 545 Gemeinden , 

^7 865 Gehöfte, gegen 21 Staaten, 77 Regierungs- etc. Bezirke, 

Kreise , 9263 Gemeinden , 4U 699 Gehöfte im Vorjahre. 

Gesammtstückzahl der Tliiere in den neu betroffenen 

|44 519 Gehöften betrug 394 640 Stück Rindvieh, 240 904 Schafe, 

^8378 Ziegen, 182 208 Schweine, zusammen 821 130 Thiere. Nicht 

giibegriffen ist die Stückzahl des Thierbestandes von 94 Gehöften 

ans 6 Kreisen etc., sowie von mehreren Viehtransporten in ver- 

Hchiedenen Schlachthäusern, welche nicht angegeben werden konnte. 

■■ Von je 100 Kreisen etc. wurden heimgesucht : im Deutschen 

Leiche 71,7, im Preussen 59,4 (Provinzen Ostpreussen 27,8, West- 

^enssen 44,4, Berlin 100,0, Brandenbui-g 76,3, Pommern 40,0, 

^sen 71,4, Schlesien 76,9. Sachsen S6,4, Schleswig-Holstein 8,7, 

, innover 30,8, Westfalen 5.3,5, Hessen-Nassau 92,9, Rbeinprovinz68,9, 

Hohenzollern 100,0), in Bayern 92,7, Sachsen 100,0, Wüittem- 

"»rg 100,0, Baden 98,1, Hessen 100,0. Mecklenburg-Schwerin 36,4, 

Uchsen-Weimar 100,0, Jlecklenburg-Strelitz 66,7, Oldenburg 11,8 
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Braunschweig 100,0, Sadisen-Memingen 100,0, Sachsen-Alten- 
barg 100,0, Sachse n-Koburg-Gotha 72,7, Anhalt 100.0, Schwarzburg- 
Sondershansen 100,0. Schwarzburg-Rudolstadt 100,0, Waldeck 25,0, 
Reuss ä. L. 100,0, Reuss j. L. 100.0, Scbaumburg-Lippe 2ü,0, 
Lippe 7,7, Lübeck — , Bremen 25,0, Hamburg 40,0, Elsass- 
Lothringen 90,0. 

Somit beträgt der Durehsc hnitt für das Reich 71,7 gegen 74.8 
im Vorjahre. Sämmtliche Kreise sind — wenn man von dem nur 
einen Ki'eis bildenden Bezirk Berlin absieht — verseucht gewesen 
in Hohenzolleru, im Königreich Sachsen, in Württemberg, Hessen, 
Sachsen-Weimar, Braunschweig, Sachsen-Meiningen, Sachsen-Alten- 
burg, Anhalt, Schwarzburg-Sonde rsbausen, Schwarzburg-Rudolstadt, 
Reuss ä. L., Reuss j. L., mehr als die Hälfte in 6 weiteren Staaten 
und 7 preussischen Provinzen, weniger dagegen in 7 Staaten und 
5 preussischen Provinzen. 

Nach der Zahl der verseuchten Kreise etc. ordnen sich die- 
jenigen Regiernngs- etc. Bezirke, welche in eine grössere Anzahl 
von Kreisen getheilt sind, und in denen die Seuche eine stärkere 
räumliche Verbreitung erlangte, wie folgt; 





Es waren befrotfcn ') 


[ Eegierungs-ete. 
Bezirke 


Es waren betroffen ') 


Eegierungs-etc. 
Bezirke 


Kreise '^■ 

melo- 
eto. jjn g^_ 


Ge- 
höft« 


Kreise 

etc. 


-- 1 Ge- 


Oberbayern. . . 

Schwaben 

Niederhayem . 
Mitteilranken . 
üntertranken. . 

KasBel 

Posen 

Breslau 

Oberfi-anken . . 

Liegnitz 

Wiesbaden . . . 

Obei-pfalz 

Neokarkreia . . 
Schwarawald- 

kreis 

Frankfurt .... 
Merseburg . . . 
Donaukreis. . . 
Freiburg 


24 (2Ö) 
23 (25) 
23 (245 
21 (24) 
2U (28) 
20 (24) 
19 (24 
18 (21 
18 (18 
17 (21) 
17 (17) 

17 (17) 
K; (20 
Ifi (17) 
lli (l(i) 
lli (lU) 


890 
1067 

289 
350 
I6fi 
87 

14a 

öl 

78 
82 
109 
44(5 

477 
51 
290 
700 
236 


5316 

GffiO 

2121 

1813 

1073 

784 

204 

243 

143 

113 

201 

518 

2215 

2 995 
ti2 
515 
3445 
2675 


Magdeburg .. 
Jagstkreis . . . 
Potadam .... 
Hildeabcim. . . 

Pfalz 

Mannheim . . . 

ffi"„-:;:; 

Trier 

Konstanz .... 

Köln 

Zwickau 

Marien«' erder . 
1 Bromberg . , . 

Karlsruhe . . . 
1 Dresden .... 
i Unter-Elsaas . . 
. Leipzig 

Starkenburg. . 
1 


15 (15) 
14 ll4) 
13 [18) 
13 117 
13 113) 
13 (13) 
12 20 
12 14 
12(13 
12 13 
11 (12i 
11 11 
10 (15) 
10 (14) 
10 (10) 
8 8) 

vA 

7 (7) 


147 

055 
146 

49 
352 
2SÖ 

44 
136 
106 
148 

126 

98 
217 

97 
366 

81 
101 


337 

2661 
281 
93 

1057 

1039 
108 
351 
305 

1246 
bi 
190 
29 
14U 

1170 
149 

1874 
127 
240 



Hiernach waren ausser in den bereits erwähnten Staaten 
sämmtliche Kreise etc. verseucht in den Regierangs- etc. 
Bezirken Oberbayem, Wiesbaden, Freiburg, Magdeburg, Pfal2, 
Mannheim, Kai-lsruhe und Ünter-Elsass. 

Die grössten Bestände an Thieren überhaupt in den 
neu betroffenen Gehöften wiesen auf die Regierungs- etc. 
Bezirke Berlin (114614], Schwaben (104584), Oberbayern (6927y), 
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Jagstkreis (56634), Donankreis (40777), Magdeburg (37917), Nieder- 
bayern (32 763), Änbalt (28453), Mittelfranken (26546), Merseburg 
(23530), Bromberg (19876), Scliwarzwaldkreis (18569), Kassel 
(16525), Neckarkreis (15795); ~ von den Kreisen etc.: Köthen 
(20703), Neuburg a. D. (15171), Straubing (15106), DiUIngeo 
(13464), Jerichow I (12333), Gerabronn (12143). Aichacli (11665), 
Neresheim (10769), Donauwörth (8337), Augsburg (8245), Heiden- 
heim (7891), Zusmarshausen (7568). Die grössten Bestände 
an Rindvieh waren vorhanden iu den Eegierungs- etc. Bezirken 
Schwaben (58905), Oberbajern (47654), Donaukreis (27849), Nieder- 
bayern (22031), Jagstkreis (21973), Merseburg (14079), Schwarz- 
waldkreis (13742), Mittelfranken (12538), Neckarkreis (12358), 
Freiburg (11078), Magdeburg (10239); iu den Kreisen etc. Neu- 
burg a. D. (8808), Straubing (8650). Aichach (5788), Augsburg 
(4831), Memmingen (4810), Köthen (4809), Brück (4042), Donau- 
eschingen (3956), Landau a. I. (3919), Gerabronn (3916), Münsingen 
(3871), Illertissen (3864), Dillingen (3689), Berlin (3555), Zusmars- 
hausen (3521). Die grössten Bestände an Schweinen ergeben 
sich für die Eegierungs- etc. Bezirke Berlin (111054), Oberbayern 
(8899), Schwaben (8336), Niederbayern (8158), Leipzig (5498), 
Jagstkreis (4785), Mittelfranken (4099), Magdeburg (3564), Kassel 
(2499), Donaukreis (2038), Bromberg (2031); für die Kreise etc. 
Straubing (5548), Stadt Leipzig (4553), Neuburg a. D. (3109), 
Aichach (2517), Gerabronn (2041), Eichstätt (1540), Donauwörth 
(144G), Brück (1347), Augsburg (1316), Pfaffenhofen (1235), Kel- 
heim (1157), Köthen (1133). 

lieber das Auftreten der Maul- und Klauenseuche in aus- 
wärtigen Staaten im Jahre 1891 gewahren nachstehende aus 
amtlichen Nachweisungen angefertigte Zusammenstellungen einen 
Ueberblick; dieselben sind als erschöpfend nicht anzusehen und 
zu Vergleichen ohne Weiteres nicht geeignet. 
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Poacbarewatz 
Endnik . 




■ • -1 


19 


Lovetch . 






18 




Tiniofc. . . 
Toplitaa . . 
Uzr.3 . . . 


Zus 


1 




Plovdiv . 
Sevlievo . 
Trn . . 
Widdin . 
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190 
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Lüttich 
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1 
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Zusammen 


2 


8 


12 


9 


8 


5 


1 


1 
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3 


2 
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Frankreich. 
(Zahl der verseuchten Departements und Ställe.)') 



Betroffene 
Regionen 


d - 


i|i 


ki 
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lü 


li 


li 


lli 


Aug. 

1° 


Sept. 

n 1 


1 


1 


lli 


ii 


Moi'fl-Weaten . . 


3 8 
417 

1 3 

2 5 


1^ 

11 2 
6,1. 


1 " 
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23 


413 
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11 4 
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2 2 
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Nord-Osten. . . 
Westen . . . . 
Osten 
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n tfstaeq cUe Oetnini 
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Piemont . . . 
Lombardei . 
Venetieu . . 

Emilia 

Marken und 
Umbrien . 
Toskana . . 
Laziiun . . . 
Südi. Prov. 


713 

Y 
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1 
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1 

4 


1 

4 


2- 
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B. Adnat. 

Meer . . . 
Südi. Prov. 

a. Mitteil. 

Meer . . . 
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Oesterreich. (Zahl der verseuchten Orte.)*) 



Betroffene 
Länder 



|14.|21.|31. 7.|14.|2I.|28. 7. |14.| 2l.| 31. 7. 1 14.| 21.| 30. 
Januar Februar März April 



Gaüzien 

Scbleflien 

Mäliren 

Bfliuuen 

Oberösterreicb . . . 

Salzburg 

Tirol-Vorarlberg . 
Hiederöst«rreich , 
Steiermark 

Bukowina 

Eflstenland 



Betroffent 

Galizien 

Schlesien 

Mähren 

Böhmen 

OberöBterreich . . 

Salüborg 

Tirol-Vorarlberff 
NiederästerrcicE 
Steiermark . 
Enün .... 
Bukowina . 
KüHtenland . 



35: ; 

19 I7I W\ " 

3f&'317' 
18| 18, 15| 10 
19 10 h\ 8 
10; 10 lli 13 
51' 48 37| 27 
2. 1 li ■ 



93|n3lll6i 1101110 



124 102,116!lÜ2 120,118! 



21 2 9 19 
181 23 24' 31 
a' 27 33- 31 



15, 25 ! 

3ü: 42 '. 

34 28 i 

&5' 49 ; 



319 32G 289,241; 



251.209 349,404 



500:514 499 4r>7 



7. 1 14.| 21.] 31 1 7. 1 14.| 21.1 Ü0.| 7, j 14.| 21.| 31.| 7. 1 14.| 21.| 31. 
AugDst 





Ungarn. 

(Zahl der verseuchten Gemeinden.)') 



stand der Seuche am 


G. 1 13. ] 20. 1 27. 
Januar 


5. ] 13. 1 20. j 27. 
Februar 


b.\l-l\ 19. 1 26. 
März 


2. 1 9. [ 16. 1 23. 1 30. 
April 


375 339 ' 286 191 


186 1 163 1 148 1 119 


103 ! 105 j 113 1 133 


142 1 147 144 139 1 125 


Stand der Seuche am 


7. 1 14-1 21. ! SÖ. 
Mai 


4. 1 11. 1 18. 1 25. 
Juni 


2. 1 9. 1 16. j 28. { 30. 
Juli 


6. 13. 1 20. ] 27. 
August 


110 107 lOG 109 


111 1 125 126 1 127 


174 188 221 343 ; 295 


336 1 S28 1 852 339 


Stand der Senche am 


3. j 10. 1 17. 1 24. 
September 


1. 1 8. 1 15. i 22. 1 29. 
Oktober 


4. 1 12. 1 19. 1 26. 
November 


3. |m|n, |24. [31. 
Dezember 


346 j 363 1 37ö 1 390 


377 407 437 473 


- 


58GJ 546 ' 5*7 5 


OG 


3 


K 367 330 226! 196 



Kumänien. 

(Zahl der Gemeinden und erkrankten Thiere.) 
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, 1417 
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2 
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3iS94 
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li 978 


5ll)M 
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29 
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Schweiz. 
(Zahl der verseuchten Gemeinden.) 



Betroffene 
Kantoue 


1 


1 




1 
< 


is 


1 


, 


1 


1 

§ 


1 
o 


1 


1 

1 


Zürich 

Bern 

Luzern 

Sehwyz 

Glarua 

Freiburg 

Soloüiura '..'.'.'.'. 

Baael-Stadt 

BaBel-Landschaft . . . 
SchaffhaoBen .... 
Appenzell a. Rh. . . . 
Appenzell i.Rh. . . . 

Üt Gallen 

Granbüaden 

Äargiiu 

Sr :;;::: 

Wiiadt 

Neuen bürg . . , . , 
Genf 


m 
11 

5 
2 

2 
5 

7 
3 

29 
8 

1 
1 
2 


19 

12 
2 
4 
1 
6 
1 

10 

s 

7 

3 
4 

22 
5 
8 

24 

~i 
1 

2 


10 

n 

1 
1 

1 
1 

2 
1 
1 
5 
2 
12 
1 

n 

7 
2 
4 


8 
5 

2 

1 

1 
1 
2 

1 
1 
4 
2 
7 
1 

5 

5 


i 

4 
2 

3 

1 

a 
1 

2 

"ö 
2 

7 
2 


4 
2 

1 

- 

1 
1 
1 

4 

9 

8 
2 


1 
2 
2 

1 

1 
1 

2 
3 

2 
24 

2 

2 
2 
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1 

1 

24 
B 

2 


1 

1 
1 
3 
2 
15 

7 


2 
1 
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7 
2 
13 
33 

3 

7 

1 


G 
2 
1 
1 

1 

1 

5 

1 
8 
40 

12 
12 
2 
2 
2 


3 
4 
2 
2 

1 

1 

3 
25 

1 
9 
3 
2 


ZuBammen 


12d 


142 


92 


43 


41 


33 


45 


44 


30 


69 


90 


ÖÖ 



Belgien war anscheinend nur schwach betroffen: die Provinz 
Limburg blieb verschont. Die meisten verseuchten Gemeindeu 
wurden im Monat März gezählt. In Bulgarien lagen diesmal nur 
Meldungen aus 9 Distrikten vor, gegen ^6 im Vorjahre; auch die 
Zahl der verseuchten Ortschaften war im Vergleich zum Jahre 1890 
gering. — Frankreich weist eine wesentliche Zunahme der Seuchen- 
ausbrüche gegen das Vorjahr auf. Namentlich sind die nordöstliche 
und nördliche Region stark heimgesucht worden. Am meisten 
verbreitet war die Seuche in den Monaten März und Februar; im 
September und Oktober war das Land anscheinend seuchenfrei. — 
In Italien sind sämtliche Regionen betroffen gewesen. Stai-ke 
Verbreitung hat die Seuche in der Lombardei und in Venetien, 
gegen das Ende des Jahres auch in der Emilia erlangt. In der 
Lombardei erreichte dieselbe nach verschiedenen Schwankungen 
Anfangs Dezember den höchsten Stand von 78 betroffenen Gemeinden, 
ging aber bis zum Jahresschlüsse auf 25 zurück. — Oesterreich 
ist wieder stark heimgesucht worden. Den höchsten Stand er- 
reichte die Seuche im Oktober und November. Die meisten Orte 
waren wie im Vorjahre in Böhmen, Mähren, Schlesien, Galizien 
und Niederösterreich betroffen. Verschont geblieben ist nur Dal- 
matien. — In Ungarn ist die Seuche anscheinend nicht unerheblich 
zurückgegangen; immerhin war das Land noch stark verseucht. 
Ihren höchsten Stand erreichte die Seuche im November. — In 



UtiBiänieii waren 5 Distrikte betroffen (ge^en 10 im Vorjahre), am 
stärksten Mehedinti. Die meisten Fälle sind im Juli festgestellt 
worden. — In der Schweiz war die Zahl der betrolfeneu Gemeinden 
im Allgemeinen grösser als im Vorjahre, dagegen hat die Seuche 
gegen das Jahresende allmählich abgenommen. Die höchsten 
Zahlen kommen wie im Vorjahre auf die Kantone Granbünden, 
St. Gallen und Thnrgau. — In Serbien sind im 3. und 4. Viertel- 
jahre 536 Fälle in 7 Kreisen amtlich gemeldet, wovon die Mehr- 
zahl in Uziza (291) und Toplitza (120). 

Zu den Anlässen von Seuchenausbrüchen gehören im Jahre 
1891: 

Einschleiiiiungen der Maul- und Klauenseuche aus dem Auslande. 
Diese haben wie in den Vorjahren in zahlreichen Fällen stattge- 
funden. Im Besonderen sind aus den Begleitberichten nachstehende 
Fälle hervorzuheben: 

Aus Kussland ist die Seuche eingeschleppt durch infiziertes 
Schweinefleisch, welches auf den Wirlhschaftshof geworfen und 
dort von Schweinen benagt wurde, in den Regierungsbezirk; 
Gumbinnen, durch einen Sehweinelransport in das Schlachthaus 
zu Thoru. 

Aus Oesterreich durch nachbarlichen Verkehr mit Viehge- 
spannen in den Regierungsbezirk Oppeln, durch Viehtransporte, 
thierische Rohstoffe und Zwischenträger nach Bayern und dem 
Königreich Sachsen. 

Aus Ungarn durch Viehtransporte in die Schlachthäuser von 
Berlin, Wiesbaden und Darmstadt. 

Aus Italien durch Schwein etransporte nach Bayern und in 
das Schlachthaus zu Mülhausen. 

Aus der Schweiz vermuthlich durch Schweinetransporte und 
nachbarlichen A^erkehr nach Baden. 

Aus Frankreich im Dezember durch einen Rindviehtransport 
in das Schlachthaus zu Mülhausen. 

Aus den Niederlanden durch einen Viehtransport nach 
Württemberg- 
Aus Belgien durch einen Schweinetran sport in den Viehniai'kt 
zu Kasse]. 

Aus Amerika im Januar durch einen Ochsen trau sport über 
Marseille in das Schlachthaus zu Mülhausen, 

Verschleppung der Seuche aus einem Bundesstaat in den 
anderen soll durch angekauftes Vieh, in einigen Fällen durch 
Personen stattgefunden haben. So aus Preussen nach Sachsen 
175 Mal, ferner nach Sachsen -Weimar, Braunschweig, Sachsen- 
Altenburg, Sachsen -Koburg- Gotha, Schwarzburg- Sondershausen; 
aus Bayern nach Preussen in vielen Fällen, ferner nach Sachsen, 
Württemberg. Baden, Hessen, Sachsen-Koburg-Gotha, Anhalt, 
Reuss j. L.; aus Sachsen nach Preussen; aus Württemberg nach 
Preussen, Baden, Hessen; aus Badeu nach Preussen und Württem- 
berg; aus Hessen, Mecklenburg-Schwerin, Sachsen- Weimar, Olden- 
burg, Sachsen - Meinino'en, Sachsen-Koburg-Gotha, Äjihalt, Lippe, 
Hamburg nach Preussen; aus Hamburg nach Sachsen; aus 
Schwarzburg-Soudershausen nach Sachsen- Weimar. 

Aus Elsass-Lothringen nach Baden. 

In Preussen erfolgten Einschleppuugen der Seuche nach- 



— 31 — 

weislich durch Treibschweine in 32 Ortschaften, durch Ankauf von 
Schweinen in 67, durch Ankauf von Eiadvieh in 399, durch Ver- 
kehr auf Märkten in 17, durch Zwischenträger in gti, durch Be- 
rührung mit krankem Vieh benachbarter Ortschaften in 172, uner- 
mittelt oder unerwähnt in 939 Ortschaften. 

Ausser in den erwähnten FäUen gelangten in den meisten 
Bundesstaaten wieder viele Thiere bereits erki'ankt oder angesteckt 
in den Besitz der betreffenden Eigenthüraer und gaben dadurch zu 
Seuchenansbrüchen Anlass. 

Auf Unterlassung oder mangelhafte Ausführung polizeilich 
angeordneter Spen'massregeln werden auch diesmal viele Seuchen- 
fäJle zurückgeführt. 

In dieser Hinsicht sind besonders genannt unzweckmässige 
Art der Viehrevisionen bei der Verladung von Wiederkäuern und 
Schweinen auf der Eisenbahn, namentlich an Grenzstationen 
(Kegierungsbezirk Marienwerder) verbotwidrige Benatzung von 
Weiden (Neisse), sowie von kranken Thieren zu Zuchtzwecken, 
Treiben ki-anken Viehs auf offener Strasse trotz Verbots (Kassel, 
Gellnhausen), Abgabe von ungenügend gekochter nnd roher Milch 
aus Seuchengehöften (Rostock, Waren), Verfüttern von Magermilch 
aus Dampfiii oikereien (Zerbst), unerlaubter Verkehr von Personen 
aus Seuchengehöften (Gera), sowie in einem Falle unzureichenden 
Abschluss der Jauche, wodurch ein Ueberlaufen derselben statt- 
fand (Crailsheim). Auch scheinen nicht überall die Ortsvorsteher 
mit der erforderlichen Strenge vorgegangen zu sein. 

Als begünstigende Umstände für die Verbreitung der Seuche 
bei vorschriftsmässiger Ausführung der Spernnassregeln sind 
angeführt : 

Benutzung der Thiere zur Feldarbeit und sonstigen Gespann- 
diensten, Berührung kranker und gesander Thiere am mangelhaft 
getrennten Weiden, Tränken von Vieh aus ötfentlichen und ge- 
meinschaftlichenBrunnen, Treiben gesunder Thiere durch verseuchte 
Orte, gemeinschaftliche Schafwäschen, Viehhandel, Märkte, Gast- 
Btälle, besonders in den Industriebezirken, ferner Verschleppung 
der Seuche durch Zwischenträger tind zwar durch Personen (Vieh- 
händler, Schlächter, Thierärzte, Hirten, Viehwärter, Kurpfuscher, 
Dienstboten), durch Thiere (Pferde, Hunde, Katzen, Geflügel, ja 
selbst Sperlinge, Ratten, Mäuse u. s. w.) und durch Gegenstände 
(frische Thierhäute, Stallgeräte, Stroh). Zahlreiche Fälle der 
Seuchenverbreitung, die auf vorstehende Umstände zurückgeführt 
werden, sind gemeldet aus Preussen, Bayern, Sachsen, Württem- 
berg, sowie einzelne Fälle aus Baden, Hessen, Sachsen-Altenhurg, 
Sachsen-Kobnrg-Gotha_, Anhalt und Schwarzbnrg-ßudolstadt. 

Ungünstige bauliche Verhältnisse haben vielfach zur Ver- 
breitung der Seuche beigetragen, so namentlich zu dicht aneinander 
gebaute Stallungen mehrerer Gehöfte (Ludwigsburg, Neuenbürg, 
Bottweil, BaTensburg, Heidenheim), Dunstabzüge, welche ausSeuchen- 
gehöften in ein Nachbargehöft führen (Gera), ferner unzweckmässig 
eingerichtete Jauchegruben, welche ein Ablaufen von Jauche bei 
Thau- und Regenwetter ermöglichen (Herrenberg). Von mehreren 
Berichterstattern ist hervorgehoben, dass die Verwerthung von 
Milch aus Seuchengehöften in Molkereien, sowie die Zurücknahme 
von Magermilch aus solchen in vielen Fällen die Veranlassung zur 



weiteren Verbreitung der Seuche war (Regierungsbezirk Ober- 
bayern und die Kreise Niederung, Prenzlau, Trebnitz, Jericbow I, 

Lüdinghausen, Alsfeld), andere fuhren die Aufhebune; der Sperr- 
massregeln ohne vorhergegangene Feststellung des Erlöschens der 
Seuche durch beamtete Thierärzte (Wirsitz, flalberstadt, Alzey), 
ferner Verheimlichung und verspätete Anzeige der Seuchenansbrüche 
(Stadt Landshut, Bezirk Regen, Mindelheini), sowie Gleichgiltigkeit 
der Besitzer (Marbach, Riedlingen, Brackenbeim, Herrenberg, Na- 
gold, Tübingen, Ludwigsburg, Neuenbürg, Rottenburg, Oehringen, 
Lim, Neresheim etc.) als Gründe an. 

Die Unterlassung oder mangelhafte Ausführung der Des- 
infektion verseuchter Stallungen war wiederum in einer grossen 
Anzahl von Fällen die Ursache von Seuehenausbruchen ; Mittei- 
lungen hierüber sind von Preussen, Bayern, Baden und Sachsen- 
Koburg-Gotha eingegangen. 

Verschiedene Berichterstatter von Preussen halten das vor- 
herige Erhitzen der von Molkereigenossenschaften zurückgenom- 
menen Magermilch auf lOOo C zur Verhütung der Weiterve rb reitung 
der Maul- und Klauenseuche nicht für ausreichend, sondern ver- 
langen, dass auch die Gefasse, welche für die Zufuhr der Vollmilch 
und die Abfuhr der Magermilch gebraucht werden, vorher jedesmal 
durch Eintauchen in kochendes Wasser desinfiziert werden. In 
dem Berichte ans dem Grossherzogthum Hessen ist die Ansicht 
ausgesprochen, dass die Verbreitung der Maul- und Klauenseuche 
durch Molkereien nur dadurch verhütet werden könne, wenn beim 
Auftreten der Seuche in einer Gegend sämtlichen Molkereien ver- 
boten wird, ihre Produkte, ausgenommen Butter und Käse, anders 
als im sterilisierten Zustande abzugeben. 

Die Uebertragung der Seuche durch Ställe oder durch Eisen- 
bahnwagen wurde vielfach beobachtet. Von mehreren Seiten wird 
berichtet, dass eine Ansteckung der Tbiere in den Eisenbahnwagen 
stattgefunden haben müsse, da die verladenen Thiere aus seuchen- 
freien Gegenden stammten und vor der Verladung thierärztlich 
untersucht und gesund befunden worden waren. So sollen Seuchen- 
ausbrüche durch Ansteckung der Thiere in Eisenbahnwagen oder 
Rampen hervorgerufen worden sein auf dem Berliner Schlacht- 
viehmarkt in mehreren Fällen; im Regierungsbezirk Broraberg bei 
mehreren aus Bayern einge0hrten Ochsen; im Kreise Inowrazlaw 
bei verschiedenen Transporten aus Bayern, namentlich aus M'ürz- 
burg und Schweinfurt; im Kreise Nimptsch bei 70 Stück Jungvieh 
aus Bayern; im Regierungsbezirk Kassel wahrscheinlich durch den 
Viehverkehr auf der Rhönbahu; im Kreise Düren in mehreren 
Fällen; in den Regierungsbezirken Niederbayern, Schwaben, sowie 
im Bezirk Karlstadt in mehreren Fällen; wahrscheinlich in einem 
Falte in der Amtshauptmannschaft Grimma, woselbst ein in einen 
anderen Ort transportierf.er Theil desselben Viehstandes gesund 
blieb; in einem Falle im Amtsbezirke Bonndorf bei einer Schaf- 
herde, von welcher der mit der Eisenbahn transportierte Theil 
zuerst erkrankte. 

Ein Auszug aus der ,,Uebersicht über die Verbreitung von 
Tbierseuchen im Deutseben Reiche" (Nach den von den Bundes- 
regierungen monatlich bezw. halbmonatlich ausgegebenen Nach- 
weisungen.) lehrt den Stand der 
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Manl- und Klauenseuche im Mouat Dezember 1893. ^ 


R l)c.leutet Stück Eindvicb. S Schaf, Z Ziege, Sw Schwein. Ein Punkt (.) 1 


bedeutet, dasa dae vorlieffenile Matorial Nichts über die lietreflfejuien Verhältnisse ■ 
besagt, ein Strich (— ), (TasB anch den in dem Material euthalienen Nachrichten ■ 
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Die Verlaste, welche dem Deutschen Reiche und der Land- 
■wirthschaft in den Jahrgängen 1887—1890 durch die Maul- und 
Klauenseuche erwachsen sind, veranschaulicht eine vom Deutschen 
Landwirthschaftsrath aufgesteIlteTabelle{S.409 des Soiiderahdruckes 
aus dem Berichte über die XX. Plenarversammlung. Berlin 1892). 

Angesichts der ungeheuren Verbreitung der Maul- und 
Klauenseuche und angesichts der enormen Verluste, welche die 
Seuche verursacht, entsteht die Frage, wodurch denn dieser 
Handel und Wandel und das Nationalverniögen so empfindlich 
schädigenden Kalamität abgeholfen werden könne. 

Zunächst ist eine Untersuchung darüber vollberechtigt, inwie- 
fern das Eeichsvieh Seuchengesetz, die Instruktion zu demselben, 
und das Gesetz, betr. Desinfektion etc., sich unzureichend erwiesen 
haben zur Einschränkung and Bekämpfung der Maul- und Klauen- 
seuche. Welche Massnahmen sind geeignet, die Einschleppung 
der Maul- und Klauenseuche aus dem Auslande, welche, die Ver- 
schleppung in die inneren Theile des Kelches wirksam zu ver- 
hindern? 

Die §§ 6, 7 und 8, 61, 65 und G6 des Reichsseuchengesetzes 
enthalten die Bestimiuungen über das Verbot der Einfuhr seuchen- 
kranker Thiere, über die VerkehrsbeschränkungeUj welche an der 
Grenze angeordnet werden können, über die Viehrevisionen in 
dem Grenzgebiet, über den Verlust der Entschädigung für einge- 
führtes krankes Vieh und über die Strafen, die der den gesetz- 
lichen Bestimmungen Zuwiderhandelnde zu gewärtigen hat. 

Dass die Einschleppung der Maul- und Klauenseuche aus 
dem Auslande verhindert werden kann, lehren die allbekannten 
Verhältnisse in England. Allerdings ist letzleres, ganz vom Meere 
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otnBchlosseii, infolge seiner geograpliisclien Lage besser als Dentsch- 
land mit seinen langgezogenen Landgrenzen im Stande, die Ein- 
acMeppnng der Seuche ans den Nachbarstaaten zu verbindern. 
Wenn daher in dieser Hinsicht die Verhältnisse für Deutschland 
ungünstiger liegen, so rausa man mit dem Dentsehen Landwirth- 
schaftsrathe zu der Deutschen ßeichsregierung das Vertrauen haben, 
dass sie, auch, nachdem das Viehseuchen- Üebereinko mm en mit 
Oesterreich-Dngarn in Kraft getreten, alle Strenge daran setzen 
werde, Einschleppungen aus dem Auslande zu verhüten und dass 
sie, falls solche, wie es nicht zu vermeiden ist. dennoch statt- 
Iiaben, der Weiterverbreitung von den Einbruchsstellen aus durch 
Verschleppung in die inneren Theile des Reiches in wirksamster 
Weise entgegengetreten werde. Denn die Abhaltung, die Vor- 
beuge, das Abschneiden der Verkehrsfüden der ansteckenden 
Thierkrankheiten ist die erste uud wichtigste Aufgabe! 

Zu den ständigen Massnahmen, welche nothwendig sind, um 
die Weiterverbreitung im Inlande zu verhüten, gehören vor allem 
geeignete Desinfektionsmassregeln und eine Beaufsichtigung 
des Viehhandels und Viehverkehrs. 

Was sich ganz besonders empfiehlt, ist die pünktliche Reini- 
gung des Eisenbahnmaterials sowie des Schiffsmaterials, 
der Verladerampen und anderer Gegenstände, welche zur 
Beförderung von Thieren auf Eisenbahnen und Schiffen 
dienen, und zwar nach jedesmaligem Gebrauche. Denn 
der Transport von Vieh auf den Eisenbahnen und Schiffen ist 
schon längst als ein wirksames Mittel in der Seuchen Verbreitung 
erkannt und dessen Unschädlichmachung angestrebt. Aus ver- 
schiedenen Gegenden, seuchenfreien, verdächtigen oder verseuchten 
Orten werden die Thiere nach dem Einladeplatz zusammengeführt, 
in dem Viehwagen nebeneinander gestellt, auf weitere oder kürzere 
Strecken transportiert und am Ausladeplatze wiederum nach allen 
Eichtungen hin durch den Handel zerstreut. 

Kaum sind die Wagen entleert, so füllen sie sich wieder mit 
nachkommendem Vieh, dass auf diese Weise mit dem voraus- 
gegangenen in mittelbare Berührung gelangt. Wo sich ein Thier, 
das an der Maul- und Klauenseuche leidet, oder unmittelbar vor 
dem Transport gelitten hat, neben gesunden, für die Seuche em- 
pfönglichen Thieren befindet, überträgt es die Krankheit nicht 
allein auf diese, sondern kann auch alle in dem Wagen später 
folgenden Thiere infizieren, weil es den Ansteckungsstoff daselbst 
zurückgelassen hat. So wächst die Seuchengefahr mit der Anzahl 
der unter sich verkehrenden Thiere. 

Wenn in der Zeit vor dem Eisenbahnviehverkehr die Gastställe 
an den befahrenen Landstrassen die stehenden Ansteckungsherde 
bildeten, so sind heute die Eisenbahnviehwagen — diese wandernden 
Viehställe — die unstät herumziehenden Seuchenvermittler ge- 
worden und es war zutreffend, aisin dervouLydtin 1874 geschriebenen 
und bei Paul Parey erschienenen Broschüre (Die Bekämpfung von 
ansteckenden Thierkrankheiten durch ein Reichsgesetz) behauptet 
wurde, dass 70 pCt. der in den Gegenden vorkommenden Seuchen- 
falle den ungereinigten Eisenbahnwagen zur Schuldanzurechnen seien. 

Es ist nun allerdings die Desinfektion der Eisenbahnwagen, 
welche zum Transport von Hausthieren gedient haben, femer der 
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bei Beßrdening der Tbiere zum Füttern, Tränken, Befestigen oder 
sonstigen Zwecken benutzten Geräthschaften und fakultativ aach 
der Rampen, welcbe die Thiere beim Ein- und Ausladen betreten 
haben, sowie der Vieh-Ein- und Ausladeplätze und der AlehhÖfe 
der Eisenbahn Verwaltungen nach jeder Benutzung gesetzlich ge- 
regelt {Reichsgesetz vom 25. Februar 18Tij). 

Jedoch kann der Bundesratb Ausnahmen von der Verpflichtung 
der Desinfektion der Eisenbabnviehtransportwageu zulassen, aller- 
dings nur für die Beförderung von Rindvieh, Schafen und Schweinen 
•innerhalb solcher Theile des Reichsgebietes, für welche die betr. 
Landesregierung den Nachweis bringt, dass seit länger als drei 
Monaten Fälle von Lungenseuche und von Maul- and Klauenseuche 
nicht vorgekommen sind. 

Wie die Desinfektion der Eisenbahnwagen zu geseheheu habe, 
schreiben die Vorschriften in Ziffer 4, 5, 6, 7 und S der Bekannt- 
machung des Buudesrathes vom 20. Juni 1>^86 vor. 

Zunächst ist eine gründliche Reinigung des Wagens nach 
Beseitigung der Streumaterialien, des Düngers und der Reste von 
Anbindesträngen vorgeschrieben. Hinsichtlich der eigentlichen 
Desinfektion lauten die Vor.^chriften je nach den umständen ver- 
schieden. 

Unter gewöhnlichen Verhältnissen sollen Fussboden, Decken 
und Wände mit einer 2prozentigen wässrigeu Sodalösnng, die auf 
50 Grad C. erhitzt ist, gewaschen werden. Im Falle einer wirk- 
lichen Besudelung des Wagens mit Leichengift oder des dringenden 
Verdachtes einer solchen, ist die sorgfältige Bepinselung der inneren 
Wagenoberfläche, mit öprozentiger Karbolsäure vorgeschrieben. 
In gleicher Weise sind auch die Geräthschaften, welche bei der 
Verladung und Beförderung der Tbiere gedient haben, zu reinigen 
nnd zu desinfizieren, und dem gleichen Verfahren sind die beweg- 
lichen Rampen und Einladebrücken, sofern sie zur Viehverladung 
benutzt wurden, wenigstens täglich einmal unterworfen. Dagegen 
sind feste Rampen sowie die Vieh-Ein- und Ausladeplätze und die 
Viehhöfe der Eisenbahnverwaltungen blos von Streumaterialieu, 
Dünger n. s. w. nnd nur Rampen mit undurchlassendem Boden, 
sowie feste hölzerne Rampen sind, sofern sie zur Viehverladung 
benatzt werden, täglich mindestens einmal mit Wasser zu spülen. 
Eine wirkliche Desinfektion dieser Anlagen ist nur für den Fall 
einer wirklichen Infektion, oder des dringenden Verdachtes einer 
solchen, oder, wenn nach den Verhältnissen eine bestimmte Gefahr 
in der Verbreitung der Seuchen vorliegt, vorgesehen. Rampen mit 
durchlässigem Boden werden aber auch in diesem Falle nicht 
desinfiziert. 

Dünger von manl- uud klanenseuchekranken Tbieren rauss 
verbrannt oder gekocht oder 1 Meter tief vergraben, oder mit einer 
öprozentigen Karbolsäurelösung unter vollständiger Durchmischung 
der letzteren mit dem Dünger desinfiziert werden. 

Es fragt sich nun zunächst, ob das Abwaschen der verschie- 
denen etwa besudelten Flächen mit 50 Grad C. warmer 2prozen- 
tiger Sodalauge den Ansteckungsstoff der Maul- und Klauenseuche 
zerstört. Mit Sicherheit ist dies nicht nachgewiesen. Die Behand- 
lung der Eisenbahnwagen mit der bezeichneten Sodalauge ist daher 
nicht als eine Desinfektion zu betrachten und bietet keine Sicher- 



heit für die Ansteckung' der Thiere, welche in dem Wagen trans- 
portiert werden, als der Wagen vor der Sodalangebehandlung mit 
SeucUengift besudelt war. Das Gleiche gilt selbstverständlich für 
die so behandelten Geschirre, Gegenstände, Rampen und sonstige 
Einrichtungen, welche zum Viehtransport verwendet werden. Un- 
vollständig sind auch die Vorschriften hinsichtlich der festen 
Earapen, sowie der Vieh-Ein- und Ausladeplätze und der Viehhöfe 
der Eisenbahnverwaltungen, welche nur streu- und düngerfrei zu 
halten sind, und endlich der Rampen mit undarchlassendera Boden, 
sowie der hölzernen Rampen, welche nur mit Wasser zu spülen sind. 

Wie viele Thiere gehen über die Rampen oder bleiben in den 
Viehhöfen der Eisenbahn Verwaltungen stehen oder werden in den^ 
Eisenbahnwagen befördert und tragen den Ansteckungsstoff in sich, 
ohne dass hiervon die Eisen bahnverwaltung .je eine Kenntniss er- 
hält. Diejenigen Fälle von Seuchenverdacht oder von Verseuchung, 
welche die Bediensteten der Eisenbahnverwaltung selbst wahr- 
nehmen, oder welche ihnen amtlich oder ausseramtlich zur Kennt- 
niss gebracht werden, sind so selten, dass man wegen dieser gewiss 
nicht den grossen Aufwand zu machen brauchte, welchen die Des- 
infektion von 100 Tausenden von Eisenbahnwagen allljährlich er- 
fordert. Sehr zahlreich sind aber die Fälle, in welchen das aus 
ganz seuchenfi-eien Orten kommende und nach vollkommen 
seuchenfreien Gegenden beförderte Vieh auf einer Rampe, 
in einem Wagen oder sonst wie bei der Beförderung auf der Bahn 
den Seuchenf^toff aufliest, später verseucht und die Seuche weiter 
verbreitet. 

Mit Rücksicht darauf sagt auch Ziffer 4, dass es der Landes- 
behürde vorbehalten bleibe, die wirksamere Desinfektion auch in 
anderen Fällen, als bei einer nachgewiesenen Verseuchung oder 
einem nachgewiesenen Seuchenverdachtsfall, anzuordnen, wenn sie 
nämlich die wirksamere Desinfektion zur Verhütung der Ver- 
schleppung der Seuche für unerlässlich erachtet. Die wirksamere 
Desinfektion ist aber diejenige mit 5 prozent. Karbolsäurelösung, 
angewendet nicht allein auf die Eisenbahnwagen, die Gegen- 
stände zur Verladung und Beförderung der Thiere. die beweg- 
lichen Rampen, die Rampen mit nndurchlassendem Boden und 
festen hölzernen Rampen, sondern auch, wie es leider nicht vor- 
geschrieben ist, für die Rampen mit durchlässigem Boden, für die 
Vieh Ein- und Ausladeplätze und die Viehhöfe der Eisenbahn- 
verwaltungen. In Baden ist z, B. seit der Seuchen gefahr, welche 
die deutschen Viehbestände seit 1888 bedroht, angeordnet, dass 
stets die wirksamere Desinfektion des Eisenbahnmaterials, 
der Gegenstände und Räumlichkeiten, welche zum Viehtransporte 
gedient haben, auszuführen sei. Die Eisenbahnverwaltungen be- 
klagen sich allerdings zuweilen über die Massregeln, Diese Des- 
infektion ist aber zum Schutze des überaus grossen Volksvermögens, 
welches in dem Viehbestand des Deutschen Reiches geborgen ist, 
unumgänglich nöthig, und der Schaden, welcher durcli die Desin- 
fektion an letzteren entsteht oder durch den Gebrauch an den 
Materialiea erwächst, steht auch nicht im geringsten Verhältnisse 
zn dem unermesslichen Schaden, welchen die deutsche Viehzucht 
und Viehhaltung seit 4 Jahren durch die Maul- und Klauenseuche 
erleidet. 
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Während nun aber Baden nach der wirksameren Art das 
Eisenbahnviehtransportmaterial desinfizieren lässt, wird es in 
anderen Bundesstaaten als genügend erachtet , die mildere und 
weniger wirksame Desinfektionsweise anzuwenden. Es fehlt hier 
an der Einheitlichkeit des Vollzuges der Sehutzmassregel, die wohl 
kaum erreicht werden kann, solange zwei Desinfektionsweisen ge- 
stattet sind und es doch mehr oder minder in das Ermessen der 
einzelnen Eegierungen gelegt ist, die eine oder die andere Des- 
infektionaweise anzaordnen. 

In dieser Beziehung ist die Schweiz sacbgemässer und 
zweckmässiger vorgegangen. Sie schreibt in der Instruktion betr. 
das beim Auftreten kontagiöser und infektiöser Thierkrankheiten 
zu beobachtende Desinfektionsverfahren und die anzuwendenden 
Desinfektionsmittel vom 1. August 1889 vor: 

„Artikel 24. Für die Desinfektion der Eisenbahnwagen 
B-^lten folgende Vorschriften: 

1. Alle Eisenbahnwagen, Schiffe etc., in welchen Pferde, 
Maulthiere, Esel, Rindvieh, Ziegen, Schafe oder Sehweine trans- 
portirt worden sind, sowie alle Gferäthe und Werkzeuge, die zur 
Fütterung, Tränkung, zum Anbinden oder zu andern Zwecken beim 
Transporte von Vieh genannter Gattung benutzt wurden, müssen 
vor ihrer neuen Verwendung im Verkehr einem Reinigungs- (Des- 
infektions-) Verfahren unterworfen werden, welches geeignet ist, 
die Ansteekungsstoffe vollständig zu zerstören. 

Die Werkzeuge und Geräthe, welche behufs Durchführung 
der Desinfektion benutzt wurden, sind jeweils gleichfalls zu des- 
infizieren . . . . - 

Rampen und Quais, von welchen aus die Thiere verladen 
werden, sind nacli jedem Gebrauch sorgMtig zu reinigen. 

Es ist also die Desinfektion nicht blos in dem Falle vor- 
zunehmen, wo Eisenbahnmaterial durch Thiere verunreinigt wurde, 
I die an einer ansteckenden Krankheit litten, sondern in allen 
F&Ileu, wo Thiere von genannter Gattung transportiert wurden. 



3. Der Desinfektion der zum Viehtransport benutzten Wagen 

Schifi'e hat eine grundliche Reinigung voranzugehen. Die 

rorhandenen Abialle , Streumaterialien und Excremeute werden 

äseitigt und mit dem halben Gewichte ungelöschten Kalks vermengt 
iffiid mit verdünnter Schwefelsäure (1 Teil Schwefelsäure auf 
20 Teile Wasser) übergössen. Der Boden, die Wände und Thüren 
werden mit steifen Börsten oder stumpfen Besen unter Abspülen 
mit Wasser ausgefegt, die /um Transporte benützten Geräthe eben- 
falls mit Wasser gewaschen. Bei Frost ist heisses Wasser zu ver- 
wenden, um angefrorene Unreinigkeiten loazubringen. 

4. Die Desinfektion der Wagen und Schiffe muss bewirkt 
werden entweder 

a) durch auf mindestens 110 Grad C. überhitzte Wasserdämpfe, 
die auf alle Theile im Innenranme des Wagens geleitet werden, 
oder 

b) durch heisses Wasser von mindestens 70 Grad C, dem ein 
Prozent Natron- oder Kalilauge zugesetzt ist, womit alle Theile 
des Wagens und der Schiffe bis zum Verschwinden der von 



den Thieren herrührenden Verunreinignng zu waschen sind, 

oder 
e) dnrch grundliche Waschung mit (bei Frost heissem) Wasser, 

in dem 3 Prozent Karbolsäure oder 10 Prozent Chlorkalk 

aufgelöst worden sind, 

5. Die Geräthschaften, welche während des Transportes zum 
Tränken und Füttern benutzt wurde«, sind ausschliesslich enl^ 
weder durch Abbrühen mit heissem Wasserdampf oder mit heisser 
Lauge zu desinfizieren. 

G. Sind Tran Sportmaterial, Quais und Eampen mit Vieh in 
Berührung gekommen, das seucheverdächtig ist, so hat die Des- 
infizierung unter thierärztlicher Ueberwachung mittelst ein pro 
mille QuecksilberßubliinaÜösung zu geschehen." 

Sehr wichtig ist noch me Bestimmung der schweizerischen 
Vorschrift in Ziff. 2, Abs. 4: 

„Bevor die desinfizierten Wagen getrocknet und gelüftet 
worden sind, ist deren Verwendung untersagt." 

Die Trocknung und Auslüftung der Wagen und Gerätschaften 
gehört nämlich zur Reinigung und Desinfektion, sie ist als ein 
integrierender Bestandtheil derselben anzusehen. Sie verhindert 
aber auch, dass das Fleisch der Hchlachtthiere einen übleu Geruch 
(insbesondere bei Carboldesinfektion) annehme, die die Qualität 
des Fleisches beeinträchtigt oder das Fleisch ganz verdirbt. 

Äehnliche Bestimmungen sind unbedingt für die Desinfektion 
des Eisenbahnviehtransportmateriales in Deutschland nothwendig, 
nachdem es wohl kaum einen Eisenbahnwagen mehr in Deutschland 
geben wird, in welchem nicht seit vier Jahren Rindvieh, Schafe 
oder Schweine transportiert worden wären, die seuchekrank oder 
aeuchen verdächtig gewesen sind. Die Deutsche Landwirthschafts- 
gesellschaft sah sich trotz alier Sorgfalt, um eine Verseuchung 
uirer Viehausstellung zu verhüten, genöthigt, die Massregel zu er- 
greifen, dass die Aussteller, welche ein ebenso grosses Interesse 
an der Seuchenfreiheit ihrer Thiere haben, bei den Eisenbahnstations- 
verwaltungen der Verladeorte besonders darauf zu dringen, dass 
das Eisenbahntransportmaterial vor der Verladung der Thiere nach 
der strengeren Desinfektionsweise behandelt werde. Der Herr 
Reichskanzlerhatauf dieVorstellungderDeutschenLandwirthschafts- 
gesellschatt die Landesregierungen ersucht, dahin zu wirken, dasa 
den Bitten der Aussteller von den Eisenbahnverwaltungen thuulichst 
stattgegeben werde. Sämtliche Viehbesitzer des Reichs haben aber 
den gleichen Anspruch auf Seuchenschutz wie die Aussteller der 
Deutschen Landwirthschaftsgeseilschaft. 

Wenn sich in Anbetracht dessen auch der Veterinänath der 
Empfehlung einer einheitlichen und wirksamen Desinfektionsweise 
des Eisenbahnviebtransportmaterials anschliesst, befindet er sich 
zu gleicher Zeit in üebereinstimmung mit den jüngsten Beschlüssen 
des Kgl, ^reuss. Landesökonomiekollegiums, welches auf den An- 
trag Arnim-Güterberg beschlossen hat, den Kgl, preuss Herrn 
Minister für Landwirthschaft etc. zu ersuchen: 

,,auch auf möglichst strenge Reinigung der Eisenbahn- und 
Viehwagen hinzuwirken." 

Neben der Desinfektion bildet, wie oben erwähnt, die stän- 
dige Beaufsichtigung des Viehhandels und Viehverkehrg 





eine Massregel, welche durchaus geeignet ist, die Maul- und Klauen- 
seuche auf einzelne Herde zu beschränken, also ihre weitere Ver- 
breitung zu hindern. Zu diesen Massnahmen gehört aber nicht 
bloss eine ständige Ueberwachang der Viehmäikte, Beaufsichtigung 
der Schlachtviehhöfe und Abdeckereien etc., sondern auch ganz 
besonders der Gastvieh- und Handelsviehställe. Denn diese bieten 
für die Verbreitung der Viehseuchen dieselben Gefahren, wie der 
Transport auf den Eisenbahnen, Schiffen etc. 

Im Königreich Sachsen hat der Landeskulturrath sich wieder- 
holt mit den Massnahmen zur Abwehr dieser Seuche beschäftigt 
und die üeberzeugung gewonnen, dass der Viehhandel und Viehver- 
kehr einer steten Beaufsichtigung unterliegen muss, für die in Zeiten 
gi'össerer Verbreitung der Maul- und Klauenseuche schärfere Be- 
stimmungen Geltung erlangen müssen, als in gewöhnlichen Zeiten, 
in denen eine unmittelbare Bedrohung nicht vorhanden ist; er ist 
aber auch der üeberzeugung, dass selbst in gewöhnlichen Zeiten 
bei der bestehenden Lebhaftigkeit und Ausdehnung des Viehhandels 
volle Sicherheit vor der Verseuchung nie gegeben ist und des- 
halb auch in solchen Zeiten entsprechende Massnahmen vorbeugen- 
der Art nicht zu umgehen sind; er erwartet eine wesentliche Ver- 
ringerung der Gefahr der Verschleppung innerhalb der Landes- 
grenzen, wenn fiir die Beaufsichtigung des Viehhandels und 
Viehverkehrs Bestimmungen in Kraft treten, wie solche für das 
Königreich Sachsen durch die Königliche Kommission für das Vete- 
rinärwesen entworfen und mit einigen Abänderungen durch den 
Landeskulturrath gntgeheissen worden sind. Es ist eine bekannte 
Thatsache, dass die Einschleppung der Maul- und Klauenseuche 
in Sachsen in weitaus den meisten Fällen durch Schweine erfolgt, 
die Zahl der Fälle, in denen Rindvi^ der Träger des eiDge- 
schleppten Ansteckungsstoffes ist, dagegen verhältnismässig gering 
ist. Es ist femer eine Thatsache, dass die häufigsten Einschlepp- 
ungen durch Treiberschweine nach Sachsen vom Kummelsburger 
Markte erfolgen, obgleich in Rommelsburg eine thierärztliche Kon- 
trole besteht und als krank befundene Sehweine nicht versendet 
werden dürfen, indem die TMere zur Zeit der Untersuchung bereits 
mit dem Krankheitsstoff behaftet sein können, ohne dass die Krank- 
heit selbst zum Ausbruch gekommen und erkennbar zu sein bi'aucht. 
Dieselben Erfahrungen sind bei den letzten Ausbreitungen der Seuche 
in Bayern gemacht worden, wo ebenfalls die meisten Einschlep- 

?iungen auf Berlin und E,uramelsburg (über Nürnberg) zurückzu- 
Ühren waren. 

Die für das Königreich Sachsen giltigen Bestimmungen haben 
folgenden Wortlaut: 

A. Für gewöhnliche Zeiten. 

1. Das Treiben der Schweine beim Handel im Umherziehen 
ist zu untersagen, so lange nicht durch ötägige Quarantaine inner- 
halb der Landesgrenze vor Beginn des Treibens dargethan worden 
ist, dass Ansteckungsgefahr nicht vorliegt. 

Die Polizeibehörden und die Gendarmerie haben die Befolgung 
vorstehender Anordnung zu überwachen. 

Zuwiderhandlungen sind auf Grund des § 66, Ziffer 4, des 
Beichsgesetzes, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von 
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Viehfieacheii, vom 23. Juni 1880, mit Geldstrafe bis zu 150 Mk. 
oder mit Haft zu bestrafen. 

L'. Die yon Händlern zum Zwecke öffentlichen Verkehrs auf- 
gestellten Bin dviehbe stände unterliegen der Beaufsichtigung 
durch den beamteten Thierarzt dergestalt, dass der Verkauf erst 
dann stattfinden darf, wenn die bezirksthi erärztliche Untersuchung 
das Nichtvorhandensein der Maul- und Klauenseuche ergebeu hat. 

Zu diesem Zwecke hat der betreffende Händler der Orta- 
palizeibehürde Anzeige von der Aufstellung von Eiudvieh zu 
erstatten, welche über den Empfang der Anzeige eine Be- 
scheinigung auszustellen hat. Ingleichen haben die Besitzer der 
Gasthöte und Privatstallungen, in denen derartige Rinder unter- 
gebracht sind, sich zu vergevrissem, dass diese Anzeige erfolgt 
ist, und im Unterlassungsfalle die Anzeige seihst zu bewirken. 

Die Ortspolizeibehörde hat ihrerseits die Zuziehung des 
beamteten Thierarztea zu veranlassen. — Die Kosten der Unter- 
suchung fallen den Händlern zur Last. 

Zuwiderhandlungen sind auf Grund des § 66, Ziffer 4, de« 
Reich sgesetzes, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von 
Viehseuchen, vom 23. Juni 188(), mit Geldstrafe bis zu 150 Mk. 
oder mit Haft zu bestrafen. 

3. Zur wirksamen Durchführung der durch § 17 des Eeichs- 
gesetzes, vom ^3. Juni 188ü, betreffend die Abwehr und Unter- 
drückung von Viehseuchen, angeordneten Beaufsichtigung der 
Viehmärkte haben die Polizeibehörden der Marktorte geeignete 
Vorkehrungen dahin zu treffen, dass ein reihenweises Aufstellen 
der aufgetriebenen Rinder stattfindet und ein Durcheinanderziehen 
derselben verhindert wird. 

Der manchen Orts übliche Vorverkauf von Rindern dart 
nur nach der unter 2 angeordneten bezirkstbierärztlichen Unter- 
suchung stattfinden. 



B. Zu Zeiten grösserer Verbreitung der I 
Klauen seuche. 



aul- und 



Die Bestimmung, wann die folgenden Massregeln in Kraft 
treten, bleibt den Ereishauptmannscbaften bezw. dem Ministerium 
vorbehalten. 

1, Das Treiben der zum Verkauf im Umherziehen be- 
stimmten Schweine ist untersagt; der Transport derselben darf 
nur zu Wagen stattfinden. 

Im Uebrigen bewendet es bei den Bestimmungen unter A. L 
Die Gasthofsställe, in denen derartige Schweine untergebracht 
waren, sind gründlich zu reinigen. 

2. Alle von Händlern zum Zwecke öffentlichen Verkaufes 
aufgestellten Rindviehbestände unterliegen der Beaufsichtigung 
durch den zuständigen Bezirksthierarzt dergestalt, dass der Ver- 
kauf erst dann stattfinden darf, wenn die bezirksthierärztlichä,. 
Untersuchung das Nichtvorhandensein der Maul- und Klauenseuclu 
dargethan bat. 

Zu diesem Zwecke hat der betreffende Händler der Orts-" 
Polizeibehörde Anzeige von der Aufstellung von Rindvieh 
erstatten, welche über den Empfang der Anzeige eine Bescheinigunffl 
SQszustellen hat. Ingleichen haben die Besitzer der GasthÖ^oT 
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und Privatstallungen, in denen derartige Riuder untergebracht 
sind, sich zu vergewissern, dass diese Anzeige erfolgt ist und im 
Unterlassungsfälle die Anzeige selbst zu bewirken. 

Die Ortspolizeibehörde hat ihrerseits die Zuziehung des 
beamteten Thierarztes zu veranlassen. — Die Kosten der Unler- 
suchung fallen den Händlern zui' Last. 

Zuwiderhandlungen sind auf Grund des § 66, Ziffer 4 des 
Reichsgeaetzes, betreffend die Abwelu- und Unterdrückung von 
Viehseuchen, vom 23. Juni 1880, mit Geldstrafe bis zu 15(J Mk. 
oder mit Haft zu bestrafen. 

Für Einder aus stark verseuchten Gegenden kann auf Antrag 
des beamteten Thierarztes eine Beobachtungsfrist von 5 Tagen 
festgesetzt werden, dergestalt, dass der Verkauf erst nach dieser 
Zeit und nach erfolgter Untersuchung durch den beamteten Thier- 
arzt stattfinden darf. 

3. Zur wirksamen Durehfilhrung und Beaufsichtigung der 
Viehmärkte hat die Ortspolizeibehörde dahin Anordnung zu 
treffen, dass die Zuführung von Bindern und Schweinen zum 
Marktplatze erst nach Eintritt genügender Tageshelle und nur 
auf einer, bei grösseren Märkten auf mehreren bestimmten 
Zutriebsstrassen stattfindet, so dass die thierärztliche Untersuchung, 
zu der, wenn nöthig, ein weiterer Thierarzt zuzuziehen ist, jedes 
einzelnen Stückes vor dem Betreten des Marktes ermöglicht 
wird. 

Der Vorverkauf ist verboten. 

Bei stark mit fremdem Vieh befahrenen Märkten hat der 
Bezirkst hierarzt bereits an dem, dem Markttage vorausgehenden 
Tage eine Untersuchung der in den Gasthofsställen untergebrachten 
grösseren Rindviehbestände vorzunehmen. Die diesfallsigen Kosten 
übernimmt die Staatskasse. 

Nach dem Markte sind sowohl der Marktplatz, als alle von 
fremdem Rindvieh und Schweinen benutzten Stallungen gründlich 
zu reinigen. 

4. Die Rampen, sowie die Vieh-Ein- und Ausladeplätze sind 
an den Stationen, au welchen Viehmärkte und Sehlachtviehmärkte 
abgehalten werden, nach dem Aus- und Einladen dui'ch Reinigung 
und Besprenguug mit der in § 6b der Verordnung vom 13. Sep- 
tember 1886, betr. die Desinfektion der zu Viehtranspoi-ten auf 
Eisenbahnen benutzten Wagen, Geräthschaften u. dergl.. vorgeschrie- 
benen Desinfektionsflüssigkeit wiederholt zu desinfizieren. 

Die Bezirksthierävzte sind angewiesen, hierüber die nöthige 

Kontrole zu üben. 

In dem Falle von Seuchenausbrüchen ist ferner in Ausführung 

der Bestimmungen in g 2, Abs. 3, § 12 und 15 des Reichs-Vieh- 

seuchengesetzes zu bestimmen: 

Die Polizeibehörde hat in jedem Falle einer Anzeige vom 
Ausbruche der Maul- und Klauenseuche einen beamteten Thier- 
arzt zur Feststellung und Ermittelung zuzuziehen. 

Der erstmalige Ausbruch der Maul- und Ivlauenseuche in 
einer bis dahin seuchenfreien Ortschaft ist nach erfolgter 
Feststellung von der Polizeibehörde auf ortsübliche Weise und 
durch Bekanntgabe in dem für amtliche Bekanntmachungen 
bestimmten Blatte (Amtsblatt) zur öffentlichen Kenntniss zu 



bringsn. Das verseuchte Gehöft ist io dieser Bekanntmachnng 
durch die Ängabeder Kataster-Nummer kenntlich zu machen ; 
bei Seuchenausbrüchen in Gasthofs- und Händlerställen ist zu- 
gleich der Name des betr. Gasthofsbesitzers bezw Händlers 
bekannt zn geben, Das verseuchte Gehöft ist amHaupteingangs- 
tlior oder an einer sonstigen geeigneten Stelle mit der In- 
schrift „Maul- nnd Klauensenche" zu versehen. 

Die kranken und verdächtigen Wiederkäuer und Schweine 
unterliegen der Gehöftsperre. Als verdächtig gelten alle 
Wiederkäuer und Schweine, welche mit kranken Thieren in 
einem und demselben Gehöfte aufgestellt sind. 

Erleichteningen der Gehöftsperre dadurch, dass die Be- 
nutzung kranker Tbiere zur Feldarbeit und der Weidegang ge- 
stattet wird, dürfen nur in besonders dringlichen Fällen nach 
gutachtlicher Aussprache des beamteten Thierarzles gewährt 
werden. 

Das Weggeben der Milch von kranken Thieren in rohem 
ungekochten Zustande, behufs unmittelbarer Verwendung zum 
Genüsse für Menschen oder Thiere sowohl als an Molkereien, 
welche Milch von mehreren Gütern verarbeiten, ist verboten. 
Die auf den Handel mit Schweinen im umherziehen bezügliche 
Massregel hat sich zwar in ihrer seitherigen Handhabung als sehr 
wirksam, jedoch nicht als vollständig ausreichend erwiesen. Der 
„grösseren Ausbreitung" der Seuche, welche vor Anwendung 
schärferer Massregeln eingetreten sein soll, lässt sich wohl fast 
immer vorbeugen, wenn man die für solche Fälle vorgeschlagenen 
Massnahmen bereits in „gewöhnlichen Zeiten" in Anwendung bringt; 
wartet man damit erst den Eintritt einer grösseren Verbreitung 
ab, so ist bereits ein grosser Schaden entstanden. Ausserdem 
möchte es schwer zu entscheiden sein, wann der Zeitpunkt der 
„grösseren Verbreitung" wirklich eingetreten ist und bis zur Ent- 
scheidung hierüber durch die zuständige Verwaltungsbehörde und 
bis zum Erlass des alsdann vorgesehenen Verbots des Treibens 
der zum Verkauf im Umherziehen bestimmten Schweine möchte so 
viele kostbare Zeit unbenutzt vorübergehen, dass inzwischen durch 
Weiterverbreitung der Seuche unberechenbarer Schaden erwachsen 
sein kann. Es dürfte sich daher rechtfertigeu, dauernd das Treiben 
der Schweine beim Handel im umherziehen zu untersagen. Da 
der Handel mit Schweinen in weiten Theilen des Deutschen Keichs 
üblich ist, haben viele Gegenden ein Interesse an der unschädlichen 
Betreibung desselben. 

Sollte dies nicht zu erreichen sein, so niüsste die Erlaubniss 
zum Treiben der Schweine auch für gewöhnliche Zeiten an die 
Bedingung geknüpft werden, dass dieselben nach Heb erschreiten 
der Landesgrenze an dem Orte, von welchem aus das Treiben be- 
ginnen soll, vor Beginn des Treibens eine fünftägige Beobachtung 
bestehen müssen. 

Für solche Gegenden, in denen, wie in der Provinz Branden- 
burg, auch liei Kindern der Betrieb des Handels im Umherziehen 
üblich ist, gilt das Gesagte auch für diese. 

Für' Süddeutschland kommt hinzu, dass dort auf Nahrung 
wandernde Schafherden die Seuchenverbreitung vermitteln und 
ständig eine Gefahr der Seuchenverschleppung bilden; daher müssen 
diese ebenfalls unter ständige Kontrole gestellt werden! 



Daher ricliteu sich auch die in Baden durch VerorduuiiK des 
Ministeriums des Innern vom 26. Mai 1885 eingeführten Mass- 
regeln zur Unschädlichmachung bezw. Ueberwachong des Vieh- 
yerkehrs ebensowohl gegen die Läuferschweine (Schweine, welche 
im Umherziehen feilgeboten werden), als auch gegen die wandern- 
den Schafherden. 

Die erwähnte Verordnung des Badischen Ministeriums 

des Innern vom 26. Mai 1885. 

Die veterinärpolizeiliche Beaufsichtigung desViehverkelirs. betreffend 

(Ges. und Verord.-Bl. S. 247), welche sich auf den Hausierviehhandel 

bezieht, lautet : 

Auf Grund des g 90 des Polizeistrafgesetzbuchs und der 

§§ 20 und 28 des Eeichsseuchengesetzes vom 23. Juni 1880 wird 

unter Aufhebung der Verordnung vom 12. Februar ]88ä, die 

veterinärpolizeiiiche Beaufsichtigung des Viehverkehrs betreffend, 

mit Wirksamkeit vom 1. Juli d. J. an verordnet: 

§ 1. Führer von wandernden Schaf- undSchweineheerden müssen 
im Besitz eines thierärztlichen Zeugnisses über den seuchenfreien 
Zustand der Herden (^ 7) sein. 

Nach Erlass des Ministeriums des Innern vom 27. Juni 
1888 Nr. 12,068 finden die Bestimmungen des 6 1 der Ver- 
ordnung vom 2tJ. Mai 18S5 auch Anwendung auf bchafherden, 
die zm- Weide, Waschung oder Scliur nach einer anderen 
Gemarkung transportiert werden. 

Nach Erlass des Badischen Ministeriums des Tonern vom 
2. Januar 1889 Nr. 26 028 ist auch für Schafherden, die 
nachgewiesenermassen nur von ihrer Weide auf den Markt 
und ev. wieder zurückgetrieben werden, das Zeugniss nach 
§ 1 der Verordnung vom 26. Mai 1885 zu erbringen, da die 
Schafherden als Wanderherden im Sinne des gedachten Para- 
graphen zu betrachten sind, sobald sie von einer Gemeinde 
nach einer anderen getrieben werden. 

Als wandernde Scbweineherde ist jede Mehrheit von 
Schweinen zu betrachten, welche im Umherziehen zum Ver- 
kauf gebracht wird, wobei es keinen Unterschied bedingt, ob 
die Thiere von dem betreffenden Verkäufer selbst gezüchtet 
sind oder nicht und nur in beschränkter Entfernung von dem 
Wohnort des Verkäufers oder im weiteren Umkreis feil ge- 
halten werden. (Erl. d. Badischen Minist, d. I. v 31. August 1885 
Nr. 16 124 an das B.-A. St. Blasien.) 

§ 2. Viehhändler, welche in Ausübung ihres Gewerbebetriebes 
indvieh aus einer Gemarkung in eine andere verbringen lassen, 
tteössen den Führer mit einem Zeugniss über den seuchenfreien 
■Zustand der zu transportierenden Thiere (§ 7) versehen. 

Das Zeugniss muss von einem Thierarzte oder von einem für 
_ ! badische Gemeinde bestellten Fleischbeschauer*) ausgestellt 
and unterzeichnet sein. Der Unterschrift des Fleischbeschauers 
ist die Bezeichnung „Fleischbeschauer der Gemeinde N. N." bei- 



*) Die FleiscIjbeBchaiier aind in Bailtm ala Beamte und die von ihnen 
OBfestellten Geaundheitasclieine als üffentilclic Urkunden anzuBeÜen (Entsch. 
L Beicbsgerichta in Strafsaclien, 19 Bd. S. 197.) 




In 'zusammengesetzten Gemeinden sowie in Gemeinden mit 
zerstreuter Bauait können von dem Gemeinderatli nach Benehmen 
mit dem Bezirksthierarzt als Vertreter des Fleisclibeschauers auch 
andere Sachverständige mit der Ausstellung' der Gesundheits- 
zeugnisse hetraut wei'den. Dieselben sind vom Bezirksamte zu 
verpflichten'*'). 

Für Ausstellung des Zeugnisses hat der Fleischbeschauer, 
beziehungsweise dessen Vertreter eine Gebühr von 40 Pf. für ein 
Stück Rindvieh, von 20 Pf. für Jedes weitere Stück anzusprechen. 
Keine Anwendung findet die Vorschrift des § 2, wenn 
Vieh zu Schlachtzwecken aus einer Gemarkung in eine andere 
geführt wird, und ein Verkauf des Thieres bereits stattgefunden 
hat ; Hegt dagegen ein solcher Kauf nicht vor und ist daher 
die Möglichkeit gegeben, dass ein Rücktransport des Viehs 
stattfindet, so ist die Lösung eines Gesundheitsscheins er- 
forderlich. (Erl. d. Badischen Minist, d.i. v. 10. Februar 1886 
Nr. 26^1 an das ßez.-Amt Durlach.) 

Der Erlass des Badischen Ministeriums des Innern vom 
16. Oktober 189u Nr. 24 981 bez. vom 19. Oktober 1885 
Nr. 16 108 bestimmt, dass Zeugnisse, welche durch einehessische 
oder württembergische oderhohenzollersche Ortspolizeibehörde 
oder durch einen von einer bayerischen oder elsass-Iothringen- 
schen Gemeinde bestellten Fleischbeschauer über dieSeucben- 
freiheit der zu transportirenden Thiere ausgestellt werden, das 
dnrch§2 derVerordnungvom26.Mäi, 188ö vorgeschrieben eZeug- 
niss unter den Voraussetzungeii des jj 7 der erwähnten Ver- 
ordnung ersetzen, bezüglich der bayerischen Fleischbeschauer 
aber nur unter dem Vorbehalt, dass die von ihnen ausgestellten 
Zeugnisse nicht genügen, wenn und solange die betreffenden 
bayerischen Bezirke verseucht sind. 

§. 7. Die Gesundheitszeugnisse (§§. 1, 2, 4, 5) sind fünf Tage 
gültig **). 

Die Führer der zu transportierenden Thiere sind verpflichtet, 
die Zeugnisse nach Ablauf dieser Zeit erneuern zu lassen. Sie 
müssen die Zeugnisse während des Transports bei sich haben und 
auf Auffordern den Polizeibehörden, dem Gendarmerie- und Polizei- 
personal, sowie den Behörden und Bediensteten der Zollverwaltung 
und der Eisenbahnbetriebsverwaltung vorzeigen. 

Die Zeugnisse müssen Ort und Tag der Ausstellung, den 
Namen des Führers und jedes mitgeführte Stück Rindvieh nach 

*)NachErlaB8ileBB3disclien MinJBteri uiuBflea Innern vom '21. Jniiil887Nr.lH04 
ist nichts dagegen zn erinnern, wenn von den Gern ein deräthen nacb Benehinen 
mit dem Bezirkst bierarzt als Vertreter des aufgeetellten FleJBchbeschauers für 
die Ausstellung des in § 2 Abs, 2 der Verordnung vom 20. Mai 1885 vorge- 
Bcbriübenen ZengniBse, ein oder mehrere Sachverständige ernannt werden, 
weiche dann iiu Falle der Verhinderung des Fleisohbeschaners einüutreten 
haben. Diese Stellvertreter sind zunächst auf ihre Befähignng zu den in Frage 
stehenden Funktionen zu prllfen und sodann auf ihre Dien etobliegenbeiten 
zu verpflichten. 

**l Nach ErlasB des Badischen MiniBteriuwa des Innern vom 30. April 1885 
Nr. 8897 ist bei der Berechnung der für die Gültigkeit der GegundheitszeugniBae 
in g 7 Absatz 1 der Verordnung vom 26. Hai 1885 beBtimniten fünftägigen 
Frist der Tag der AnaBtelinng der Zeugnisse nicht mitzurechnen. 

Anm. 2. Wegen Auastellung falscher GesundheilBzeugnisse oder wegen 
Fälschung ausgcBtellter GesundbeitazeugnisBe, vergl. Heichs-8t.-G.-B. §" '>«'** 
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Gfeschlecht, Alter, Farbe und Abzeichen, die Zalil der mitgefiihrten 
Schafe, Schweine, Ziegen bezeichnen. Bei Änystellung der Zeug- 
nisse für Rindvieh durch die Fleischbeschau er ist das anliegende 
Formular zu benützen. 

Nächst den Treiberherden ist es das Vieh der Viehhändler, 
durch welches gewöhnlich die Seuche verschleppt wird. In Baden 
ist für derartiges Vieh, wenn es seinen Standort verlässt, das 
Zeugniss eines Thierarztes oder Fleischbeschauers über den Gesund- 
heitszustand desselben mitzutühren. Die Gesundtieitszengnisse 
dürfen nicht älter als 5 Tape sein. Ein Zeugniss darf nur nach 
genauer Untersuchung sämtlicher Ställe aufgestellt werden, aus 
welchen die Thiere ausgeiührt werden. Das Gesundheitszenguiss 
erstreckt sich also nicht allein auf das mitgeführte Thier, sondern 
auch auf den ganzen Bestand, dem es angehörte. Von besonderem 
Werth hat sich die Regelung des Marktviehverkehrs erwiesen. Zur 
Beaufsichtigung der Viehmärkte wurde stets die nöthige Anzahl 
von Thierärzten bei^ezogen und strenge Kontrole geübt. In Seuchen- 
orten und da, wo die Seuche in der Nachbarschaft des Marktortes 
auftritt, erfolgt das Verbot der Abhaltung der Viehmärkte. Ausser- 
dem wurde in stark bedrohten oder verseuchten Bezirken eine 
viertägige thierärztliehe Kontrole der Handelsviehställe angeordnet, 
wobei nicht selten sehr gefahrliche Seuchenherde entdeckt wurden. 
Ueberall aber wurde eine gründliche Desinfektion »Her verseuchten 
Stallungen vorgenommen und, wenn immer thnnUch, unter Aufsicht 
des Bezirksthierarztes. 

In Hessen ist durch Ausschreiben der Grossherzoglichen 
Ministerien des Innern und der Justiz vom 19. März 1891 besondere 
Verfügung getroffen hinsichtlich der Veröffentlichung von Aus- 
brüchen der Maul- und Klauenseuclie, ferner der Anwendung 
der Vorschriften in § 64 der Instruktion, der Ausstellung von 
Gesundheitszeugnissen in verseuchten und nicht verseuchten Ge- 
meinden, sowie beim Handelsvieh, endlich der Revision der Ge- 
sundheitszeugnisse auf den Viehmärkten. 

In Lothringen wurden durch Verordnung des Bezirkspräsidenten 
vom 5. und "22. Dezember 1891, 2. April und 24. Juni 1892 in den 
Kreisen Bolchen, Metz, Diedenhofen und Saarbmg thierärztliehe 
Gesundheitszeugnisse für die wandernden Schaf- und Schweine- 
herden, sowie für die Rindviehtransporte von Händlern vor- 
geschrieben. 

In Sachsen-Eoburg-Gotha ist durch Ministerialverfügung vom 
16. September 18SJ1 bestimmt, dass die Viehhändler Register über 
ihre Viehbestände zu führen und stets anf dem Laufenden zu er- 
halten haben. Die Register sind jederzeit auf Verlangen den 
Polizeibehörden und den Thierärzten vorzulegen und von diesen 
nach der Revision mit dem erforderlichen Prüfangsvernierk zu 
versehen. Eine weitere Verfügung vom 27. März 18^2 ordnet die 
fünftägige Isolierung der neueingestellten Wiederkäuer und Schweine, 
sowie verschärfte Massnahmen beim Ausbruche der Maul- und 
Klauenseuche allgemein an. 

Noch möchte ich einer Verfügung der Brauuachweigischen 
Regierung erwähnen, nach welcher besonders in Zeiten, in denen 
die Maul- und Klauenseuche herrscht, die Ställe der Viehhändler 
allmonatlich an unbestimmten Tagen durch die Kreisthierärzte zu 
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revidieren Bind. Diese Massregel hat sich, wie Hofthieiarzt Lies in 
unserer Nürnberger Sitzung mitgetheilt, ausgezeichnet bewährt. Die 
Viehhändler können nie wissen, wann die Revisionen ihrer Vieh- 
ställe stattfinden, weshalb dieselben meistens von dem Ausbruelie 
der Seuche rechtzeitig Anzeige machen. Um hei ausgebreitetem 
Grassieren der Seuche in ihren Ötällen keinen den Handel störenden 
Seuchenherd zu schaffen, bringen die Händler alsdann auch das 
gekaufte Vieh von der Ankaufsstelle häufiger direkt nach der 
Verkaufsstelle. 

Einen dauernden Schutz aber kann nur die Kontrole bieten, 
welche sich über die Stallungen der Viehhändler nicht nur zu 
Zeiten erstreckt, in welchen die Maul- und Klauenseuche lierrscht, 
sondern welche auch in gewöhnlichen Zeiten aasgeübt wird; sie 
muss sich auch ferner auf die Gastviehställe ausdehnen, in welchen 
allerlei Vieh, das mit der Seuche behaftet oder derselben ver- 
dächtig sein kann, untergebracht zu werden pflegt. Und wenn die 
ßeichsbehörde die Einsicht gewonnen hat, dass zur Tilgung der 
Seuche eine ständige Beaufsichtigung der Schlaciitviehhöte. Ab- 
deckereien etc. nöthig ist, warum dehnt sie diese ständige Ueber- 
wachung nicht auch auf die Gastvieh- und Handelsviehställe aus, 
welche stets die Gefahr der Seuchenverschleppung bieten? 

Daher müssen wir ebenfalls in üebereinstimmung mit den 
Beschlüssen des Deutschan Landwirthschaftsrathes und des Landes- 
ökonomiekollegiums einer ständigen Beaufsichtigung des 
Viehhandels und Viehverkehrs das Wort reden. 



Hassregeln nach Ausbruch der fflaal- und Elanenseacfao. 
Sehr viel Gewicht ist zu legen auf eine schnelle Anzeige über 
jeden neu zum Ausbruch gekommenen Seuchefall; erst dann sind 
die Behörden in der Lage, einer weiteren Ausbreitung wirksam 
entgegenzutreten. Allerdings werden den Polizeibehörden Anzeigen 
von neuen Seuclienausbrüchen in dem Seuchenorte im Allgemeinen 
nur spärlich erstattet, weü die meisten Besitzer aus Besorgniss vor 
den Nachtheilen, welche ihnen nach dem Bekanntwerden der Seuche 
in ihren Beständen durch die Anordnung der erforderlichen Schutz- 
massregeln erwachsen, es vorziehen, den Seuchenausbruch zu ver- 
heimlichen. Thatsache ist ferner auch, dass durch diese Verheim- 
lichung der Weiterverbreitung der Maul- und Klauenseuche wesent- 
lich Vorschab geleistet wird. Nun enthält das Gesetz zwar 
Bestimmungen, mittels welcher diesem Uebelstande zu einem 
grossen Theile abgeholfen werden kann: nämlich die Bestimmungen 
im § 29 des Beichsgesetzes bezw. im § fi4 der Instruktion zu diesem 
Gesetze. Wie bekannt, gestattet der § 29 des Gesetzes die Unter- 
suchung der am Seucheuorte oder in dessen Umgegend vorhandenen, 
von der Seuche gefährdeten Thiere im Falle der Seuchengefahr 
und für die Dauer derselben. Hiernach befindet sich also die 
Polizeibehörde in der Lage, die thierärztliche Untersuchung aller 
derjenigen Bestände einer Ortschaft oder Gegend anzuordnen, 
rücksichtlich welcher der Verdacht besteht, dasa sie von der Maul- 
und Klauenseuche ergrifi"en worden sind. Sache des beamteten 
Thierarztes wird es nun sein, die Bestände anzugeben, deren Unter- 
sachung geboten erscheint. 




Soweit des Veterinär-Assessors Heyne in der Provinz Posen 
geraachte Eifahningen reichen, kann er versichern, dass durch 
diese Untersuchungen zahlreiche Seuchenaushrüche amtlich fest- 
gestellt worden sind, welche ohne Beachtung der Bestimmung im 
§29 des Reichsgesetzes —in der Mehrzahl der Fälle wenigstens — 
wohl niemals zur Kenntniss der zustitudigen Polizeibehörden ge- 
langt wären. 

Soll aber die Seuche beim ersten Auftreten unterdrückt 
werden, so liegt alles in der rechtzeitigen Ermittelung der Seuchen- 
ausbrüche. Keine Massnahme im Keichsviehseuchengesetze hat 
nnn in dieser Richtung grösseren Werth, als die Gewährung von 
Entschädigungen. Inwieweit solche anch für Maul- und Klauen- 
seuche eingefühlt werden könnten, ist wohl der Erwägung werth. 
Dass die Sache manchen Bedenken begegnen wird, ist zuzuge- 
stehen, vielleicht Hessen sich, wie Lorenz-Darmstadt meint, diese 
jedoch auch beseitigen im Hinblick auf den grossen Werth, den 
eine solche Bestimmung haben würde. Vor allem dürfte es sich 
hier nicht um eine volle Entschädigung für alle Nachtheile der 
Sperre etc., auch nicht um eine solche in allen Fällen handeln, 
sondern es könnte etwa nur eine Entschädigung für Verluste an 
Thieren beim vereinzelten Auftreten der Seuche in Betracht ge- 
zogen werden. Es müsste gewissemiassen die zn gewährende 
Entschädigung eine Prämie sein für die rechtzeitig erstatteie An- 
zeige, namentlich bei den ersten Ausbrüchen der Seuche in einer 
bis dahin seuchen freien Gegend. 

Auch sind die Strafbestimmungen im Eeichsviehseuchengesetze 
theilweise zn milde, besonders was die Unterlassung der vorge- 
schriebenen Anzeige von Seuchenausbrüchen betrifft. Wenn anch 
in Baden mitunter sehr hohe Strafen verhängt worden sind für der- 
artige Uebertretungen, so geschieht dies doch nicht überall. Es ist 
nothwendig, dass das Miniraalstrafmass wesentlich verschäi-ft werde, 
unddiesnamentlich anch den gi'össerenLandwirthen gegenüber, welche 
erfahrungsgeraäss nächst den Händlern am meisten den Ausbruch 
der Maul- und Klauenseuche verheimlichen. Gerade den grösseren 
Landwirthen, besonders solchen, welche Milchwirthschaft treibenj er- 
wächst durch die gesetzlich vorgeschriebenen Massnahmen, nament- 
lich durch das Bekanntwerden des Seuchenausbruchs und den 
damit verbimdenen Verlust an Kunden für ihre Milch, ein weit 
höherer Schaden, als eine geringe Geldstrafe ausmacht, wie sie 
gewöhnlich verhängt wird. 

Dann ist es durchaus nöthig, dass zu jeder Feststellung der 
Senche der Thierarzt zugezogen wird. Mit dieser Einrichtung 
hat man in Baden sehr günstige Erfahrungen gemacht. Dort wird 
der beamtete Thierarzt sogar von 4 zu 4 Tagen in die Seuchenorte 
zum Kontrolieren entsandt. Die Ortspolizeibehörden sind ange- 
wiesen, den Thierarzt über alle die Seuche betreffenden Vorgänge 
auf dem Laufenden zu erhalten. 

Ist einmal ein Seuchenherd festgestellt, so muss alles daran 
gesetzt werden, ihn unschädlich zn machen. Dies geschieht am 
zweckmässigsten durch strenge Absperrung. In geschlossenen 
Ortschaften, wie sie Süd- nnd Westdeutschland besitzt, hat nicht 
die Gehöft-, sondern die Stallsperre einzutreten. Es ist in jeder 
Gemeinde, in welcher die Maul- und Klauenseuche zum Ausbruch 
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gelangt, Stall- bezw, Weidesperre für jeden verseuchten Bestand 
anzuordnen, sofern die Seuche nur auf einzelne Ställe beschränkt 
ist (Generalerlass d Badischen Minist, d. I. vom 29. April 1H89 
Nr. 9475). 

In Baden ordnen besondere Massregeln für die Handelsvieb- 
ställe an: Wenn die Seuche in dem Bestände eines Vieh-, Schaf- 
oder Schweinehändlers auftritt, ist zu ermitteln, ob Thiere in den 
letzten 6 Tagen aus dem Bestand weggebracht wnrden, und ist die 
Absperrung auf diese Thiere tür die Dauer von 6 Tagen seit der 
Entfernung auszudehnen. (Erlass des Badischen Minist, d. I. vom 
18. April 1889 No. 8fi73.) 

Da wegen des Ausbruches der Maul- und Klauenseuche in 
Stallungen von Viehhändlern zu beftirchten ist, dass die Seuche 
durch die Händler oder durch Dienstleute derselben mittelbar eine 
weitere Verbreitung erfahre, indem die Händler oder die Leute 
derselben mit den verseuchten und dann noch nicht erkrankten 
und an nicht verseuchten Oertlichkeiten befindlichen und desshalb 
von der Sperre nicht betroffenen Thieren in Berührung kommen, so 
habeu die Bezirksämter den Händlern aufzugehen, im Sinne des 
8 8 der Verordnung vom 17. März 1881 nur solchen Personen den 
Zutritt zu den verseuchten oder verdächtigen Beständen zu ge- 
statten, welche mit der Wartung und Pflege der gedachten Thier- 
bestände beauftragt sind, diese Personen aber selbst zu anderen 
Geschäften, bei welchen eine mittelbare oder unmittelbare He- 
rührung mit anderen Thieren statthaben konnte oder stattfinden 
muss. keinesfalls zu verwenden. Entsprechende Auflage ist den 
bestellten Wärtern zu machen. Den Händlern selbst ist auf- 
zugeben, falls sie den Viehhandel forlbetreiben wollen, mit den 
verseuchten oder verdächtigen Stallungen oder mit den Personen, 
welche die gesperrten Thiere warten und pflegen, in keinerlei Be- 
rührung zu treten. Wo eine Gefahr für die strenge Durchführung 
der Stailsperre in der oben gedeuteten Art nicht gegeben ist, 
müssen sämtliche Viehbestände der Händler als der Ansteckung 
verdächtig behandelt und deshalb unter Gemarkungssperre gestellt 
werden und zwar auch dann, wenn die Bestände in bisher frei 
gebliebenen Gemeinden und Oertlichkeiten untergebracht sind und 
irgend welcher Verkehr zwischen den verseuchten und noch nicht 
verseuchten Beständen vermiithet werden darf. Nötbigenfalls ist die 
Mannschaft, welche mit der Verptleguug und Wartang der ver- 
dächtigen und verseuchten Bestände betraut ist, durch Leute zu 
ersetzen, welche von der Ortspolizeibehürde mit der Wartung und 
Pflege der Thiere auf Kosten der Besitzer beauftragt werden. 
Jedenfalls sind die Viehhändler persönlich auf die Folgen einer 
nachlässig gehandhabten Stallsperre und auf die strafgesetzlichen 
Folgen der Zuwiderhandlung gegen die polizeilichen Schutz- 
massregeln aufinerksam zu machen. (Erlass des Badischen Minist. 
d. I. vom 15. April 1889 No. 8320-) 

Ist die Seuche nicht mehr anf 1 oder 'J Stallungen beschränkt, 
ßo tritt in Baden die verschärfte Stallsperre ein, welche ausser 
der für Jedermann sichtbar anzubringenden Warnungstafel .,Maul- 
und Klaue n.seu che" noch anordnet, dass öffentliche Wächter 
aufzustellen sind, welche jeglicheu Verkehr verhüten und zu 
gleicher Zeit täglich den Stall, Dünger etc. desinfizieren. 
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Sehr empfehlenswert!! ist die tägliche Desinfektion der Stall- 
Ifltreii, bezw, des Stalldüngerg mit abgelöschtem Kalk. (General- 
«rlass des Bad. Minist, des Innern vom 21. Mai 1890 No. 12582.) 
Wenn thunlich, ist der Dünger täglich aus der Stallung zu 
entfernen und hierauf mit Kalkmilch, die aus einem Ranmtheil frisch 
gelöschtem Kalk und (W Rauratheilen Wasser hergestellt wird, 
reichlich zu überschütten. Nach Keinignng des Stallbodens und 
der Stallrinnen, sowie der Stallgäuge sind dieselben mit Kalk- 
pulver zu bestreuen oder mit Kalkmilch zu übergiessen. Die ver- 
unreinigten Krippen und Raufen können mit Kalkmilch oder mit 
der im ^ 2 der Anweisung für das Desinfektionsverfahren be- 
schriebenen Kaii- oder Natronlauge bestrichen werden. Geht es 
nicht an, den Dünger aus dem Standorte der Thiere zu entfernen, 
BO kann die Kalkmilch auf den Dünger im Stalle selbst verwendet 
werden. In allen Fällen ist der desinfizierte Stallboden oder der 
im Stall desinfizierte Dünger mit einer Lage frischer Streu zu 
versehen, um allenfallsige unangenehme Erscheinungen an dem 
Euter milchender Tiere zu verhüten. (Erlass d. Minist, d. I. vom 
|,2l. Mai 1890 No. 1^582 an die Grossh. Badischen Bezirksthierärzte.) 
I Ferner erfolgt gleichzeitig mit der Sperre eine Bekanntgabe 

I im Amtsverkündigungsblatt und in den umliegenden Bezirken, 
I "womöglich telegraphisch. Aehnliche Forderungen in Bezug auf 
I geeignete Organisation eines schnellen Nachrichtendienstes haben 
I ja auch Deutscher Landwirthschaftsrath und Landesökonomiekolle- 
[ -gium wiederholt erhoben. 

[ Zu den obigen Massnahmen kann nun auch direkte Orts- 

sperre hinzutreten, darin bestehend, dass aus dem Orte kein 
Thier zu anderen, als zu Schlachtzweeken heraus darf, und zwar 
nach eingeholter thierärztlieher Begutachtung und polizeilicher 
Erlaubniss. Demgemäss lautet § a der oben erwähnten Badischen 
Verordnung : 

§ 3. Aus Gemeinden, in denen Maul- und Klauenseuche aus- 
gebrochen ist, darf während der Dauer der Seuche Vieh (Kind- 
I Vieh, Schafe, Schweine, Ziegen) nur mit ortspolizeilicher Ge- 
I nehmigung und allein zum Zwecke -sofortiger Schlachtung weg- 
I gebracht werden. Die Genehmigung darf nur ertheilt werden auf 
I Grund der schriltlieh der Ortspolizeibehörde gegenüber abgegebenen 
I Erklärung eines Thierarztes, dass eine Verschleppung der Seuche 
\ durch den beabsichtigten Transport des Viehs zur Schlachtstätte 
I überhaupt oder unter Beobachtung der von dem Thierarzte be- 
1 . zeichneten Vorsichtsmassregeln nicht zu besorgen sei. Den von 
li'äer Ortspolizeibehördü auszustellenden Erlaubiiissscheiu. welcher 
I neben genauer Bezeichnung der wegzubringenden Thiere den Zweck 
I des Trausports, sowie die Frist, innerhalb deren der Transport 
I vollzogen sein mnss, den Ort, an dem die Schlachtung stattfinden 
L soll, und die zu beobachtenden Vorsichtsmassregeln angeben mnss, 
L hat der Führer der Thiere während des Transports mit sich zu 
I führen. 

K, Die Ortspolizeibehörilen der verseuchten Gemeinden sind auf 

E die Bestimmungen dieses Paragraphen seitens des Bezirksamtes 
■ jeweils beim Ausbruche der Seuche behufs geeigneter Bekannt- 
I machung besonders aufmerksam zu machen. 
I Die Rayonsperre, ebenfalls unter polizeilicher Aufsicht, 
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erstreckt sich auf die Nachbarorte, welche mit dem verseuchten 
Orte im Verkehr stehen. Aus diesen dürfen Thiere erst in den 
Handel gebracht werden, wenn durch den Thierarzt bescheinigt ist, 
dass sie aus seachenfreien Gehöften kommen und selbst gesund sind. 
Daher schreibt § 4 der Badischen Verordnung vor: 
Verbreitet sich die Maul- und Klauenseuche aaf mehrere 
Ställe, so haben die Bezirksämter alsbald die Anordnung zu treffen, 
dass aus den dem Seuchenorte benachbarten, der Gelahr der Ver- 
breitung der Seuche nach den Verkehrsverhältnissen ausgesetzten, 
namentlich zu bezeichnenden Gemeinden zum Zwecke oder In Voll- 
zug einer Veräusserung Vieh (Kindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen) 
nur auf Grund von Gesundheitszeugnissen (S 7) ausgeführt werden 
darf, welche von einem Thierarzte ausgestellt sind*). 

Nur für solche Thiere dürfen in den Fällen dieses Paragraphen 
Gesundheitszeugnisse ausgestellt werden, welche seit mindestens 
sieben Tagen in seuchenfreiem Zustande in der Gemarkung sich 
befinden, wo ihre Untersuchung erfolgt. Diese Bestimmung findet 
insbesondere auch Anwendung auf wandernde Schaf- und Schweine- 
herden, dagegen kann auf Viehmärkten der Bezirksthierarzt das 
Zeugniss auch für solche Thiere ausstellen, die aus der Seuche 
nicht verdächtigen Orten auf den Markt verbracht und alsbald 
weiter versendet werden. 

g 5 der mehrerwähnten badischen Veroi'dnuug handelt von 
denjenigen Massregeln, welche zu ergreifen sind, wenn in benach- 
barten nichtbadischen Bezirken anderer Bundesstaaten die Maul- 
und Klauenseuche auftritt. Er lautet: 

S 5. Ist die Maul- und Klauenseuche in benachbarten, nicht- 
badischen Bezirken aufgetreten, so haben die an der Grenze ge- 
legenen Bezirksämter anzuordnen, dass die Führer von Vieh 
(Eindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen), das aus den verseuchten 
Bezirken eingeführt werden soll, im Besitze thierärtlicher Zeugnisse 
über den Gesundheitszustand der Thiere (§ 7) sein müssen, in 
welchen bezeugt ist, dass nach dem Ergebniss der von dem Thier- 
arzte eingezogeneneu Erkundigungen und der Besichtigung der zu 
transportirenden Thiere diese seit mindestens sieben Tagen in 
seuchenfreiem Zustand in der Gemarkung sich befanden, in 
welcher ihre Untersuchung erfolgte und dass in dieser Gemarkung 
keine an Maul- und Klauenseuche oder Lungenseuche erkrankten 
Thiere sind. 

Nachdem Württembergj Hessen und Elsass-Lothriugen 
ähnliche Anordnungen wie in §§ 3 und 4 der mehrerwähnten 
Verordnung vorgesehene in Vollzug gesetzt haben und folg- 
lich aus verseuchten Gemeinden dieser Länder Wiederkäuer 
und Schweine nur behufs der sofortigen Schlachtung, aus den 



*) 5 1 der Verordnung dea Minist, des Innern vom 6. Mai 1881 ( 
Vetordn.-BI. S. 135). Die Bezirk sthierärzte und Thierarzte haben für ft 
amtliclie Yerichtnngen Geactiäftsgebühren snzas^irechen: 

5. Für AuBBtellung von Ge Bund lieita Zeugnissen: 

a) fat ein Stück Groaavieli 

b) für jedes weitere Stück . . 

c) für eine Herde Kleinvieii von n 
von 100—200 Stück .... 
von weni^r als 100 Stück . 

d) Für 1—3 Stück Kleinvieh 




I 
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von der Seuche bedi'ohten Gemeinden aber nur auf Grund 
eines Gesundheitszeugnisses, dass von einem Thierarzt aus- 
gestellt ist, ausgeführt werden dürfen (vergl. §§ 3 und 4 der 
mehrgedachten Verordnung), so ist von der Anwendung des 
§ 5 der gleichen Verordnung den genannten Ländern gegen- 
über Umgan? zu nehmen. (Erl. vom 16. Oktober 1890 
No. 24981). 

Nach einem Uebereinkommen zwischen den Regierungen 
Württembergs, EIsass-Lothringens und Badens haben die Be- 
hörden in den angrenzenden Bezirken der gedachten 
Staaten sich gegenseitig alsbald Nachricht von dem Aus- 
bruche, dem Fortgange und dem Erlöschen der Seuche zu 
geben. (Ist übrigens allen Bezirkspolizeibehörden angrenzender 
Länder gegenüber auszuführen). Auch die übrigen Bezirks- 
ämter, in deren Bezirk Vieh aus Württemberg oder Elsass- 
Lothringen eingeführt zu werden pflegt, haben sich über den 
Stand der Verseuchung in den betreffenden Bezirken stets 
und rechtzeitig zu unterrichten. (Erl. d, Bad. Minist, d. L 
vom 16. Oktober 1890 No. 249-il). 

Für die Einfuhr aus der Schweiz, Italien, Oesterreich- 

Ungaru sind die besonderen, hierüber erlassenen Vorschriften 

fvergl. S. 15 u. ff. des Handbuchs) massgebend. (Erl. d. 

Badiscben Minist, d. T. vom 16 Oktober 1890 No. 24981.) 

Ist der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche in einem 

Marktorte festgestellt, so muss, wie die badische Verordnung iu 

§8 vorschreibt, die Abhaltung von Viehmärkten daselbst bis zum 

Erlöschen der Seuche verboten werden. 

Nachsicht von diesem Verbot ertheilt in Baden auf Ansuchen 
in besonderen Fällen und für den einzelnen Markttag das Mini- 
sterium des Innern nach seinem Ermessen. 

Eines der besten und daher nothwendigsten Mittel zur Nieder- 
haltnng der Maul- und Klauenseuche ist eine frühzeitige und 
allgemeine Sperrung der Märkte. Dieselbe dürfte jedoch nicht 
blos auf einen Verwaltungsbezirk ausgedehnt werden, denn dies 
nütztbeidenheutigenguten Verkehrverhältnissen nichts. Es ist daher, 
und ganz besonders iu den dichtbevölkerten Gegenden Südwest- 
deutschlands, nöthig, dass die Marktsperre, wenn sie einen Zweck 
haben soll, eine allgemeinere sei und über die sämtlichen von 
der Seuche gefährdeten Gebieistheile ausgedehnt werde. Ins- 
besondere muss einer Konkurrenz der Marktorte vorgebeugt werden, 
z. B. dass, wenn in einem Staat ein Viehmarkt gesperrt ist, ein 
benachbarter Ort eines anderen Bundesstaats sich dies zu Nutzen 
macht und den Marktverkehr an sich zieht, wie es in Wirklich- 
keit vorgekommen ist. Die Marktsperre würde daher am besten 
vom üeichskanzler, und zwar über alle verseuchten resp. von 
der Seuche gefährdeten Gebietstheile verfügt. In § 4 des Reichs- 
viehseuchengesetzes ist dies bereits vorgesehen. 

Die badische Verordnung bestimmt in § 9: Erscheint im 
Interesse der Verhinderung der Seuchenverschleppung eine Ver- 
schärfung der Kontrole oder eine weitergehende Beschränkung 
des Viehverkehrs, als in den vorstehenden Paragraphen vorgesehen. 
nothwendig, so wird das Ministerium des Innern anordnen, dass iu 
bestimmten Bezirken und für bestimmte Zeiten die Ausstellung 
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von Gesundheitszeugnissen durch einen beamteten Thierarzt ge- 
schehen und die Äbnaltmig von Viehmürkten unterbleiben muss. 

Ist aber die Anzeige so spät geschehen, dass trotz derselben 
die ganze Ortschaft verseucht ist, so wird die strenge Stall- 
sperre aufzuheben und der ganze Ort oder die Gemarkung unter 
strenge Absperrung zu stellen sein. In keinem Falle darf zuge- 
geben werden, dass der Ansteckung verdächtige Thiere etc. sich 
innerhalb des Gehöftes oder der Weide bewegen können, wenu 
nicht mittelbarer oder unmittelbarer Verkehr vollständig ausge- 
schlossen ist. Wenn erforderlich, ist bezüglich aller gewöhnlich 
im Stalle gehaltener Thiere (Rindvieh, Schweine, Ziegen und Schafe, 
sofern letztere nicht dauernd auf der Weide sich befinden), der 
Austrieb, das Tränken an gemeinsamen Brunnen und das Zu- 
führen von männlichen Zuchtthieren zu verbieten. (General erlass 
des badischen Minist, d. I. vom :;9. April IHHQ Nr. 9475.) 

Auf dem Transport befindliche Thiere müssen ebenfalls sofort 
abgesperrt oder geschlachtet werden. 

In den Schlachthäusern muss ganz streng von § 54^56 Ge- 
brauch gemacht und beim Seuchenausbruch gesunde wie kranke 
Thiere getötet werden. 

Auch empfiehlt es sich, während der Seuchengefahr beamtete 
Thierärzte behufs Ausstellung von Gesundheitsattesten und üeber- 
wachung auf Staatskosten in die Seuchenorte zu schicken. 

Erlöschen der Seuche. 

Nach dem Inhalte des § (i!) der Instruktion gilt die Seuche 
als erloschen, wenn in dem Gehöfte etc. innerhalb 14 Tagen kein 
neuer Erkrankungsfall vorgekommen ist. Hieraus geht, sollte man 
meinen, hervor, dass die Endschaft der Seuche in jedem einzelnen 
Falle durch den beamteten Thierarzt festßeßtellt werden muss, da 
nur der Sachverständige befähigt ist, zu konstatieren, ob die 
Seuche erloschen ist oder nicht. Die sachverständige Feststellung 
der Endscbaft der Seuche erscheint auch durchaus geboten, wenn 
man in Erwägung zieht, dass die Anzeigen seitens der Besitzer 
von dem Erlöschen der Seuche in ihren Viehbeständen in der 
Rege! viel zu früh erstattet werden. Vet.-Assessor Heyne hat zu 
wiederholten Malen erst bei der zweiten, in einzelnen i allen sogar 
erst bei der dritten Untersuchung verseuchter Bestände die End- 
schatt der Maul- und Klauenseuche in denselben festzustellen ver- 
mocht. In allen diesen Fällen ist durch die auf Grund des § 69 
ausgeführten Untersuchungen eine zu frühzeitige Aufhebung der 
angeordneten Schntzmassregeln wirksam verhindert worden. 

Die badische Verordnung setzt in § ö Folgendes fest: 

Sobald die Seuche erloschen, sind die gemäs §§ 4 and 5 ge- 
troffenen Massnahmen aufzuheben. 

Die Verfügungen, durch welche diese Massnahmen angeordnet 
oder zurückgenommen werden, sind in die Ämtsverkündigungs- 
blätter der betheiligteu Bezirke einzurücken und überdies in den 
zugehörigen Gemeinden in ortsüblicher Weise bekannt zu geben, 
dem Landeskommissär und Ministerium des Innern, geeignetenfalls 
auch den Behörden der Zoll- und Eisenbahnbetriebsverwaltung, 
den benachbarten Bezirksämtern und niehlbadischen Polizeibehörden 
mitzutheilen. 




Aber auch bei der Endscbaft der Seuche ist eine gründliclie 
Desinfektion der Ställe nöthig und diese darf nur, ähnlich wie es 
die badische Vorschrift iiogiebt, unter Aufsicht des Thierarztes 
erfolgen. 

Für Baden ist folgende Belehrung ausgegeben über die Schluss- 
desinfektion von Ställen oder anderen Oertlichfceiteu , in welchen 
Thiere gestanden hatten, die an Maul- und Klauenseuche erkrankt 
waren. 

Die Reinigung und Schlussdesinfection eines verseuchten Stalles 
oder einer andern verseuchten Oertlichkeit (Scheuer, Schuppen) 
dai'f nicht begonnen werden, ehe sieben Tage seit der Abheilung 
des letzte rki'ankten Thieres verflossen sind und in der ebenge- 
nannten Zeit eine neue Erkrankung von Thieren an der Maut- und 
Klauenseuche in dem Gehöfte nicht vorgekommen ist. 

Wenn immer thunlich, sind bei der Schlussdesinfektion die 
Thiere sämtlicli oder nur abtheilungsweise aus dem Stalle herauszu- 
nehmen und irgendwo innerhalb des Gehöftes unterzubringen, bis 
die Reinigung undDesinfection des gewöhnlichen Aufenthaltes der 
Thiere vollendet ist. 

Es ist mit einer gi'ündlichen Reinigung der Decke, Wände, 
Fenster, Thiiren, Raufen, Krippen, Stände. Säulen oder Posten des 
Stalles oder der zu desinfizirenden Räumlichkeit zu beginnen, indem 
von üben nach unten mit Besen oder Bürsten abgefegt wird, was 
von Decken, Wänden u. s. w. abgefegt werden kann. 

Während oder vor dieser Zeit ist je nach Bedarf in einem 
Zuber die nöthige Menge Kalkmilch herzustellen, indem zu 8 Liter 
frisch gelöschtem Kalk in Pulverform ein Hektoliter Wasser ge- 
schüttet und die Mischung umgerührt wird, bis sie wie Milch 
aussieht. 

Mit der Kalkmilch ist das von dem Abkehren der Decke, 
Wände u. s. w. niedergefallene Kehricht, welches auf einen oder 
mehrere Häufchen zusammen zukehi'en ist, sowie der auf einem oder 
mehreren Hauten gesammelte Dünger und die Streu bis zur voll- 
kommenen Durchsättigung zu begiessen. 

Hierauf ist der Dünger, die Streu und das Kehricht aus dem 
Stalle nach dem Düngerhaufen zu schaffen. 

Der Fussboden, die Krippen, die etwa vorhandenen Futter- 
tische öder Raufen sind mit heissem Wasser abzuschlemmen und 
rein /.n fegen. 

Hierauf wird die ganze Stalloberfläche {Decke, Wände. Fuss- 
boden, Krippen, Raufen, Stände, Pfosten, Säulen, Thüren), mit 
Kalkmilch übertüncht. 

Der Kalkmilchanstrich an Raufen und Krippen kann nach drei- 
bis vierständiger Einwirkung wieder abgescheuert werden. 

In derselben Weise ist mit den Stallgeräthschaften zu verfahren. 

Ebenso wie die Grossviehställe sind die verseuchten Schweine- 
und Schafställe zu behandeln. 

Hierauf kann das Vieh, nachdem es an den Klauen mit 
Kalkmilch übergössen ist, was am besten an dem Standorte ge- 
schieht, wo es während der Reinigung imd Desinfection des Stalles 
aufgestellt ist, wieder in den Stall eingestellt werden, nachdem es 
frische Streu erhalten hat. 

Der Standort des Viehes, au dem es während der Reinigung 
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und Desinfection der Stallung aufgestellt war, ist mit Kalkmilch 
dick zu übergiesen, 

Dünger darf erst vierzehn Tage nach dem Erlöschen der 
Seucbe und nach'ieni derselbe nochmals bis zur gänzlichen Dnrch- 
tränkung mit Kalkmilch von der angegebeneu Zusammensetzung 
Übergossen ist, aus dem Hofe ausgeführt werden. 

Bei Ställen, in welchen sich männliche Zuchtthiere befinden, 
bei solchen, in welchen Handelsvieh aufgestellt ist oder fremde 
Thiere eingestellt zu werden pflegen (Gastställe), ist der gereinigte 
und aberlünchte Stall, ehe er wieder benützt wird, abzuschliessen 
und mit Chlorgas auszuräuchern. Es geschieht dies, indem man 
z. B. in einem Stall für 4 Stück Vieh ein halbes Kilogramm Chlor- 
kalk, welches in einem irdenen oder steinerneu Teller oder in 
einer solchen Schüssel auf den Boden gestellt ist, mit 1 Kilogramm 
käuflicher roher Salzsäure oder mit 2 Kilogrammen Schwefelsäure 
übergiesst. Das Gefäss ist so nahe als möglich bei der Thür auf- 
zustellen, damit deijenige, welcher die Säure auf den Chlorkalk 
giesst, sich schnell entfernen kann, sobald das heftigen Husten 
erregende Chlorgas sich entwickelt. 

Für einen Stall, in welchem nur 2 Stück Vieh Platz haben, 
Ist nur die Hälfte, für ein Stall, in welchem 6 Stück Vieh aufge- 
stellt werden, die Hälfte mehr als die genannte Gewichtsmenge au 
Desinfectionsmitieln u. s. w. anzuwenden. 

Die Stallung ist dann acht Stunden lang geschlossen zu halten 
und kann erst wieder von Thieren bezogen werden, wenn die 
Eäumlichkeit zwei Stunden lang dem Luftzug ausgesetzt war. 

Eine recht sorgfältige Reinigung des Schuhwerks der Personen, 
welche in dem verseuchten Stalle oder mit den verseucht gewesenen 
Thieren beschäftigt waren, die Reinigung der Hände und Arme der 
Personen bis zum Ellbogen und ein Wechsel der Kleidungsstücke 
sind schliesslich nothwendig, um die Gefahr der Verbreitung des 
Seuchenstoffes zu beseitigen. 

Während des Herrschens der Maul- und Klauenseuche haben 
zahlreiche Besitzer grösserer Viehbestände künstliche Uebertragung 
der Krankheit durch die bekannte üeberimpfung des Geifers etc. 
zur Anwendung gebracht, um den Bestand schneller durchseuchen 
zu lassen und somit in kürzerer Zeit von diesen lästigen polizei- 
lichen Massregeln entbunden zu werden. Dieser abgekürzte Seuchen- 
verlauf ist auch der einzige Vortheil, welchen diese Impfung bietet. 
Ein wirklicher Schutz gegen die Seuche wird, wie bekannt, hier- 
durch nicht erreicht. Denn schon in relativ kurzer Zeit sind, wie 
die Erfahrung lehrt, die Thiere oft von neuem für die Seuche 
empfänglich. In der Abkürzung des Seuchenverlaufes liegt aber 
eine Abkürzung der Seuchengefahr und deshalb kann sich die 
Massregel, besonders in grösseren Viehbeständen, in welchen der 
Verlauf der Seuche sich auf Mouate hinziehen könnte, als Schutz- 
massregel empfehlen. Eine absichtliche Uebertragung auf weitere 
Viehbestände, welche von der Seuche bedroht sind, wird jedoch so 
lange zu unterlassen sein, als es der Technik nicht gelingt, durch 
die Uebertragung des Senchenstoffes mit Sicherheit einen milderen 
Verlauf der Seuche herbeizuführen. In dieser Richtung sind bereits 
in Baden einige Versuche angestellt worden, welche zu nicht un- 
günstigen Ergebnissen gefühi't haben. Die Versuche wurden mit 
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der Uebertragung von aseptisch entnommenem Bläschen! ohalt gut- 
artig erkrankter Rinder ohne Verdünnung und mit Verdünnung, 
sowie mit Kulturen des von Schottelius gezüchteten Streptocyten 
(dem angeblichen Ansteckungsstoff der Maul- und Klauenseuche) 



Bei der Verwendung der beiden letzten Arten des Impfstoffea 
war die Impfkranfcheit sehr milde selbst unter Milchthieren. 

Da der wirkliche Ansteckungsstoff der Maul- und Klauen- 
seuche und seine biologischen Eigenschaften mit Sicherheit bisher 
noch nicht bekannt waren, so konnte man auch zu einem geeig- 
neten Schutzirapfungsverfahren noch nicht gelangen. Allenthalben 
hat man sich bemüht, den Ansteckungsstoff zu isoliren. Besonderer 
Erwähnung werth sind die von Dr. Siegel, Prof. Schottelius und 
Dr. Kurth gemachten Beobachtungen. 

Dr. Siegel, [Die Mundseuche der Menschen {Stomatitis epi- 
demica), deren Identität mit der Maul- und Klaueuseuche der 
Hansthiere und beider Kränkelten gemeinsamer Erreger. Deutsche 
med. Wochenschrift, 1891, No. 49, S. 1328— 1331J beobachtete in der 
Zeit von 1S88 — 1h91 unter den Einwohnern der Ortschaften Britz 
und Rixdorf (bei Berlin), und zwar namentlich in den Theilen, 
welche der Einrichtung einer Kanalisation und Wasserleitung noch 
entbehren, eine epidemisch auftretende skorbutartige Erkrankung, 
welche er in gewisse ursächliche Beziehung zur Maul- und Klauen- 
seuche der Hansthiere biingt. Die Epidemie hatte eine grosse 
Ausdehnung gewonnen (allein von März bis September 1889 drei- 
hundert Erkrankungsfälle), verlief in vielen Fällen tödtlich und 
verschonte weder Kinder noch Erwachsene. Im allgemeinen währte 
die Inkubationszeit 8—10 Tage. Beim Säuglinge Hessen sich in 
einem Falle schon nach 12 Stunden charakteristische Symptome 
der Erkrankung erkennen. 

Die Krankheit beginnt mit mehr oder weniger heftigem 
Schüttelfrost, allgemeinem Unbehagen, mit durch Nierenschwellung 
verursachten Kreuzschmerzen und Schwindelanfällen, die sich selbst 
bis zu epileptischen Krämpfen steigern können, neben Leibes- 
verstopfiing und Schwere, auch Paraesthesie in den unteren Glied- 
massen, besteht häufig Brechneigung, Icterus und Schmerzhaftigkeit 
in der Leber und Magengegend. Das Fieber übersteigt selten 
39,ö" C. Die Gesichtsfarbe ist graugelb und trocken, die Augen 
sind gelbbläulich gerändert. Häufig treten Rachenkatarrhe und 
Heiserkeit auf. Nach einer drei- bis achttägigen Krankheitsdauer 
stellen sich die für die Krankheit charakteristischen Erscheinungen 
am Munde ein, bestehend in ödematöser Schwellung der Zunge, 
des Zahnfleisches und der Wangenschleimhaut, röthlich-blauei* Fär- 
bung der Zunge, gelblichem bis tiefschwarzem Zungenbelag, sehr 
üblem Geruch aus dem Munde, Schwellung der Kieferknochen, 
besonders des Unterkiefers, eigenthümlicher Spannung im Masseter- 
nnd im Kiefergelenk. Au dem Zungenrande und an den Lippen, 
namentlich im Mundwinkel, beobachtet man das Auftreten kleiner, 
klare Flüssigkeit enthaltender Bläschen, welche nach dem Platzen 
Stecknadelkopf- bis fünfpfennigstückgrosse, leichte Geschwüre 
hinterlassen, und, mit der Mundentzündung gleichzeitig einher- 
gehend, besonders bei Frauen und Kindern. Exanthem des Unter- 
armes oder Unterschenkels, welches in Gestalt von Petechien oder 
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Bläschen wässrigen oder blutigen Inhaltes auftritt. Tm Gesiebt, 
Mund und an den Extremitäten können die Symptome anf eine 
Kürperliälfte beschränkt bleiben. Mit ihrem Auftreten verschwindet 
das Fieber, der Appetit kehrt wieder, bei sachgemässer Behandlung 
bilden sich in kurzer Zeit die Erscheinangen am Munde zurück, 
während das Gefühl allgemeiner Schwäche und die Gliederschmerzen 
in der Regel erst nach 4~S Wochen sich verlieren. 

Aber auch viel bösartiger und von viel längerer Dauer (1 bis 
IV» Jahre) kann die Krankheit in sehr zahlreichen Fällen werden, 
indem Komplikationen schwerster Art vorkommen. Zu letzterer 
gehört Anschwellen der Zunge zu enoimer Grösse, sodass sie über 
die Schneidezähne hervorragt und der überstehende Theil mitunter 
brandig abgestossen wird, Üeberwucherung der Zahnkronen durch 
das geschwollene Zahnäeisch, sodass faulige, übelriechende Ge- 
schwüre entstehen, Schrumpfung des Zahnfleisches, sodass iii 
ganz schweren Fällen von Gingivitis die Zähne bis auf die Wurzel 
entblösst sind, ferner Blutungen aus den geschwollenen Theilen 
des Mundes, welche deu Tod direkt zur Folge haben können, 
Bläschen- und Geschwürsbildung auf der Nasenschleim baut und, oft 
zu dauernden Stenosen iiihrend, in der Speiseröhre; Magen- und 
Darmblutungen, Ausbildung faustgrosser, blutiger Herde unter der 
Haut, besonders am Ellenbogen- und Kniegelenke oder Blasen- 
bildung an Fuss- und Handtellern, Panaritium an den Nagel- 
gliedern der Hände, oft Bläschen ausschlag in grosser Ausdehnung 
über den ganzen Körper und manchmal eitriger Natur; endlich 
heftige AflFektion des Herzmuskels, Gesichts- und halbseitige Läh- 
mungen, mitunter Erscheinungsformen des Tetanus mit tödtlichem 
Ausgange, oft auch lang dauernde und zum Tode fnhrende Kachexie. 

Aus den inneren Organen, namentlich aus Leber und Nieren 
der an der Krankheit Verstorbenen züchtete Siegel ein mit den 
gewöhnlichen Anilinfarbeu leicht, in Schnitten schwieriger tingir- 
bares, etwa 0,5 [i langes, sehr zartes Bakterium von ovoider 
Gestalt, einem gestrekten Coccus oder sehr kurzen Bacillus gleichend. 
Es wächst auf Agar und Gelatine ohne Verflüssigung; im Stich in 
Form von kleinen, sich aneinander reihenden Perlchen, welche in 
älteren Kulturen häufig wie die Härchen eines Federiflanmes zur 
Seite auswachsen, in Platten in Form von kleinen, scharfrandigen, 
leicht gelblich scheinenden Scheibchen. Auch auf Kartoffeln 
wächst dasselbe. 

Als Nährboden eignet sich am besten eine mit Glycerin und 
ameisensanrem Natron versetzte Agargelatine oder eine ebenso 
behandelte Bouillon. Auf festem Nährboden i Plattenkulturen) bilden 
die Bakterien sehr zarte, fast durchscheinende, perlgraue Kolonien 
mit abflachenden, hofartigen, leicht rosettenfürmig gezackten Rändern. 
Die Kolonien erreichen auch nach wochenlangem Wachsthnme durch- 
gehends nur «inen Durchmesser von 1 bis 15 mm. Beim Abheben 
des Materials von der Platte bemerkt man, dass dasselbe sich in 
äusserst feinen, kaum sichtbaren Fäden abzieht. Auf Blntserum 
ist das Wachsthum nicht besonders üppig, ebenso wenig wie auf 
Kartoffeln. Anf letzteren bilden sie einen weisslich grauen, nicht 
prominierenden Belag, welcher sich nur durch eine trockene, glanz- 
lose Oberfläche von der nicht hewachsenen Umgebung unter- 
scheidet. — Das Wachsthum geschieht nicht schneller als bei den 



Taberkelbacilleu, bleibt häufig zq einem gewissen Procentsatze 
überhaupt aus, während bei den übrigen Kultui'en eine typische 
Entwicklung stattfindet. 

Die oben beschriebenen Kolonien setzen sieh znsamnien aus 
kürzeren und längeren Reihen verschieden grosser rundlicher Ge- 
bilde, von welchen manche, namentlich die an den Enden befind- 
lichen G-lieder, Ausstülpungen zeigen, die sich der Form nach wie 
. die beweglichen Ausläufer der weissen Blutkörperchen verhalten. 
[ Aehnliche Unregelmässigkeiten weisen grössere, innerhalb der 
' Ketten gelegene Kugeln auf. welche mitunter noch eine Theilung 
in der Kichtung der Längsaxe lier Reihe erkennen lassen. Mit der 
Zeit werden die Ketten immer kürzer, bis sie schliesslich wie 
diplokokkenartige Bildungen erscheinen oder wie Sprosspilze, die 
meist aus einem ungleich grösseren Gliede und 1 bis 2 kleinen, 
diesem anhängenden Kügelche» bestehen. Die perlschnurartigen 
Bildungen sind grösser als ähnliche bei Koliken zu beobachtende, 
weshalb Schottelius zur Unterscheidung von den Streptokokken 
die betreffenden Organismen als Streptocyten bezeichnet. 

Uebertragungsversuche von Reinkulturen hatten bei gewöhn- 
lichen Impfthieren, auch bei Schafen und Schweinen, keinen Ei'folg. 
Nach Applikation kleiner Dosen (1 ccm einer S Tage alten Bouillon- 
kaltur) stellten sich bei Kälbern und jnngen Rindern für 2 bis 3 
Tage leichtes Fieber, Appetitmangel und Geifern ein, nach grossen 
Dosen hohes Fieber, starkes Geifern und grosse Äbgeschlagenheir. 
Aber weder Bläschen im Maul oder Klauen, noch Todesfälle wurden 
bei den infizierten Thieren beobachtet, und selbst schwer Erkrankte 
erholten sich schon nach 5 bis 6 Tagen. 

Da in einem nach 48stündiger Daner letal verlaufenden Falle 
von Maul- nnd Klauenseuche, wo sich punktförmige Blutaus- 
tretnngen am Herzen fanden , auch in letzteren die gleichen 
Wesen nachgewiesen werden konten, weil ferner auch fllr die 
ManI- nnd Klauenseuche am meisten empfängliche Thiere auf In- 
fektion von Reinkulturen in gewisser Hinsicht reagirten, so kann 
zwar eine ätiologische Beziehung der Streptocyten zu der Maul- 
und Klauenseuche nicht mit Sicherheit behauptet, jedoch, wie 
Schottelius meint, mit einiger Berechtigung vermuthet werden. 
[ Ohne Wirkung bleibt die Verirapfung der Bakterien auf 

I Kaninchen, Meerschweinchen, Mäuse. Hunde, Katzen ; sehr em- 
1 pfänglich für das „Mundseuchebakterium" sind junge Tauben, ohne 
tjedoch äussere charakteristische Merkmale der Krankheit zu zeigen. 
1 — Bei dreien von 4 Schweinen, welchen Reinkulturen der Bak- 
I terien iu das Maul ansgestrichen wurden, traten nach 18 bis 
24 Stunden blutige Blasen an den Unterschenkeln auf, bei zweien 
derselben, den schwächsten, erfolgte der Tod schon nach 48 Stun- 
den, während lias dritte, welches getödtet wurde, nacli Verlauf von 
8 Tagen Schwellung des Maules nebst Blasenbildung auf Zunge 
und Lippen bekam. Das vierte aber zeigte Durchfall bei vermin- 
derter Fresslust und erholte sich wieder vollständig. — Von zwei 
Kälbern wurde das eine durch Verreiben einer Reinkultur im 
Maule, das andere durch Einspritzung intraperitoneal geimpft: 
. beide Thiere starben am 14. Tage; bei beiden waren ausser Schwel- 
I Inng sämtlicher Schleimhäute, bedeutender Leber- und Nieren- 
i.gchwellung (Milz normal), Blasen und Geschwüre im Maule und 



in der Nase aufgetreten, bei einem ausserdem noch unter dem 
Maule am Halse, sowie am Gesäss nässende Hautabschurlnngen 
bis zur Grösse einer Haudfläcbe. Ausstrich- und Schnittpräparate, 
sowie Züchtungen aus den inneren Organen ergaben die speci- 
fischen Bakterien der Mundseuche in Reinkultur. 

Aus den inneren Organen von an der Mundseuche erkrankten 
und wegen dieser Krankheit getödteten Schafen und Pferden konnte 
Siegel durch Ausstriche und Kulturen dieselben Bakterien fest- 
stellen, wie bei der Mundseuche; auch aus den Organen der ge- 
impften Tauben konnte er die Bakterien rein züchten. Doch 
wurden Tauben durch dieselben nicht getödtet. 

Aus diesen Umständen und aus der Aehnlichkeit der bei den 
geimpfteu Kälbern und Schweinen vorgefundenen Erscheinungen 
und denjenigen der „Maul- und Klauenseuche" folgert Siegel die 
Identität der „Mundseuche" des Menschen mit der Maul- und 
Klauenseuche der Hausthiere. 

Da aber auch unter sämtlichen erkrankten Personen gerade 
die mit Vieh in Berührung kommenden in leichtester Weise er- 
krankt waren und Todesfälle bei direkter Uebertragung der Krank- 
heit von Thier auf Mensch bisher noch nicht beobachtet worden 
sind, sowie aus manchen anderen Momenten leitet Siegel die 
Folgerung ab, dass die Maul- und Klauenseuche, ebenso wie die 
sog. Aphtbenseuche der Kinder, eine leichtere Form der in Rede 
stehenden Krankheit darstellt, während die als Skorbut beschrie- 
benen Symptone. mit welchem die Mundseuche ebenfalls identisch, 
sich nur im Höhestadiam einer grossen Epidemie entwickeln. 
Das Verhältniss zwischen Mundseuchebakterium und Maulseuche- 
bakteriura scheint ihm demnach ein ähnliches zu sein, wie zwischen 
Variola- und Vaccineerreger. 

Schottelius, C, (Ueber einen bakteriologischen Befund bei 
Maul- und Klauenseuche. Centralblatt f. Bakt. u. Parasitenkuude. 
1892. Bd. XI. Nr. 3 u. 4- S. 75—81.) 

Im Gegensatze zu den Untersuchungen des Dr. Siegel gelangte 
Schottelius bei Versuchen, welche an maul- und klauenseuchen- 
kranken Thieren angestellt wurden, zu Ergebnissen anderer Art. 

Den wasserhellen bis bemsteinklaren Inhalt der bei Maul- 
und Klauenseuche aussen am Maule und im Naseneingange (soweit 
jener brauchbar und von aussen zugänglich) vorkommenden Blasen 
entnahm Schottelius unter Beobachtung aller zur Vermeidung von 
Verunreinigungen erforderlichen Vorsichtsmassregeln nach Durch- 
stossung der zarten Epitheldecke mittelst einer gläsernen Kapillar- 
röbre, welche eine centrale, 6—8 Tropfen fassende Ausbuchtung 
besass. Nach geschehener Füllung wurden die Enden des ßöhr- 
chens sofort zugeschmolzen. Die blosse mikroskopische Unter- 
suchung des so gewonnenen Infektionsstoffes vermochte über 
die Natur desselben keinen Aufschluss zu geben. Die Züchtung 
auf Nährböden ergab meist eine Anwesenheit solcher Mikroorga- 
nismen, welche als Verunreinigungen aufzufassen sind, dadurch 
entstehen, dass die zarte Epitheldecke von auf der Obei-fläche in 
grosser Menge wuchernden Spaltpilzen, welche sich dem Inhalte 
der Bläschen ijeimisehen, durchwachsen sind. Unter all den vor- 
kommenden Mikroorganismen erweckte die Aufmerksamkeit des 
Schottelius besonders einer, welcher zum Wachsthume unter allen 
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Umständen einer Temperatur von 37 — 39" bedarf, und desseaj 
Kulturen sowohl unter KoWensäure als auch bei Zutritt atmO« 
sphärischer Luft gedeihen. 

StabsarztDr. Kurth hat im Kaiser]. Gesundheitsamte während 
des verflossenen Sommers bei 3 verschiedenen Epizootien in der 
Umgegend Berlins an insgesamt 12 Stück Rindvieh bakteriolo- 
gische Untersuchungen des Inhalts der Bläschen am Euter und des 
ansfliessenden Speichels vorgenommen. 

Dabei fanden sich bei allen Thieren Streptokokken, welche 
auf den gebräuchlichen Nährböden (Bouillon, Nähr- Agar und 
-Gelatine) sich nicht von den bei Erysipel und bei Eiterungen 
vorkommenden unterscheiden, dagegen in ebendiesen, mit flüssigem 
Blutserum (besonders Kälberserum) zur Hälfte versetzten Nähr- 
böden und in flüssigem Blutserum selbst ausserordentlich eigen- 
artiges Wachsthnm zeigen. Kurth scheint zu ähnlichen Ergebnissen 
gelangt zu sein, wie Schottelius. Mithin ist die Hoffnung nicht 
unberechtigt, dass die Forschung in ihrem weiteren Fortschreiten 
noch einmal ein Verfahren ausfindig machen wird, welches geeignet 
ist, auf dem Wege der Schutz-Impfung die Seuche zu bekämpfen 
und somit viele lästige Polizeimassregeln überflüssig zu machen. 
Solangeaber ein solches Verfahren nicht gefunden ist, ist es unumgäng- 
lich nöthig, mit polizeilichen Massregeln der schärfsten Art der 
Seuche entgegenzutreten und mit unnachsichtiger Strenge absicht- 
liche oder fahrlässige Üebertretungen zu bestrafen. — 

In Uebereinstimmnng mit den Beschlüssen des Deutschen 
Landwirthschaftsrathes und desLandesÖconomie-Kollegiums in Bezug 
auf die Abwehr- und Tilgungsmassregeln der Maul- und Klauen- 
seuche gelangt daher der Deutsehe Veterinärrath zu folgenden 
Eesolutionen : 

In Bezug auf die Abwehr der Seuche au.*; dem Aus- 
lande ist durch die Deutsche Eeichsregierung 1, Der strengste 
Gebrauch zu machen von den Grenzabsperrungsbefugnissen, welche 
ihr nach dem_ deutsch-österreichisch-un parischen Viehseuchen-Ueber- 
einkommen noch verblieben sind. 2. Es ist eine strenge Kontrole 
zu üben über das zu Schlacbtzwecken eingeführte Vieh (Rinder, 
Sehweine, Schafe, Ziegen). 3. Es ist eine strenge Oeberwachung des 
Seuchenstandes im Auslande erforderlich, umfassende Erhebungen 
hierüber sind dauernd und womöglich an Ort und Stelle anzustellen. 

Nach dem Ausbruche der Maul- und Klauenseuche im 
Inlande empfehlen sich einheitliche Massregeln der Bundesstaaten 
in Bezug auf 

1. sachgsmässe und gründliche Desinfektion des Eisenbahn- 
und SchifFs-Viehtransportmaterials, 

2. üeberwachung der Viehmärkte, sowie der zum öfl'entKchen 
Verkaufe zusammengebrachten Viehbestände, der zu Zuchtzwecken 
öffentlich aufgestellten männlichen Zuchtthiere, öffentlicher Thier- 
schauen etc. durch beamtete Thierärzte, 

3. Scharfe Kontrole der Schlachthäuser, der Gast- undHandela- 
viehställe durch beamtete Thierärzte, 

4. Üeberwachung wandern der Schweine- und Schafherden,8 
des Hausierhandels mit Wiederkäuern und Schweinen, 

5. Organisation eines schnellen und öffentlichen Nachrichten-^ 
dienstes, 



6. Abspeirang, Bewacbmig und Beobachtung der an der Seuche 
erkrankten Thiere, sowie nicht nur derStälle, Gehöfte, Gemarkungen, 
in welchen die Seuche aufgetreten, sondern auch der Nachbarorte 
<Zonenbildung). welche von der Seuche bedroht sind, 

7. Behandlung der aus verseuchten Beständen herrührenden 
Milch (Milch von Thieren aus verseuchten Beständen oder aus 
Sammelniolkereien, in welchen auch nur ein betheiligter Viehbestand 
der Sperre untersteht, darf nicht anders als im gekochten Zustande 
abgegeben werden). 

H. Feststellung des Ausbruches und Erlöschens der Seuche 
durch den beamteten Thierarzt, 

9. Zweckentsprechende Desinfektion unter Aufsicht des be- 
amteten Thierarztes, 

Nach dem neuesten hier folgenden Gesetzentwurf zur Ali- 
änderung des Reichsviehseuchengesetzes vom 23. Juni 1880 sind 
von diesen Desiderata erlütlt; 

1. Nr. 3 durch Ergänzung des § 17 des Seuchengesetzes vom 
ÜS. Juni 1880. 

2. Nr. 4 durch Abänderung des § 18 im Zusammenhalt mit 
§ 20 des Seuchengesetzes vom 23. Juni 1880. 

3. No. f) durch Ergänzung des § 29 des Gesetzes vom 
23. Juni 1880. 

4 No. (i durch Abänderung des § 18 und Ergänzung der 
§§ 19 und 22 desselben Gesetzes. 

5. No. 7 durch die Einschaltung eines neuen Paragrapheu 
unter Ziffer 44a in das Seuchengesetz. 

6. No. y durch Ergänzung des § 27 des Gesetzes vom 
23. Juni 1880. 

Nicht erfüllt sind: 

1. No. 1. (Desinfektion des Viehtransportmaterials). 

2. No. 8. (Feststellung des Ausbruches und Erlöschens).*) 
Unverändert bleibt 

No. 2. (Vergl. übrigens oben Ziffer 1.) 

Nicht als wünsch enswerth erachtet der Veterinärrath die 
Zulässigkeit der Anwendung der Impfung mit Geifer kranker 
Thiere als polizeiliche Massregel und empfiehlt für einzelne Fälle 

1. die Zulässigkeit der polizeilichen Abschlachtung erkrankter 
und verdächtiger Thiere und 

2. die Entschädigung der Viehbesitzer für polizeilieh abge- 
schlachtete und an der Seuche umgestandene Thiere unter den in 
§ 62— Bö des Viehseuchengesetzes vorgesehenen Bedingungen. 

Der Gesetzentwurf erweitert die Befugnisse des Herrn Reichs- 
kanzlers auch ffir die Fälle, wo vom Auslande aus der inländische 
Viehbestand bedroht wird, oder die Seuche dort in solcher Ausdeh- 
nung auftritt, dasß von den zu ergreifenden Massregeln nothwendig 
die Gebiete mehrerer Bundesstaaten betroffen werden müssen. 

Entwurf eines Gesetzes, betr. Abänderung des Ge- 
setzes über die Unterdrückung von Viehseuchen. No. 16 
der Dnick,sachen des Bundesraths 1893. 

Wir Wilhelm, von Gottes Gnaden Deutscher Kaiser, König 



*)WalirsclieiBlich wird die Angelegenheit in der loatruktion geregeltwerden. 



von Preussen etc., verordnen im Namen des Reichs, nach erfolgter 
Zastimmang des Bundesraths und des ßeichstags, was folgt: 

Artikel l. Die §§4 und IT des Gesetzes vom 23. Juni 1880, 
betreffend die Abwehr und Ünteri* -fickung von Viehseuchen (Reichs- 
Gesetzbl. S. 1531, werden durch folgende Bestimmungen ersetzt: 
§ 4. Dem Reichskanzler liegt ob, die Ausführung dieses Gesetzesund 
der auf Grund desselben erlassenen Anordnngen zu überwachen. 
Tritt die Seuche in einem für den inländischen Vieh- 
bestand bedrohlichen Umfange im Auslande, oder in einer 
solchen Gegend des Reichsgebiets oder in solcher Ausdehnung 
auf, dass von den zu ergreifenden Massregeln nothwendig die 
Gebiete mehrerer Bundesstaaten betroffen werden müssen, so 
hat der Reichskanzler oder ein von ihm bestellter Reichs- 
commissar für Herstellung und Erhaltung der Einheit in den 
seitens der Landesbehörden zu treffenden oder getroffenen 
Massregeln zu sorgen und za diesem Behuf das Erforderliche 
anzuordnen, nöthigenfalls auch die Behörden der betheiligten 
Bundesstaaten unmittelbar mit Anweisungen zu versehen. 
§17. Alle Vieh- und Pferdemärkte sollen durch beamtete Thier- 
ärzte beaufsichtigt werden. Dieselbe Massregel kann auch 
auf die von Unternehmern behufs öffentlichen Verkaufs in 
öffentlichen oder privaten Räumlichkeiten zusammengebrachten 
Viehbestände, auf die zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellten 
männlichen Zuchtthiere, auf öffentliche Thierschauen und auf 
die durch obrigkeitliche Anordnung veranlassten Zusammen- 
ziehungeu von Pferde- und Viehbeständen, sowie auf Gast- 
ställe, Schiächthäuser und Ställe von Viehhändlern ausgedehnt 
werden. Der Thierarzt ist verpflichtet, alle von ihm auf dem 
Markte oder unter den vorbezeichneten Pferde- und Viehbe- 
ständen beobachteten Fälle übertragbarer Seuchen oder seuchen- 
verdächtiger Erscheinungen sogleich zur Kenntniss der Polizei- 
behörde zu bringen und nach sofortiger Untersuchung des 
Falles die Anoi-dnung der erforderlichen polizeilichen Schutz- 
massregeln zu beantragen. 

Liegt Gefahr im Verzuge, ao ist der Thierarzt befugt, schon 
vor polizeilichem Einschreiten die Absonderung und Bewachung 
der erkrankten und der verdächtigen Thiere anzuordnen. 
Artikel 2. Im S 18 desselben Gesetzes ist in der ersten Zeile 
die Einschaltung „_(§ 14)" zu streichen. 

E Artikel 3. Die §g 19, 22 und 27 desselben Gesetzes werden 
rch folgende Bestimmungen ersetzt: 
19. 1. Die Absonderung, Bewachung oder polizeiliche Beobach- 
tung der an der Seuche erkrankten, der verdächtigen und 
der der Seuchengefahr ausgesetzten Thiere. 
Der Besitzer eines der Absonderung oder polizeilichen 
Beobachtung unterworfenen Thieres ist verpflichtet, auf Er- 
fordern solche Einrichtungen zutreffen, daas das Thier ßlr die 
Dauer der Absonderung oder Beobachtung die für dasselbe 
bestimmte Räumlichkeit (Stall, Standort, Hof- oder Weideraum 
u. s. w.) nicht verlassen kann und ausser aller Berührung und 
Gemeinschaft mit anderen Thieren bleibt. 
02. 4. Die Sperre des Stalles oder sonstigen Standorts senchen- 
kranker oder verdächtiger Thiere, des Gehöfts, des Orts, der 
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Weide oder der Feldmark gegen den Verkehr mit Thieren 
und mit solchen Gegenständen, welche Träger des Anstecknnga- 
stoffes sein können. 

Die Sperre des Gehöfts, des Orts, der Weide oder der 
Feldmark darf erst dann Yerfiigt werden, wenn der Ausbruch 
der Seuche durch das Gutachten des beamteten Thierarztes 
festgestellt ist. 

Die Sperre eines Orts oder einer Feldmark ist nur dann 
zulässig, wenn die Senche ihrer Beschaffenheit nach eine 
grössere und allgemeinere Gefahr einschliesst. Die Sperre 
kann auf einzelne Strassen oder Theile iles Orts oder der 
Feldmark beschränkt werden. 

Die polizeilich angeordnete Sperre eines Stalles oder 
sonstigen Standorts, eines Gehöfts oder einer Weide ver- 
pflichtet den Besitzer, diejenigen Einrichtungen zu treffen, 
welche zur wirksamen Durchführung der Sperre vorgeschrieben 
werden. 
§ 27. 8. Die Unschädlichmachung (Desinfektion) der von den 
kranken oder verdächtigen Thieren benutzten Ställe und 
Standoite, sowie des von ihnen herrührenden Düngers und 
die Unschädlichmachung oder unschädliche Beseitigung der 
mit denselben in Berührung gekommenen Geräths chatten und 
sonstigen Gegenstände, insbesondere auch der Kleidungs- 
stücke solcher Personen, welche mit den kranken Thieren 
in Berührung gekommen sind. 

Erforderlichenfalls kann auch die Desinfinirung der 
Personen, welche mit seuchenkranken oder verdächtigen 
Thieren in Berührung gekommen sind, angeordnet werden, 

In Zeiten der Seuchengefahr und für die Dauer derselben 
kann die Reinigung der von zusammengebrachten, der Seuchen- 
gefahr ausgesetzten Thieren benutzten Wege und Standorte 
(liampen, Buchten, Gastställe, Marktplätze u. s.w.) polizeilich 
angeordnet werden. 

Die Durchführung dieser Massregeln muss nach Anord- 
nung des beamteten Thierarztes und unter polizeilicher Ueber- 
wachung erfolgen. 

Artikel 4. Im § 28 desselben Gesetzes sind die Worte 
„innerhalb des Seuchenorts oder dessen Umgegend" zu streichen. 
Artikel 5. Der § 29 desselben Gesetzes erhält als zweiten 
Absatz folgenden Zusatz: 

II. Die Öffentliche Bekanntmachung des Ausbruchs und 
des Erlöschens von Seuchen. 

Artikel 6. Hinter § 44 desselben Gesetzes wird einge- 
schaltet: 

cc) Maul- und Klauenseuche. 
§ 44a. Ist der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche in einem 
Stalle oder auf einer Weide festgestellt, so kann die Impfung 
aller der Seuchengefahr ausgesetzten Thiere, welche sich in 
demselben Stalle oder Gehöft oder auf derselben Weide be- 
finden, polizeilich angeordnet werden. Die Ausführung der 
Impfung bedarf nicht der Aufsicht eines beamteten Thier- 
arztes, muss jedoch poli'.!eilich überwacht werden. 
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Milch von Thieren eines Seucheiigehöfts oder einer der 

Sperre unterworfenen Ortschaft, oder Feldmark darf nur in 
gekochtem Zustande wega:egebeu werden. 

Desgleichen darf Milch aus Samnielmolkereien nur nach 

erfolgter Aufkochung weggegeben werden, wenn auch nur 

einer der betheiligten Viehbestände ufiter Sperre gestellt ist. 

Artikel 7. Der § 45 desselben Gesetzes erhält als zweiten 

Absatz folgenden Zusatz: 

Die Impfung von der Ansteckung ausgesetzten Bindvieh- 
beständen kann, unter bestimmten, von der Landesgesetzgebnng 
festzustellenden Bedingungen polizeilich angeordnet werden. 

Anmerkung: Die palizeilicb.e Anordnung Her Impfung <g 44ii Abs. 1 im 
hält der Veterinärrutli für wüoBehenswerth, ivonacli rlie heiiigliiibe Benierkung auf S, 
t:n bniclitigen in. 
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Veterinärpolizeilichen Bestimmungen im Deutschen Reich 



nach <lem ätaude am I, Jai 



I. ÄUg-emeine Bestimmung'en. 

Reichs viehseucheugesetz. — Vom -Jd. Juni 188(). (R.-Gr.-Bl, S. 153). 
§ 1. Das nachstehende Gesetz regelt das Verfahren zur Ab- 
wehr und Unterdrückung übertragbarer Seuchen der 
Hausthiere 

Als verdächtige Thiere gelten im Sinne dieses Gesetzes: 

Thiere, an welchen sich Erscheinungen zeigen, die den 
Ausbruch einer übertragbaren Seuche befurchten lassen (der 
Seuche verdächtige ThiereJ; 

Thiere, an welchen sich solche Erscheinungen zwar nicht 
zeigen, rücksichtlich dereu jedoch die Vermuthung vorliegt, 
dass sie den Ansteckuugsstoff aufgenommen haben (der An- 
steckungverdächtige Thiere). 
. Die Anordnung der Abwehr- und Unterdi'ückungsmassregeln 
und die Leitung des Verfahrens liegt den Landesregie- 
rungen und dereu Organen ob. 

Zur Leitung des Verfahrens können besondere Kommis- 
sare bestellt werden. 

Die Mitwirkung der Thierärzte, welche vom Staate an- 
gestellt sind oder deren Anstellung vom Staate bestätigt ist 
(beamtete Thierärztej, richtet sich nach den Vorschriften 
diesps Gesetzes. Au Stelle derselben können im Falle ihrer 
Behinderung oder aus sonstigen dringenden Gründen andere 
approbierte Thierärzte zugezogen werden. Die letzteren 
sind innerhalb des ihnen ertheilten Auftrages befugt und ver- 
pflichtet, diejenigen Amts Verrichtungen wahrzunehmen, welche 
in diesem Gesetze den beamteten Thierärzten übertragen sind. 

Die nälieren Bestimmungen über das Verfahren, über 
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die Zaständigkeit der Behörden nnd Beamten and über die 

Bestreitung der durch das Verfahren entstehenden Kosten 
sind von den Einzelstaaten zu trefien. 
S ■■'>- Riicksichtlich der . . . Proviantthiere. welche der Militär- 
verwaltung angehören, bleiben die Massregeln zur Ermitte- 
lang und Unterdrückung von Seuchen, soweit davon nur das 
Eigenthum dieser Verwaltung betroffen wird, den Militär- 
behörden überlassen. 

Dieselben Befugnisse können den Vorständen der raili- 
tärisehen Remontedepots auch rücksichtlich der dazu gehörigen 
Rindvieh- und Schaf bestände, . . . von den Landesregierungen 
übertragen werden. 

In den beiden Fällen (Abs. 1 und 2) finden die fenieren 
Bestimmungen dieses Gesetzes sinngemässe Änwendnng. 

Die Militärbehörden haben die Polizeibehörden der 
Garnison, des Kantonnements und des Marschortes von dem 
Auftreten eines Seuchenverdachts und von dem Ausbruche 
einer Seuche sofort zu benachrichtigen und von dem Ver- 
laufe, sowie dem Erlöschen der Seuche in Kenntniss zu setzen. 

Jn gleicherweise haben die Vorstände der bezeichneten 
Remontedepots ... die Polizeibehörde des Ortes zu ver- 
ständigen, wenn ihnen die Massregeln zur Ermittelung und 
Unterdrückung von Seuchen übertragen worden sind. 
§ 4. Dem Reichskanzler liegtob, die Ausführung dieses Gesetzes 
und der auf Grund desselben erlassenen Anordnungen zu 
überwachen. 

Tritt die Seuche in einer solchen Gegend des Reichs- 
gebietes oder in solcher Ausdehnung auf, dass von den zu 
ergreifenden Massregeln nothwendig die Gebiete mehrerer 
Bundesstaaten betroffen werden müssen, so hat der Reichs- 
kanzler oder ein von ihm bestellter Reichskommissar für 
Herstellung und Erhaltung der Einheit in den seitens der 
Landesbehörden zu treffenden oder getroffenen Massregeln 
zu sorgen und zu diesem Behufe das Erforderliche anzuordnen, 
nöthigenfalls auch die Behörden der betheiligten Bundesstaaten 
unmittelbar mit Anweisungen zu versehen. 
§ fi. Die Behörden der Bundesstaaten sind verpttichtet, sich bei 
Ausführung der Massregeln zur Abwehr und Unterdrückung 
der Seuchen gegenseitig zu unterstützen. 

Königreich Preussen. 
. 1).-B.-T.-S.-G. — Vom 12. März 1881. — 
(G.-S. S. 128). 

i^ I. Die Anordnung und üeberwachung der Abwehr- und Unter- 
drückungsmassregeln liegt unter der Oberleitung des Ministers 
für Landwirthschaft, Domänen und Forsten, den Regierungs- 
präsidenten, Landräthen nnd Ortspolizeibebörden ob. 
§ 2. Die in dem Reichsgesetz den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit das gegenwärtige Gesetz nicht 
anders bestimmt, von den Ortspolizeibebörden wahrgenommen. 
Der Landrath ist befugt, die Amtsverrichtungen der Orts- 
polizeibehörde für den einzelnen Seuchenfall zh übernehmen. 



]. Ausf.-Ges. 
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!. Rnndschr. d. Minist, für Landw., Dom. n. Forst. — Vom 

•22. März 1881. — 
Die Anordnung und Ueberwachung der durch das Reichs- 

fesetz und die Instruktion des Bundesraths vorgeschriebenen, 
eziebentlich nach deren Bestimmungen zulässigen {§ 1 der 
Instruktion) Massregeln zur Abwehr and Unterdrückiing von 
Viehseuclien liegt in Gemässheit des g i des Preussischen 
Ansfuhrungsgesetzes vom 12. März 1881 unter meiner Ober- 
leitung den Regierungspräsidenten (Landdrosten], Landräthen 
und Ortspolizeibehörden ob. TJeber die Befugnisse dieser 
polizeilichen Instanzen enthalten die §§. 2 bis 11 des Aus- 
tührungsgesetzes die näheren Bestimmungen. 



1. Ges. über die allgemeine LandesTerwaltnng. — Vom 30.Juli 1883. 

(G.-S. S. 195). 

! IST. Der Oberpräsident ist befngt, für mehrere 

Kreise, sofern dieselben verschiedenen Regierungsbezirken 
angehören, für mehr als einen Regierungsbezirk oder ffir den 
Umfang der ganzen Provinz giltige Polizeivorschriften zu er- 
lassen 

Die gleiche Beftigniss steht dem Regierungspräsidenten 
für mehrere Kreise oder für den Umfang des ganzen Re- 
gierungsbezirks zu. 

Die Befugniss der Regierang zum Erlasse von Polizei- 
vorschriften wird anfgelioben. 

Berlin. Verf. d. Polizei-Präsidium b, betr. die Zustellnng der 
lokal-veterinäipolizeiliclien Sacben vor der BeHcblusBfassuug an den 
Departementfltnierarzt — Vom 14. April 1881. — 

Frankfurt Zirkul.-Verf. A. Eeg.-Präs., betr. die energische 
Durchführung der durch das Viehs suchen geeetz vorgeschrie Denen 
MaBsregebi. — Vom 14. Novbr. 1888, — 

Oppeln, Polizei-Verordn. d. Reg.-Präe., betr. die Abwehr 
und Unterdrilekung von Viehseuchen. — Vom 7. März ISaS. — 
Amtabl. S, 152. — 

Düsseldorf. 1. Spezial -Bestimmungen d.Eeg.-Präs. z. Auaf.- 
Gea. vom 12 März 1881. — Vom 20. April 1881. — 

2. Poliz.-Verordn. d. Reg., beti-. Uebernalime der Amtaver- 
richtiingen der Oi-tspolizei seitens des Landrailis beim Ausbruch von 
Viehseuchen. — Vom 18. Januar 1877. — 

3. Verordn. d. Reg., betr. Requisitionen dps Departements- 
thierarztes seitens der Ortspolizeibehörden nur durch Verr 
der Regiernng. — Vom 5. März 1877. — 



I 



vemiittelung 



Königreich Bayern, 
. AUerL. TerordB. z. Vollz. d. D. H.-T.-S.-G. etc. — Vom 

23. März 1881. — (Ges.- u. Verordn.-Bl. No. 11 S. 129). 
] 1. Die Anordnung der im Vollzug des Keichsgesetzes vom 
23. Juni 1880 zu treffenden Massregeln zur Abwehr und Unter- 
drückung übertragbarer Seuchen der Hausthiere obliegt unter 
der obersten Aufsicht Unseres Staatsministeriums des Innern 
den Kreisregierungen, Kammern desinnern, sowie denDistrikts- 
und Ortspolizeibeh Orden. 
2. Beamtete Thierärzte im Sinne des ReichsgesetKes sind der 
Landesthierarzt, die Kreis- und Bezirksthierärzte und diejenigen 



städtisclien Thierärzte, deren Aufstellung von Unserem Staats- 
minlsterium des Innern bestätigt ist. 

5. Die in dem Reichsgesetze und in der vom Bundesrathe er- 
lassenen Ausfuhrungsinstruktion vom 12. Februar 1881 den 
Polizeibehörden und höheren Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit nicht .... die gegenwärtige 
Verordnung anders bestimmt oder gemäss § 2 Abs. 2 des 
Keichsgesetzes besondere Kommissare bestellt werden, von den 
Distriktspolizeibehörden — in Unserer Haupt- und Residenz- 
stadt München nach Massgahe der jeweils bestehenden Com- 
petenzausscheidung von derPolizeidirektion und dem Magistrate 
wahrgenommen. 

Die Ortspolizeiliehörden haben den Vollzug der getroffenen 
Anordnungen zu überwachen. 

' 11. Die Befugnisse, welche den Militärbehörden nach Massgabe 
des § S Alis. ] des Reicbsgesetzes in Bezug auf die Ermitte- 
lung und Unterdrückuug von Seuchen zustehen, werden den 
Vorständen der militärischen Eemontedepots auch rücksicht^ 
lieh der dazu gehörigen Rindvieh- und Sehafbestände . . . 
übertragen. 

1. Mim8t.-Bekaiintm. z. VoUz. d. D. B..-T.-S.-G. etc. — Vom 
24. März 1881. — (Ges.- u. Verordn.-Bl. Nr. 11 S. 134.) 
1. Von der in § 2 Abs. 3 des Reicbsgesetzes vom 23. Jnni 188() 
eingeräumten Befugniss, ao Stelle der beamteten Thierärzte 
(§ 2 Abs. 1 der Allerhöchsten Verordnung vom 23. März 1881) 
auch andere approbierte Thierärzte beizuziehen, ist ausser dem 
Falle der Behinderung nur in dringenden Fällen Gebrauch 
zu machen. Hierbei ist zwar nicht ausgeschlossen, unter Um- 
ständen auch den Fall als dringend gelten zu lassen, wenn 
die Mitwirkung des beamteten Thierarztes — wie z. B. bei 
Ueberwachuuff von Viehmärkteu durch den entfernt wohnen- 
den Bezirkstiiierarzt — mit übermässig grossem Kostenauf- 
wande verbunden wäre; immerhin darf aber die Rücksicht 
auf Kostenersparung nur ausnahmsweise und nur unter der 
Voraussetzung, dass dabei die vet«rinärpolizeilichen Interessen 
nicht gefährdet werden, zu einer Abweichung von der gesetz- 
lichen Regel iiihren. 

Die zugezogenen nicht beamteten Thierärzte sind, wenn 
sie nicht schon im allgemeinen dienstlich verpflichtet sind, 
von der Distriktspolizeibehörde auf die gewissenhafte Er- 
iiilJung ihrer Obliegenheiten eidlich zu verpflichten. 



3. Miiii8t..Entsclil. z. Ausfg. d. B. B.-T..8.-G. — Vom 16. Mai 1881. 
— (Minist.-Amtsbl- Nr. 15 S. 174,) 
Die K. Regierungen, Kammern des Innern, werden be- 
auftragt, in denjenigen Fällen von Wichtigkeit, in welchen 
wegen der Ausdehnung einer Seuche oder der Oertlichkeit 
ihres Ausbruches von den zu ergreifenden Massregeln noth- 
wendig auch die Gebiete benachbarter Bundesstaaten betroffen 
werden müssen, unter Bezeichnung der tbatsächlichen Vorgänge 



dem K. Staatsministerium des Innern mit thunlichster Be- 
schleuniguog Anzeige zu erstatten. 

Königreich Sachsen. 
JUnist-Terordn. z. Aosfg. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 9. Mai 18Ö1. 

— (Ges.- n. Verordn.-Bl. S. ari.*) 
§ ], 1. Wo im Keichsgesetze vom 23. Juni 1880 und in der gegen- 
wärtigen Ausführungsverordnung zu demselben von „Polizei- 
behörden'- die Rede ist, sind unter den Letzteren, insoweit 
nicht im Nachstehenden eine andere Bestimmung getroffen 
worden ist, die Ortspolizeibehörden und daher 

a) in Städten mit revidierter Städteordnnng die Stadträthe, 

b) in Städten mit Städteordnung für mittlere und kleine Städte 
die Bürgermeister, 

c) auf dem platten Lande 

aa) die Gemeindevorstände. 

bb) die Vorsteher selbständiger Gutsbezirke 

zu verstehen. 

Daferu aber in dem Falle unter lit. c, bb. der betreffende 
Gutsvorateher selbst betheiligt ist, hat an seiner Stelle die 
Bezirksamtshauptmannschaft als Polizeibehörde einzutreten. 

2- Unter dem im Gesetze gebrauchten Ausdrucke: „Beamtete 
Thierärzte" sind, mit Ausnahme der im § 142, Abs. 3 gedachten 
Fälle,**) die Bezirkslhierärzte zu verstehen. 

Für die ihnen im Reichsgesetze und in der gegenwärtigen 
Ausführungsverordnung zugewiesenen veterinärpolizeilichen 
Verrichtungen hat denselben die, durch die Verordnung des 
Ministeriums des lunern vom ItJ, Oktober 1877 (G.- u. V.-Bl. 
S. 297) veröffentlichte neue Instruktion für die Bezirks- 
thierärzte insoweit zur Richtschnur zu dienen, als nicht das 
ßeichsgesetz nud die gegenwärtige Ausführungsverordnung 
besondere Bestimmungen ireffen. 

3. Die obrigkeitliche Zuziehung approbierter und nach dem 
Schlnsssatze im § liU der Deutschen Gewerbeordnung vom 
21. Juni 1869 den Approbierten gleichstehender Thierärzte an 
Stelle derBezirksthierärzte ist auf die im Keichsgesetze vor- 
gesehenen Fälle zu beschränken .... 

Die an Stelle von Eezirksthierärzten zugezogenen Thier- 
ärzte haben den bezüglichen Aufforderungen der betreffenden 
Polizeibehörde unweigerlich Folge zu geben. Sie haben aber 
ihre bezügliche Thätigkeit einzustellen, sobald der betreffende 
Bezirksthierarzt in die fragliche Verrichtung eintritt. 

Die Polizeibehörden haben den von ihnen an Stelle der 
Bezirksthierärzte zugezogenen Thierärzten auf den bezüglichen 
Liquidationen (s. § 141! c) zu bescheinigen, dass und aus 

*) D:isa die Anorddiing, die obere Leitung und Beanfsiohtigung der 
HasBiegein zur Abwehr und ünterdrilckung von Viehsenulion dem MiniBteriniu 
des Innern zukomoit, ist zwar niciit ausdrücklich auBgeaprocben, doch reht 
dies schon aus der Erlassuug der Auaführnngs-Verordnnng dnrcli iiae K. Miai- 
aterium des Innern hervor. 

**j Vergl. die Beatiiuinungeii iui Äbsehnitt III, Ltt. c, bli. 



— TO — 

welchem Grunde ihre Zuziehung slellvertretongsweise er- 
folgt ist. 

Werden Tierärzte an Stelle von Bezirkstbierärzten zu 
veterinärpolizeüichen Verrichtungen zugezogen, so liegt den 
Polizeibehörden, welche sie zuziehen, ob, den betreffenden 
Bezirkstierarzt sofort von der Zuziehung des Thierarztes und 
von dem Anlasse dazu iu Kentniss zu setzen. 
§ 2 

Die für militärische Schlachtanstalten angekauften und 
in den Schlachträumen der letzteren untergebrachten Schlacht- 
viehstücke sind Provjantthiere im Sinne des § 3, Abs. 1 des 
Reichsgesetzes vom 23. Juni 188Ü. 

Königreich Württemberg. 
]üiiist.-Terf. z. ToUz. d. D. E.-T.-S.-G. — Vom 23. März 1881. — 

(Reg. Bl. S. 196.) 
§ 1. Die obere Leitung und Beaufsichtigung der Massregeln zur 
Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen kommt dem 
Ministerium des Innern zu. 

Das Ministerium wird vor Erlassung der demselben vor- 
behältenen Anordnungen (§ \i) in den geeigneten Fällen Gut- 
achten von der K. Zentralstelle für Landwirthsehaft ein- 
fordern. 
§ 2. Zu dem Geschäftskreis des Ministeriums des Innern gehören : 

1. die Bestellung besonderer Kommissäre zui' Leitung des 
Verfahrens behufs der Abwehr und Unterdrückung einer 
Viehseuche (§ 2 Abs, 2 des Reichsgesetzes); 

2. die Einräumung der durch § 3 Abs. 1 des Reichsgesetzes 
den Militärbehörden nicksichtlich der der Militärverwaltung 
angehörenden Proviantthiere verliehenen Be- 
fugnisse an die Vorstände der militärischen Remontedepots 
unter Ausdehnung dieser Befugnisse auf die zn den Re- 
montedepots gehörigen Rindvieh- und Schafbestände, .... 
(Reichsgesetz § 3 Abs. 2); 

3. die Erlassung der durch die Verpflichtung der Bundes- 
staaten zu gegenseitiger Unterstützung bei Ausführung der 
Abwehr- und Unterdi-ückungsmassregeln hervorgerufenen 
Anordnungen (Reichsgesetz § 5); 

§ 5. Insoweit eine Gefahrdung des Zwecks eiuer Schutz- oder Ab- 
wehrmassregel nicht zu befürchten ist und die Dringlichkeit 
des einzelnen Falles es gestattet, ist die K. Zentralstelle für 
die Landwirthsehaft von den in ... § 6 genannten Behörden 
bei Massregeln, welche in die Interessen der Thierbesitzer 
erheblich und in grösserer Aasdehnung eingreifen, um vor- 
gängige Aeussemng zu ersuchen. 

§ 6. Die durch das Reichsgesetz und die zu demselben erlassene 
Instruktion den Polizeibehörden zugewiesenen Befugnisse und 
Obliegenheiten werden, insoweit nicht andere Be- 
stimmungen getroffen sind, durch die K. Stadtdirektion Stutt- 
gart und die K. Oberämter wahrgenommen. 



, Die Befugnisse der in Gemässheit des g 2 Abs. 3 des Reicha- 

gesetzes bestellten Kommissäre werden von dem Ministerium 

bei deren Beauftragung festgestellt 

§ 8. Beamtete TLierärzte im Sinne des § 2 Abs. 2 des Reichs- 
gesetzes sind die Oberamtsthierärzte und der mit den Funk- 
tionen eines Oberamtsthierarztes in einzelnen Gemeinden des 
Oberamts Stuttgart betraute Lehrer der Thierarzneischale 
daselbst. 

Wird für den Oberamtsthierarzt im Falle seiner Ve: 
liinderuug oder aus sonstigen dringenden Gründen ein anderei 
approbirter Thierarzt zugezogen (ßeichsgesetz § 2 Abs. 3), 
so ist derselbe von dem Oberamt eidlich zu verpflichten. 

g 9. Die Ortspolizeibehörde hat die von dem beamteten Thierarzt' 
getroffenen vorläufigen Anordnungen, sowie die Verfügungen 
des Oberamts oder eines bestellten Kommissärs (§ 7 oben) 
zum alsbaldigen Vollzug zu bringen, bezw. deren Befolgung 
zu überwachen. 

§ 11. Die der Ortspolizeibehörde nach § 3 Abs, 3 und 4 des Eeichs- 

fesetzes von den Militärbehörden, den Vorständen der Remonte- 
epots und den Gestütsvorständen zukommenden Anzeigen 
über den Ausbruch oder das Erlöschen einer Seuche hat die- 
selbe alsbald an das Oberamt einzusenden. 
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Grossherzogthum Baden, 
HUnist-Verordn. z. Vollzog d. D.-R.-V.-S.-G. — 

vom 17. März 1881') (Ges. und Verordn. Bl. 1881 Nr. 7 S. 91). 
i 1. Die in dem Reichsgesetze vom 23. Juni 18öO und der dazu 
gehörigen Instruktion der „Polizeibehörde" übertragenen 
Verrichtungen liegen in allen Fällen, für welche nicht 
durch diese Verordnung eine abweichende Bestimmung 
getroffen ist, dem Bezirksamte ob. 

Die dem „beamteten Thierarzt*' zugewiesenen Geschäfte 
hat der Bezlrksthierarzt auszuführen. 
In Fällen der Verhinderung hat das Bezirksamt den. 
nächstwohnenden Bezirksthierarzt zu beauftragen. 



I 



Grossherzogthum Hessen. 
Anaf. Ges. z. D. H.-V.-S.-G. — Vom 12. März 1881 
(Reg. Bl. S. 11). 

§ 1. Die Anordnung und Ueberwachung der Massregeln zur Ab- 
wehr und Unterdrückung von Viehseuchen steht unter der 
oberen Leitung des Ministeriums des Innern und der Justiz 
und erfolgt durch die Kreisämter und Lokalpolizeibehörden. 
Die letzteren haben, insoweit im Nachstehenden oder 
in besonderer Instruktion nicht Anderes bestimmt wird, alle 

') Äninerkuiig: Die Anordnung der Abwehr- nnrt ünterdrückungBiöaBS- 
regeln und die obere Leitung des Verfalirens stebt selbat- 
verBtändlicb dem Grosah. Miuistcrium des Innern 
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diq'enigen Obliegenheitea zu erfüllen, welche durch das Reichs- 
g^esetz den Polizeibehörden überwiesen sind. Jedoch kann das 
betreffende Kreisamt jederzeit in die Anordnungen der Lokal- 
polizeibehörden eingreifen oder die Amtsverrichtungen der Lokal- 
polizeibehörden für den einzelnen Seuchefall selbst übernehmen. 

Grossherzogthum Mecklenburg- Schwerin. 

Verordn. z. Ansf. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 23. März 1881. — 

Reg.-Bl. S. 7y. 

§ 1. Unter der Bezeichnung „vorgesetzte Behörde" ist Unser 
Ministerium, Abtheilung für Medizinal-Angelegenheiten za ver- 
stehen, dagegen sind die im Reichsgeselze vom 23. Junius 
1880 der „Polizeibehörde" zugewiesenen Fnnktionen von der 
betreffenden Ortsobrigkeit auszuüben, sow.eit nicht im Nach- 
stehenden abweichende Bestimmungen getroffen sind. 

§ 2 

Desgleichen sind die Schutzmassregeln, welclie ausserhalb der 
von der Seuche oder dem Seuchenverdacht betroffenen Ort- 
schaft erforderlich werden, vonUnserem gedachten Ministerium 
anzuordnen, soweit nicht das Gebiet, in welchem diese Mass- 
regeln erforderlich werden , unter derselben Polizeibehörde 
steht. 

§ 3. Die Bestellung besonderer Kommissarien zur Leitung der 
Massregeln zur Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen 
erfolgt durch Unser Ministerium, Abtheilung für Medizinal- 
Angelegenheiten. 

g 5. Die Anstellung der beamteten 'l'hierärzte (Bezirksthierärzte) 
erfolgt durch Unser Ministerium, Äbtheilung für Medizinal- 
Angelegenheiten, unter Zuweisung bestimmter Bezirke. 



Groasherzogthum Sachsen -Weimar. 
Au8f.-Ges. z. D. R.-V.-S.-O. — Vom 17. April 1889. — 
(Reg.-ßl. S. 79). 
§ 1. Die Anordnung und Ueberwachung der Abwehr- und Unter- 
drückungsmassregeln liegt dem Grossherzoglichen Ministerium 
und unter dessen Leitung den Bezirksdirektoren und Orts- 
polizeibehörden ob, kann aber auch für den einzelnen Seuchen- 
fall oder für einzelne Distrikte von dem ötaatsniinisterium 
besonderen Kommissaren übertragen werden, deren Wirkungs- 
kreis und Zuständigkeit öffentlich bekannt zu machen ist. 

Ueber die Kompetenz der gedachten Behörden und das 
Verb ältniss unter denselben gelten, soweit nicht die in diesem 
Gesetz gegebenen Vorschriften einschlagen, die sonst be- 
stehenden gesetzlichen Bestimmungen 
§ 2. Die in dem Keichsgesetz den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit das gegenwärtige Gesetz 
nicht andere bestimmt, von den Ortspolizeibehörden wahr- 
genommen. 

Der Bezirksdirektor ist befugt, die Amtsverrichtungen 
der Ortspolizeibehörde fllr den einzelnen Seuchenfall zu über- 
nehmen. 
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§ 3. Von dem Bezirksdirektor innerhalb seines Bezirks sind fol- 
gende Massregeln zu treffen: 

1, Die Bestimmung anderer approbirter Thierävzte statt der 
angestellten im Falle der Behinderung der letzteren oder 
aus sonstigen dringenden Gründen in Gemässheit des § 2 
des Reichsgesetzes ; 

§ 4. Dem Grossherzoglichen Ministerium bleibt vorbehalten: 

1. besondere Kommissare anstelle der in § 2 und ;j gedachten 
Behörden -m ernennen nnd die diesen Kommissaren zu 
übertragenden Befugnisse zu bestimmen; 

% 5. .'.'.'.'.''.'.'.'.'.'.'.'.'.'.'.'.'.'.'.'. '. 

Dem Grossherzoglichen Sfaatsministerium bleiiit auch vorbe- 
halten, von Äufsichtswegen die für den Zweck des Gesetzes 
erforderlichen Massregeln unmittelbar für das ganze Land 
oder für einzelne Verwaltungs- und Gemeindebezirke anzu- 
ordnen. 

Grossherzogthum Mecklenburg-Strelitz, 

1. liandesherrliche Terordnnug für das Herzogthuni Strelitz 

z. Aasf. d. D. R.-T.-S.-G. — 

Vom 23. März 1881. — (Offizieller Anzeiger S. 109). 
g 1. Unter der Bezeichnung „vorgesetzte Behörde" ist Unsere 
Landesregierung zu verstehen, dagegen sind die im Reichs- 
gesetze vom 23. Juni 1880 der „Polizeibehörde" zugewiesenen 
Fnnktionen von der betreffenden Ortsobrigkeit auszuüben, 
soweit nicht im Nachstehenden abweichende Bestimmungen 
getroffen sind. 

§ 2 

Desgleichen sind die Schutzmassregeln, welche ausser- 
halb der von der Seuche oder dem Seuchenverdacht betroffenen 
Ortschaft erforderlich werden, von Unserer Landesregierung 
anzuordnen, soweit nicht das Gebiet, in welchem diese Mass- 
regeln erforderlich werden, unter derselben Polizeibehörde 
steht. 
§ 3. Die Bestellung besonderer Komniissarien zur Leitung der 
Massregeln zur Abwehr und Unterdi'uckung von Viehseuchen 
erfolgt durch Unsere Landesregierung. 
§ 5. Die Bestellung der beamteten Thierärzte (Bezirks- Thierärzte) 
erfolgt durch Unsere Landesregierung unter Zuweisung be- 
stimmter Bezirke. 

Die Bezirke sind nach Anhörung des Engeren Aus- 
schusses der Ritter- und Landschaft durch Landesherrliche 
Verordnung im Anschluss an die Amtsgerichtsbezirke, 
beziehungsweise durch Vereinigung von mehreren Amts- 
gerichtsbezirken zu bilden und im OiBziellen Anzeiger bekannt 
zu machen. 
2. Landesherrliche YerordnuoE; fttr das Ffirstenthuin Uatzebnrg 
z. Ansf. <]. D. R..V..S.-ti. — Vom 2.^1. März 1881. — (Offiz. Ani^. 

im Fürsteuthum Eatzeburg S. 113). 

§§ 1, 2 und 3 sind wörtlich wie die betreffenden Bestimmungen 

für das Grossherzogthum Strelitz. 
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§ 5. Die Bestellung des beamteten Thierarzies (Bezirks- Thierarztes) 
für Unser einen Bezirk bildendes Fürstenthum Ratzeburg 
erfolgt durch Unsere Landesregierung, 

Gi'ossherzogthuni Oldenburg. 
1. Verordnung fär das Herzogtham Oldenburg •/.. Ausf. d. D. R.- 

V.-S.-G. — Vom 28. März 1881. — {Ges.-Bl. für Oldenburg 
Band 20 S. In.) 
Art. 1. Die in dem Eeichsgesetz der Polizeibeliörde überwieseneu 
Obliegenheiten werden, soweit die gegenwärtige Verordnung 
nicht anderes bestimmt, von dem Gemeindevorstande wahr- 
genommen. 

Das Amt ist befugt, die Amtsverricbtuügen des Gemeinde- 
vorstandes fiir den einzelneu Seuchenfall zu übernehmen. 
2- Verordnung für das Füri^tenthum Lübeck z. Aasf. d. D. B.-V.- 
S.-G. — Vom .... (Ges.-Bl. tur Lübeck 
Band 17 S, 539). 
3. Terordnnng fiir das Fürstenthnm Birkenfeld z, Ausf. d. D. 
R.-V.-S.-G. Vom .... (Ges.-Bl. i. Eirkenfeld Bd. t) ö. 493.) 

Her zogthum Brauns chweig. 
Herzogliche Verordnnng z. Ansf. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 

.*). März 1881. - (Ges. u. Verord. Samlg. S. 75). 

§ 1. Das Verfahren zur Ermittelung und Unterdrückung der 
Seuchenausbrüche im Herzogthum erfolgt nacli den Vorschriften 
des Reichsgesetzes und der dam erlassenen Ausführungsbe- 
stimmnngen und liegt unter der oberen Aufsicht des Herzog- 
lichen ötaatsministeriums. Departement des Innern, den 
Landes- und Ortspolizeibehörden unter Mitwirkung des Herzog- 
lichen Ober-Sanitäts-Kollegiums und der Kreisthierärzte ob. 

§ 2. Anordnaugen im Sinne der §§ 3, Abs. 2, . . . . des Reichs- 
gesetzes werden vom Herzoglichen Staatsministerium erlassen. 

Zur Ausführung der erforderlichen Massregeln bedienen 
die Herzoglichen Kreisdirektoren sich der Mitwirkung der 
Orts-Polizeibehörden, sind jedoch für den einzelnen Seuchen- 
fall oder für einzelne Bezirke auch befugt, die Amtsverrich- 
tungen der Orts-Polizeibehörden besonderen Kommissarien zu 
nb«rtragen. 
§ 3. Wird an Stelle eines beamteten Thierarztes ein nicht be- 
amteter Thierarzt zu einer Begutachtung zu- 
zugezogen, so ist derselbe, wenn er nicht schon im Allgemeinen 
als Sachverständiger beeidigt ist, von der ihn zuziehenden 
Behörde eidlich zu verpflichten. 

Herzogthum Sachsen-Meiningen. 
Aaaschreiben des StaatsministerioniH z. Ausf. d. D. R.-V.-8.-G. 

— Vom 31. März 1891 — (Sammlg. der Ausschr. der landes- 
herrlichen Oberbehörden Bd. S S. 17). 
§ 1. Die nach dem Reichsgesetz und der Instruktion den Polizei- 
behörden überwiesenen Obliegenheiten werden — vorbehaltlich 
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besonderer Anordnung im Einzelfalle — von den Landräthen 
wahrgenommen. 
( 2. Die OrtspolizeibehÖrden {Ortsvorstände, Magistrate, Bürger- 
meisterämter, Schultheissen, Gemarliungs Vertreter) haben die 
Landräthe bezw. die Amtsthierärzte allenthalben zu unter- 
stützen und deren Anweisungen Folge zu leisten. 

Sie haben vor dem Eingreifen des Landraths oder des 
beamteten Thieravztes die Massregeln , welche keinen Auf- 
schub dulden, zu ergreifen. 

Der Landrath kann den Ortsvorstand oder einen Kom- 
missar (Eeicbges. § 2 Abs. 2) im Einzelfalle mit den Ünter- 
drückungsmassregeln beauftiagen. 

Herzogthum Sachsen-Altenburg. 
Ansf.-Ges. z. D. H.-V.-8.-G. — Vom 23. Dezember 1881 
(Ges. Sammig. S. 48). 
i 1. Die Anordnung und Ueberwachung der zur Abwehr und 
Unterdrückung der Viehseuchen zu treffenden Massnahmen 
liegt unter Oberleitung Unseres Ministeriums, Äbtheilung des 
Inneren, soweit gegenwärtiges Gesetz hierüber nicht etwas 
Anderes bestimmt, auf dem platten Lande — unbeschadet 
der von den Amtsvorstehern in dringenden Fällen zu treffenden 
vorläufigen Anordnungen — den Landrathsämtern, in den 
Städten den Stadträthen ob. Die Landrathsämter sind im 
einzelnen Falle befugt, die ihnen überwiesenen Obliegen- 
heiten den Amts- nnd Gemeindevorstehern zu übertragen. 

Herzogthum Sachs en-Koburg- Gotha, 
Gemeinschaftliche Terordnang z. Ansf. d. D. B.-T.-S.-G. 

Vom 25. März 1881. — (Goth. Ges.-Sammig S. 1), Kobnrg. Ges.-* 
Sammig. S. 25.) 

§ 1. Die Anordnung und Ueberwachung von Abwehr- und ünter- 
drückungsmassregeln liegt unter der Oberleitung des Staats- 
miuisteriums den landrätblichen Behörden und den Ortspolizei- 
behÖrden ob. 

§ 2. Die in dem Reichsgesetz den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit die gegenwärtige Verordnung 
nicht anders bestimmt, von den landrätblichen Behörden wahr- 
genommen. 

Die Ortspolizeibehörden sind verpflichtet, die ihnen nach 
§ 3 des Reichsgesetzes Abs. 4 und ö Seitens der Militär- 
verwaltung zugehenden Nachrichten entgegen- 
zunehmen und ungesäumt der landrätblichen Behörde auf 
kürzestem Wege niitzutheilen. 
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Herzogthum Anhalt. 
1. Ausf-Ges. z. D. K.-V.-8.-G. — Vom 20. April 1881 — (G( 

Sammig. Bd. 10 S. 259). 
§ 1. Die Anwendung und Ueberwachung der Abwehr nnd Unter- 
drückungsmassregein liegt unter der Oberleitung des Staats- 






ministeriams der Regiernng, Abtheilung des Innern, denEreis- 
und Orts-Polizeibeliörden ob. 
j 2. Die im Reichsgesetze den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit das gegenwärtige Gesetz nicht 
anders bestimmt, von den Orts|iolizeibehörden wahrgenommen. 
Die Kreisdirektionen sind befngt, die Amtsverrichtungen der 
Ortspolizeibehörden, soweit letztere ihnen untergeordnet sind, 
für den einzelnen Seuchenfall zu übemehmen- 

a.Aiisr.'-Ges. z. 'd."b.'-V'.-8".-G. — Vom lU." März l'88;3 — (Ges." 
Samnilg. Bd. 11 S. 151). 

n 

Wird auf Grund der Bestimmung in § y des Reichs- 
gesetzes an Stelle des beamteten Thierarztes ein anderer 
approbirter Thierarzt zugezogen, so ist derselbe, wenn er 
nicht bereits im Allgemeinen als Sachverständiger beeidigt 
worden, an der betreffenden Ortspolizeibehörde für den einzelnen 
Fall eidlich zu verpflichten. 



Fiirstenthum Schwarz burg-Sondershausen. 

Terordn. z. Ausf. d. B. B.-V.-S.-G. — Vom ».April 1881 — (Ges. 
Sammig. S. 7.) 

§ 1. Die Anordnung und Ueberwachuug der Abwehr- und Unter- 
drücbungs-Massregeln liegt unter der Oberleitung des 
Ministeriums, Abtheilnng des Innern, den Laudräthen ob. 

g 2. Die in dem Eeichsgesetz den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit die gegenwärtige Verordnung 
nicht anderweitig bestimmt, von den Landräthen wahrgenommen. 
Dieselben sind jedoch belügt, die ihnen übei'wiesenen Arats- 
verrichtungen den Ortspolizeibörden zu übertragen. 

Die Ortspolizeibehörden sind verpflichtet, die ihnea nach 
§ 3 des Reichsgesetzes Absatz 4 und 5 Seitens der Militär- 
verwaltung zugehenden Nachrichten entgegen- 
zunehmen und ungesäumt dem Landrathe auf kürzestem 
Wege mitzutheilen. 



b'ürstenthum Sehwarzburg-Rudolstadt. 
Aust-Oes. z. D. R.-V.-8,-G. — Vom 21. Dezember 1881. — (Ges.- 

Sammlg. 1882 S. 1.) 
§ 1. Die Anordnung und Ueberwachung der Abwehr- und Unter- 
drückungsmassregeln liegt unter Oberleitung des Ministeriums 
den Landrathsämtern und Ortspolizeibehörden ob. 
§ 2. Die in dem Reichsgesetze den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit das gegenwärtige Gesetz 
nicht anders bestimmt, von den Ortspolizeibehörden waJirge- 



Das Landrathsamt ist befugt, die Ämtsverrichtungen der 
Ortspolizeibehörden für den einzelnen Seuchenfall zu über- 
nehmen. 
Von dem Landrathsamte sind folgende Massregeln zu treffen: 
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Die Bestimmung anderer approbirter Thierärzte statt der 
angestellten im Falle der Behinderung der letztem oder 
aus sonstigen dringenden Gründen in Gemässheit des § 2 
Satz 3 des Reichsgesetzes, 

i i Dem Ministerium bleibt vorbehalten: 

1, Besondere Kommissarien an Stelle der in §§ 2 und 3 ge- 
dachten Behörden zu ernennen und die diesen Kommissaren 
zu übertragenden Befugnisse zu bestimmen; 



§5. 



Das Ministerium ist befugt, von Aufsichtswegen die für den 
Zweck des Gesetzes erforderlichen Massregeln für das ganze 
Land, für einzelne Vei-waltungsbezirke oder auch für einzelne 
Gemeinden unmittelbar anzuordnen. 



Fürstenthum Waldeek. 
Ansf.-Ges. z. D. ß.-T.-S.-e. för das Fürstenthum Waldeck-Pvrmont. 

— Vom 28- Dezember 1881. — (Fürst. Waldeckisches Reg.-Bl. 
de 18S2, Nr. 1.) 

§ 1, Die Anordnung und üeberwaehung der Abwehr- uud Unter- 
drückungsmassregehi liegt unter der Oberleitung des Landes- 
direktors den Kreisamtmännern und Ortspolizeibehörden ob. 

§ 2. Die in dem Reichsgesetz den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit nachstehend nicht anderes 
bestimmt, von den Ortspolizeibehörden wahrgenommen. 

Der Kreisamtmann ist befugt, die Amts Verrichtungen 
der Ortspolizeibehörde für den einzelnen Seuchenfall zu über- 
nehmen. 

Fürstenthum Reuss ä. L. 
Landeslierrl. Verordn. z. Ansf. d. D. R.-T.-S.-G. — Vom ^9. März 

1881. — {Ges.-Sammlg. I. Halbjahr S. 9.) 
§ 1. Die Anordnung und Üeberwaehung der Abwehr- und ünter- 
drückungsmassregeln liegt unter Oberleitung der Landes- 
regierung einem zu ernennenden ständigen Regierungskom- 
missai' oder einem Stellvertreter desselben, dem Landraths- 
amte und den für den einzelnen Seuchenfall etwa zu be- 
anftragenden Ortspolizeiverwaltmigen (Geraeindevorständen 
etc.) ob. 
§ 2. Die spezielle Fürsorge für die gehörige Aasführung and 
Üeberwaehung der von der Landesregierung und dem Re- 
gierungskommissar und in den im § 4 des Reichsgesetzes 
bezeicimeten Fällen von dem Reichskanzler oder dem von 
Ihm etwa bestellten Reichskommissar angeordneten Massregeln 
liegt dem Landrathsamte ob. 

Der Landesregierung bleibt vorbehalten, mit Wahr- 
nehmung der diesfallsigen Obliegenheiten des Landrathsamtes 
im Amtsgerichtsbezirk Burgk einen dortigen Beamten ständig 
zu beauftragen. 
§ 3. Die in dem Reichsgesetze und in den zu dessen Ausführung 
von dem Bundesrathe erlassenen Instruktionen den Polizei- 



— 78 - 

■beliSrden überwiesenen Obliegenheiten werden, insoweit 
nicht in gegenwärtiger Verordnung etwas Anderes bestimmt 
oder im einzelnen Seuchenfalle von der Landesregierung 
nicht die Ortspolizeiverwaltung beauftragt wird, von dem 
Landrathsamte beziehentlich dem beauftragten Beamten in 
Eurgk wahrgenommen. 

Vom Landrathsamte bezw. von den in den gedachten 
Fällen an dessen Stelle in Wirksamkeit tretenden Beamten 
haben diejenigen polizeilichen Massnahmen auszugehen, von 
denen in zahlreichen Stellen des angezogenen Reichsgesetzes 
und der gedachten Instruktion des Bundesrathes unter der 
Bezeichnung „polizeiliche Anordnungen", .,polizeiliches Kin- 
schreiten-', „polizeiliche Erlaubniss'' und in ähnlicher Weise 
die Eede ist. 



Fürstenthum Reuss j. L. 

Ansf.-Oes. z. D. R.-V.-S.-G. — Vom 25. Mai 18fe2. — (Ges.-Sammlg. 

L Halbjahr S. 9.) 
g 1. Die Anordnung und üeberwachung der Abwehr- und Unter- 
drückungsmassregeln liegt unter der Oberleitung und Aufsicht 
des Fürstlichen Ministeriums den Fürstlichen Landrathsämtern 
und Gemein de vorständen oh. 
§ 2. Die in dem Reichsgesetze den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit das gegenwärtige Gesetz nicht 
anders bestimmt, von den Gemeindevorständen wahrge- 
nommen. 

Das Landrathsamt ist befugt, die Anitsverrichtungen der 
Gemeindevorstände iur den einzelnen Seuchenfall zu über- 
nehmen. 
§ 3. Von dem Landrathsamt innerhalb seines Bezirks sind folgende 
Massregeln zu treffen: 

1. Die Bestimmungen anderer approbirter Thierärzte, statt 
der Landthierärzte, im Falle der Behinderung der letzteren 
oder aus sonstigen dringenden Gründen in Gemässheit des 
§ '2 Absatz 3 des Reichsges.; 

§ 4 Dem Ministerium bleibt vorbehalten: 

1. Besondere, ihm unmittelbar unterstellte Kommissare an 
Stelle der in § 2 und 3 gedachten Behörden zu ernennen 
und die denselben übertragenen Befugnisse zu bestimmen; 



Fürstenthum Schaumhurg-Lippe. 

AoBf.-Ges, z. D. B.-T.-S.-G. — Vom 8. März 1881. — (Schaumb.- 
Lipp. Landesverordn. S. 45.) 

§ 1. Die Anordnung und Üeberwachung der Abwehr- und Ünter- 
drückungsmassregeln liegt unter der Oberleitung Unserer Re- 
gierang den Ortspolizeibehürden ob. 





Ortspolizeibehörden im Sinne dieses Gesetzes sind das 
Amt, der Polizeidirektor der Residenzstadt üäckeburg, der 
Magistrat and die Vorsteher der selbstständigen domanialen 
Gutsbezirke. 

Die in dem Eeichsgesetz den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit das gegenwärtige Gesetz nicht 
anders bestimmt, von den OrtspoUzeibehÖrden (§ 1) wahr- 
genommen. 



Freie und Hansestadt Löbeck. 
Ansf.-Ges, z. D. R.-V.-S.-G. — Vom 9. Mai 1881. — (Sammlg. d. 

Lüb. Verordn. n. Bekanntm. S. 37.) 
§ 1. Die Anordnung und Ueberwachnng der Abwehr- und ünter- 
drückungsmassregeln wird, soweit nicht nachstehend Ans- 
nahmen gemacht sind, dem Medizinalamte übertragen. 

Dasselbe kann zur Leitung des Verfahrens besondere 
Kommissare bestellen. 



Freie und Hansestadt Bremen. 
' AnBf.-Ge8. z, D. R.-V.-S.-G. — Vom Sl. Mai 1881. — (Ges.-Bl. S.47.) 
[. Für die Anordnung und Ueberwachung der im Reichsgesetze 
vorgeschriebenen oder zugelassenen Abwehr- und ünter- 
drückungsmassregeln, sowie für die Leitung des Verfahrens, 

sind in der Stadt Bremen das Medizinalamt, 

im Landgebiet der Landherr, in Bremerhaven und Vegesack 
die dortigen Medizinalämter die zuständigen Behörden. 



Freie und Hansestadt Hamburg. 
I Bekanntm. des Senats wegen Ansf. d. D. B.-Y.-S.-G. — Vom 

11. März 1881. — (Ges.-Samml. No, lU S. -2%) 
. Die Anordnung und Ueberwachung der im Eeichsgesetze vor- 
geschriebenen bezw. zugelassenen Abwehr- und Unterdrücknngs- 
massregeln liegt dem Präses des Medizinalkollegiums, für 
Ritzehüttel dem Landherrn und in dessen Vertretung dem 
Amtsverwalter ob. Der Präses des Medizinalkollegiums re- 
quirirt die erforderliche Mitwirkung der zuständigen Polizei- 
behörden nnd der Organe derselben. Als Polizeibehörden im 
Sinne des Reichsgesetzes fimgiren innerhalb der Grenzen ihrer 
örtlichen Polizeikompetenz die städtische Polizeibehörde und 
die Landherr enschaften. 



Elsas s-Loth ringen. ■ 

Dsf-Ges. z. ». R.-V.-S.-G. — Vom 27. März 1881. — (Ges,- 

Bl. S. ö7.) 
Das Ministerium erlässt die erforderlichen Bestimmungen 
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über das Verfahren, sowie über die Zuständigkeit der Be- 
hörden uad Beamten bei Anordnung der Abwehr- und Unter- 
drückungsmasregeln und bei der Leitung des Verfahrens 
(§ 3 des Reiehsgesetzes). 

. MinisterialTerordn. z. Tollz. d. Ausf.-Ges. vom 37. März 1881. — 
Vom 2ö. März 1881. — (Ebend. S. 80.) 

1, Die Anordnung und Ueberwachung der Abwehr- und Unter- 
drückungsmassregeln liegt unter der Oberleitung des Mi- 
nisteriums den Eezirkspräsidenten, Kreisdirektoren und Bürger- 
meistern ob, 

2. Die iu dem Reichsgesetze den Polizeibehörden überwiesenen 
Obliegenheiten werden, soweit die gegenwärtige Verordnung 
nichts Anderes bestimmt, von den Bürgermeistern, in den 
Städten Strassbnrg, Metz und Mülhauseu von den Polizei- 
direktoren wahrgenommen. Der Kreisdirektor ist befugt, die 
Amts Verrichtungen der Polizeibehörde fiir den einzelnen 
Seuchenfall zu übernehmen. 



11. Abwehr der Einsehleppung- aus dem Auslande, 
a) Einfuhr und Verkehrsbeschränkungi 

Deutsches Reich. 
■ Vom 23. Juni 1880. 



I 



- R.-G.-B1. S. 153). 
welche an einer übertragbaren 



Reiebsviehsencliengesetz. - 

§ 6. Die Einfuhr von Thieren, 

Seuche leiden, ist verboten. 
§ 7. Wenn in dem Auslände eine übertragbai'e Seuche der Haus- 

thiere in einem für den inländischen Viehverkehr bedrohlichen 

Umfange heiTscht oder ausbricht, so kann 

1. die Einfuhr lebender oder todter Thiere aus dem von 
der Seuche heimgesuchten Auslande allgemein oder für be- 
stimmte Grenzstrecken verboten oder solchen Beschrän- 
kungen unterworfen werden, welche die Gefahr einer Ein- 
schleppung ausscbliessen oder vermindern ; 

2. der Verkehr mit Thieren im Grenzbezirk solchen 
Betimmungen unterworfen werden, welche geeignet sind, 
im Falle der Einschleppung einer Weiterverbreitung der 
Senche vorzubeugen. 

Die Einl'uhr- und Verkehrsbeschräukungen sind, soweit 
erforderlich, auch auf die Einfuhr von thierischen Rohstoffen 
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und Von allen solchen Gegenständeu auszudehnen, welche 
Träger des Ansteckungsstofres sein können. 

Von dem Erlasse der Aufhebung oder Veränderung einer 
Einfahr- und Verkehrsbeschränkung ist unverzüglich dem 
Eeichskaü?.Ier Mittheilung zu machen. 

Die verfügten Einfuhr- und Verkehrsbeschränkungen sind 
ohne Verzug öffentlich bekannt zu machen. 

Königreich Preussen. 

ADSl'.-Ge!4. z. D.B.-T.-S.-G. — Vom 12. März 188 1 . — (Oes.-Samml. S. 128). 

g 3. Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Auslande 

in Gemässheit der §§7 des Eeichsgesetzes zu erlassenden 

Anordnungen sind von dem Regierungspräsidenten der Grenz- 
bezirke nach zuvor eingeholter Genehmigung des Ministers 
für Landwirthschaft, Domänen und Forsten zu treffen. 

Die Regierungspräsidenten sind auch verpflichtet, die in 
dem vorletzten Absatz des § 7 des Keichsgesetvies vorge- 
schriebenen Mittlieilungen dem Reichskanzler zu machen und 
die im letzten Absatz dortselbst erwähnten ölfeutlichen Be- 
kanntmachungen zu erlassen. 

Königreich Bayern. 

Allerh.Terordn. z. VoUz. A. D. B.-V.-8.-G. etc. — Vom 31. März 18sl. 
(Ges.- u. Verordn.-Bl. No. 11 S. 129). 

§ 8. Die in den SS 7 des Reichsgesetzes bezeichneten Mass- 
nahmen zur Abwehr der Einschleppung von Seuchen aus dem 
Auslande werden veranlassten Falles von Unserem Staats- 
ministerium des Innern verfügt werden. 

§ 9. Die auf Grund des § 7 des Reichsgesetzes verfügten Einfuhr- 
und Verkehrsbescliränkungen sind unverzüglich durch das Ge- 
setz- und Verordnungsblatt, sowie durch die betr. Kreisamts- 
blätter zu veröffentlichen und in sämmllicLeu Gemeinden des 
betheiligten Grenzbezirkes in ortsüblicher Weise bekannt zu 
machen. Von dem Erlasse, der Aufhebung und der Verände- 
rung solcher Massregeln ist zugleich den benachbarten aus- 
ländischen Behörden Kenntniss zu geben. Die in § 7 Abs. 3 
des Reichsgesetzes vorgeschriebene Mittheilung an den Reichs- 
kanzler erfolgt durch Unser Staatsministeriura des Innern. 

Königreich Sachsen. 
Minist. -Verord. z. Ansf. d. D. R.-V.-S.-K. — Vom U.Mai 1881.— 

(Ges.- u. Verordn.-Bl. S. 3l).) 
§ 3. Die in den §§ 7 . . . des Reichsgesetzes vorgesehenen Mass- 
regeln haben vom Ministerium des Innern auszugehen. 

Königreich Württemberg. 
1. MiniBt-Verfg. z. Tollz. d. D. B.-V.-S.-G. — Vom 23. MÄrz 1881. — 

[Reg.-Bl. S. 196.) 
§ 2. Zu dem Geschäftskveis des Ministeriums des Innern gehören: 

4 Die Erlassung, Aufhebung oder Veränderung einer Einfuhr- 
oder Verkehrsbeschränkung nach Massgabe des § 7 des 
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Heichsgesetzes, sowie die Mittheilung hiervon an den 

Reichskanzler (Reichsgea. g 7 Abs. ii) und die öffentliche 
Bekanntmachung solcher Kinftihr- oder Verkehrsbeschrän- 
kungen (Reichsges. § 7 Abs. 4) 

. Minlst.-Eriass rom 15. Äugast 1888. (Minist.-Amtabl. S. 252). 
Im Hinblick auf die bei den seitherigen statistischen 
Erhebungen über die Verbreitung der Thierseuchen gemachten 
Erfahrungen werden die K. Oberämter und die Oberamta- 
thierärzte angewiesen, anf Einschleppungen von Seuchen aus 
dem Auslände durch Einfuhr kranker Thiere, infizirter Thier- 
hänte etc. fortgesetzt das ganz besondere Augenmerk zu 
richten. 



Grossherzogthum Baden. 
Minist.-Yerordn. z. Tollz. d. D. R.-T..S.-G. — Vom 17. März 1881. — 

(Ges.- u. Verordn.-Bl. No. 7 S. i)l.) 
g 2. Von dem Ministerium des Innern werden insbesondere an- 
geordnet: 

1. Die in S 7 des Reichsgesetzes bezeichneten Einfuhr- und 
Verkehrsbeschränkungen. 



Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin. 

Terordn. z. Äosf. d. D. R.-T.-S.-G, — Vom 2Z. März 1881. — 

(Reg.-Bl. S. 79.) 

§ 2 

. . . ebendasselbe*) gilt von den in den §§ 7 . . . des 
Reichsgesetzes vom 23. Juni 1880 bezeichneten Einfuhr- und 
Verkehrs-Beschränkungen. 

Grossherzogthum Mecklenburg-Strelitz. 
Lsndesherrl. Terordn. f. d. Herzogth. Strelitz z. Ausf. d. D. 

B.-T.-S.-G. — Vom 23. März 1881 — (Offiz. Anz. S. 109.) 
§ 2 

. . . ebendasselbe**) gilt von den in den §§ 7 . . . des 
Eeichsgesetzes vom 23. Juni 1880 bezeichneten Einfuhr- 
und Verkehrs-Beschränkungen. 

Grossherzogthum Oldenburg. 

1. Terordn. f. d. Herzogthum Oldenburg z. Ausf. d. D. R.-T.-S.-G. 

— Vom 2«. März 1881. — (Ges.-Bl. Bd. 26 S. 15.) 
Art 2. Die zur Abwehr der Seuchen eins chleppung aus dem Aus- 
lande in Gemässheit der §§ 7 . . . des Reichsgeaetzes 
zu erlassenden Anordnungen sind vom Staatsministerium, 
Departement des Innern, zu treffen. 

2. Terordn. f. d. FSrstentb. Löbeck z. Ausf. d. D. B.-V.-S.-G. 

Vom 28. März 1881. 
Art._2. Der Regierung steht zu: 




I. Die Anordnung der zur Abwehr der Seucheneinschleppung 

aus dem Auslande in Gemässheit der §§ " 
Reichsgesetzes zu treffenden V ' 



3. Terordn. f. d. Förstenth. Bfrkeafeld z. Ansf. d. D. R.-T.-S.-G. 

Vom 28. März 1881. 
Art. 2. Die zur Abwehr der Seucheueioschleppung aus dem Aus- 
lande in Gemässheit der §§ 7 . . . des Reichsgesetzes 
zu erlassenden Anordnungen sind von der Regierung ;za 
treffen. 



Herzogthum Braunschweig. 
Herzogl. Yerord. z. Aasf. d. ü. R,-V.-S.-G. — Vom 30. März 1881. ■ 

{Ges.- und Verordn. Samnilg. S. 75.) 
§ 2. Anordnungen im Sinne der §§..., 7, .. . des 
■werden vom Herzoglichen Staatsministerium erlassen. 



Herzogthum Sachsen-Meiningen. 
Aasschr. des Staats ministeriDins z. Ausf. d. D. B.-T.-S.-G. — Vom 

31. März 1881. — (S. d. Aiisschr. der landesherrl. Oberbehörden 
Bd. 8. S. 17.) 

§ 4. Dem Staatsministerium, Abtheüung des Innern, bleiben vor- 
behalten: 
1. Die Abwehrmassregeln nach § 7 des 1 



Herzogthum Sachs en-Koburg-Gotha. 
Gemeinscb. Terordn. z. Ansf. d. D. R.-T.-8.-G. — Vom 25. März 

1881. — (Goth. Ges.- Sammlg. S. 9). 
§ 3. Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Auslände 
in Gemässheit der §§ 7 . . . des Reichsges. zu erlassenden 
Anordnungen sind von dem Staatsministerium zu treffen. 

Herzogthum Anhalt. 
Aasf. - Ges. z. D. R.T-S.-G. — Vom 20. April 1881. — (Ges.- 

Sammlg. Bd. 10 S. 259.) 
§ 3. Die Anordnung der zur Abwehr einer Seucheneinschleppung 
aus dem Anstände bezw. aus Nachbarländern in Gemässheit 
der §§ 7 . . . des ßeichsgesetzes zu treffenden Massregeln 
bleibt dem Staatsministerium vorbehalten. 



Fürstenthum Schwarzburg-Sondershausen. 
Terordn. z. Ansf. d. D. R.-T.-8.-G. — Vom 5. April 1881. — 

{Ges.-Sammlg. S. 7.) 
§ 3. Dem Ministerium, Abtheilung des Innern, steht zu: 

1. Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Aus- 
lande in Gemässheit des § 7 des Reichsgesetzes zu erlassen- 
den Anordnungen zu treffen, 
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Fürsteuthum Reuss ä. L. 
Landesherr!. Terordn. z. Aosf d. D.-R-.T.-8.-G. — Vom 23. Mäiz 

1881. — (Ges.-Samml. I. Halbj. S. 'J.) 
§ 5. Die zui' Abwehr der SeucheoeinsclileppuDg aus dem Auslände 
in Gemässheit der §S 7 . . . des Keichsg'esetzes zu erlassen- 
den Anordnungen sind von dem Regierungskommissar nach 
eingeholter Genehmigung der Landesregierung zu treffen. 
Derselbe ist auch verpflichtet, die in § 7 . . . des Eeiehs- 
gesetzes vorgeschriebene Mittheiluiig dem Reichskanzler zu machen 
und die dortselbst erwähnten öffentlichen Hekanntmachungen zu 
erlassen. 

Freie und Hansestadt Lübeck. 
AnBf.-Ges. z. D. R.-V.-8.-G. — Vom 9. Mai ISSI. — (Sammig. der 

Lübecker Verordn. u. Bekanntm. S. 37.) 
§ 2. Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Auslande 

in Gemässheit der §§7 . . . des Reichsgesetzes zu treffenden 
Anordnungen erlässt der Senat. 

Freie und Hansestadt Bremen. 

Ansf.-Ges. z. D. R.-V-S.-G. — Vom 31. Mai 1881. — 

(Ges.-ßl. S. 47.) 

§ 2. Die in § 7 des Eeicnsgesetzes erwähnten Einfuhr- und Ver- 

kehrsbeschränkungen werden vom Senate angeordnet und 

bekannt gemacht. 

Freie und Hansestadt Hamburg. 

Ausf-Ges. z, D. E.-V.-S.-Ü. — Vom 11. März 1881. — 

(Ges.-Samlg. Nr. 10 S. 22.) 



§1- 



Die in ü 7 des Reichsgesetzes erwähnten Einfuhr- und Ver- 
kehrsbeschränkungen werden vom Senat angeordnet und 
öffentlich bekannt gemacht. 



Eis 



-Lothringen. 




Minist.- Verordn. z. VoUz. des Ansf.-Ges. z. D. R.-V.-S.-G. — 

Vom ^8. März 1881. — (Ges.-Bl. S. 70.) 
§ 3. Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Auslande 
in Gemässheit der ^§ 7 . . . des Reichsgesetzes zu erlassen- 
den Anordnungen sind von dem Ministerium zu treffen. 
In den Staaten: Sachsen- Weimar, Sachsen-Altenburg, Schwarz- 
burg-Rudolstadt, Waldeck, Reussj. L. und Schaumburg-Lippe 
sind keine besonderen Bestimmungen über die Zuständigkeit 
zur Anordnung der Abwehrmassregeln etc. getroffen, (vgl. 
daher Abschn. I). *) 

Wenn anch nicht dtiroliweg auf Gmnd des Deutaclien ReicIiaviehseticLen- 
gcBetzes und in Absicht auf die Maul' und Elauenseuche erlassen, so kommen 
der Abwehr dieser Seuche doch sämmtliche, in der nachstehenden Üebersicht **j 

*) Qis GrOBsb. HesaiseheD und die Fürallicb Lippe'scheo AuBführuDgalieatEmmniigen 

**j In Anlehiiuitg' an die im 6. Juhrgang d^r JahreBberielile über dio VerbreiCuDg 
TOn Thieraeucben im Deulschen Beicbe B. 18B If. vcräffenllicble Uebcrsicht gefertigt 




an) Kegen Bnssland. 

Verboten beKiehungsweisB bcBchräiikt ist die Ein- und Durchfuhr 

1. von Rindvieh: 

im DeutBchen Eeich dtirch BundesrathsheachhiBa vom S9. April 1873 
(g S?21 der Protokolle unter B). 

Allgemeine Ausnahmen kOnnen nur vom Bundcarath be- 
geh loa sen werden. 

Auf Grand des Erlasses des Ministers f Landw. etc. vom 
1. März I88L künnen die Kegierungen der Grenzbezirke die Land- 
räthe der Grenzkreise ermächtigen, die ZurückiTihning von Rindvieh 
preussischer Besitzer, welches beim Weiden oder bei Benutzung zur 
Arbeit die Landesgrense überschritten hat, unter geeigneten, be- 
sonders vorgeschriebenen VorBichtsraassregeln zu gestatten. 

Der Weidegang oder die regelmässige Benutzung des Rind- 
viehs zur Arbeit auf russischen Grundstücken, welche dicht an der 
Grenze liegen und prenasiachen Besitzern gehören, oder von solchen 
gepachtet sind, ist nur auf Qrund einer, von der Regierung ertheilten 
besonderen und stets widerrufhchen Genehmigung gestattet. 

2. von Schafen: 

im Deutschen Eeich durch Bundcsrathsbescblnaa vom 2H. Januar 1865 
(g ti der Protokolle!. Nach dem Bundesrathsbeschluss vom SS. Mai 
1890 kann der Reichskanzler einzelne Tbiere zu Zuehtzwecken 
zulassen, 
8. von Schweinen: 

im Deutschen Reich durch Kaiserliche Verordnung vom U.Juli 1889. 
Ausnahmen kann der Reichskanzler gestatten. 
4. von Ziegen: 

in PreuBsen durch den Erläse des Ministers für Landwirthschaft etc. 

vom 10. März 1Ö85. 
„Bayern durch die Verordnung des Staatsministeriums des Innern 

vom S2. Januar 1887. 
„ Sachsen durch die Verordnung des Hinisteriuma des Innern vom 

10. März 18fö, 
„ Württemberg durch Verfügung des Ministeriums des Innern vom 

18. März ISS. 
„ Baden durch Verordnung des Ministeriums des Innern vom 

10. März WSö. 
„ Mecklenburg-Schwerin durch Verordnung des Ministeriums vom 

14. März 1»85. 

„ Lübeck durch Verordnung des Senats vom 21. Juli 1873. 
„ Bremen „ „ „ „ „ 20. März 1885. 

„ Hamburg „ „ ,, „ „ U. August 1873 und 

18. März 1885. 
„ ElsasB- Lothringen durch Verordnung des Miniateriuras vom 

15. März 1885. 

6. von anderen Wiederkäuern:*) 

in Bayern durch Verordnung des Staataminieteriums dea Innern vom 

aS. Januar 1887. 
„ Mecklenburg-Schwerin durch Verordnung des Ministeriums vom 

17. April 1877. 
„ Lübeck durch Verordnung des Senats vom 21. Juli 1873. 
,. Hamburg „ „ „ „ „ 6. August 1873. 

Anm, Gestattet ist die ^Einfuhr van Scli«einan aach den Studien: 

BeuilisD, MfBlowiti, Tamanitz and Thors unter füllenden Bedinguagen ; 
b) Die Einfutir darf nur aber SoBnovice nach Benlhen, TBmuwiu und HjslowitE 
und über Ottloschin nach Ttom, sowie über ModrtBw auf dem Landwege nach 
Myslowi« an beatimTnlen Tagen erfolgen. 
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b) Die Sendungea müssen von D rsprungi-Ze Iltissen ^] begleitet sein, in welcbea 
ancb die Gesundheit der Tblere bescheinigt is^ 

c) Dia Thiere sind an der Grenz eingangsalelle von einem Thieraril« in untarsacben 
und — wenn Bunchenfrei befunden — mittels dnr Eisenbahn in geachloasenen 
Waggons ohne Umladung und unter thunliuhster Vermeidung Ton Tranaporl- 
verzögerungen noch dem Bestimmungsorte behnfa baldiger Äbaehlaohtung in 
dem offenlGchen Schlachlhanae zu Überführen. 

Die für die Schlachthöfe zu Beuthen und Mfslonitz bestimmten Thiere 
können direkt unter Zollverach luss dorlhin befördert und erst vor der Ueber- 
führung in das Schlachthaus thierärzlllcb unlerauoht werden. 

d) In den SchlacbthBfen dürfen die Thiere bja zur Äbaehlaohtung mit zum Weiter- 
verkauf anfgelriebenem Vieh in keinerlei Berührung kommen. 

e) Der Transport der Thiere von der Landesgrenze auf dem Landwege oder, wenn 
erforderlieh, von der Entladestelle anf dem Bahabofe, bat mittela gut Bchliessender 
Wagen zu erfolgen, welche nnf dem Schlachthofe nach dem jedesmaligen Ge- 
brauche gut t\i deainfiziren sind. 

In den inländischen Grenzbezirken ist der Verkehr mit iniäudiachem 
Vieh in folgender Weise beB^^h^änkt^ 

1. mit Bindvieh: 

Der Transport vt>n inländischem Bindvieh auf Ei Benbahnen unterliegt 
zar Verhindernnff dea Transports geschmuggelten Rindviehs zunächst dar 
Beschränkung, dass die Verladnng innerhalb der Grenzkreise ond diesen 
angrenzenden und weiteren Binnenkreiae nur auf von den betr. Bezirks- 
regierungen bestimmten Stationen und Tagen unter geeigneten, besonders 
vorgeschriebenen VorsictitHmasaregeln (Kontrolregister, Ursprungaattest, 
Erlaubniss-, GesundheitBschein, Hornbranntz eichen etc.) erfolgen darf. 
Die Verladungen auf anderen als den bestimmten Stationen und 
Tagen bedürfen der Genehmigung der Regierung'. Für Bindvieh, welches 
aut Märkte innerhalb der Grenzkreise etc. zum Zwecke des Verkaufs 
aufgetrieben wird und in einem anderen Kreise als denjenigen des 
Marktorts seinen Standpunkt hat, darf die Znlässigkeit der Verladung 
auf der Eisenbahn von dem Landrath des StaJidortes im Voraus be- 
scheinigt werden. 

In anderen Kreisen der Gienz-Begieruogs bezirke, welche von der 
Eisenbahn durchschnitten werden, ist zur Verladung von Rindvieh, 
welche auf jeder Station erfolgen darf, letjiglich ein Urspruiigsattest 
erforderlich, ' anf welchem der Statin na vorstand den Ort und Tsg der 
Verladung 7u bescheinigen hat. 

Zum Theil ist die Versendung von Bindvieh auf Eisenbahnen auch 
von einer vor^ngigen thierärztlichen Untersuchung abhängig gemacht. 

Im Eegierungsbe;iirk Oppeln mlLssen ferner sämmtliche Kinder, 
welche zum Marktvci'kehr bestimmt sind, mit Ursprungszeugnissen 
bezettelt sein. 

2. mit Schweinen: 

In verschiedenen Kreisen der östlichen Grenzbezirke iat der,Trans- 

Eort von inländischen Schweinen auf Eisenbahnen gleichfalls dahin 
eschränkt, dass die Verladung nnr auf bestimmten Stationen und an 
bestimmten Tagen stattfinden darf. In einigen Bezirken dllrfen die 
Schweine nur dann zur Verladung zugelassen werilen, wenn der Ver- 
sender sich im Besitze vorschrittsmässiger Urgprun^zeu^nisse oder 
polizeilicher Bescheinigungen befindet; in anderen Bezirken ist die Ver- 

*) Die Ureprungszeugnisse aiud unter Uezeiehnung der Thiere nach Stückzahl, 
Gattung (Kaaae), Farbe, sonatigen äusseren Kennzeichen und nach dem Orte der Herkunft 
von der zuständigen ürts- und Polizeibehörde anszusleüeu und mit der Bescheinigung 
eines staatlich augeatelllen oder von der Staatsbehörde hierzu beaonders ermächtigten Thier- 
antea darüber in veraehen, 

a) dasa die Thiere von ihm unterancht und gesund befunden worden eind, 

bj dass am Herkunftsorte und in den Nacbbacgemeinden innerhalb der letzten 40 Tage 

vor der Abseuduug eine auf Borstenvieh übertragbare Seuche nicht geherrscht hat. 

Ist das Zeugniaa nicht in deutscher Sprache ausgefertigt, so iat demselben eine 
amtlich beglaubigte deutsebe Ueberaetiung beizafiigen. 

Die Gültigkeil der Zeugniaae erstreckt sich auf acht Tage. Läuft diese Friat 
während des Transportes ab, eo ist, damit die Zeugnisse weitere acht Tage gelten, daa 
Tieh von einem beamteten Thlernrzt von neuem zu untersuchen und der Befund auf dem 
Zeugnils xu vermerken. 
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ladno^ von einer vorgäiigigen thierärz Hieben Untersuchung der Schweine 
abhängig gemacht. 

Ferner iinterligt auch der Transport von Schweinen auf Land- 
wegen in manchen Kegierungsbezirken gewisBen Beschränkungen, Jeder, 
welcher Schweine (ausschliesslich von terkeln unter 4 Wochen) über die 
Crenze einer Doris-, Guts- oder Stadtfeldntark treibt, oder auf andere 
Weise befördert;, muss ein vorachriftsmässigea UrBprungs-Zeugniss mit 
sich führen. Ursprungszeugnisse sind erforderlich aaoh für die auf 
Märkte aufgetriebenen Schweine, mügen letztere von auswärts angetrieben 
werden oder aus dem Marktorte selbst stammen. Für jedes einzelne 
auf den Markt eingestellte Schwein ist ein besonderes Ursnrnngs-Zeagniss 
erforderlich. Ebenso sind Ursprungs-Zeupnisse beizubringen, wenn die 
Einfiihning von Schweinen von ausserhalb des Geltungsgebiets der vor- 
stehenden Anordnungen erfolgt. Während der Nachtzeit ist jeder Trans- 
port von Schweinen verboten^ sofern derselbe nicht auf den dem öffenl^ 
lieben Verkehr dienenden Eisenbahnen stattfindet oder in besonderen 
Fällen vor dem Beginn des Transports genehmigt ist. 

In anderen Regierungsbezirken ist das Treiben von Sohweinen auf 
öffentlichen Wegen über die Grenzen des Gemeindebezirks bezw. der 
Feldmark hinaus vorübergehend ganz verboten worden. Derartige Ver- 
bote wurden auch schon in anderen Bezirken (Oppeln) für die Daner 
besonderer Seuchengefahr erlassen. 

In manchen Bezirken ist nur das Treiben von Handeisschweinen 
Über die Feldmark hinaus untersagt. 
a mit Schafen: 

Gemäss Poüaei-Verordnung des Heg.-Prüs. vom 10. Ottober 1892 
sind im Kegiemngabezirk Gumbinnen aucn sämmtliche zum Eisenbahn' 
tranaport bestimmte Schafe vor der Verladung durch den Kreisthierarzt 
anf ihren Gesundheitszustand zu untersuchen. 



bb) Oesterreich-lTngarn. 

ehungsweise beschränkt ist di 



nfuhr etc.; 



1 das Deutsche Reich durch Bundesrathsbeschlusa vom 27. Juni 1879 
5 396 der Protokolle). 

Den betheiligten Bundesregierungen ist jedoch anheimgegeben, 
hinsichtlich des Verkehrs mit Nutz- und Zuchtvieh, welches aus 
notorisch seuchenfreien Grenzbezirken stammt und nicht für den 
":eren Handel, sondern zur Weide oder Einstellung innerhalb 
s inländlscben Grenzkrciaes bestimmt ist, Ausnahmen von dem 
) insoweit zuzulassen, als die erforderlichen Garantien dafOi 
zu schaffen sind, dass dergl. Ausnahmebewilligungen nicht gemiss- 
b raucht werden. 

Nach dem Bundesrathsbescbluss vom i. Dezember 1890 sind die 
Bundesregierungen ermächtigt, die Einfuhr von lebendem Rindvieh 
aus Oeaterreich- Ungarn in grössere Städte, welche öffentliche 
Schlachthäuser besitzen, unter geeigneten Sicherheitsmassregeln zu 
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Der Grenzverkehr mit Weidevieh und landwirthsc haftlichen Ge- 
spannen ist in Preiisseu in derselben Weise geregelt, wie gegen Russ- 
land. In Bayern Bind in dieser Richtung die Vorschriften in Art. 10 
und 11 Abs. 1 des deutsoh-österreichisch-nngarisohen Viehseuohen- 
UebereinkoinmenB vom ß. Dezember 1891 massgebend (s. untenj). 

Nach dem Bundesrathsbeschlusa vom 7. Juli 1892 ist die 
Durchfuhr von lebenden Rindern dnreh Deutschland unter Vor- 
behalt der Anwendung der Kontroibestimmungen, welche in dem 
Vi ehseuchen-Ue hereinkommen zwischen dem Deutschen Kelch und 
Oesterreich-Ungam vom 6- Dezember 1891 (s. unten) und unter der 
Bedingung gestattet, dass die Sendungen nur auf Eisenbahnen und 
ohne unnöthigen Aufenthalt durch das deutsche Gebiet geleitet 
werden. 
Schafen: 
in das Deutsche Reich durch BondesrathsbeschluBS vom 29. Jannar 
im> (a 54 der Protokolle). 

Nach dem Bundesrathabeschlusa vom 22. März 1890 kann der 
Reichskanzler einzelne Thiere zu Zachtzwecken znlasBsn. 



Nacb dem Bandesrathsbesclilnea vom 31. März t8% ist die 
Dnrelifuhr von lebenden Schalen aua OestciTeich- Ungarn unter 
Vorbebait der Anwendung der EßntrolbeftiinniungeD, jeducb nnr 
auf Eisenbahnen und ohne unnüthigen Anfentiialt, durch das Dentsctie 
Gebiet gestattet. 



egen:») 

iFreuasen durch Erlasa des Ministers fOr Landwirthschaft vom 

10. März 1885. 
, Bayern dnrcb Verordnung des StaatsminiBterinins des Innern 

vom 22, Januar 1^87. 
, Sai-'bsen durch Verordnung des MiniBteriume des Innern vom 

10. Märi 1885. 
, Württemberg durch VerfGgung des Ministeriuin des Innern vom 

12. März 18»<5. 
, Baden durch Verordnung des Ministeriums des Innern vom 

10. März IBffi. 
, Mecklenburg-Schwerin durch Verordnung des Ministeriums 

vom 14. März 1885. 
, Lftbeck durch Verordnung des Senats vom IB. März 18^. 
, Bremen „ „ „ „ „ 20. „ 1885 



e Einfuhr 



s Innern vom 
hbcIi lerschiedeiieD dealschen 



Blädten unter folgenden Bedlugaagen: 
Die Thiere manen: 

a) mit UrsptungB- und (iesnndlieitazeugDisa aowi; mit Bescheioigangea darüber 
versehen eein, dnt« im HerkunflBorte imd in einem UmkreisB lon miudeelens 
30 km um deoselhen inDerhalb der leUlen drei UoDule ein LungeusBU chefall 
nicht aufgetraiHQ ist, 

b) heim Eintritt in das deutsche Gebiet durch beamlele Tliieiärzte anlersucht und 
geeund befunden, 

c) direkt und ohne Umlndun? in plombirlen Wagen bis zu ihrem Bestimmungs- 
orte mit der Eiaenbahn übergeführt und dort auf einer fiir anderes Vieh nicht 
ta heDutzenden Rampe ansgeladon, 

d) daselbst in einem unter ständiger Kontrole beamteter Thieiärzte gtehendeii 
(iiTentlichen Schlachtbauee alsbald geschlachtet, bis dahin aber von anderem 
Vieh getrennt gehullen und lebend aus dem Schlacbthause nicht entfernt 
werden, 

e) nenn unter ihnen bei der ((renzamtlicben ünlerBuohnng eine Seuche fesl- 
gesleilt wird, sammtlicb van der Weiterbeförderung ansgeacbloBBen weiden. 

. S. Ceitallet ist die Einfuhr von Schwoinen nach veTechiedenen deutaabsn 
Städten unter foleenden Bedingungen: 
1. BUä Sieinbrueh, Bieliti-Biala und Wiener-Neustadt: 

a) die Thiere müssen in Steinbruch, Bielilz-Biala oäer Wiener-Neustadt die 
seilens der öslerreieblscbcD Bsbörden vorgeecbri ebene Quoraaiäne beetandea 
h..ben, 

b) Siebe Anm. lil. b. auf Seit« 86, 

c) Siehe Anmerk. lit c. Abe. 1 auf Seite se. 
IL AuB Üesieneieh- Ungarn (ohne 

sprungsort.) 



beetimmlen Dr- 
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■ Einfuhr 
in den Barjeiacb an Wald unter den im nacbetehenden ViebHeueheu-üeboT- ■ 
elnkommen »orgeBchenen Bedingungen und unter der weiteren Auflege, dosB di*J 
eingeführten Thiere vor Ablauf »on 30 Tagen von dem Orte der a " "' 
Stellung nicht entfernt werden. 

*) Gar.» teibolan. 




Am 1. Felimar 1893 erlangt clas uacLsleliende, rteutseli-ilaterreicbiBch- 
ungarisehc Viehseuchen - Uebereinkommen vom B. Dezember 1891 
(E. G. Bl- von 1892 S. 90| volle Wirksamkeit Von dein gedachten Zeitpnakto 
au sinil datier ilie mit den Beatimmungen dieees Cebereinkommens uicDt ver- 
einbarten Beschränkungen und Verbote ausser Kraft zu setzen, und haben sieb 
lue Äbwehrmaasregeln gegen Oesterreich -Ungarn im Rahmen der folgenden 
Vorsehriften zn bewegen: 

Art. 1. Der Verkehr mit Thieren, mit thieriechen Rohstoffen und mit Gegen- 
ständen, welche Träger des An steckungs Stoffe b von Thiereeuehen Bein 
können, ans dem Gebiete des einen der Vertrags c bliessenden Theilo nacb 
dem Gebiete des anderen kann auf bestimmte Eintrittsstationen be- 
acbränkt und dort einer thierärztlichen Kontrole von Seite jenes Staates, 
in welchen der Uebertritt stattfindet, unterworfen werden. 
Art. 2. Bei der Einfiibr der im Artikel 1 bezeichneten Thiere und Gegenatande 
aus dem Gebiete des einen in oder durch das Gebiet des anderen TheUea 
ist ein Ursprungs zengniss (Pass) beizubringen Dasselbe wird von der 
OrtsbehCrde ausgestellt und ist, sofern es sich auf lebende Tbiere bezieht, 
mit der BeHcheinigang eines staatlicli angestellten oder von der Staats- 
behsrde hierzu beBondera ermächtigten Tnierarztes über die Gesundheit 
der betrefiendcn Thiere zu versehen. Ist das Zeugniss nicht in deutscher 
Sprache ausgefertigt, so ist demselben eine amtlich hegisnbigte deutsche 
Uebersetzung beizufügen. Das Zeugniss mussvon solciier Beschaffenheit 
sein, dass cue Herkunft der Thiere unil Gegenstände und der bis zur 
Eintrittsstation zurückgelegte Weg mit Sicherheit verfolgt werden kann; 
die thierärztliche Bescheinigung muss sich ferner darauf erstrecken, dass 
am Herkunftsorte und in den Nachbnrgemeinden innerhalb der letzten 
40 Tage vor der Absendung die Rinderpest oder eine andere Seuchei 
hinsiclitlich deren die Anzeigepflicht besteht, und die auf die betreffende 
Thiergattung, fürwelche diese Zengnisse ausgestellt sind, übertragbar ist, 
nicht geherrscht hat. 

Für Pferde, Maulthiere. Esel und Kindvieh sind Einzelpässo auszu' 
stellen, für Schafe. Zle^n und Schweine sind Gesamtpässe zulässig 

Die Dauer der Giltigkeit der Zeugnisse beträgt acht Tage. Läuft 
diese Frist während des Transportes ab, so muss, damit die Zeugnisse 
weitere acht Tage gelten, das Vieli von einem staatlich aufstellten oder 
von der Staatsbehörde hierzu besonders ermächtigten Tbierarzte neuer- 
dings untersucht werden, und ist von diesem der Befund auf dem Zeug- 
nisse zu veimerken. 

Bei Eisenbahn- und Schiffstransporten muss vor der Verladung eine 
besondere Unteranchung durch einen staatlich angestellten oder von der 
Staatsbehörde hierzu besonders ermächtigten Thierarzt vorgenommen 
und der Befund in das Zeugniss eingetragen werden. 

Der Verkehr mit gesclimolzenem Talg und Fett, mit fabrikmässig 
gewaschener und in gesell losaenen Säcken verpackter Wolle, mit in 
geschlossenen Kisten oder Fässern eingelegten, trockenen oder gesalzenen 
Därmen ist auch ohne Beibringung von Ursprungszeugnissen gestattet 
Art 3. Sendungen, die den angeführten Bestimmungen nicht entsprechen, 
femer Thiere, die vom Grenzthierarzt mit einer ansteckenden Krankhei£ 
behaftet oder einer solchen verdächtig befunden werden, endlich Thiere. 
die mit kranken oder verdächtigen Thieren zusammen befördert oder sonsi 
in Berilhrung gekommen sind, können an der Eintrittsstation zurück- 
gewiesen werden. Den Grund der Zurückweisung hat der Grenzthier- 
arzt auf dem Zeugnisse anzugeben und mit seiner Unterschrift zn be- 
stätigen. 

Die erfolgte Bückweisung und der Anlass hierzu wird von der 
Grenz zoUbebOroe ohne Verzug der politischen Behürde des GrenzbezirkB 
jenes vertrage chli essenden Theiles, aus welchen die Ausfuhr stattfinden 
sollte, im kürzesten Wege angezeigt werden. 

Wird eine solche Krankheit an eingeführten Thieren erst nach er- 
folgtem Grenz übe rtritt im Bestimmungslaude wahrgenommen, so ist der 
Thatbeataud unter Zuziehung eines beamteten Thierarztes (Staats-Thiep- 
arztesf protokollarisch festzustellen und Abschrift des Protokolls der 
Regierung des anderen vertragschlieasenden Theiles nnverweilt zuzn- 
"nden. 
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WiederkSiiem, Scbweinen uud thieriscLen Bohstoffen. sowie von gift- 
saugendeo GeKenatänden zeitweise zu verbieten oder zu besobränken. 

Art. ö. Solange die Xungenaeuche in den Vieti beständen des einen der vertrae- 
Bcbliesaenden Theile herrecht, ist der andere Tbeil berechtigt, die Ein&Er 
von Bindvieh aus den verseueliten Gebieten (im Deutschen Reich: 
Bundesstaaten, Provinzen; in Oesterreich: Eönigreiclie nnd Länder; in 
den Ländern der ungarischen Evone: Komitate) zu untersagen. In diesem 
Falie musa die Beförderung von Kindvieh, welches aus nicht verseuchten 
Gebieten herstammend, gesperrte Gebiete zum Zweclc des Transports 
nach der Grenze passiren soll, auf der Eisenbahn in amtlich verscoloa- 
senen Waggons unter Vermeidung jeder Umladnng, jeder ZuJadung von 
anderem Vieh und jeder Transportverzögerung bewirtt werden. 

Art. 6. Wenn aus dem Gebiete eines der vertragsc hlie äsenden tTheile durch 
den Viehverliebr eine ansteckende Thierkrankheit, hinsichtlich deren die 
Verpflichtung zur Anzeige besteht, nach dem Gebiete des anderen Teiles 
eingeschleppt worden ist, so steht letzterem das Recht zu, die Einfuhr 
Ton Thieren aller derjenigen "Gattungen zeitweilig zu beschränken oder 
zu verbieten, auf welche der AnsteckungsstjifF übertragbar ist. 

Die in den Seuchengesetzgebungen der vertra esc hli essen den Teile 
enthaltenen Vorschrilteu, welchen zufolp'e im Falle des Ausbruches von 
ansteckenden Thierkrankheiten an oder in der Nähe der Grenze zur Ab- 
wehr nnd Unterdrückung derselben der Verkehr zwischen den beider- 
seitigen Grenz bezirken, sowie der einen geiährdeten Grenzbezirk 
transitirende Verkehr besonderen Beschränkungen und Verboten unter- 
worfen werden kann, werden durch das gegenwärtige Abkommen nicht 
berührt. 

Art 7. Die vertragschliesHendeu Theile räumen sich gegenseitig die Befugniss 
ein, durch Kommissare in dem Gebiete des anderen T heiles Eikundignngen 
über den Gesundheitszustand der Viehbestände, über die Einnchtung 
von Viehliöfen, Scblacbtbäusem, Quarantäne an stalten und dergleichen 
und Über die Durchführung der bestehenden veterinSrpolizeilichen Vor- 
scliriften an Ort und Stelle einziehen zu lassen Eiuer vorgängigen An- 
meldung der Kommissare bedarf es nicht. Die ver ragschlieBsenden 
Theile werden die Behörden allgemein anweisen, den Kommissaren des 
anderen Theiles, sobald sie sich als solche legitimiren, auf Wunsch 
UnterstUtaung zu gewähren und Auskunft zu ertheilen. 

Art. 8. Jeder der vertra gschliessen den Tiieile wird periodische Nachweisnngen 
über den jeweiligen Stand der Tbierseuchen erscheinen und dieselben 
dem anderem vertragschliessenden Theile direkt zukommen lassen. 

Ueber die SeucheuHnsbrüche in den Grenz Verwaltungsbezirken 
werden sich die Behörden gegenseitig sofort direkt verständigen. 

Wenn im Gebiete einer der vertragschliessenden Theile die Binder- 
pest ausbricht, wird den Begierungen des anderen Theiles von dem Aus- 
bruche und der Verbreitung derselben auf telegi-apbischem Wege direkt 
Nachricht gegeben werden. 

Art. 9. Eisenbahnwagen, in welchen Pferde, Maulthiere, Esel, Bindvieh, Schafe, 
Ziegen oder Schweine befördert worden sind, müssen, wenn sie zum 
1'ransport aus dem Gebiete des einen Theiles in das des anderen ver- 
wendet werden sollen, zuvor einem durch besondere Uebereinkunft fest- 
zustellenden BeinigungS' (Desinfektions-) Verfahren unterworfen werden, 
welches geeignet ist, die den Wagen etwa anhaftenden Ansteckung»- 1 
Stoffe vollständig zu tilgen. I 

Die vertrage chliesaenden Theile werden die im Bereiche eines Theiles.'] 
vorBclirittsmässig vollzogene Desinfektion solcher Eisenbahnwagen i 
auch für den andern Tbeil geltend anerkennen. 

Art, 10. Der Weideverkehr aus dem Gebiete des einen der veitr.igschli essenden | 
Theile nach dem Gebiete des anderen ist unter nachstehenden Bedingungen 1 
gestattet: l 

a) Die Eigenthümer der Heerden werden beim Grenzübertritt ein Ver» 1 
zeichnisa derThiere, welche sie auf die Weide bringen wollen, mitj 
der Angabe der Stückzahl und der charakteristischen änsseren I 
Merkmale derselben znr Verifizirung (Prüfung und Beglaubigung) J 
vorlegen. I 

b) Die Rückkehr der Thiere wird nur nach Feststellung ihrer Identitit 1 
bewilligt. M 
Wenn jedoch wälirend der Weidezeit eine für die betreffende Thier- j 

gattung ansteckende Krankheit unter einem Theile der Heerden, oder auo^ 
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nur IUI eiuem weniger als SO Kilometer vou dem Weideplatz entfernten 
Orte, oder auf jener Straase , auf welcher liie Rückkehr der Heerde zur 
Grenzstation erfolgen soll, ausbricht, so ist die Rückkehr des Viekes nach 
dem Gebiete des anderen Tbeiles untersagt, sofern nicht zwingende Ver- 
häJtniase {Futtermangel, Bchlechte Wittemng ii. s, w.) eine Ausnahme er- 
heiBchen. In solchen Fällen darf die Rückkehr der von der Seuehe noch 
nicht ergriffenen Thierc nur unter Anwendung von durch die zuständigen 
Behörden zur Verhindemng der Senchen Verschleppung vereinbarten 
SichenmgamaBSregeln erfolgen. 
Art 11. Die Bewohner von nicht mehr als 5 Kilometer von der Grenze ent- 
fernt liegenden Ortschaften können die Grenze in heiUen Richtungen zu 
jeder Stundi' mit ihren eigenen, sn den Pflug oder an ein Fuhrwert ge- 
spanntenThieren überschreiten, jedoch nurzumZwecklandwirthschattlicner 
Arbeiten oder in Ausübung ihres Gewerbes und unter Beobachtung der 
bestehenden Zollvorachriften, 

Diese Vergünstigung kann seitens der Vertrags chliessenden Theile 
von der ErfÜllnng folgender Bedingungen abhängig gemacht werden: 

a) Jedes Gespann, welches die Grenze zu lanm\irth so haftlicher Arbeit 
oder im Gewerbebetrieb überschreitet, musa mit einem Zeugnisse 
des Ortsvoratandes der Gemeinde versehen sein, in welcher sich 
der Stall befindet Dieses Zeugnisa muss den Namen des Eigen- 
thUmers oder des Führers des Gespannes, die Beschreibung der 
Thiere und die Angabe des Umkreises (in Kilometer) des Grenz- 

Eebietes, in welchem das Gespann zu arbeiten bestiuiint ist, ent- 
alten. 

b) Ueberdies ist beim Austritt wie bei der Rückkehr einZengniss des 
Ortsvoratandes derjenigen Grenzgemeinde erforderlich, aus welcher 
das Gespann kommt, und im Falle des Durchzuges durch das Ge- 
biet einer anderen Gemeinde auch eine Bescheinigiing der letzteren, 
womit bestätigt wird, dass die betreffende Gemeinde vollkommen 
frei von jeder Thieraeuche ist und daas auch in einem Umkreiae 
von 10 Kilometer die Rinderpest und Lungenaeuche nicht vor- 
kommt. Dieses Zeugniss muss alle sechs Tage erneuert werden. 

Art. 12. Das gegenwärtige Uebereinkommen tritt gleichzeitig mit dem zwischen 
den vertragschli essenden Theilen vereinbartien Handels- und Zollvertrage 
in Kraft und bleibt flir die Dauer desselben in Wirkaamkeit*) 

Die Vertrags chiiessenden Theile sind Jedoch damit einverstanden, 
dass die beim Inkrafttreten des Uebereinkom mens noch beatehendeu, mit 
den Bestimmungen desselben nicht vereinbaren Beschränkungen und 
Verbote während eines Jahres nach dem Inkrafttreten des Abkommens 
in Geltung bleiben können. 

Schlnsaprotokoll vom (!. Dezember 1891. 
Bei der am heutigen Tage stattgefnndenen Unterzeichnung des Vieh- 
seuche n-Uebcrein komme ns zwisclien dem Deutschen Reich und der Österreichisch- 
Ungarischen Monarchie haben die beiderseitigen Bevollmächtigten folgende 
ErHärnngen und Verabredungen in das gegenwärtige Protokoll niedergelegt: 

1. Die Bestimmung'en des Viehseuchen-Uebereinkoramena finden nur auf 
Provenienzen eines der vertragschliesseuden Theile Anwendung. Die 
Zulassung von Thieren oder Gegenständen, welche, aua anderen Ländern 
stammend, durch das Gebiet des einen Tbeiles zur Ein- oder Durch- 
fiihr in das Gebiet des anderen Theiles gelangen sollen, liegt ausser- 
halb des Rahmens des gegenwärtigen Ueoereinkommens. 

2. In den Ursprungszeugnissen ist neben dem Urspmngsorte auch der 
politische Bezirk und derjenige grüsaere VerwaiCungahezirk (im Deut- 
schen Reich: Bundesstaaten, Provinzen; in Oesterreich: Königreiche 
und Länder; in den Ländern der Ungarischen Krone: Koraitate) zu 
bezeichnen, welchem der Uraprungsort angehört. 

^1 Nach Art. Sl des Haudt^ls- und ZuUvarlrags trat deraolbc, gleichzeitig mit 
dem VieliBeach.eD-Debert>ial[ümmen, am I. Februar 1892 in Kraft und wird bis znm 
31. Dezember 1903 in Wirksamkeit bloibeti. Im Falle keiner der Tertragscblieeeentlen 
Thaila 13,Monate vor dem letzlgedachten Zeilpunkle seine Absicht, die 'Wirkaanikeit de« 
Vertrags aufhÖreu zu lassen, kundgegeben haben wird, blaibt derselbe ia Geltang bis 
zum Ablauf eines Jabras von dem Tage ab, an welchem der eine oder der andere der 
TertragscbUessendea Theile ihn gekündigt haben wird. 
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3. Die amtliche Beglaubigung der Ueborsetzun^ der nicht in deutscher 
Sprache ausgefertigten UrspmngazeugniBBe ist durch tine zur Fühmng' 
einefl DienatHiegelB befugte Pentoii oiier Behünie tn bewirken. Diesen 
Personen oder Behörde n wird bei Eiseubalmtransporten der Vorstand 
der Verladestation zugerechnet. 

4. Die im Artikel 5 des Viehscuchen-Uebereiukouimens getroffene Be- 
stimmung ist an die Voraussetzung geknüpft, dass in beiden Länder- 
gebieten der Oesterreichisch-UnganBChen Monarchie die Seuche ngeaetze 
mit den im Deutschen Reiche besteheuden Vorschritten dabi» in 
liebere in Stimmung gebracht werden, dass die an der Lungenseucbe 
erkrankten Thiere zn tddton sind und dass alle übrigen Thiere des 
Itiiiilergcschiechtea, welche mit erkrankten Tbieren in demselben Ge- 
liüfce stehen oder gestanden haben, vor Ablauf von sechs Monaten 
nach Beendigung iles letzten Erkrajikn Unfalles aus dem Seuchen- 
gebJIfte nicht entfernt worden dürfen, es sei denn zum Zweck der bO' 
rortigcn Abschlachtung innerhalb Oesterreich-Ungams. 

Itisolange diese Voraussetzung nicht ermllt ist,^) sollen an 
Stelle des Artikels 5 des VlehHeucljen'Uebereinkonimens folgende Bo' 
Stimmungen treten: 

„Solange die Lougenseuche in den Viehbeständen des 
einen der Vertragsschliessenden Theile hen'scbt, ist der andere 
Theil bereohtigt, die Einfuhr von Rindvieh aus den verseucliten 
Uebieten (Im Deutschen Reich; Bundesstaaten, Provinzen; in 
Oesterreioh : KCnigrelche und Länder; in den Ländern der 
ungarischen Krone: Eomitate) zu untersagen, aus anderen Ge- 
bieten aber dahin ku beschränken, dass die Thiere von der dem 
(Ji-spruiigsorte nücbstl legenden Eisenbahnstation iu amtlich ver- 
sehloBsenen Waggons unter Vermeidung jeder Umladung, jeder 
Zuladnng von anderem Vieh nnrt jeder Transportverzögemng 
an die Grenze und von hier aus in 5ffent1iche, veteriuärpolizei- 
lii'lie Schlachthäuser zur alsbaldigen Abschlachtung überzu- 
führen sind." 
5. HiDfiichtlich der Anwendung der Bestimmung des Artikels & des Vieh< 
seuohen-Uebereinkommens auf Provenienzen aus einzelnen deutschen 
Bundesstaaten einerseits, und den österreichischen Ländern Gaiizien, 
Böhmen. Mähren und Oesterreich unter der Enns andererseits, wird 
erklärt, dass die veitragschlieseenilen Theile die ihnen zustehende 
SperrbefiignisB nicht auf den gcsammten Umfang des Gebiets, in welchem 
die Lnngenseuche herrscht, sondern jeweilig nur auf einen im Hinblick 
anf den Zweck der Verhütung der Senchen Verschleppung genügend 
grossen Theil desselben anzuwenden beabsichtigen. Zu diesem Zweck 
werden innerhalb lier vorgedachten Gebiete engere Sperrgebiete be- 
zeichnet werden, deren Festsetzung durch Notenwechsel vorbehaltlich 
späterer im wechselseitigen Einverständnisse vorannehmeuder Aende- 
rungen erfolgen wird. 

Es liegt in der Absieht der vertrage hliesaen den Theile. von der 
durch Artikel b des Viehseuchen-Ueberemkommens eingeräumten Be~ 
rechtigung der Absperrung ganzer Gebiete (im Deutschen Reich: 
Bundesstnateu, Pivvinten; in Oesrerreich: Eönigreiche und Länder; in 
den Ländern der ungarischen Erone: Eomit.ite) alsdann nicht Ge- 
brauch tu maciieu, wenn in einem aolchen, sonst der Reeel nach 
seuchenreinen Gebirle. vereinzelte Lunge useuchenfälle vorkommen. 
Diese Bestimmung findel Jedoch auf Böhmen. Mähren, Gaiizien und 
Oesterreiili unter der Enns keine Anwendung. 
tk Die Bestimmung in Artikel ti. Absatz 2 oes Viehseuchen -Ueber- 
eiDkoDiDiens erstreckt sieb nicht auf den durchgehenden Eisenbahn- 
verkehr in amtliel) verschlossenen Waggons: hierbei »oll jedoch jede 
Zuladung von lebendem Vieh, jede Umladimg und jede Transport- 
venQgeriing iu vcrsenchtcn Greuzbezirken untersagt sein. 
7. Die auf Grund der Ziffer .t des ScbluaspirotokoUs' zu Artikel 1 des 
Baniielsvectrags vom SS. Mai ISHil derzeit in Uebnng stehenden Be- 
KQustignngeii der Wirthachaftsbesiucr in den deutschen Grenzbesii^en 
EiiiBiotitlich des Beinges von Nutz- und Zuchtvieh aus Üesterreicb- 
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Ungarn, werden während der im Artikel 12 des YietiaeucheD-üeber- 
einkominena vorgesehenen Uebergangszeit keinesfalls eingeschränkt 
werden. 
Auf ürnnd des voretehenden Vieheenehen-Uebereinkommens sind im 
Jahre 189S weseniliche UmKeetaltimgieD der auf die Einfuhr Osterreichisch- 
nngarischeii Viehs bezüglichen Bestimmungen noch nicht erfolgt. Bb sind zu- 
nächst allgemeine Anweisunffen an die belheili^en Behörden und Thierärate er- 
ganden, inslieaoudere ist auch fUr die voTBchriftsniäseige proMkoll arische Fest- 
stellung etwaiger Seuchen ein seh le[)pun gen (Art 3, Abs. 2) Sorge g'etragen 
worden. Ferner ist die Form der liei derEinfiihr von Sehweiuen beizubringenden 
Ursprungszeugnisse den fiestimniungen des Art. S des Uebereinkommeus an- 

fepasEt worden. Auch ist die DurcE^ihr von lebendem Rindvieh und lebenden 
ohafen durch das deutsche Gebiet, sowie die Einfuhr von Einstellschweinen 
iu den bayrischen Wald auf Grund des Ue he rein kom mens gestattet worden. 
Des Weiteren wurde aeitens des Herrn Reichskanzlers (Reichsamt des Innern, 
Bnndschr. vom 8. Februar 1Ö92) und des Kgl. Preuss. Henn Ministers f. Landw. etc. 
ffilrlaas vom 30. April iSüS) «nm Ausdruck gebracht, dass die Ursprungs- und 
OeBundheitskontrole (einscnliesBÜch der tliierärztlichen Untersuchung) sunächst 
nur für die Einfuhr vou Rindern. Schafen und Schweinen in AuBsicht lu 
nehmen, somit auf andere Thiergattungea und gewisse Arten thieriscberjErzeug- 
nisse, welche aus Oesterreich-Ungarn znr Einmnr gelangen, vorläufig nicht aus- 
sradennen sei. 

In den inifiudiaehen Grenzbezirken ist der Verkehr mit In- 
ländischem Vieh in folgender Weise beschränkt: 



1. E 



t Bindv 



ih: 



1 Preussei , „ „ 

in Bayern, indem die Hornviehmärkte in den Östlichen und südöst- 
lichen Grenzgegenden einer fortgesetzten besonders strengen Aut- 
sicht unterstellt wertlen [Minist-Bekanntm. vom 22. Jan. ia&7), 
2. mit Schweinen: 

in Preuseen ivie an der niasischen Grenze. 

cc) Gegen die H inte vi linder von Oesterreich-I.'ngarn. 

(Rumänien, Serbien, Bulgarien.) 
Verboten ist die Einfuhr etc. 

1. von Schweinen: 

in das Deutsche Reich durch Katserl. Verordnung vom 14, Juli 1889. 
Ausnahmen kann der HeichskanKler gestatten. 

2. von Rindvieh: 

in Bayern durch Verordnung des Staatsministerinms des Innern vom 
22. Januar 1887. 

3. von Schafen und Ziegen: 

in PreussendurchErlassdesMinistersf. Landw. etc. vom 10. März 1885, 
„ Bayern durch Verordnung des Staatsmi nisten ums des Innern vom 

22. Januar 1887, 
„ Württemberg durch Verfügung des Ministeriums des Innern vom 

12. Mära 1^, 
„ Baden durch Verordnung des Ministeriums vom 10, März 1885, 
„ Mecklenburg-Schwerin durch Verordnung des Ministeriums 
1 14. !■■• — 



„ Lübeck durch Verordnung des Senats y 
,. Harab 



1 16. März 1885, 
20. Man 1885, 
.Hamburg,, „ „ „ „ 18. März 1885. 

, Elsass-Lothringen durch Verordnung des Ministeriums vom 
12. März 1885. 
on anderen Wiederkäuern: 
in Bayern durch Verordnung des Staatsmi nisteriums des Innern vom 
22. Januar 1887. 
nm. Ein Verbot der Einfalir von Schafan in du preuaaiscbe Staalsgebiet, mit 
83 ilCH RegiarungahBilrlta Stade (Vecordnimg dea Begier ungsptäsi den ton Tom 
! 1BB5) ist n* ■ ■ 



dd) €iegen Italien. 

j ist die Einfuhr etc. 

1 Rindvieh, Schafen, Ziegen und Schweinen: 
n Bayern durch Verordnung des Staatsmi nisteriums des Innern ^ 
3. November 1885, 
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in Wiirtterabci'g durcb Verfügung des MiniateriuniB dea Inaern vom 

24. Oktober 18»5, 
„ Baden durcb Verordnung des Ministe riiima des Innern vom 18. Fe- 
bruar 1890, 
„ ElaasB-Lothringen durch Verordnung des Ministeriuma vom 
24. Februar 1890. 

Die Einfuhr von lebendem Bindvieb und lebenden Schweinen 
zum Zweck der aofortigen Abechlacbtang in die liffentlicben Schlacht 
hKuBer einer AnKahl deutscher Städte iat bedingungsweise wirter- 
ruflich gestattet,*) 

Die Ursprungs Zeugnisse müsaen durch den zuständigen 
deutschen Konsul beglaubigt sein. 

Die Durübfuhr von Bindern, Schafen. Ziegen und Schweinen 
iat unter der Beding;ung wieder gestattet, dass fiir die zur Durch- 
fuhr kommenden Thiere vorachritlsm aasige Uraprungs- und Gesund- 
beits^eugniase beigebracht werden, ilasB die Thiere bei der Grenz- 
kontrole nicht zu Deanstanden sind, und dass die Sendungen nur 
mit Eisenbahnen und ohne unnöthigen Aufenthalt durch das deutsche 
Gebiet geleitet wei'den. 

ee) Gegen dif Schweiz. 

:boten ist die Einfuhr etc. 
■on Schafen: 
in ElsasB-Lothringen darch Verordnung des MinisteriuraH vom 
19. April 1883 und 25. Auguat iy85. 

Zum Schlachten bestimmte Schweine dürfen nach vorgängiger 
Feststellung ihrer Gesundheit durcli einen beamteten Thierarzt ein 
gelassen werden, 
icbrankt ist die Einfuhr etc. 
'on Rindvieh, Schafen, Ziegen und Schweinen: 

in Sayeru durch Verordnung des Staatsmini ateriums des Innern vom 
3. November 1885 und 18. Mai 1888. 

Die Ein- und Durchfuhr aus der Schweiz ist nur gestattet, 
wenn durch amtliches Zeugniss der iniudestese BOtüglge Aufenthalt 
der einzuführenden Thiere an einem aenchenireien Orte der Schweiz 
nachgewiesen wird. 

Die Ein- und Durchfuhr ans der Schweiz in Schiff über den 
Bodenaee darf nur an der Eintrittastation Lindau erfolgen, und zwar 
nur dann, wenn die einzuführenden Thiere bei der vorgeacbriebeneo. 
amtlichen Untersnclmng, welche durch den Bezirksthierarzt auf dem 
betreffenden Schiffe stattzufinden hat, als gesund befunden worden 
sind und das vorgeschriebene amtliche UerkunftazeuguisB in vor- 
scbriftsmässiger Beschaffenheit befunden worden ist. 
In Württemberg durch Verfügung des Ministerinras des Innern vom 
24. Oktober 18B5. 

Die Ein- und Durchfuhr aus der Schweiz darf nur zu Schiff 
über den Bodensee an bestimmten Tagen an der Eintrittsstalion 
Friedrichshafen erfolgen, wenn durch amtljcLes Zcugnias, welches 
das genaue Signalement der Rinder, sowie die Stückzahl und 
sonstige nähere Bezeichnung der Schafe, Ziegen und Schweine ent- 
halten musB, nachgewiesen wird, daes die Thiere unmittelbar aus 
einem Orte der Schweiz stammen, in welchem in den letzten 30 Tagen 
ein Fall von Maul- und Klauenseuche ^ bei Kindvieh aiiaseroem 
noeb jeder anderen Seuche — nicht vorgekommen iat, und wenn 
die einzuführenden Thiere, ehe sie das Schiff verlassen haben, vom 
beamteten Thierarzt für gesund erklärt und das Herknnftszengniss 
von letzterem in vorachriftsmfissiger Beschaffenheit befunden worden 
ist — Die Einfuhr von Vieh aus der Schweiz über Bayern und 
Baden unterliegt dieser Beschränkung nicht. 'Bekanntmachung des 
Miflisteriaras des Innern vom 21, Juni 1888.) 
In Baden durch Verordnung des MiniBtcriuma des Innern vom 4. No- 
vember 1879 und 6. April 1886. 

Die Ein- und Durchfuhr aus der Schweiz iat nur gestattet, 
wenn durch amtücliea Zeugniss der mindestens SOtägige Aufenthalt 
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- n Thiere an einem seuchenfreien Orte der SchweiE 

nachgewiesen wird. 
I Rindvieh und Schweinen: 

n den Bezirk Ober-ElsaBS durcli Verordnung des BezirlcepTäsidenten 
vom la. Dezember 1879 und vom 16. April 18H6. 
{Wie in Baden unter Ziffer 1.) 

fT) Gegen Spanicnfnud PortneaL 

nkt ifit die Einfuhr etc. 

1 Rindvieh: 

in den Regie rungsbezirk Stade durch Verordnung des Regierungs- 
präsidenten vom 18. Juli 1892. 

Eingefllhrte Rindvieh stücke sind am Landungsplätze in einer, 
von dem Verkehr mit inländischem Vieh iaotirten Ruumlichkeit 
einer 4wöchigen Beohachtnng durch einen beamteten Thierarzt zu 
unterwerfen und nur dann zum freien Verkehr znznlasBen, wenn 
der beamtete Thierarzt die TLiere für frei von ansteckenden Krank- 
heiten erklart hat. 



KK) Gegen Frankreich. 

A. Verboten ist die Einftihr etc. 

1. von Rindvieh: 

in den Bezirk Lothringen durch Verordnung des Bezirksprasidenten 
vom 5. Januar 1803. 

2. von Schafen: 

in ElsasB'Lothringen durch Verordnung des Ministeriums vom 
19. April 18-3 und 25. August 1885. 

Zum Schlachten bestimmte Schafe dürfen nach vorgängiger 
Feststellung ihrer Gesundheit eingelassen werden. 

B. Beschränkt ist die Einfohr etc. 

1. von Rindvieh und Schweinen: 

in den Bezirk Ober-Elsass durch Verordnung des Bezirkspräsidenten 
vom 13. Dezember 187ö und vom 16. April 1886 bczielinngaweise 
16. Dezember 1886. 

Von der Ein- und Durchfuhr sind nur diejenigen Thiere aus- 
geschlossen, welche der Herkunft aus Oesterreich- Ungarn ver- 
dächtig sind. 

2. von Rindvieh, Schafen, Ziegen und Schweinen: 

in den Bezirk Ober-Elsass durch Verordnung des Bezirkspräsidenten 
vom 19. März 1892. 

Die Ein- und Durehfidir ist gestattet, wenn durch amtliches 
Zeugniss der mindestens 3Ütägige Aufenthalt in einem seuchenfreien 
Orte Frankreichs nachgewiesen wird. Die Einftihr darf nur bei dem 
Nebenzollamt I Altraünaterol stattfinden. — Die Thiere müssen an 
der Grenze in gangsstelle durch einen beamteten Thierarzt untersucht 
werden. 

hh) Gegen Belgien. 

A. Verboten ist die Einfuhr etc. 
1, von Rindvieh: 

in Preussen durch Erlasa des Ministers filr Landwirthschaft etc. vom 
13.0 ktober 1883. Zufolge Erlasses des Ministers für Landwirthschaft etc. 
vom 10. Juli lnS5 sind die Regierungspräsidenten der Grenzbezirke 
im Interesse der inländischen Bindviehzucht ermächtigt, die Ein- 
fuhr von Stieren und Stierkälbern sowie von weiblichem Rindvieh 
einschl Her Kälber zu Ziichtswecken auf jedesmaligen heaonderen 
Antrag der Landwirthe etc. unter angemessenen Sicherheitsmasa- 
regeln (Ursprungszeugnisse etc.) zu gestatten. 

n Elsäss-Lothringen durch Verordnung des Ministeriums vom 
2U. November 18^ und 18. März 1Ö91, 

n den Reg.-Bezirk Aachen durcli Verordnung des Ee^erungs- 
PräBidenten vom 6. August 1890. 

Die BrlaubnisH zur Einfuhr von Rindvieh zu Zuchtzwecken 
wird bis auf Weiteres nicht ertheilt 



3. von Schafen: 

in PreuBBcn dnrch die Laniieapolüoibehörden in den Grenibezirken 
nuf Grand des Erlasaea des Miniatera für Landwirt hscliaft etc. vom 
I. Febmar und 29. Oktober lä83. 

Zum Schlachten bestimnite Schaftransporte dürfen nach vor- 

fängigcr Feststellung ihrer GeBiindheit durch einen diesseiligen 
hierar^t einffolassen werden. 
. Beatliränkt ist die Einfuhr etc. 
von Rindvieb: 

in Bremen durch Verordnung des Senats vom ä. November 1800. 

Die Ein- und Durchtnhr ist unter der Sedingang gestattet, 
dasB über jedes zur Kinfuhv gelangende Rind ein von einer 
belgischen Gemeindebehörde ausgestelltes Ursprungs zeuguisa bei- 

febracht wird. — Das Zeugniss muss entlialten: den Ursprungsort, 
as Alter, Geschlecht, die Farbe jedes einzelnen Kindes, sowie eine 
Bescheinigung darüber, dass in dem UrspnmgBort oder in dessen 
2U km weitem Umkreise innerhalb der letzten sechs Monate die 
Lungenseuclie nicht geherrscht hat. 
in Hamburg durch Bekanntmachung des Senats vom 12. Nov. 1880. 
Wie in Bremen. 



ii) Oegen die Niederlande. 

en ist die Einfuhr: 



i Rindvi 



üi: 



1 Elsass - Lothringen durch Verordnung des Ministeriums vom 
20. November ItSaS und 18. März 1891. 

Zufolge Erlasses des Ministeriums vom 24. Mai 1891 kann 
der Bez.-Präs. die Einfuhr von männlichem und weiblichem Bind- 
vieli zu Zuchtiwecken auf Antrag der Betheiligten unter ange- 
messenen Voi-BichtBmassregeln gestatten. 

1 Rindvieh, Schafen und Ziegen: 

in Proussen durch Erlass des HiniBters für Land wirthschaft etc. vom 
13. Oktober 1883*) und in den Regiemngsbezirken : Schleswig, 
Aachen, Düsseldorf, Münster, Osnabrück, Aurich, Stade. Lüneburg, 
■Stralsund, Stettin, Köslin, Danzig und Köni^herg auf Grund des 
Erlasees des Ministers f. Landw. etc. vom 8. Dezember 1892. 

n Bindvieh, Schafen, Ziegen und Schweinen: 

in Oldenburg durch Bekanntmachung des Staats min isteriumB vom 
12. Dezember 1892. 

in Lübeck durch Verordnimg des Senats vom 8. Dezember 1899, 



15. 



beuBolchcuHaaren 
nd Borsten: 

in Freussen durch die Land espoli zeih eh (irden zu Schleswig, Aachen, 
DüBBCldorf, Münster, Osnabrück, Aurich, Stade, Lüneburg, Stralsund, 
Stettin, Eöslin, Danzig und Königsberg auf Grund des Erlasses des 
MiniBters f. Landw. etc. vom 12. Dezember 1892. 
ichränkt ist die Einfuhr etc. 

in Freussen durch die Lande spolizeibeh Orden zu Schleswig, Aachen, 
Düsseldorf, Münster, Osnabrück, Aurich, Stade, Lüneburg. Stralsund, 
Stettin, Eöslin, Daniig und Königsberg auf Grund des Erlasses des 
Ministers f. Landw. etc. vom 8. Dezember 1892. 

Die Einfuhr ist nur unter folgenden Bestimmungen gestattet: 
a) Die Schweine, bezw. Schweineaendungen dürfen nur über die 
Landesgrenze eingelassen werden, wenn sie mit holländischen 
Ursprungs- und GesundbBitszeu>:nisscn versehen sind und bei 
den auf der Grenzeingangstelle von diesseitigen beamteten 
Thierärzten vorzunehmenden Untersuchung frei von ansteckenden 
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Kränkelten erweiaeii. Findet sich nnter einer Schweineeendung 
auch nur ein Thier, welches mit einer Bolchen Kranklieit — ins- 
besondere mit der Maul- nnd Klauenseuche — behaftet ist, dann 
ist die ganae Sendung zni-ücksin weisen, 
h) Die eingelassenen fjcbweine wüssen mittelst der Eisenbahn in 

feschlossenen Waggons ohne Umladung und unter thiuilichster 
ermeidung von TransportrerzitgemagBn in ein öffentliches, 
unter veterinärpoli^eilicher Eontrole stehendes Schlachtliaus, 
welches sie lebend nicht verlassen dürfen, gebracht und dort 
bis nur AbschlachtiiDg so aufgestellt werden, dass sie mit in- 
ländischen Schweinen und Wiederkäuern nicht in Berührung 
kommen, 
c) Die Einfuhr darf nur über bestimmte Grenz ei ngangsstellen und 
an besfimmten TageJi erfolgen. 

kk) (liegen liDxembnrg;. 

Verboten ist die Einfuhr etc. 

1. von Rindvieh; 

in ElsasS'Lothringen durch Verordnung des Ministeriums vom 
18 März IfflJl. 

Zufolge Erlasses des Ministeriums vom 21. Mai 1S91 kann der 
Bez.-Präs. die Einfuhr von männlichem und weiblichem Rindvieh 
zu Zuchtawecken auf Antrag der Betheiügten unter angemessenen 
Sieb erheitamasB rege In gestatten. 

2. von Schafen: 

in PreuBSen durch die Landesnolizeihehörden in den Grenzbezirken 
auf Grund des Erlasses des Ministers filr Landwirthschaft etc. vom 
1. Februar und 29. Oktober 18M3. 

Zum Schlachten bestimmte Schaftransporte dürfen nach vor- 

fangiger Feststellung ihrer Gesundheit durch einen diesseitigen 
hierarzt eingelassen werden. 

11) Cieg^ii J>RniMuark. 

A. Verboten ist die Einfuhr etc. 

1. von Widerkäuern und Schweinen aus Jtttland; 

in den Regierungsbezirk Schleswig durch Verordnung des Reg.-Präs. 
vom 10. November 1892; 

2. von frischen nnd frischgeaalzenen Fellen und von frischen 
Hörnern und Klauen von Wiederkäuern, von frischen Klauen 
derSohweine, sowie vonunbearbeiteter — bezw.keinevFabrik- 
wäsche unterworfener Wolle, von ebensolchen Haaren und 
Borsten ans Jtttland: 

in den KegierungsbeKirk Schleswig auf Grund des Erlasses des 
Ministers für Landw. etc. vom 12. Dezember 1S92. 

B. Beschränkt ist die Einfuhr 

von Schweinen: 

in Mecklenburg-Schwerin durch Verordn. des Ministeriums vom 

9. Dezbr. 1890, 
„ Lübeck durch Verordn. des Polizeiamts vom 5. De/br. 1891, 
„ dem Regierungsbezirk Königsberg durch Verordn. des Eeg.-PrSs. 

vom 12. Dezbr. 1890, 
„ dem Regierungsbezirk Danzig durch Verordn. des Keg.-Präs. vom 

lö. Dezbr. 1800, 
„ dem Regierungsbezirk Stettin durch Verordn. des Reg.-Präs. vom 

13. Dezember 1890. 
„ dem Regierungsbezirk Köslin durch Verorda. des Beg.-Präs. vom 

17. Dezbr. löÖO, 
„ dem Regierungsbezirk Stralsund durch Verordn. des Reg.-PrSß. 

vom 13. Dezbr. 1890, 
„ dem Regierungsbezirk Schleswig durch Verordn. des Reg.-Präs. 

vom 10. Dezbr. 1890, 
dem Begiernngs bezirk Stade durch Verordn. des Reg.-Präs. vom 

11. Dezbr. 1890, 
„ dem Regieningsbezirk Anrieh dnrch Verordn. dos Reg.-Präs. vom 

JÜ. Dezbr. 1890. 



Die eiögeflllirt«!! Schweine sind auf der OrMizstation beiw, 

vor der ÄiiBscliiffung' in dem dentscheji Ankunft« hafen einer Untei^ 
suchuDg durch eineu deutsclieu beamteten Ttiierarzt zu unterziehea 
and i) t, laila in einem Traueporte einzelne mit ansteckenden Krank- 
heit n Dehaftete Tliiere ermittelt werden, der ganze Transport 
znriickza weisen. 

Der Beibringang beeondever, seitens ausllLndischer Thierärzte 
auflgesteliter GeBundfieitsatteste bedarf es nicht. 



nkt 



L Sehw 



nun) Gegeu Sdurcdcii nnd Xorfvogen. 

die Einfuhr etc. 
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9. Dezhr. ß90, 

, Lttbeck durch Verordn. des Polizeiamts vom 5. Dezbr. 1891, 
, dem Regierungsbezirk Königsberg dui-ch Verordn. dea Reg.-Präs. 

vom 12. Dezbr. 1890, 
, dem Regierungsbezirk Banzlg durch Verordn. des Reg.'Präa. vom 

16. Dezbr. 1890, 
, dem Regie rnngsbezirk Stettin durch Verordn. des Reg.-Präs. TOm 

13. iJezbr. 1890, 
, dem Regierungsbezirk Köslin durch Verordu. des Heg.-Präa. vom 

n. Dezbr. 1890, 
,, dem Regierungsbezirk Stralsund durch Verordn. des Beg.-Präs. 

vom 13. Dezbr. 1890. 
„ dem Begierungsbezirk Schleswig durch Verordn. des Reg.-Präs. 

vom 10. Dezbr. 1830, 
, dem Regierungsbezirk Stade durch Verordn. des Reg -Präs. vom 

11. Dezbr. 1890, 

„ dem Regierungsbezirk Aurich durch Verordn. des Reg.-Präs. vom 

12. Dezbr. 1890, 

durchweg wie unter Dänemark. 



nn) Oesren Crrossbritanni^n und Irland. 

nkt iat die Einfuhr etc. 
i Rindvieh; 

n PreuBsen durch die Landespolizeibehörden zu Schleswig, Stade, 
Lüneburg, Anrieh und Osnabrück auf Gmnd des Erlasses dea 
Ministers für Landwirthsehaft etc. vom 25. April oder 27. August 
lö79 und 4. April 1R81. 

Das auf dem Wasserwege eingeführte Vieh muBS an den 
LandungsplStzeu einer vierwScnentlicnen Beobachtung in isolirten 
Stallungen unterworfen werden und das auf den Eisenbahnen ein- 
gebende an seinem Bestimmungsorte. 

Die Einfuhr von Rindvieh zu Zuchtzwecken darf ohne 
Observation am Landungsplätze geBtattet werden. Es mnss jedoch 
die Herkunft der Thiere zuverlSssii: nachgeu'iosen werden, auch 
mttBsen die Thiere von dem diesseitigen beamteten Thierarzt fDr 
gesund erklärt worden sein, 
in Oldenburg durch Verordnung des Staatsministerinnis vom 
11. Novbr. 1879 und 17. Juni lr89. 

Das eingeführte Vieh wird in iBolirten Stallungen einer 
4wöchigen tliierärztiichen Beobachtung unterzogen und. wenn nach 
Ablauf dieser Zeit das Vieh von einem Thierarzt frei von an- 
steckenden Krankheiten erklärt ist, zum freien Verkehr zugeiasaen. 
Bezüglich der Einfuhr von Rindvieh zu Zuchtzwecken gilt 
dieselbe Bestimmung wie in Preussen (s. oben); 
in Bremen durch Verordnung des Senats vom 18. Oktober 1891; 

Das eingeführte Rindvieh ist vor der Ausladung bei dem 
zuständigen Medizinalamte anzumelden. Ferner wie in Pronssen; 
in Hamburg durch Verordnung des Senats vom 1. Auguat 1879 und 
2. Mai 1881. 

Wie in Preussen. 



oo) Gegen Amerika. 

Beschränkt iat die Eiiifulii- etc. 
1. von Eindvieli: 

in Prcussen durch die Laiidospolizcibeliörde zu Schleswig-, Stade, 
Lüneburg, Anrieh unil Osnabrück auf Gmnd des ErlasaeB dea 
Ministera fUr LaudwirthacLaft etc. voni25. April und 27. August 1879. 
Die aus Amerika anlangendeu Thiere müsBen am Landun^- 
platzc — bei Einliihr auf der Eisenbahn am Bestimniuiigsorte — 
einer vierwöchentlichen polizeilichen Ohaerration in besonderen, 
gegen jedo BerlihrungmitinländiachenThieren genügend geschützten 
Räumen unterzogen und nach Abiauf der Beobachtnngafrist nicht 
eher zum freien Verkehr zugelassen werden, bis der beamtete Thier- 
arzt (Ue Thiere für gesnud erklärt hat. 

Im Regierungsbezirk Schleswig mlisaen die Thiere nach Ab- 
lauf einer »ierwü obigen Quarantäne, sofern sie nicht geschlachtet 
werden, noch 5 Monate lang durch die Polizeibehörde beobachtet 
werden. (Erlasa vom 7. November 1891), 
in Hecklenburg-Schwerindorch Verordnung des Uiiiisteriuma vom 
8. Juli 1890. 

Die aua Amerika anlaufenden Thiere müssen am Landungs- 
platz 4 Wochen lang der polizeiiicben Beobachtung in abgesonderten, 
eine Berührung mit inländischen Vieh aus Bchli essenden Räumen 
unter Zuziehung des Bezirksthterarzteannteratellt werden, 
in Oldenburg durch Verordnung des Staatsmiuiateriums vom 11. No- 
vember 1879. 

Die aus Amerika anlangenden Thiere müssen am Landungs- 
platze — bei Einfuhr auf der Eisenbahn am Bestimmungsorte — 
einer vierwöchentlichen polizeilichen Observation in besonderen, 
gegen jede Beriihrung mit inliindischenThierengenügendgeachützten 
Bäumen unterzogen und nach Ablauf der Bcobachtungsfrist nicht 
eher zum freien \orkehr zugelassen werden, bia der beamtete Tiüer- 
arzt die Thiere für gesund erklärt hat, 
in .Bremen durch Verordnung des Senats vom 18. Oktober 1891. 

Wie unter Grossbritannien, 
in Hamburg durch Verordnung dea Senats vom 1. August 1879. 
Wie in Oldenburg 
2. von Schafen: 

in Preuasen durch die Landespolizeibehördeu zu Schleswig, Stade, 
Lüneburg, Aurich, Stralsund, Stettin, Eüslin, Danzig und Königs- 
berg in Pr. auf Grund des Erlasses dea Ministers für Landwirth- 
Schaft etc. vom 29. April 18.10. 

Wie in Ohlenburg bezüglich der Bindvieh-Einfuhr, 
in Meeklenburg-Sehwerindurch Verordnung des Ministeriums vom 
8. Juli 1890. 

Wie hinsichtlich der Einfuhr von Rindvieh, 
In Lübeck wird rücksichtlich der Einfuhr von Rindvieh und Schafen 
Amerika als verseuchtes Land behandelt. In Oldenburg unterliegt die Ein- 
fuhr von Schafen ans Amerika vorläufig den für die Einfuhr von Kindvieh ge- 
troffenen Massregehi. In Hamburg werden Schafe aus Amerika an Bord des 
Schiffes auf ihren Gesundheitszustand untersucht und deren Landung nur ge- 
stattet, wenn aSramtltche Thiere gesund befunden werden, andernfalla wird der 
^ajize Transport zuriickgewiesen. Die zur Landung zugelassenen Thiere werden 
in isolirten Stalinngen untergebracht und ao lange es erforderlich erseheint, 
unter thierärztliche Beobachtung gestellt. 

PP) Ctegen dat« Anstand Im AUg^emeinen. 

Thiere aus dem Auslände, hinsichtlich welcher ein Verbot der Einfuhr 
in das deutsche Reich bezw. in einen deutschen Bundesstaat besteht, dürfen 
auch über die Landesgrenze eines anderL'u ala des betreffenden verseuchten 
Staates oder auf dera Seewege nicht in deutsches Gebiet eingeführt werden. 
Beschränkt ist die Einfuhr etc. 
von Rindvieh: 

in Bremen durch Verordnung des Senats vom 22. September 1884 
Alles auf dem Seewege anlangende Vieh ist vor der Aus- 
ladung durch einen beamteten Thierarzt anf seinen Gesnndheits- 



zuBtand zu antersuchen und zun freien Vetkehr 'züzS 
es yon ilemaelben als ffcannd bezeichnet wird. 
L Hamburg durch die Polizei Verordnung vom 27. AugUBt 1 
Wie ir " 



b) VJehrevisionen. 

Deutsches K ei eh. 

Beichsviehsenchengesetz. — Vom 23. Juni 1880. —R-G.-B1,S. 153). 

§ 8. Gewinnt die Seuche in einem Nachbarlande eine bedroh- 
liche Aasdehniing, so kann fui- die Grenzbezirke eine 
Kevision des vorhandenen Viebestandes und eine regelmässige 
Kontrole ober den Ab- und Zugang der durch die Seache 
gefälirdeten Thiere angeordnet werden. 

Königreich Preussen. 
Ansf.-Geä. znm ü. R.-T.-S.-G. — Vom 22. März 1881. — 
(GS. S. laS). 
§ 3. Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Aus- 
lande in Geinässheit der §§ - ■ - ö des , Keichsgesetzes zu 
erlassenden Anordnungen sind von den Regierungspräsidenten 
der Grenzbezirke nach zuvor eingeholter Genehmigung des 
Ministers für Landwirthschaft, Domänen und Forsten zu 
treffen. 

Eegierungsbezirk Oambinnen. — Landespolizeiliche Anordnung 
vom 22. April lf;88. 

§ 1. In allen Grenzkreisen des Regierungsbezirks , . . sind für ■ 
jeden Gemeinde- und Gutsbezirk, einschliesslich der Städte, 
Register über die vorhandenen Schweinebestände . . , an- 
zulegen. 

§. 2. Die Register haben auf dem Lande die Gemeinde- und Guts- 
vorsteher oder an Stelle derselben die von den Landräthen 
ernannten Revisoren, in den Städten die Polizeiverwalter, 
auizustellen und fortzuführen. 

§ 3. In die Register ist nach Anleitung des Formulars der ge- 
sammte Schweinebestand eines jeden, Schweine haltenden 
Einwohners einzutragen. Demnächst ist jeder Zu- und Ab- 
gang unter Beifügung des Namens und Wohnortes des Ver- 
käuifers oder Käufers, insofern der Kauf oder Verkauf nicht 
auf Märkten geschieht, zu vermerken. Erfolgt der Abgang 
durch Tod oder Schlachten des Thieres, so ist dies gleich- 
falls zu vermerken. Der Zuzug ist, soweit erforderlich, durch 
die in den ^§ 7 ff. näher bezeichneten Ürsprungs-Zeugnisse 
oder Bescheinigungen zu helegen. Ebenso ist in der Ab- 
theilung , .Bemerkungen'' einzutragen, sobald für das betreffende 
Schwein ein Ursprungszeugniss ausgestellt wird. Ferkel 
sind nach Ablauf von 6 Monaten, vom Tage der Anmeldung 
ab, in der Rubrik ,.Ferkel'' in Abgang und nach ihrem 
Geschlecht in einer der übrigen Rubriken in Zugang zu 
stellen. 



— 101 — 

§ 4. Jeder Schweine haltende Einwohner ist verpflichtet, alle 
Veränderungen in dem Schweinebestande innerhalb 48 Stunden 
dem Revisor auzuzeigen, Ferkel sind 4 Wochen nach der 
Geburt anzumelden. 
§ 5. Die Führung der Register auf dem Lande unterliegt der 
Ueberwachung durch die Amtsvorsteher. 

Die Gendarmen, die Beamten der Verwaltung der 
indirekten Steuern und die beamteten Thierarzte, sowie die 
Vorgesetzten dieser Beamten sind berechtigt, von den 
Schweineregistern Einsicht zu nehmen und Revisionen der 
Schweinebestände abzuhalten. 

Jede stattgehabte Revision ist im Register zu vermerken, 
§ 6. In allen Gemeinde- und Gutsbezirken, einschliesslich der 
Städte, in welchen Schweineregister geführt werden, sind von 
den dort angesessenen Schlächtern und Schweinehändlern . . . 
Bücher zu führen, in welchen jedes von ihnen angekaufte 
Schwein von ihnen einzutragen ist. Binnen 48 Stunden nach 
bewirktem Ankaufe ist dem Revisor zum Zwecke der Ein- 
tragung in das allgemeine Register unter üeberreichung der 
TJrsprungs-Zeugnisse oder Bescheinigungen davon Anzeige zu 
machen, ebenso ist ihm in derselben Frist die erfolgte Schlach- 
tung oder der WiedeiTerkauf anzuzeigen, 

Diese Bücher unterliegen ebenfalls der Revision der im 
§ 5 bezeichneten Beamten 

Eine ähnliche Kontrolle und Eeviaion der Schweinebestände 
ist auch in einigen anderen der östlichen Grenzbezitke eingeßlhrt. 
Des^ileichen sind in verschiedenen Bezirken der Oet^renze 
die RindviehbeBtände in gleicher Weise unter Kontrole gestellt. 

Königreich Bayern. 
Allerh. Verordnung znrn Vollzug d. D.R.-V.-S.-G. — Vom23. März 

1881. — (Ges. n. Verord.-Bl. Nr. 11 Seite 129.) 
§ 8. Die in den §§.... 8 des Reichsgesetzes bezeichneten Mass- 
nahmen zur Abwehr der Einschleppung von Seuchen aas dem 
Auslande werden veranlassten Falles von Unserem Staats- 
ministeriura des Innern verfügt werden. 



Könij 



eich Sachsen. 



Minist-Verordnung z. Ausf. d. D. H.-T.-S.-G. — Vom 9. Mai 1881. — 

(Ges, u. Verordn,-BL S. 35.) 
§ 3. Die in den §Si . . . ö des Keiehsgesetzes vorgesehenen Mass- 
regeln haben vom Jlinisterium des Innern auszugehen. 

Königreich Württemberg, 
■Miniat.-Verordnuug z.VoUz. d. D.R.-V.-S.-G. —Vom 23. März 1881— 
§ 2. Zu dem Gescbäftskreia des Ministeriums des Innern ge- 
hören : 

5. Die Anordnung von Viehrevisionen des in einem Grenz- 
bezirke vorhandenen Viehbestandes und einer regelmässigen 
Kontrole über den Ab- und Zugang der durch die Seuche 
gefährdeten Thiere (Reichsgesetz § 8); 
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Orossherzogthum Baden. 

]ttinist.-Verordnnngz.VoIlz. d. D. R.- V.-S.-G. —Vom 17. März 1881.- 

{Ges. u. Verordü.-m. S, 91.) 
§ 2. Von dem Ministerium des Innern werden insbesondere ai 
geordnet : 

2. Die in § 8 des Reichs-Ges. genannten Viehrevisionen 



Grossherz ogthum Mecklenburg- Schwerin. 

Terordn. z. Ansf. d. D. B.-Y.-S.-tJ. — Vom 2a. März 1881. — 

(Eeg.-Bl, S. 79.) 

§2 

. . . . ebendasselbe*) gilt von den in den §>;... 8 des 
Reiehsgesetzes vom -^3. Juni 1880 bezeichneten .... Ver- 
kehrsbescbrankungen. 



Grossherz ogthum Mecklenburg-Strelitz. 

1. landesh. Terordunng ffir das Herzogthom Strelitz 

znr Ansf. d. D. R.-T.-S.-G. —Vom 23. März 1881. — 

(Offiz. Anzeiger S. 109.) 



§2. 



. . . ; ebendasselbe**) gilt von den in den {)§... 8 des 
Reiehsgesetzes vom 23. Juni 1880 bezeichneten .... Ver- 
kebrsbeschränkungen . 

3. Desgleichen f&r das Förstenthum Batzebarg. 
— Vom23.Märzl8Sl. — fOffiz.Anz.imFürstenthuraEatzeburgS.113.) 
(Wie unter Ziffer 1) 

Grossherzogthum Oldenburg. 
1. Verordnung für das Herzogthom Oldenburg z. Ansf. d. D. 
B.-V.-8.-G. — Vom 28. März 1881. — (Ges. Bl- für Oldenburg, 

Band 26 S. 15). 
Art.2.Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung ans dem Aus- 
lande in Gemässheit der §§ . . . 8 des Reichsgesetzes zu er- 
lassenden Anordnungen sind vom Staatsministerium, De- 
partement des Innern zu treifen. 
3. Desgl. f. d. Fürstenthum Lübeck. — Am 28. März 1881. 
Art 2. Der Regierung steht zu: 

]. Die Anordnung der znr Abwehr der Seucheneinschleppung' 
aus dem Auslande in Uemässbeit der gS . . . 8 des Reiehs- 
gesetzes zu treffenden Massregeln; 

S. Desgl. f. d. rärstenth. Birkenfeld. — Vom 28. Älärz 1881. " 
Art. 2. Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Aus- 
lände in Gemässheit der §§ . . . 8 des Reichsgesetzes zu 
erlassenden Anordnungen sind von der Regierung zu treffen. 

*) d. h. die Anordnung steht dem Ministerinm, Äbtheilnng für Medlzinal- 
Angelegenheiten, zn. 

**) d. h. diu Anordnung bleibt der Landesregierung vorbehalten. 



Herzogthnm Braunschweig. 
I' Herzog]. Terordnnng z. Ausführang d. D. B.-V.-8.-G. — Vom 

30. März 1891 — (Ges. u. Verordnung S. 75). 

i § 2. Anordnungen im Sinne der S§ . . . S . . . des Eeichsgesetzes 

werden vom Herzoglichen Staatsministerium erlassen. 

Herzogthum SacLsen-Koburg-Gotha. 
Gemeinsch. Verordnung z. Äusf. d. D.-B.-V.-S.-G. - Vom 

25. März 1881. — (Goth. Ges. S. S. 9). 
§ 3. Die zur Abwehr der Seuchen einschleppung aus dem Auslände 
in Gemässheit der §g ... 8 des Eeichsgesetzes zu er- 
lassenden Anordnungen sind von dem Staatsministerium zu 
treffen. 

Herzogthum Anhalt. 
Ausf.-Ges. z. D. B.-V.-S.-G. — Vom 20. April 1881. — (G. S. 
Bd. 10, S. 259). 
§ 3. Die Anordnung der zur Abwehr einer Sftucheneinschleppang 
aus dem Auslande bezw. aus Nachbarländern in Gemässheit 
der ä§ . . . 8 zu treffenden Massregeln bleibt dem Staatsmini- 
sterinm vorbehalten. 

Fürstenthum ßeuss ä. L. 
Landesherr!. Verordnung z. Aasf. d. D. R.-V.-8.-G. — Vom 

29. März 1881 — (Ges. Saramlg. I. Halbj. S. 9). 
§ 5. Die zui' Abwehr der Seucheneinschleppung aas dem Auslände 
in Gemässheit der §§ . . . 8 des Reichsges. zu erlassenden 
Anordnungen sind von dem Regierungskommissar nach ein- 
geholter Genehmigung der Landesregierung zu treffen. 

Freie und Hansestadt Lübeck. ^ 

Ansf.-Ges. z. D. R.-V.-S.-G. — Vom 9. Mai 1881. — (S. d. Lüb. 

Verordn. u. Bekanntm. S. 34.) 
§ 2. Die zur Abwehi- der Seucheneinschleppung aus dem Auslande 

Iin Gemässheit der §§ - . . 8 des Reichsgesetzes zu treffenden 
Anordnungen erlässt der Senat. 
Elsass-Lothringen. 
Minlsterial-Verordn. z. VoUz. d. D. B.-V.H.-G. — Vom 28.März 1891. 
§ 3. Die zur Abwehr der Seucheneinschleppung aus dem Auslande 
in Gemässheit der §§ . . . 8 des Reichsges. zu erlassenden 
Anordnungen sind von dem Ministerium zu treffen. 
In den Staaten : Sachsen-Weimar, Sachsen-Meiningen, 
Sachsen- Aitenburg, Schwarzburg-Sondershausen, Schwarz- 
burg - Rudolstadt, Waldeck, Reuss jüngere Linie und 
Bremen, sind überhaupt keine besonderen Bestimmungen 
getroffen. Hinsichtlich der Zuständigkeit zar Verordnung 
der in (j 8 des Reichsgesetzes vorgesehenen Massregeln 
vergl. daher Abschnitt I und Abschnitt II lit. a*). 
fahra 



oud <iie FDretlicIi Lippe'Hchen Aue- 



III. Unterdrückung der Seuche im Inlande. 

1. Allgemeine Vorschriften. 

a) AnzeigepflJcht. 

Deutsches Reich. 



Reichsrlehseachengesetz. 



- Vom 23. Juni 1880. — (R.-G.-Bl. 
S. Iy3). 

j 9. Der Besitzer von Hausthieren ist verpflichtet, von dem 
Ausbruche einer der in § 10 angeführten Seuchen unter seinem 
Viehstande und von allen verdächtigen Erscheinungen bei 
demselben, welche den Ausbruch einer solchen Krankheit be- 
fürchten lassen, sofort der Polizeibehörde Anzeige zumachen, 
auch das Thier von Orten, an welchen die G-efahr der An- 
steckung fremder Thiere besteht, fern zu halten. 

Die gleichen Pflichten liegen Demjenigen ob, welcher 
in Vertretung des Besitzers der Wirthschaft vorstellt, 
ferner bezüglich der auf dem Transporte befindlichen Thiere 
dem Begleiter derselben und bezüglich der in fremdem 
Gewahrsam befindlichen Thiere dem Besitzer der betreffenden 
Gehöfte, Stallungen, Koppeln oder Weiden. 

Zur sofortigen Anzeige sind auch die Thierärzte und 
alle diejenigen Personen verpflichtet, welche sich gewerbs- 
mässig mit der Ausübung der Thierheilkunde beschäftigen, 
in gleichen die Fleischbeschauer, sowie Diejenigen, 
welche gewerbsmässig mit der Beseitigung, Verwerthung oder 
Bearbeitung thierischer Kadaver oder thierischer ßestandtheile 
sich beschäftigen, wenn sie, bevor ein polizeiliches Einschreiten 
stattgefunden hat, von dem Ausbruche einer der nacL- 
benannten Seuchen oder von Erscheinungen unter dem 
Viehstande, welche den Verdacht eines Seuchenausbruchs 
begründen, Kenntniss erhalten. 

' 10. Die Seuchen, auf welche sich die Anzeigepflicht (jj 9) erstreckt, 
sind folgende ; 



4. Die Maul- und Klauenseuche des Rindviehs, 
Schafe, Ziegen und Schweine. 



der 



Königreich Preussen. 
Regierungsbezirke : 

Merseburg. I, Verordnung des Reg.-Präs. vom 26. -Juni 1883. 
Betrifft (iie Anzeige von ilem Vcrrlaclite oder Ausbruche einer 
Seuche Seitens der beamteten Thieräste an diejenige Ortspolizei- 
behOrde, in deren Venvaltungsbezirk die Feststellung' erfolgte. 
2. Aoordnung des Reg.-Prä.s. vom 24. November 1890. 

Wegen häufigerer Seuchenverlieimlicliung ist angeordnet worden, 
dasfl die Bestimmungen über die Auzeigep flicht, wonach der Verdacht 
und der Anahmch der Maul- und Klauenaeuche Bofort, späteatena 
21 Stunden nach erhaltener Kenntniss der OrtepoUzeibehÖrde ange- 
zeigt werden mnss, nebat den zugehörigen Straf bestimmungen in 
dem für amtliche Fublikatioaeu bestimmten Kreis-Blatte bekannt zu 
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luachoD Biml und dass fUr strenge Bestrafung der ZiiwiderhäDdeliidcu 
Sorge KU tragen ist. 
Trier. — Verfügung des Reg.- Präs, vom 31. August 1892. 

Die Ortspolizeibehörden erliielten den Auftrag, in den einzelnen 
Ortscliat'ten unter Hinweis auf die StrafbeetintmiiiigeD darauf anf- 
merksam /ii macljen, dass niclit nur Seuuhenausbrücbe selbst, sondern 
anch alle Benehenverdächtisen Erscheinungen unter ihrem Viehstande 
sofort bei dem Bürgermeister zur Anzeige zu bringen sinil. 

Weiter «"urden die Ortspolizeib eh Orden angewiesen, auf die Er- 
füiluiig der AuBeigepfliolit noch besonders ihr Augenmerk zu 
richten und gegen Zuwiderhandelnde uii nach sieht lieh vorzugehen, 
Düsseldorf. — Verfügung des Reg,-Präs. vom 19. April 1889. 

2. Sobald eine Ortspolizeibehörde Keimtiiiss von dem 
Anshruch der Seuche erhält oder findet, dass der Seuchen- 
Verdacht sich bestätigt, so hat dieselbe in 

Erwägung zu ziehen, ob der Viehbesitzer der iu § 9 des 
Gesetzes vom 23. Juui 188U vorgesehenen Anzeigepflicht 
genügt hat oder nicht. Im letzteren Falle würde ohne 
alle Rücksicht das Strafverfahren im Sinne des § 6ö 1. c. 
einzuleiten sein 

Dass der Viehbesitzer vou der Seuche oder dem 
Seuchenverdacht Kenntniss hatte, muss bei der 
Natur der Krankheit in jedem Falle angenommen 
werden 



Königreich Bayern. 
AUerh. Verordn. z. Vollz. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 23. März 1881. 

— (Ges. u. Verordn. Bl. S. 129.) 
§ 3. Die in § 9 des Eeichsgesetzes vorgeschriebene Anzeige von 
dem Ausbruche einer Seuche oder von seuchenverdächtigen 
Erscheinungen ist an die Ortspolizeibehörde zu richten. 

§ 4. Sobald die Ortspolizeibehörde auf irgend einem Wege von 
dem Verdachte eines Seuchenausbruchs Kenntuiss erhält, hat 
dieselbe hiervon der vorgesetzten DistriktspolizeibehBrde als- 
bald Anzeige zu erstatten und erforderlichen Falles die so- 
fortige vorläufige Einsperrung und Absonderung der erkrankten 
und verdächtigen Thiere, nöthigenfalls auch die Bewachung 
derselben anzuordnen. 



Königreich Sachsen, 
HiniBt-Terordn. z. Ausf. d. D. K.-V.-S.-G. — Vom 9 Mai 1881. — 

(Ges. u. Verordn Bl. S. 35.) 

§ 4. Die in § 1 unter b und c genannten Polizeibehörden — 
Bürgermeister, Genieindevorstände und Gutsvorsteher — haben 
in älen Fällen, in welchen die in § 9 des Reichsgesetzes 
vorgeschriebenen Anzeigen au sie selbst erfolgen, von den 
letzteren sofort die Bezirksamtshauptmanuschaft in Kenntniss 
zn setzen. 
Gutsvorstelier (§ 1 c, bb} haben, sobald sie selbst betheiligt 

sind, den betreffenden Fall sofort der Bezirksamtshauptni annschaft 

anzuzeigen. 



Die Bezirksamtshauptm annschaften haben, soweit sie nicht 

nach Massgabe von § 1 selbst als Polizeibehörden einzutreten 
haben, das weitere Verfahren der obgenannten Polizeibehörden zn 
überwachen. Sie haben in dazu besonders angethanen Fällen, 
namentlich wenn sie wahrnehmen sollten, dass die betreffenden 
Orts Polizeibehörden nicht vorschriftsmässig; oder nicht exakt genug 
Terfabren, das Nöthige selbst anzuordnen. 

Königreich Württemberg. 

Minist.-Terordn. z. ToUz. d. D. B.-V.-S.-G. — Vom 23. März 1881. 
— (Reg. El. S 196.) 

g 10. Die in § 9 des Reichsgesetzes vorgeschriebene Anzeige von 
dem Ausbruch einer der in § 10 des Reichsgesetzes auf- 
geführten Seuchen der Hausthiere und von verdächtigen Er- 
scheinungen an denselben ist an die Ortspolizei zu richten. 
Sobald die Ortspolizeibehörde auf diesem oder anf 
anderem Wege von dem Verdacht eines. Seuchenausbrucbs 
KenntnisE erhält, hat dieselbe unverzüglich dem Oberamt und 
dem beamteten Thierarzt Anzeige v.u erstatten und das Weg- 
bringen von Thieren aus dem betreffenden Stalle oder Stand- 
ort oder aus der Herde, insofern dies nicht zur Absonderung 
des kranken oder verdächtigen Thieres nothwendig ist, vor- 
sorglich zu verbieten, 

§ 11. Der beamtete Thierarzt hat, tälls derselbe auf Grund des § 9 
Abs. 3 des Reichsgesetzes eine Anzeige erstattet, solche 
gleichzeitig an die Ortspolizeibehörde und an das Oberamt 
zu richten. 

§ 13. Die Bestimmungen der §§ 9, 10 . . , des Reichsgesetzes sind 
, . ■ von der Ortspolizeibehörde in der ortsüblichen Weise all- 
jährlich zu veröffentlichen. 

Grossherzogthum Baden. 

Minist. -Verordu. z. VoUz. d. D. B.-T.-S.-G. — Vom 17. März 1881. — 
(Ges.- u. Verordn.-ßl. S. 91.) 

§ 3, Die durch § 9 des Seuchengesetzes vorgeschriebene Anzeige 
vom' Ausbruch einer Seuche oder von verdächtigen Erschei- 
nungen an Thieren ist der Ortspolizeibehürde zu machen. 
Von dem Inhalte dieser Anzeige, sowie von Anzeigen 
über weitere Erscheinungen. Todesfälle u, s. w. hat die Orts- 
polizeibehörde unverzüglich das Bezirksamt, und in sehr 
eiligen Fällen auch den Bezirksthierarzt in Kenntniss zu 
setzen. Die gleiche Verpflichtung liegt der Ortspolizeibehörde 
ob, wenn sie durch eigene Wahrnehmung oder auf andere 
Weise von den oben erwähnten Vorkommnissen Kenntniss 
erhält. 

Zugleich hat die Ortspolizeibehürde sich über die vor- 
läufige Absonderung der kranken oder verdächtigen lebenden 
oder todten Thiere zu verlässijen und zu verbieten, dass 
irgend welche Veränderung mit den Thieren oder in der ver- 
seuchten Oertlichkeit vor der Ermittelung des Thatbestandes 
durch den Bezirksthierarzt vorgenommen werde. 
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Nöthigenfalls hat die OrtspolizeibehÖrde die Bewachung 
der Thiere zu bewirken und für EäuniHchkeiten zu sorgen, 
in welchen seucheverdächtige oder seucheokranke Thiere 
untergebracht werden können. 
§ 5. In Orten, die Sitz eines Bezirksamtes sind, ist die Anzeige 
vom Ausbruch der Seuche durch den Besitzer u. s. w. dem 
Bezirksamte zu erstatten, welches auch die vorläufigen 
Sicherheitsmassregeln (§§ 3, 4, 20 u. s. w. der Verordnung) zu 
treffen hat. 

Wenn die Maul- und El.iuensenohe in einem benachbarten Staate 
aufgetreten iBt und in das Land einstudringen droht, bd sind u. A.. die 
Viehbesitzer an die in §g 9 n. 10 des GesetBeB vom 23. Juni 1880 
auBgesprochene VerpQichtnng der sofortigen Anzeige über den Aus- 
bruch der Seuche zu erinnern (Geaeralerlaea des MiniateriumB des 
Innern vom 3l. März 1889). 

Grossherzogthuin Mecklenburg- Seh wer in. 

1. HJnist.-Bel{anDtni., betr. das D. R.-T.-S.-G. — Vom 26. Febr. 1885. 

(Reg.-Bl. S. 59.) 
Das unterzeichnete Ministerium findet sich veranlasst, 
die Ortsobrigkeiten aufzufordern, in ihrem Bezirke nach- 
stehende Paragraphen des Reichsgesetzes, betr. die Abwehr 
und Unterdrückung von Viehseuchen vom 23. Junius 1880. 

S. 9 

§.65 ( Straf bestimmung) 

in üblicher Weise mit dem Bemerken allgemein in Erinnerung 
zu bringen, dass die Unterlassung der in derselben vorge- 
schriebenen Anzeige nach den Umständen auf die civilrecht- 
liche Verbindlichkeit begründet, den durch die Unterlassung 
verursachten Schaden zu ersetzen, 

2. Bescript des Minlsterinms an das Commando der Gendarmerie 
zn Schwerin, betr. die Anzeige von übertragbaren Viehseuchen. 

Vom 23. Mai 1887. 
3. Bnndscbreiben vom 13. April 1892 
a) an die Grossherzoglichen Aemter. 
Das Amt wird hierdurch aufgefordert, den Inhalt des 
§ 9 des Reichsviehsencheugesetzes mit Bezug auf die Maul- 
und Klauenseuche iordersamst im Amtsanzeiger und in den 
einzelnen Ortschaften auf übliche Weise zur Eenntniss der 
Bevölkerung zu bringen, .... 

b) an die Magistrate. 
Der Magistrat wird hierdurch aufgefordert, den Inhalt 
des § 9 des Reichsviehseuehengesetzes mit Bezug auf die 
Maul- und Klauenseuche in der Stadt und in städtischen Ort- 
schaften auf übliche Weise zur Kenntniss der Bevölkerung 
zu bringen. 

Grossherzogthum Oldenburg. 

Terordnang fär das Fürstenthnm Birkenfeld z. Aast. d. D. 

B.-V.-S.-G. — Vom 28. März 1881. — (Ges -Bl. Ed. 9 S. 493.) 

Art. 1 

Die nach § 9 des Reichsges, der Polizeibehörde 
zu machenden Anzeigen sind dem Bürgermeister oder 
dem Gemeinde-Vorstände zur ungesäumten Mittheilung 
an den Bürgermeister zu machen. 




Herzogthain Braunschweig. 

Herzogt. Terordn. z. Ausf-ües. z. D. B.-V.-8.-G. — Vom 

30. März 1886. — (Ges.- u. Verordn.-Samml. S. 75). 

§ 2 

Unter Polizeibehörde in § '..1 Abs. 1 1. c ist die Orts- 
polizeibehörde zu verstehen, so dass diese die Anzeige ent- 
gegenzunehmen und an die betreffende Herzogliehe Kreis- 
direktion und an den Kreisthierarzt weiter zu befördern hat. 

Herzogthum Sachsen-Meiningen. 
L Aasschreiben des Staatsniinisterioms z. Ausf. d. D. B.-Y.-8.-G. 

— Vom 31. März 1881. — (Sammlg. der Ausschr. der landes- 
herrlichen Oberbehörden. Bd. 8 S. IT). 
§ 3. Die gesetzlich vorgeschriebene Anzeige vom Ausbruch einer 
Seuche und von verdächtigen Erscheinungen, welche einen 
solchen befürchten lassen, (Eeichsges. § 9, 10) ist an den 
Ortsvorstand zu richten. 

Der Ortsvorstand hat die Anzeige, sowie jede sonstige 
Wahrnehmung von dem Ausbruch einer' Seuche oder von ver- 
dächtigen Erscheinunsen, welche einen solchen befürchten 
lassen, sofort auf dem kürzesten Weg dera Landrath mitzu- 
th eilen. 

2. Miiiisl. Terordn. vom 3. Juli 1886. 

3. Bebanutm. des Staatsmtnist. vom 1. April 1889. 

Wegen erbebliclier Verbreitung der Maul- und Klauenseuche 

wird auf die Ansieigepflicht unter Bezugnalime auf die Strafbe- 

stimniungen liing« wiesen. 

5. Bei Neuausbrüchen der Maul- und Klauenseuche in einem 

Bezirk oder sonst zu geeiffneter Zeit ist durch öffentliche 

Bekanntmachung des Herzl. Landraths auf die gesetzliche 

Anzeigepflicht .... aufmerksam zu machen. 

Herzogthum Sachsen - Altenburg. 
Ansf.-Oes. z. D. R.-T.-S.-G. — Vom 23. Dezb. 1891. — 
(Öes.-Sammlg. S. 47) 
§ 2. Die im g 9 des im Eingange angezogenen Reichsgesetzes er- 
wähnte Anzeige haben die betr. Viehbesitzer etc. in den 
Städten dem Stadtrath, auf dem platten Lande dem Amts- 
vorsteher zu machen. Letzterer hat alsbald dem Landraths- 
amt, in wichtigen Fällen haben Landrathsamt «nd Stadtrath 
Unserem Ministerium, Abtheilung des Inneni, von dem Aus- 
bruche einer Seuche Anzeige zu erstatten. 

Herzogthum Sachsen-Koburg -Gotha. 
Oemelnsch. Terordn. z. Ansf. d. D. R.-T.-8.-G. — Vom 25. März 

1881. — (Güthaer Ges.-Sammig. S: D). 

§ 2 

Die Ortspolizeibehörden sind verpflichtet sowie alle 

bei der Ortspolizeibehörde erfolgenden Anzeigen über Seuchen- 
ansbruch etc., § 9 des ßeichsgesetzes. entgegen zu nehmen 
und ungesäumt der landräthlichen Behörde auf kürzestem 
Wege mitzutheilen. 



Fürst enth um Schwarzburg- Sondershauseii. 

Terordn. z. Änsf. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 5. April 1880. — (Ges.- 

Samml. S. 7.) 

^2 

Die Ortsbehörden sind verpflichtet , sowie alle bei 

der Ortspolizeibehörde erfolgenden Anzeigen über Seachen- 
Ausbrnch etc., § 9 des ßeichsgesetzes, entgegenzunebmen 
und ungesäumt dem Landrath auf kürzestem Wege mitzu- 
theilen. 



Fürstenthum Schwarzburg-Rudolstadt. 

Minist. BekHiintm. Tom 10. Febr. 1892. — (Landeszeitg. Nr. 36.) 
Betrifft die Pfliciit lur Anzeige der Maul- iinii Klauenseuche. 



Fürstenthum Heuss ä. L. 

Landesli. Verordn. z. Ansf. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 29. März 1881. 

(Ges.-Sanim)g. I. Halbj. S. 9.) 



§2. 



In den Fällen des § 9 . . . . des Reichsgesetzes ist jedoch 
unter der Polizeibehörde, welcher die Besitzer von Haus- 
thieren die dort näher bezeichneten Anzeigen unmittelbar zu 
machen haben, die örtliche Polizeiverwaltung {Gemeiudevor- 
stand u. s. w.) zu verstehen. Von letzterer ist das Landraths- 
amt, für den Amtsgerichtsbezirk Burgk der etwa beauftragte 
dortige Beamte von dem Inhalte der erstatteten Anzeige be- 
ziehentlich unter Beigabe weitern Berichts auf die schnellste 
und sicherste AVeise zu unterrichten. 



Fürstenthum Eenss j. L. 
Instruktion für die Thierärzte. — Vom 4. Januar 1887. — (Ges.- 

Sammlg. Bd. 20 Nr. 464.) 
§ 11. Bei entstandenen Viehkrankheiten hat jeder Thierarzt dem 
Landthierarzt, dem Gemeindevorstand oder dem Fürst, Laud- 
rathsamt sofort Anzeige zu macheu. 

Freie und Hansestadt Lübeck. 

1. Äusf.-Ges. z. D. R.-V.-S.-G. — Vom 9. Mai 1881. — 
(Sammig. der Lübecker Verordn. u. Bekanntm, S. 37.) 
§ 3. Die im S 9 des Reichsgesetzes vorgeschriebenen Anzeigen 
sind in den Landgemeinden und im Städtchen Travemünde 
dem Vorsitzenden des Gemeindevorstandes zu machen, welcher 
seinerseits unverzüglich an das Medizinalamt zu berichten hat. 

2. Bekanntmachung des Medizinalamts. — Vom 8. April 1889. 
Äiiläeslich des AiiBbruche der Maul- und-Klaneoeeacbe in der 
Provinz Stlileswig- Holstein werden die ViehbeBitzer und Vieh- 
händler u. Ä. auch auf die Nothwendipkeit der gewisaenlaften Er^ 
fUilung der Anzeigepflicht hingewiesen. 
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Freie und Hansestadt Biemen, 
Ansf.-Ges. z. D. R.-T.-S.-G. — Vom 31. Mai 1881. — 
(Ges.-Sammlg;. S, 47.) 
§ 3. Die im §9 des Eeichsgesetzes vorgeschriebenen Anzeigen sind 
im Landgebiete den Gemeindevorstehern, welche ihrerseits 
sofort dem Landherrn zu berichten haben, zu machen, in der 
Stadt Bremen der Polizeidirektion, in Bremerhaven und Vege- 
sack dem dortigen Amte, Die Gemeindevorsteher sind be- 
rechtigt und verpflichtet, in allen nach ihrem Ermessen dring- 
lichen Fällen die nach dem Eeichsgesetze den Polizeibehörden 
obliegenden Anordnungen zu treffen. 

Freie und Hansestadt Hamburg. 

Bekanntm. wegen Aosf. d. D. B.-V.-S.-G. — Vom 11. März 1881.— 

(Ges.-Saramlg. Nr. 10 S. 22.} 

§ 1 

Die in s 9 des ßeichsgesetzes vorgeschriebenen Anzeigen sind 
in den Landgemeinden dem Vorsitzenden des betr. Gemeinde- 
vorstandes zu machen, welcher seinerseits unverzüglich an die 
Landherrenschaft zu berichten hat. 

In den Staaten:*) Sacbsen-Weimar, Mecklenburg-Strelitz, 
Anhalt, Waldeck, Schaumburg - Lippe u. Elsass-Lothringen 
sind keine besonderen diesbezüglichen Bestimmungen er- 
lassen worden. 



b) Ermittelung der Seuchenausbrüche. 

Deutsches Reich. 
1. Beichsviehfi.-Ges. — Vom 23. Juni 1880. — (R-G.-Bl. S. 153.) 
§ 12. Die Polizeibehörde hat auf die erfolgte Anzeige {§§. 9 und 
10) oder wenn sie auf irgend einem anderen Wege von dem 
Ausbruche einer Seuche oder dem Verdachte eines Seuchen- 
ausbruchs Kenntniss erhalten hat, sofort den beamteten 
Thierarzt behufs sachverständiger Ermittelung des Seuchen- 
ausbruchs zuzuziehen (vergl. jedoch § 1 5), Der Thierarzt 
hat die Art, den Stand und die Ursachen der Krankheit zu 
erheben und sein Gutachten darüber abzugeben, ob durch 
den Befund der Ausbruch der Seuche festgestellt oder der 
Verdacht eines Seuchenausbruchs begründet ist. 

In eiligen Fällen kann derselbe schon vor polizeilichem 
Einschreiten die sofortige vorläufige Einsperrung und Ab- 
sonderung der erkrankten und verdächtigen Thiere, nöthigen- 
falls auch die Bewachung derselben anordnen. Die getroffenen 
vorläufigen Anordnungen sind dem Besitzer der Thiere oder 
dessen Vertreter entweder zu Protokoll oder durch sclirtftliche 
Verfügung zu eröffnen, auch ist davon der Polizeibehörde so- 
fort Anzeige zu machen. 



*j Die HeBsiflchen AusfiilinmgsbestimmiiDgen liegen nicht v 
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Auf Ersucheu des Tbierarztes hat der Vorsteher des 
Seuchenorts die vorläufige Bewachung der erkrankten Thiere 
zu veranlassen. 

§ 14 Auf die gutachtliche Erklärung des beamteten Thierarztes, 
dass der Ausbruch der Seuche festgestellt sei, oder dass der 
begründete Verdacht eines Seuchenausbruchs vorliege, hat 
die Polizeibehörde die für den Fall der Seuchengefahr in 
diesem Gesetze und deu zur Ausführung desselben erlassenen 
Verordnungen vorgesehenen, den Umstanden nach erforder- 
lichen Schutzmassregeln lü treffen und für die Dauer der 
Gefahr wirksam durch/,uführen. Hegt die Polizeibehörde 
Zweifel über die Erhebungen des beamteten Thierarztes, so 
kann dieselbe zwar die Einziehung eines thierärztlichen Ober- 
gutachtens bei der vorgesetzten Behörde beantragen, die An- 
ordnung der erforderlichen Schut/.niassregeln darf jedoch 
hierdurch keinen Aufschub erleiden. 

§ 15. Ist der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche (§ 10 Ziffer 4) 
durch das Gutachten des beamteten Thierarztes festgestellt, 
so kann die Polizeibehörde auf die Anzeige neuer Seuchen- 
ausbrüche in dem Seuchenorte selbst oder in dessen Umgegend 
sofort die erforderlichen polizeilichen Schutzmassregein an- 
ordnen, ohne dass es einer nochmaligen Zuziehung des beam- 
teten Thierarztes bedarf. 

§16. In allen Fällen, in welchen dem beamteten Thierarzte die 
Feststelluug des Krankheitszustandes eines verdächtigen 
Thieres obliegt, ist es dem Besitzer desselben unbenommen, 
auch seinerseits einen approbirten Thierarzt zu diesen Unter- 
suchungen zuzuziehen. Die Anordnung und die Ausführung 
der Schutzmassregein wird hierdurch nicht aufgehalten. 

Die vorw'esetzte Behörde hat jedoch im Falle erheblicher 
Meinungsverschiedenheit zwischen dem beamteten Thierarzte 
und dem von dem Besit:(er zugezogenen approbirten Thier- 
arzte über den Ausbruch oder Verdacht einer Seuche, oder 
wenn aus sonstigen Gründen erhebliche Zweifel über die 
Richtigkeit der Angaben des beamteten Thierarztes obwalten, 
sofort ein thierärztliches Obergutachten einzuziehen und dem 
entsprechend das Verfahren zu regeln. 

S. Bundesräthliche lustruktion z. An^f. d. D. R.-r.-S.-G. — Vom 
12. Februar 1881. 

§ 57. Ist der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche durch das 
Gutachten des beamteten Thierarztes (§ 2 Absatz 3 des Ge- 
setzes) festgestellt (§ 12 des Gesetzes), so kann die Polizei- 
behörde auf die Anzeige neuer Seuchenausbrüche in dem 
Seuchenorte selbst oder in dessen Umgegend sofort die er- 
forderlichen polizeilichen Schutzmassregeln anordnen, ohne 
dass es in jedem Falle einer vorgängigeu sachverständigen 
Ermittelung durch den beamteten Thierarzt bedarf (§ lö des 
Gesetzes). 

§4. Die auf Gnind des Gesetzes vom 1'3. Juni 18S0 und dieser 
Instruktion auszuführenden Zerlegungen von gefallenen oder 
auf polizeiliche Anordnung getödteten Thieren haben nach 
Massgabe der als Beilage B beigefügten „Anweisung für das 



Obdnktionsverfahren bei ansteckeodeii Krankheiten der Haus- 
thiere" zu erfolgen. 
Anlage B. 

Anweisung für das Obduktiousverfalireu bei ansteckenden 

Krankheiten der Hausthiere. 

I. Allgemeine Bestimmungen. 

§ 1. Die dem beamteten Thierarzte unter Mitwirkung der von 
dem Besitzer etwa zugezogenen Sachverständigen obliegenden 
Obduktionen sollen in Gegenwart des leitenden Beamten der 
Polizeibehörde oder eines von demselben beauftragten Beamten 
ausgeführt werden. 

§ 2. Die Obduktionen müssen in der Kegel so schnell als möglich 
vorgenommen werden. 

Die von dem Tode der Thiere bis zur Obduktion ver- 
strichene Zeit ist im Protokoll zu erwähnen. 

§ 3. Die Sachverständigen haben dafür zu sorgen, dass die zur; 
Verrichtung der Obduktion nothwendigen Sektionsin Strumen te 
zur Stelle und im gehörigen Znstande sind. 

§ 4. Die Obduktionen sind an einem passenden Orte auszuführen. 
Die Polizeibehörde hat für die zur Ausführung der Obduktion 
erforderliche Hülfsni annschaft zu sorgen. 

II. Verfahren bei der Obduktion. 

§ 5. Die Obduktionen haben den Zweck, über den Ausbruch einer 
Seuche Gewissheit zn erlangen. Die Obdncenten haben diesen 
Zweck beim Erheben des Befundes zu beachten und alle 
Mittel zur Erreichung dieses Zweckes zu erschöpfen. 

g 6. Die Obducenten haben die Verpflichtung, über alle Verhält- 
nisse (den Krankheitsverlauf und die an den Thieren beob- 
achteten Krankheitserscheinungen), welche für die Obduktion 
und das abzugebende Gtitachten von Bedeutung sind, sich 
vor und während der Obduktirm zu unterrichten. Die Ergeb- 
nisse dieser Ermittelungen sind entweder vor den eigentlichen 
Obduktionsbefunden oder nach denselben, jedoch in allen 
Fällen getrennt davon, zu Protokoll zu geben. 

§ 7. In Fällen, wo ein bestimmtes Gutachten erst nach der weiteren 
Untersuchung einzelner Theile abgegeben werden und diese 
Untersuchung aus äusseren Gründen nicht sofort bei der Ob-; 
duktion erfolgen kann, sind diese Theile zurückzulegen und' 
möglichst schnell nachträglich zu untersuchen. Sodann ist 
eiu motivirtes Gutachten (§ 38 Absatz 2 und 3) über den 
Fall einzureichen, in welchem auch die Zeit, wann die nach- 
trägliche Untersuchung erfolgt ist, angegeben und die bei 
dieser Untersuchung erhobenen Befunde genau beschrieben 
werden müssen. 

Die Obduktion. 

§ 9. Die Obduktion zerfällt in zwei Theile: 
1. die äussere Besichtigung, 
'2. die innere Besichtigung. 

§ 27. In denjenigen Fällen, in denen es sich allein darum handelt, 
durch die Obduktion eines Thieres das Vorhandensein einer 
Seuche festzustellen, kann ein verkürztes Verfahren in der 



Weise angewendet werden, dass zunächst gewisse Tbeile oder 
Gegenden des Körpers untersucht werden. 

Bei dem verkürzten Verfaiireu sind, je nachdem die eine 
oder andere Seuche vermuthet wird, folgende Körpertheile zu 
untersuchen. 

§31. Sollte zur Feststellung der Maul- and Klauenseuche die Ob- 
duktion eines Thieres erforderlich sein, so ist die Haut an 
der Krone der Klanen, an den Ballen, in der Klauenspalte 
und an der hinteren Fläche der Zehenglieder sorgfältig zu 
untersuchen. Es ist ferner zn ermitteln, ob die Zitzen des 
Euters erkrankt sind. Weiter ist die Beschaffenheit der 
Lippen und der Maulschleimhant festzustellen und namentlich 
bei jüngeren Thieren der Zustand der Schleimhaut der vier 
Magen abtheilungen und des Darms zu prüfen. Schliesslich 
ist auch noch eine Untersacliung der grossen drüsigen Organe, 
besonders der Leber und Nieren ausznfüliren. 

§34. Nach beendigter Obduktion sind die Kadaver und deren Ab- 
gänge nach den bezüglich der einzelnen Seuchen ertheilten 
Vorschriften anzuordnen, 

§ 35. Die nach Feststellung einer Seuche etwa nothwendige Des- 
infektion der Obduktionsplätze und der zur Ausführung der 
Obduktion benutzten Geräthschaften erfolgt nach den in der 
„Anweisung für das Desinfektionsverfahren bei ansteckenden 
Krankheiten der Hausthiere" enthaltenen Bestimmungen. 

Das Obduktionsprotokoll. 
§ 36. Ueber die Obduktion wird von dem anwesenden Polizeibeamten 
(s. g 1) ein Protokoll aufgenommen. 

Die Obducenten haben dafür zu sorgen, dass der bei der 
Obduktion ermittelte Befund jjenau in das Protokoll aufge- 
nommen wird. Zu dem Zwecke haben dieselben den be- 
treffenden Theil des Protokolls entweder zu diktiren oder den 
Befund besonders schriftlich aufzusetzen und dem Protokoll 
beizugeben. 

Der technische Befund. 
'. Das Protokoll, beziehentlich die dem Protokolle beigegebene 
nnd als ein Theil desselben geltende Aufzeichnung des Be- 
fundes, muss in übersichtlicher Form abgefasst werden. 

Die erste Abtheilung handelt über die äussere, die zweite 
über die innere Besichtigung. Die Anordnung der zweiten 
Abtbeilung ergiebt sich aus der Reihenfolge, in welcher die 
Höhlen geöffnet worden sind. Der Befund jeder Höhle bildet 
einen Abschnitt für sich, und jeder Abschnitt trägt den 
Namen der zur Untersuchung gelangten Hohle als Ueberscluift. 
Der Befund jedes einzelnen Theiles ist kurz und be- 
stimmt und unter möglichster Vermeidung aller Kunstausdriicke 
und unter einer besonderen Nummer zu Protokoll zu geben. 
Die durch arabische Zahlen zn bezeichnenden Nummern sind 
in fortlaufender Eeihenfolge fortzuführen. Die Veränderungen 
der Organe müssen vollständig beschrieben und nicht in Form 
von blossen Drtheüen gekennzeichnet werden. Aus den Be- 
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Schreibungen mnss sich ergeben, ob die Theile z. B. „gesacd' 

„entzündet'- etc. waren. 

Die Beschreibung erstreckt sicli zunächst auf die Grösse, 
Gestalt, Farbe und Konsistenz der Theile; erst nachdem diese 
allgemeinen Theile ermittelt worden sind, werden die Theile 
zerschnitten und weiter beschrieben. 

Das Gutachten. 

§38. Die Obdueenten haben nach Beendigung der Obduktion sofort 
ein vorläufiges Gutachten über den Fall ohne weitere Be- 
gründung zu Protokoll zu geben. Die Krankheit, an welcher 
das Thier gelitten hat, ist ausdrücklich anzugeben. Wenn 
sich über die Beurtheilung des Falles eine Meinungs- 
verschiedenheit zwischen dem beamteten Thierarzte und den 
von dem Besitzer zugezogenen Sachverständigen ergiebt (vergl. 
g 16 des Gesetzes), so ist die abweichende Ansicht der 
letzteren in das Protokoll aufzunehmen. 

In zweifelhaften Fällen und in Fällen, wo weitere Unter- 
suchungen einzelner Theile uothwendig sind, ist ein besonderer 
Übduktionsbericht (motivirtes Gutachten) vorzubehalten. 

Es wird mit einer kurzen Gesehichtserzählung des Falles 
begonnen. Dann wird der Inhalt des Obduktionsprotokolls 
oder der dem Protokolle beigegebenen Aufzeichnung des Be- 
fundes, soweit er für die Beurtheilung der Sache von Be- 
deutung ist, wörtlich wiederholt. Die Begründung des Gut- 
achtens muss auch fiir die Nichtsachverständigen versländlich 
und unter möglichster Vermeidung technischer Ausdrücke 
abgefasst sein. 

§ 39. Wird über die Obduktion mehrerer Thiere nur ein Protokoll 
aufgenommen, so müssen in demselben die einzelnen Thiere 
unter fortlaufenden Nummern aufgeführt und bei jedem Thiere 
der technische Beflind, sowie das Gutachten {t;§ 37 und 38) 
besonders vermerkt werden. 

Das Obergutachten. 
§40. Im Falle erheblicher Meinungsverschiedenheiten zwischen dem 
beamteten Thierarzte und dem von dem Besitzer zugezogenen 
apjirobirten Thierarzte über den Ausbruch oder Verdacht einer 
Seuche, oder wenn aus sonstigen Gründen Zweifel über die 
Richtigkeit der bezüglichen Erhebungen des beamteten Thier- 
arztes obwalten, ist sofort ein thieiärztliches Obergutachten 
einzuziehen (§§ 14 und 16 des Gesetzes). 

Königreich Preussen. 
l. Kundschr. des Ministei-s für landwirthschaft etc. z. Atisf. d. 
I>. R.-V.-S.-G. etc. Vom 22. März 1881. 
Bei dieser Gelegenheit wird es sich ferner empfehlen, 
die letzteren ausdrücklich auf die Beachtung des § 15 des 
Beichsgesetzes aufmerksam zu machen, nach dessen Be- 
stimmungen die Zuziehung des beamteten Thierarztes behufs 
der Feststeilung des Ausbruchs der Manl- und Klauenseuche. 
... in vielen Fällen zu unterlassen sein wird. 
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2. Bondsclii-eiben des Ministers für Lnudwii-thschaft etc. Vom 

15. Oktober 1888. 
Von hohem Werthe ist die Feststellung des Herkunftsorts 
seuchenkranker Thiere und sind in dieser Beziehung eventl. die 
aorgßiltigsten Ermittelungen anzustellen, von deren Ergebniss 
den betheiiigten Polizeibehörden der Monarchie, bezw, der betreffen- 
den Behörden eines anderen deutschen Bundesstaates ungesäumt 
Nachricht zu geben sein wird. . , . Ueber jede beträchtliche 
Seucheneinschleppung aus deutschen Bundesstaaten oder 
deutschen Ländern sehe ich alsbald nach Feststellung C 
einem Berichte entgegen. 

Provinz Sachsen. 
BekauntoiachongdesOherprüsideiiten betr. Benutzung gedruckte! 
Formulare bei Feststellung yon Seiichen-Ausbrüclicn. Vom 

2. Dezember 1884. 
Regierungsbezirke: 

Köslin. 
Verf. des Reg-Präs. Vom 13. Juli 18!)2, 
Die erhebliche Ausbreitung, die die Maul- und Klauenseuche ' 
in der letzten Zeit im Bezirk gewonnen hat, hat den Herrn 
, Reg. -Präs. veranlasst, u, A. den Auftrieb von Klauenvieh auf 
' den Märkten zu untersagen und insbesondere auch auf die 
strenge Durchführung des Minist.-Erl. vom IW. Mai 1881 hin- 
zuweisen. 

Stralsund: 

Erlass des Beg.-Pras. Vom 20. September 1892. 
Kinü uiüiidlicbe Anfrage giebt dem Uerrii Reg.-Präa. Anläse, darauf 
liiiizuweiaen, dass die Betheilignng des Kroistliierarzt«» an den Fest- 
stelliuigcn, betr. AiiBbracti der Manl- und Klauenseuche nach % 15 des 
iieichsges. v. 23. Jani 1880 u. § 57 der bier;!u erlassenen BnndeHratha- 
in stink tion sich regelt. 

Posen. 

Verfilgnng des Keg.-Präs. Vom 16. Juli 1890. 

Aus den Tagebüchern der beamteten Thierärzte habe 
ich ersehen, dass dieselben nach Feststellung der Maul- und 
Klauenseuche in einem ürte seitens einiger Polizeibehörden 
aufs Neue zugezogen worden sind, wenn in diesem Orte oder 
in dessen Umgegend dieselbe Seuche auigetreteu war. 

Dieses Verfahren erscheint weder im veterinärpolizei- 
lichen Interesse geboten, noch entspricht es der Intention 
des § 15 des Eeichsgesetzes vom 23. Juni 1880, welcher er- 
sichtlich auf die Vermeidung unnöthiger Inanspruchnahme 
der Staatskasse gerichtet ist. 

Die Maul- und Klauenseuche ist eine so bekannte und 
in ihren Erscheinungen für den Landwirth meist eine so 
leicht erkennbare Krankheit, dass auf die Anzeige von dem 
Ausbruche derselben das thatsächliche Vorhandensein der 
Seuche seitens der Behörde in der Regel wird präsumirt 
werden köoneu. 
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Es wird daher, wenn nicht besondere Umstände dem 
entgegenstehen, nicht allein vollkommen ausreichen, sondern 
auch im Interesse der Sicherung des rechtzeitigen Erlasses 
der erforderlichen polizeilichen Anordnungen gelegen sein, 
wenn die Ortspolizeibehörden in der Regel die Konstatirung 
nur des ersten Ausbruches der Maul- und Klauenseuche 
in einem Orte und dessen Umgegend durch den beamteten 
Thierarzt herbeiführen und auf die Anzeige neuer Seuchen- 
ausbrüche daselbst sofort die erforderlichen polizeilichen. 
Massregeln anordnen. 

h. Verrügung des Beg.-Präs. Vom 3. Öktob. 18Ü2. 

Aus den Tagebüchern der beamteten Thierärzte habe 
ich ersehen, dass die sachverständige Ermittelung von Aus- 
brüchen der Maul- und Klanenseuche trotz, meiner Verfügung 
vom 16. Juli 1890, I No. ti205/90 ID in vielen Kreisen weit 
über das Maass des Erforderlichen hinaus erfolgt und die 
Staatskasse hierdurch unnöthig belastet worden ist. 

Mit Rücksicht hierauf bestimme ich, dass, wenn die 
Kaul- und Klauenseuche in einem Kreise bezw. Polizeidistnkt 
bereits in einer grösseren Anzahl von Ortschaften, auch wenn 
solche nicht aneinander grenzen, sachverständig ermittelt 
worden ist,- die Zuziehung des beamteten Thierarztes zur 
Fesststellung des Ausbruches der fraglichen Seuche in der 
Regel nur dann stattzufinden hat, wenn der Polizeibehörde 
von dem Verdachte eines solchen Seuchenausbruches An- 
zeige gemacht worden ist, oder wenn der begründete Verdacht 
vorliegt, dass der Besitzer die Anzeige von dem Ausbruche 
der Seuche oder vom Seuchenverdacht unterlassen oder ver- 
zögert hat. 

In allen anderen Fällen dagegen hat die Polizeibehörde 
auf die Anzeige eines Ausbruches der Maul- und Klauen- 
seuche sofort die erforderlichen polizeilichen Scbulzmassregeln 
anzuordnen, ohne dass es einer Zuziehung des beamteten 
Thierarztes bedarf, 

Merseburg. 
1. Verfüg, des Reg.-Präs. vom 21. Nov. 1890. 

Alsbald nach der Feststellung bezw. nach der Anzeige ■ 
jedes Seuchenansbruches sind über die Art der Einschleppung-J 
des Ansteckungsstoffes umfassende und genaue Erhebungen* 
anzustellen. Ergiebt sich hierbei, dass die Seuche nach.l 
dem Gutachten des beamteten Thierarztes durch Vie^l 
von einem Händler eingeschleppt ist, so liat die Ortspolizei-f 
behörde ohne Verzug in dem Falle, dass der Viehhändler! 
in ihrem Verwaltungsbezirke wohnt, die im Folgenden vor-l 
geschriebenen Anordnungen zu treffen, und andernfalls diel 
andere betheiligte Ortspolizeibehörde von dem Ergebniss derj 
Ermittelungen in Kennlniss zu setzen. 

Die Ortspolizeibehörde hat unverzüglich das Gehöft! 
jedes Händlers, aus dessen Ställen die Manl- und Klauen- r 
Seuche durch Vieh innerhalb der letzten vier Wochen veP'J 
schleppt ist, gegen die Ein- und Ausführung von Wieder»* 
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käuerii und Schweineu zu sperren, das etwa vorhandene Vieh 
von dem beamteten Thierarzte untersuchen zu lasseu und 
diese Sperre in dem Falle, dass durch die Untersuchung die 
fragliche Seuche ermittelt ist, die erforderliche Zeit. d. i. bis 
zum amtlich festgestellten Erlöschen der Seuche, im anderen 
Falle aber 10 Tage aufrecht zu erhalten. Ausserdem hat die 
Ortspolizeibehörde vor Aufhebung der Sperre die Reinigung 
und Desinfection aller dem Viehhändler gehörigen Ställe, in 
welchen Wiederkäuer und Schweine gestanden haben, nach 
Anordnung des beamteten Thierar^tes ausführen und von 
letzterem über die erfolgte Ausführung der Desinfection eine 
Bescheinigung ausstellen und den Viehbestand nochmals auf 
die gedacnte Seuche untersuchen zu lassen. 

2. Rundschreiben des Reg.-Pr&H. vom 7. November 1891. 

Ich nehme Veranlassung, Ew. "Wobl- 

gebüren unter Bezugnahme auf meine Rundverfügung vom 
24. November v. Js. — 6981 1 d — ergebenst zu ersuchen, bei 
jeder amtlichen Untersuchung von Viehbeständen sämmtHche 
Ställe des betreffenden Gehöfts auf das Vorhandensein von 
Vieh zu besichtigen, was namentlich bezüglich der Ställe der 
Viehhändler erforderlich ist, von denen, wie der obige Fall 
beweist, zuweilen versucht wird, das verseuchte Vieh durch 
Einstellen in besondere abgelegene Ställe der amtlichen Unter- 
suchung zu entziehen. J 
1 die Herren Kreisthierärzte -M 

3. Verfög. des Reg.-PrJis. vom 24. November 1890. 1 

Die Kreis thierarzte haben über jeden von ihnen festgestellten 
und Über jeden seitens der Ortspoiizeibehürden ihnen mitgeth eilten 
Aiisbrncli der Maul- und Klauenaeuche dem Kegieningspräsidenten 
mittelst besonderen Formulars Bericht zu erstatten. 



Kassel. 

1. Verfüg, des Reg.-Präs. vom 23. März 1S91. 

Wenn unter dem Vieh eines einer Molkereigeuossensehafl 
angehörenden Besitzers die Maulsencbe zum Ausbrueh g-ekommen 
und amtlich festgestellt ist, so sind sofort die Viehbestände sämmt^ 
lieber Genossenschafter zu untersuchen, 1 

2. Verfug, des Reg.-Fräs. vom 21. Oktober 1891. I 

Bei Feststellung des Ausbruchs der Maulseuche in einem 
Orte hat der beamtete Thierarzt, bei den späteren Ausbrüchen 
der Ortspolizei Verwalter, die genaue Zahl der auf dem Seiichen- 
gehöfte vorhandenen Rinder, Ziegen, Schafe, Schweine, desgl. 
die Zahl der bereits erkrankten Thiere jeder Gattung am- 
zunehmen. 

Beim Erlasse der Schutzmassregeln ist den Besitzern 
der Seuchengell öfte oder deren Stellvertretern aufzugeben, 
von den weiteren Erkrankungen unter ihrem von der Seuche 
gefährdeten Vieh sofort Anzeige zu machen. 



Trier. 
Terfög. des Reg.-PrSs. TOm 11. Mai 1S91. 

Nach § 15 des Keichsviehseuchengesetzes und § 57 der 
Instruktion zur Ausführung derselben bedarf es zwar der Zu- 
ziehung des beamteten Thierarztes nur zur Feststellung des 
Ausbruchs der Maul- und Klauenseuche innerhalb einer Ort- 
schaft, nicht aber zur sachverständigen Ermittelung etwaiger 
weiterer Seuchenausbrüche, 

Um jedoch die beamteten Thierärzte von dem Gesund- 
heitszustand der verschiedenen Thiergattungen innerhalb des 

Kreises fortgesetzt in Kenntniss zu erhalten, 

ersuche ich Ew. Hochwohlgeboren ergebenst, die Ortspolizei- 
hehörden des dortigen Kreises, für welche Abdrücke dieser 
Verfügung beigefügt sind, dahin mit Anweisung zu versehen, 
dass dieselben von etwaigen, von ihnen selbst festgestellten 
erneuerten Ausbrächen der Maul- und Klauenseuche in einer 
Ortschaft oder deren nächster Umgebung dem Kreisthierarzte 
unter Mittheilung der Namen der Viehbesitzer, der Zahl der 
verseuchten Gehöfte und des erkrankten Viehbestandes alsbald 
Nachricht geben. 



Königreich Bayern. 

1. Allerh. Veroidn. z. Vollz. d. D. B.-V.-S.-G. — Vom 23.März 1881. 

{Ges.- u. Verordn.-Bl. S. 129.) 

§ 4 ; 

Die Zuziehung des beamteten Thierarztes zur Unter- 
suchung des Seuchenfalles (§ 12 Absatz 1 des Eeichsgesetzes) 
erfolgt durch die Distriktspolizeibehörde. 

§ 5 

Die Ortspolizeibehörden haben den Vollzug der getroffenen 
Anordnungen zu übenvachen, 

In di-ingenden Fällen können die in den g§ 19 bis 22 
des Reichsgesetzes vorgesehenen Schutzmassregeln auf Antrag 
des beamteten Thierarztes vorsorglich auch von der Orts- 
polizeibehörde angeordnet werden. 

Die Leitung von Obduktionen (AulageB zur Ausfühvungs- 
Instruktion § 1) kann der Ortspolizeibehörde übertragen werden. 
In wiebtigeren Fällen ist die Obduktion duixh einen Beamten 
der Distriktspolizeibehörde zu leiten. 

2. Ministerlal-Entschliessnng vom 33. Mal 1881. 
An die k. Regierungen, Kammern des Innern, dann an die Distrikts- 
polizeibehörden und amtlichen Thierärzte. 

Es ist die Wahrnehmung gemacbt worden, dass bei der 
Ermittelung des Ausbruches von Viehseuchen die Art der er- 
folgten Einschleppnng nicht in allen Fällen mit der gehörigen 
■Sorgfalt festgestellt wird. 

Für die gründliche Tilgung einer Seuche ist es jedoch 
von grosser Wichtigkeit, dass in jedem einzelnen Seuchenfalle 
der ursprüngliche Seuchenherd ermittelt und znr Kenntniss 
der betheiligten Polizeibehörde gebracht wird. 



^ 



— 110 — 

Die Distriktspolizeibehörden und amtlichen Tliierärzte 
werden deshalb hiermit veranlasst, in zukünftigen Fällen bei 
dem Verfahren zur Ermittelung der Seuchenausbriiche nach 
Massgabe der Bestimmungen in § 12 des Eeiehsgesetzes über 
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen vom 
23. Juni 1880 und in der hierzu erlassenen Ausführungs- 
instruktion vom 12,/24. Februar 1^81 den Ursachen der Krami- 
heit, sowie insbesondere dem Umstände, ob die zuerst 
erkrankten Thiere kürzlich angekauft worden sind und wer 
in letzterem Falle der frühere Besitzer gewesen ist, eine 
ganz besondere Sorfalt zuzuwenden. 

Sollte hierbei zweifellos festgestellt werden, dass die 
Seuche von auswärts in dem Amtsbezirk eingeschleppt wurde, 
so ist der betheiligten Polizeibehörde des In- und Auslandes 
unver7,iiglich von der Sachlage Kenntniss zu geben. 

In denjenigen Fällen, in welchen es sich um eine Ein- 
schleppung aus einem andern Bundesstaate oder aus dem Aus- 
lande handelt, sind hierauf die erwachsenen Verhandlungen 
der K. Hegierung, Kammer des Innern, und durch diese dem 
kgl. Staatsministerinm des Innern vorzulegen, damit veran- 
lassten Falls weitere Nachforschungen über die Art der frag- 
liehen Seucheneinschleppang bei der betreffenden aoswärtigöij 
Regierung angeregt werden können. 

Königreich Sachsen. 

1. Minlst-Terordn. z. Änsf. d. I>.-B.-V.-S.-t;. - Vom 9. Mai 1881, - 

(Ges. u. VerordQ.-Bl. S. 35.) 

S 1 _ 

.,Vorsteher eines Seuchenortes" ist diebetreffende Ortspolizei* ■ 
behörde, in dem vorstehend zu c, bb gedachten Falle aberl 
die Bezirksamtshauptmannschafl. 

' 2. Miniist.- Verordn. '—Vom lü. August 1892. - 
(Ges, u. Verordn.-Bl. S. 342.) 
§ 1, Die Ortspolizeibehörde hat auf die erfolgte Anzeige von dem 
Ausbruche der Maul- und Klauenseuche in einem Orte oder! 
dessen Umgebung oder von dem Vorhandensein eines Ver- 1 
dachtes dieser Seuche in jedem Fall sofort den Berirksthier- 
arzt zur Feststellung und Ermittelung über den Stand und die 
Ursachen der Krankheit zuzuziehen, und auf Grund des von 
demselben abgegebenen Gutachtens die weiter erforderlichen 
Massregeln anzuordnen, und zwar bei der Anzeige neuer 
Seu eben ausbrü che auch in dem Falle, wenn der Ausbruch der 
Seuche durch das Gutachten des Bezirksthierarztes bereits 
früher festgestellt worden war. 

Bei jedem S euch en aus bmoli wiril ilem betreffenden Viehbeaitzer 
eine auf besonderein Blatt abgedruckt« Zu samnieu Stellung der getroffenen 1 
Anordnungen etc. übergeben. Diese Zusammenstellung liat folgendei^l 
Wortlaut: ' ■ 

Naclidem in Ihrem Viehbestande der ÄuBbriich der Maul- und ] 
Klauenseuche festgestellt worden ist, werden Sie hierdorch angewiesen, 
in Gremässheit der Verordnung, die zur Abwehr und Unterdraofeang der 
Maul- und Klauenseuche zu ergreifenden MasBregeln betreffend, vom 
10. August 1892 folgende Anordnungen streng und gewissenhaft inne- 
zuhalten : 
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1. An <Ier äuBBeTou Seite dea Haapteinganeee Ihres Gohüftes ist 
eine in die Aueeo fallende Inselirift „Maul- und Klauenseuche" anzu- 
bringen. DieaelBe ist bis aar Beendigung der Sperre zu erhalten, resp. 
beim Verwischen oder Abreisaen des Betreffenden Zettels zu erneuern. 

2. Alle in Ihrem Gehöfte aufgestellten Binder, Schafe, Ziegen und 
Soh-weine unteriiegen der GehOftsaperre. Dieselben dürfen daher bis zur 
Beendigung der Sperre das Gehöft nicht verlassen und dementsprechend 
weder nacn auswärts verkaufV, noch angespannt, noch zur Begattung 
zugelasBBu, noch zur Tränke oder zur Weide geführt werden. 

Ausnahmen müssen in jedem einzelnen Falle vom Gemeindevor- 
stande nach Gehör des Bezirksthierarztes besonders und ausdrücklich 
gestattet werden, und zwar nur dann, wenn die Thiere beim Verlassen 
des Gehöftes keine Wege, Felder oder Weiden betreten, welche von ge- 
sunden Wiederkäuern und Schweinen anderer Gehöfte benulzt werden. 
In jedem einzelnen Falle einer solchen Ausnahme sind die besonderen 
Bedingungen streng innei^uhalten, welche von der OrtspolizeibehSrde 
nach Geliür des Bezirksthierarztes angeordnet werden. 

3. Die Milch kranker Thiere dart im rohen, ungekochten Zustande 
weder an Ändere, welche sie zum Genuas für Menscrien und Thiere be- 
nutzen, noch an Molkereien, welche Milch von mehreren Gütern ver- 
arbeiten, abgegehen werden, 

4. Bauhfutter und Stroh darf, soweit ea nach dem Orte seiner 
Lagerung^ (über oder in der Nähe der Ställe) Träger des Anstecknngs- 
Stoffes sein kann, aus dem Gehöfte nicht entfernt werden. 

6 Dünger, welcher während des Auftretens der Seuche im Seuchen- 
stalle gelegen hat, darf aus dem Senohengehlifte nicht ausgeführt werden, 
es sei denn, dass hierbei Wege und Grundstücke, welche aeuchenfreie 
Wiederkäuer und Schweine betreten, nicht berührt werden. Der aus- 
geiahrene Dünger ist alsdann baldniöglicbat unterzupflügen. 

6. Häute von gefallenen oder getüdteten kranken Thieren dürfen 
nur in vollkommen trockenem Zuatande aus dem Seuchengehöfte aus- 
gefllhrt werden, sofern nicht die direkte Ablieferung derselben an eine 
Gerberei erfölet. 

7. Fremae Wiederkäuer und Schweine dürfen das Seuchengehöft 
nicht betreten. 

8. Fremden Personen , namentlich Fleischern und Viehhändlern, 
darf das Betreten der SeuchensMle nicht gestattet werden. 

9. Die Seuche gilt als erloschen, wenn seit dem letzten Erkrankungs- 
fallo 14 Tage vcrHoasen sind. Alsdann sind die von den kranken Thieren 
benutzten Räumlichkeiten gründlich zu reinigen. Zu dem Zwecke ist 
der Dünger vollständig heraua zu schaffen, der Fussboden und die 
Jaiicherinnen mit stumpfen Besen zu fegen , Kaufen, Krippen und 
Troge mit heisser Soda- oder Pottasch eiüsung zu scheuem und die 
Wände bis zur Höhe der Thiere sowie der Fussboden mit Kalkmilch zu 
bestreichen. 

10. Erst nach Beendigung dieser Arbeiten können die unter 1 bis 
S angeordneten Massregeln aufgehoben werden. 

11. Zuwiderhandlungen gegen vorstehende Bestimmungen werden 
mit Geldstrafe bis zu löO Mark oder entsprechender Haft bestraft. 

Im l'ebrigen werden Ihnen im allgemeinen und in Ihrem eigenen 
Interesse noch folgende Eathschläge ertheilt : 

1. Alle Personen, Schweizer, Mägde, Tagelöhner, Kinder etc., welche 
in Ihren Ställen verkehren, sind darauf aufmerksam zu machen, daas sie 
während der Seuoheudauer seuchenfrcie Gehöfte und Ställe, in denen 
Wiederkäuer und Schweine vorhanden sind, nicht betreten. 

2. Dünge^ welcher im Seuchenstalle gelegen hat, ist nach dem 
Erlöschen der Seuche derart auszufaliren, dasa derselbe auf dem Wagen 
möglichst festgesohlagen wird, und dass eine Person hinter dem Wagen 
folgt, welche etwa Eerabfallenden Dünger sammelt. Der Dünger ist 
dann alsbald unterzupflügen. 

3. Alle Milch von kranken Thieren, welche im Seuchengehöfte 
selbst zum Genuas für Menschen oder von Thieren benutzt werden soll, 
ist vorher zu kochen, da durch den Genuss der ungekochten Milch 
leicht erhebliche Erkrankungen von Menschen und Thieren veranlasst 



4. Damit schwerere KlaiieiiL'rkrankuDge e 11 e I m den , iet 

während der Seuchendauer auf Reinlichk t n I e hl he trockene 

Kinstreu zu halten, Stark beBühmutzte Kinnen und name 1 h d e Klaucn- 
spalten aind öfter vorsichtig zu reinigen. 

KönigreicU Württemberg. 
1. Minist.-Verf. z. Vollz. d. D.-K.-V.-S.-G. — Vom 23. März 1881.— 
§ 8 

Der Oberamtsthierarzt, bezw. dessen Stellvertreter hat 
von den gemäss S 12 Abs. 2 des Eeichsgesetzes von ihm ge- 
troffenen vorläufigen Anordnungen sofort nicht nur der 
Ortspolizeibehörde, sondern auch dem Oberamt Anzeige zu 
erstatten. 
g 9. Die Ortspolizeibeliörde hat die von dem beamteten Thierarzt 
getroffenen vorläufigen Anordnungen, sowie die Verlügnngen 
des Oberamts oder eines bestellten Kommissärs {§ 7 oben) 
zum alsbaldigen Vollzug zu bringen, bezw. deren Befolgung 
zu überwachen. 

2. Mlnist.-£rlas8. — Vom 16. September 1884. — 
(Amtsbl. S. 338.) 

Die beamteten Thierärile erhalten die Weisung, wenn ihnen seitens 
der OrtBvorateher Aufträge zu aintlieheii Verrichtungen ertheilt werden, 
ohne Verzug hiervon dem Oberamt Mittheilung /.u machen und dessen 
Anordnungen abzuwarten. 

3 Mfnist-Erlass. — Vom 24. Oktober 1891. — 

In Anbetracht der obwaltenden besonderen Verhältnisse 
und der grossen Kosten, welche durch die Reisen der Ober- 
amtsthierarzt e auch nach der bereits erfolgten Einschränkung 
derselben verursacht werden, wird hiermit die Anordnung ge- 
troffen, dass .... die Absendung des beamteten Thierarztes 
wegen der Maul- und Klauenseuche fernerliin nur mehr er- 
folgen darf 7ur Feststellung des Ausbruchs der Seuche in 
einer zuvor seuchenfreien Gemeinde. Auch hierbei ist auf 
Ersparniss von Kosten durch thunlichste Vereinigung des 
Besuchs mehrerer Gemeinden in einer Reise Bedacht zu 
nehmen. 

Für Reisen der Oberamtsthierärzte wegen der Maul- und 
Klauenseuche, welche zu einem anderen Zweck als dem der 
Feststellung des Ausbruchs der Seuche in einer zuvor seuchen- 
freien Gemeinde von neuem vorgenommen werden, werden 
Kostenrechnungen nicht mehr zur Zahlung angewiesen. Er-, 
theilte Reiseaufträge sind schleunigst abzuändern. 

Die Oberämter werden beauftragt, diesen Erlass zur 
Kenntniss der OberamtstMer&rzte zu bringen. 

Denselben ist aber gleichzeitig zu eröffnen, dass sie jede 
Anwesenheit in Seucheuorten zur Beobachtung des Seuchen- 
stands zu benützen und erforderlichenfalls an das Oberamt zu 
berichten haben. Eine Anrechnung hierfür ist unstatthaft. 
4. Miiiisterialerlass vom 27. Juli 1888 — (Amtsblatt S. 237), 

b) Sodann hat der beamtete Thierar/t im Benehmen mit 
den Ortspoli/eibehördeu sich darüber zu vergewissern, ob 
nicht noch andere Ställe ausser denjenigen, für welche eine 
Anxeige wegen des Ausbruchs der Seuche erfolgt ist, von 
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der Seuche ergriffen sind und zu diesem Behuf namentlich 
den Viehstand benachbarter Ställe, sowie solcher Ställe, 
welche dergleichen Ansteckungsgefahr ausgesetzt waren, 
oder in welcheu mit den erkrankten Thieren in Berührung 
gekommenes Vieh sich befindet, oder bei welchen eine Ver- 
mittelung der Ansteckung durch in dem Seuchenstall ver- 
kehrende Personen in Frage kommt, zu untersuchen. 

Die durch die Erhebungeu dea beamteten Thierarztes 
veranlassten provisorischen Schutzmassregeln sind von ihm 
sofort 7.U treffen. 

Der beamtete Thierar/t hat ferner die Besitzer der ver- 
seuchten Ställe sowie der benachbarten Gehöfte über die 
Gefahr einer Verbreitung der Seuche durch die den ver- 
seuchten Stall betretenden Personen zu belehren und das 
Betreten des Seuchenstalls durch andere als den Besitzer 
und die zur Abwartung; des Viehs berufenen Personen zu 
verbieten. 

Endlich haben sofort die erforderlichen Ermittelungen 
an Ort und Stelle über die Entstehungsuvsache der Seuche 
stattzufinden. 

d. Durch die Oberämter sind je im einzelnen Fall zugleich 
mit der Anordnung der Schutzmassregeln das Schultheissen- 
amt dea Seuchenorts, sowie die Landjäger des Bezirks zu 
scharfer Kontrole der Einhaltung der Schutzmassregeln, auch 
die Schultheissenämter des Seuchenorts sowohl als der 
benachbarten Gemeinden zur Ueberwachung des Gesundheits- 
znstandes der Viehbestände ihrer Gemeinde und zu sofortiger 
Anzeige aller verdächtigen Erscheinungen unter denselben 
einzureichen. 
5. Hlnisterialerlass vom 28. August 1883 {Amtsbl. S. 225). 

In § 12 Absatz 2 des Reichsviehseuchengesetzes ist 
vorgeschrieben, dass die von den beamteten Thierärzten in 
eiligen Fällen getroffenen vorläufigen Anordnungen dem 
Besitzer der an einer Seuche erkrankten oder an einer 
solchen verdächtigen Thiere oder dessen Vertreter zu Protokoll 
oder durch schriftliche Verfügung zu eröffnen seien und 
dass der Polizeibehörde sofort Anzeige davon zu 
machen sei. 

Da man wahrgenommen hat, dass diese Vorschrift in 
einzelnen Fällen von den beamteten Thierärzten nicht befolgt 
wurde, so sieht man sieh behufs deren Einschärfung zu 
folgender Weisung an die genannten Thierärzte veranlasst. 

Wenn von einem beamteten Thierarzt auf Grund des 
erwähnten § 12 Abs, 2 die vorläufige Einsperrung oder Ab- 
sonderung eines erkrankten oder verdächtigen Thieres ange- 
ordnet wird, so hat er sofort ein Protokoll entweder selbst 
aufzunehmen oder durch den Ortsvorsteher aufiiehmen zu 
lassen, welches die getroffenen Anordnungen nach ihrem 
Wortlaut enthalten und von dem Besitzer des Thieres 
beziehungsweise dessen Vertreter unterzeichnet sein muss, 
oder aber hat er die vorläufigen Anordnungen niederzu- 




— 123 — 

schreiben und das Schriftstück dem Thierbesitzer bezw, 
dessen Vertreter gege a schriftliche Bescheinigung 
zuzustellen. Von den getroffenen Anordnungen ist sofort dem 
Oberamt Anzeige zumachen und dieser Anzeige das Protokoll 
oder die schriftliche Bescheinigung des Thierbesitzers beizu- 
fügen. Zugleich ist gemäss § 8 Abs. 3 der VoUzugsver- 
fBgung vom 23. März 1881. sofern nicht die Aufnahme des 
Protokolls durch den Ortsvorstand erfolgt ist, auch diesem 
von dem constatirten Seuchenausbruch oder Verdacht, sowie 
von den getroffenen vorläufigen AnovdnuBgen Kenntniss zu 
geben. 

Die Kreisregiernngen, die Stadt direktion und die Ober- 
ärater erhalten den Auftrag, strenge darüber zu wachen, dass 
diese Vorschriften von den beamteten Thierärzten beobachtet 
werden, und wenn sich bei Prüfung der Anzeigen der be- 
amteten Thierärzte ergiebt,dass dieselben ausser Acht gelaasen 
worden sind, in geeigneter Weise dafür zu sorgen, dass sich 
solche Zuwiderhandlungen nicht wiederholen. 

Grossherzogthum Baden. 

1. Minist-Verordn. z. Vollz. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 17. März 1881. 
(Ges.- und Verordn.-Bl. S. 91.) 

§ 4. Die Ortspolizeibehörde hat alsbald nach Ermittelung einer 
Seuche an den Eingängen zu Räumlichkeiien, in denen sich 
kranke oder der Seuche verdächtige Thiere befinden, einen 
ins Auge fallenden Anschlag anbringen zu lassen, welcher 
die Krankheit bezeichnet und den Zutritt zu den Eäumlich- 
keiten Unberufenen verbietet. 

g 7. Der Bezirksthierarzt hat über das Ergebniss der Untersuchung 
und die vorläufig angeordneten Schutzmassregeln dem Bezirks- 
amte schriftlich zu berichten, sowie die nöthigen weiteren 
Schutzmassregeln zu beantragen. 

In dem Berichte sind die seuchenki-anken, die der Seuche 
verdächtigen und diejenigen Thiere, welche, ohne Krankheits- 

zeichen wahrnehmen zu lassen, der Ansteckung verdächtig 

sind, in besonderen Gruppen aufzuführen und dabei anzugeben, 
in welchen Räumlichkeiten die Thiere jeder Gruppe unter- 
gebracht sind 

Bei der Aufzählung von Pferden, Rindviehstncken und 
Hunden sind das Alter, Geschlecht, die Farbe, die Abzeichen, 
die Grösse, der Schlag und sonstige Merkmale der Thiere an- 
zufügen; bei Schweinen, Schafen und Ziegen genügt die An- 
g^abe der Stückzahl jedes Geschlechts, der Rasse und des 
Gebrauchszweckes der Thiere. 

^ 14. Das Bezirksamt ertheilt dem Bezirksthierarzte alle Aufträge 
schriftlich uud der Bezirksthierarzt hat dem Berzirksanite 
über die Erledigung jedes Auftrages gleichfalls schrifllich zu 
berichten. 

5 15. üeber den Ausbruch einer Jeden ansteckenden Thierkrankheit 
hat der Bezirksthierarzt unverzüglich dem Ministerium des 
Innern Bericht zu erstatten und darin alle beantragten und 
bereits ausgeführten veterinärpolizeilichen Massregeln auf- 
zuführen. 
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Auch über den Verlauf und die Ausdehnung der Krank- 
heit ist von Zeit zu Zeit zu berichten. 

Nach beendigter Seuche hat der Bezirksthierarzt dem 
Bezirksamte unter Anschlass des Kostenverzeichnisses den an 
das Grossh. Ministerium des Innern zu richtenden Schluss- 
bericht zu übergeben. 
§39. Bei der Maul- und Klaueusenche genügt die einmalige Ab- 
ordnung des Bezirksthierarztes zur Feststellung der Seuche 
und ihrer Verbreitung, sowie zur Öffentlichen Belehrung über 
die Merkmale und der zu beachtenden Massregeln. Ueber den 
Stand der Seuche hat die Ortspolizeibehörde dem Bezirks- 
thierarzte von 8 zu 8 Tagen zu berichten (S 57 d. Instruktion). 
I. Hinist-Erl. vom 16. Januar 1891. 

Es wird in Erinnerung gebracht, dass der Bezirksthier- 
arzt zur erstmaligen Feststellung der Seuche in einer Gemeinde, 
nicht aber auch bei späteren Ausbrüchen desselben an die- 
selbe Gemeinde abzusenden ist. 

Grossherzogthum Hessen. 
Hiiiisterial-Erlass vom 4. Hai 18S9. 

Beim Auftreten der Maul- und ivlauenseuche sind stets 
diejenigen Viehbesitzer und Händler, durch welche möglicher- 
weise die Seuche verschleppt wurde, sowie die von demselben 
benutzten Stallungen und Räumlichkeiten ausfindig zu machen, 
und alle in diesen aufgestellten Thiere, namentlich aber auch 
alle solche Thiere, welche im Verdacht stehen, mit seuche- 
kranken oder verdächtigen Thieren in Berührung gekommen 
zu sein, einer Untersuchung durch den beamteten Thierarzt 
zu unterziehen. Alle Stallungen und Viehstände, insbesondere 
diejenigen von Händlern, für welche sich der Verdacht ergiebt, 
dass aus ihnen, bezw. durch sie eine Verschleppung der Seuche 
stattgefunden haben könne, sind bis zum völligen Erlöschen 
aller Seuchengefahr einer ständigen Kontrole durch die Orts- 
polizeibeh Orden, die betr. Thiere aber stets bis zur Beseiti- 
gung des Verdachts der polizeilichen Beobachtung (§ 19 des 
Eeichsgesetzes) zu unterstellen. 

Ferner scheint es von Wichtigkeit, jetlem Falle der 
Seuchenverschleppung thunlichst — eventuell im Einvernehmen 
mit den benachbarten Behörden — nachzugehen, Herkunft, 
Absender und Verladungsort von inficirten Thieren festzu- 
stellen uud Contraventionen gegen gesetzliche oder polizei- 
liche Vorschriften und etwaige Pflichtversäumnisse der betr. 
Beamten unnachsichtlich zur Bestrafung zu ziehen. 

Grossherzogthum Mecklenburg- Schwerin. 
1. Verordn. z. Ausf. d. D. B.-V.-S.-G. Vom 23. März 1881. 

{Eeg.-Bl. S. 79.) 
§ 4. Die Ortsobrigkeiten sind verpflichtet, über jeden nach § 14 
des Reichsgesetzes vom 23. Junius 1880 festgestellten Ausbruch 
oder Verdacht des Ausbruchs einer unter den g 10 des Reichs- 
gesetzes fallenden Seuche, sowie über das Erlöschen und die 
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Beseitigung des Verdachts einer solchen Seuche unverweilt 
an Unser Minisieriura, Abtheiliing für Medizinalangelegenheiten, 
zu berichten. 

. Bundschreiben roni 5. April 1890. 

. Knndaclireiben vom 36. Jonl 1890. 

Die Bezirbsthierärzte werden hierdurch mit Bezug auf § 10 
Ziff. 3 der Gendarmerie-Ordnung und §21 der Dienstinstruktion 
für das Gendanneriekorps angewiesen, nicht bloss den Aus- 
bruch einer in § lU Abs. 1 (Ziff. 1 bis 8) und Abs. 2 des 

Eelchsseuchengesetzes genannten Seuche 

innerhalb ihres Bezirkes unver- 
züglich der Gendarmeriestation des Seuchenortes anzuzeigen, 
sondern auch diejenigen Schutz massregeln, welche innerhalb 
des Bezirkes zur Abwehr oder Unterdrückung von Vieh- 
seuchen polizeilich angeordnet worden sind, an diezurUeber- 
wachung dieser Massregeln örtlich zuständige Gendarmerie- 
station mitzutheilen. 

In gleicher Weise ist von dem Erlöschen einer Vieh- 
seuche und der Aufhebung der angeordneten Schutzmass- 
regeln der betreffenden Gendarmeriestation Nachricht 
zu geben. 

. Roudschreiben vom 31. April 1891. 

Gleichzeitig werden dieBezirksthierärzte hierdurch angewiesen, 
wenn sie auf Grund des § 12 des ßeichsviehseuchengesetzes 
die Ursache der Krankheit erhebend die Einschleppung der 
Maul- und Klauenseuche über die Grenzen des Grossherzog- 
thums als sieher oder wahrscheinlich festgestellt haben, für 
den Fall, dass die Einschleppung aus einem Orte des Deutschen 
Beichs erfolgt ist, unverzüglich dem für den betrefienden 
Ortzuständigen Departemensthierarzt hiervon Anzeige zu 
machen; in allen übrigen Eällen aber dem unterzeichneten 
Ministerium über die vorgekommeneEinschleppung zuberichten. 
Diese Bestimmung bezieht sich auch auf die schon geschehene 
Peststellung von Seuchenausbrüchen, insoweit dieselben nicht 
hinter dem 1. d. Mts. zurückliegen. 
. Rundschreiben vom 13. April 1892. 

Die Grosah. Aeniter nnil Magistrate worden hierdurch aufee- 
fordcrt, beim AuBbnith der Maul- und Klauejiseuche die betreffenden 
Bestimmungen mit Entshiedenheit zu handhaben nnd, UDbeschadet der 
Vorsehrift in § 4 der Verordn. vom 23. Mär/. 1881. von 14 Tagen zn 
14 Tagen über den Stand der Seuche und die getroffenen Suhutamass- 
regeln an das Miiiistenum zu berichten. 
. Hinist.-yerorän. vom 15. Oktober 1892. 

Indem das unterzeichnete Miuisterium ferner auf seine Be- 

likanntmachung vom 18. Februar dieses Jahres, betr. die Maul- und 

I-Elanenseuehe (Reg. -Blatt 181)2 Amtliche Beilage Nr. 7J, verweist, 

Üieht es sich zugleich veranlasst, darauf aufmerksam zu machen, 

ftdass die Bestimmung in § 15 des Eeichsviehseuchengesetzes, nach 

Welcher die Polizeibehörde berechtigt ist, wenn der Ausbruch der 

^Maul- und Klauenseuche am Ort bezirksthierärztlich festgestellt 

[JiBt, auf die Anzeige neuer Seuchenausbrüche im Ort oder in dessen 
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Umgegend, entgegen der Vorschrift in § 14 des Gesetzes, die 
polizeilieben Schutzmassregeln anzuordnen,' ohne das der Bezirks- 
thierarzt die Seuche in den einzelnen Fällen konstatirt hat, im 
Interesse schneller Bekämpfung der Seuche gegeben ist und nicht 
dabin führen darf, den Uezirksthierarzt von der Theilnabme an 
der Unterdrückung der Seuche au szuschli essen. 

Grossberzogthum Mecklenburg- Strelitz. 

1. Landesh. Verordn. f. d. Herzugtham Strelitz z. Ansf. d. D. 
K.-V.-S.-G. — Vom 23. März 18S1. — (Offiz. Anzeiger S. 109.) 

g 4. Die Ortsobrigkeiten sind verpflichtet, über jeden nach § 14 
des Eeichsgesetzes vom 23. Juni 1880 festgestellten Ausbruch 
oder Verdacht des Ausbruchs einer unter den S 10 des Reichs- 
gesetzes fallenden Seuche, sowie über das Erlöschen und die 
Beseitigung des Verdachts einer solchen Seuche unverweilt 
an Unsere Landes-Regierung zu berichten. 

2. Desgl. f. d. Fürstentlinin Ratzeburg. — Vom 23. März 1881. — 

(Offiz. Anzeiger f. d. Fürstenthnm Ratzebnrg S. 113.) 
§. 4. Lautet wörtlith wie unter Ziffer 1. 

Grossherzogthnm Oldenburg. 

1. Verordn. f. d. Hfrzogthuni Oldenburg z. jVu»f. d. 1>. K.-V.-S.-G. 

— Vom 28. März 1881. — {Ges -Bl. f. Oldenburg Bd. SJ6 S. 15.) 
Art. 4. Unter dem „Vorsteher des Seuchenorts" (§ 12 Abs. 3 des 
Reichsgesetzes) ist der Gemeinde vorstand zu verstehen. 

2. Desgleicheu f. d. Fürstenthuni Lübeck.— Vom 28. März 1881. 

— (Ges.-Bl. für Lübeck Bd. 17 S. 539.) 
Art, 3. Lautet würtMeli wie untfr Ziffer 1. 

3. Desgleichen t. d. FttrNtenthum Birkenfeld. — Vom 28. März 

1881. — {Ges.-Bl. für Birkenfeld Bd. y S. 493.) 
Art. 4. Lautet wfirtlieh wie unter Ziffer 1. 

4. Anordn. des Staatsmiuist., Dep. d. Innern. fQrdas Uerzogtliani 

Oldenburg. — Vom 16. Dezember 1885. — 
Im Anschluss an den § 3 der Instruktion für die Amts- 
thierärzte, nach welchem der Amtsthierarzt über jeden Aus- 
bruch einer Seuche dera Oberthierarzt sofort Bericht zu er- 
statten hat, wird den Amtsthierärzten und den mit den Ge- 
schäften eines Aratsthierarztes beauftragten Thierärzten auf- 
gegeben, dieser Vorschrift , 

zu entsprechen. 

Die Seuchen, auf welche die Berichterstattung sich zu 
beziehen hat, sind: 

4. Maul- und Klauenseuche. 

6. Verfüg, d. Grossfa. Hlaatsminist. — Vom Iti. Dezember 1885. — 
Die Grossh. Aemter und die Stadtmagistrate der Städte 
I. Klasse werden bei abschriftlicher Mittheilunji von heute an 
die Amtsthierärzte und die mit den Geschäften eines Amts- 
thierarztes beauftragten Thierärzte erlassenen Verfügung 
nebst Anlage veranlasat, über jede Anordnung einer auf 



Grund des Viehseuchengesetzes vom Ü3. Juni 1880 zu treffenden 
Maasregel unter Angabe des Tages des Anbruches der Krankheit 
sowie von jeder Aufhebung der Massregel unter Angabe des 
Tages des Erlöschens der Krankheit eine berichtliche An- 
zeige zu machen. 

Zugleich wird den Grossherzoglichen Aemteni und den 
Stadtmagistraten aufgegeben, dem Oberthierarzt, der mit der 
Zusammenstellung des dem Kaiserlichen Gesandheitsamte zu 
liefernden Materials für eine Viehsencheustatistik betraut ist, 
thunlichst zur Hand zu gehen und demselben jede ge- 
wünschte Auskunft zu geben. 

Herzogthum Braunschweig. 

Herzogl. Verordn. z. Änsf. d. D. B.-V.-S.-G. -- Vom 30. März 1881 

(Ges. u, Verord.-Saramlg. S. 75). 

§ 2 

Die etf orderlichen Anordnungen wegen Ermittelung der 
Seuchenausbrüche (§ 12—17 des Reichsgesetzes) und die An- 
ordnung der Schutzmassregelu gegen Seuchengefahr (§§ 18 — 56 
I. c.) ist Sache der Herzogl. Kreisdirektiou resp. bezüglich 
der Stadt Braunschweig der Herzogl. Polizeidirektion daselbst. 
Unter „Poli;(eibehörde" in , . . . § l:i Abs. 1 1, c. 
ist die Ortspolizeibeliörde zu verstehen, so dass diese die An- 
zeige entgegenzunehmen und an die betreffende Herzogliche 
Kreisdirektion und an den Kreisthierarzt weiter zu be- 
fördern hat. 

Zur Ausfuhrung der erforderliehen Massregeln bedienen 
die Herzoglichen Kreisdirektionen sieh der Mitwirkung der 
Ortspolizeibehörden, sind jedoch für den einzelnen Seuchen- 
fall und für einzelne Bezirke auch befugt, die Anitsver- 
richtungen der Ortspolizeibehörden besonderen Kommissarien 
zu übertragen. 

Herzogthum Sachsen-Meiningen. 
Aasschreibeu des Staatsministeriums z. Aasf. d. D. R.-V.-S.-Gt. — ' 

Vom 31. März 1881. — (Saramig. der Ausschreiben der landesh. 

Oberbehörden Band S Seite 17). 
§ 5. Von dem Ausbruch einer Viehseuche hat der Landrath sofort 

dem Staatsministerinm, Abtheilung des Innern, Anzeige zu i 

erstatten. 

Herzogthum Anhalt. 
Terfßgnng der Regierung vom 3. Januar 1883. 

Im Anschluss an das ßeichsgesetx, betreffend die Ab-J 
wehr und Unterdrückung von Viehseuchen, vom 23. Juni 18801 
und die hierzu erlassenen Ausführungsgesetze, Verordnungen 
nnd Instruktionen weisen wir Sie hierdurch an, 

1. über den Ausbruch einer jeden ansteckenden Thier- 
_ krankheit unverzüglich uns berichtliche Anzeige zumachen 

und darin die bereits ausgeführten und ferner beantragten 
Veterinär-polizeilichen Massregeln auszuführen, tmd über 
den Verlauf und die Ausdehnung von Zeit zu Zeit zu 
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zu ^^H 

en ^^j 



berichten und nach Beendigung der Senche einen Schlnss- 

bericht zu erstatten; 

2. der Herzog!. Kreisdirektion gleichfalls über den Aus- 
brach und die Beendigung jeder ansteckenden Thierkrank- 
heit amtliche Anzeige zu erstatten. 



Fürstentlium Beuss ä. L. 
Landesherrliche Verordnung z. Ausf. d. 1). R.-V.-S.-0. — 

Vom 28. März 1S81. — {Ges.-Samml. I. Halbj. S. 9). 

ä 

In den Fällen des .... § 12 Abs. 1 und 2 des 
Eeichsgesetzes ist jedoch unter der Polizeibehörde, .... 
... die örtliche Polizeiverwaltung (Gemeiudevorstand n. 
s. w.) zu verstehen. Von letzterer ist das Landrathsamt, für 
den Aratsgerichtsbezirk Burgk der etwa beauftragte dortige 
Beamte von dem Inhalte der erstatteten Anzeige beziehent- 
lich unter Beigabe weiteren Berichts auf die schnellste 
und sicherste Weise zu unterrichten. 



Fürstenthum Lippe. 
Yerordn. der Begiernng vom 26. Oktober 1892. 

Das Eeichsviehseueh engesetz, welches bedeutende An- 
forderungen an die Veterinär-Polizei stellt, verlangt bei der 
Maul- und Klauenseuche die Heranziehung eines beamteten 
Thierarztes nur in den ersten Fällen; es setzt also voraus, 
dass die bei weiteren Fällen nöthigen Anordnungen ohne die 
Hülfe eines solchen getroffen werden können. 

Die Regierung glaubt deshalb dem Verfahren des Fürst- 
lichen Verwaltungsarats, welches laut Bericht vom 20- d. M. 
„thatsächlich in jedem Falle den Thierarzt zugezogen hat," 
und den angeführten Gründen fiir dieses Verfahren nicht 
Beifall schenken zu können, sondern dem Fürstlichen Ver- 
waltungsanite das Aufsuchen einer billigeren Art und Weise, 
den betreffenden Viehbesitzern die nöthigen Weisungen zu- 
kommen zu lassen, dringend empfehlen zu müssen. Die 
Kosten werden nach dem bisherigen Verfahren ausserordent- 
lich gross werden. 

Eine Vervielfältigung der Vorschriften des Seuchen- 

fesetzes auf hektographischem Wege o, dergl. würde dem 
'ürstlichen Verwaltungsamte die Üebermittlung der Weisungen 
an die Viehbesitzer sehr erleichtern, in den einmal befallenen 
Dörfern müssten auch die Vorsteher zur Ausführung der 
polizeilichen Anordnmigen, welche ja immer nahezu die 
gleichen sind, herangezogen werden u. s. w. 

In den Staaten : Sachsen-Weimar, Sachseu-Altenburg, 
Sachsen-Koburg-Gotha. Schwarzbnrg-Sondershausen, Schwarz- 
burg-Rudolstadt, Waldeck, Reuss j. L,, Schaumburg-Lippe, 
Lübeck. Bremen, Hamburg und Etsass - Lothringen sind 
besondere diesbezügliche Bestimmungen nicht erlassen worden. 
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§S 14 und IG des Reichs** 



requinren, 
1 Bayern; von dem Kre 



__. dem Departementatliierarzt des Bezirks oder dem Vertreter I 
(lesaeiben; wcun der [leparteuientsthierarzt das erste Gutacliten ii 
seiner Eigenechatl als Kreisthierari'.t abgegeben hat und aas 
diesem Grunde die Inaüspruchnalime eines Vertreters notliwendig 
wird, ist der Departementsthierarzt des benachbarten BeKirka xa 
tequiriren, 

von dem Kreisthierarzte, und wenn letzterer in seiner Eigenschaft 
als Bezirksthierarzt das erste Gutachten erstattet hat, vom Landea- 
thierarzte, 

in Sachsen: von der Kommission f. d. Veterinärwesen, 

in Württemberg r von dem MedizinalkoÜegium tliierärztl. Abtheilung, 

in Baden: von dem technischen Kel'erenten des Miniateriuma des Innern, 

in Hessen: von durch das Ministerium des Innern and der Justiz, Abtheiluug 
für ijfientliche Gesundheitspflege, zu besteilende einzelne Sach- 
verständige oder Kommisaionen, 

in Me ekle nbarg- Schwerin r nach Ermessen des Ministeriama, Abtheiliing fllr 
Medizinai-Angelegenbeiten, von einem bewährten Thierarzte oder 
einem Lehrer an einer deutschen Thierarzneiachnle, 

in Sachsen- Weimar: von einer durch den Mcdizinalreferenten des Grosah. 
Staataministei'iunis nnd mindestens zwei vom Staats mini sterium 
für jeden Fall zn bestimmende Thierarzte gebildeten Kommission, 

in Uecklenburg-htrelitz : nach Ermessen der Lande s-Regierung von einem be- 
wahrten Thierarzte oder einem Lehrer an einer deutschen Thier- 
arzneiachnle, 

in Oldenburg; im HerzoKth. Oldenburg von dem Oberthierarzt oder dem Ver- 
treter desselben, in den Fürsteuthllmem Lübeck und Birkenfeld ist 
der Regierung für Jeden einzelnen Fall die Veraniasaong des Er- 
forderlichen vorbehalten, 

in Braunachweig: vom Ober-Sanitäta-Kolleginm, 

in Sachaen-Mciuingen: die Einziehimg bleibt dem Staats min iaterium, Abth. d. 
Innern, vorbehalten, 

in Sachs en-Koburg-Gotha: von einem bei dem Spezialfall nicht betheitigten, 
hierzu beigezogenen beamteten Thicrarzt eines andern Verwaltungs- 
bezirks; das Obergutachten kann auch anderweitig eingeholt 
werden, 

in Anhalt: von dem Landeathierarzte und bei deasen etwaiger Behinderung von 
einem darch die Regierung, Abtheilung des Innern, zu bestellenden 
Vertreter desselben, 

in Scliwarzburg- Sonders hausen: (wie in. Bachsen-Kobnr^-Gotha), 

in Sek wnrzburg-Riidol Stadt; von einer dtu-ch das Ministerium zu bestimmendettfl 
Stelle, 

in Waldeck: von einem durch den Landesdirektor zu bestimmenden Sachvei^ 
ständigen, 

in Reuss a. L.: (wird von der LaDdesreeiemne bestinimt), 

in Reuss j. L. ; von dem zunächst weinenden Landthierarzt, 

in Schaumburg-Lippe: (nio in Reues ä. L.), 

in Lippe; (wie in lieuas ä. L), 

in Elsass-Lothi-inRen: von dem Landes thierarzte. 

In den Staaten: Sachsen -Alte nbur^, Lübeck, Bremen nnd Hamburg sind kein* 
besonderen diesbezUgücheu Bestimmungen erlassen worden. 



c) Schutzmassregeln gegen Seuchen gefahr. 

1. Reichsriehsenchengesetz. — Vom 23. Juni 1880. - 
(ßeg,-Bl. S. 153.) 

i 18. E.-Ges. Im Falle der Seuchen gefahr (§ 14) und für äi»^ 
Dauer dtrselben können, vorbehaltlich der iu diesem Gesetze 
rücksichtlich einzelner Seuchen ertheilten besonderen Vor- 
schriften, je nach Lage des Falles und nach der Grösse der 
Gefahr, unter Berücksichtigung der betheiligten Verkehrs- 
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intereBsen die nachfolgenden Schutzmaaaregeln (§§. 19—^29) 
polizeilich angeordnet werden. 

Beschwerden des Besitzers über die von der Polizei- 
behörde angeordneten Schutzmassregeln haben keine auf- 
schiebende Wirkung. 

19. R.-Ges, 1, Die Absonderung, Bewachung oder polizeiliche 
Beobachtung der an der Seuche erkrankten und der ver- 
dächtigen Thiere. 

Der Besitzer eines der Absondeiung oder polizeilichen 
Beobachtung unterworfenen Thieres ist verpflichtet, auf Er- 
fordern solche Einrichtungen zu treffen, dass das Tbier für 
die Dauer der Absonderung oder Beobachtung die für das- 
selbe bestimmte Räumlichkeit (Stall, Standort, Hof, oder 
Weideraum u. s. w.) nicht verlassen kann und ausser aller 
Berührung und Gemeinschaft mit anderen Tbieren bleibt. 

20. E..-Ges. 2. Beschränkungen in der Art der Benutzung, der 
Verwerthung oder des Transportes kranker oder verdächtiger 
Thiere, der von denselben stammenden Produkte oder solcher 
Gegenstände, welche mit kranken oder verdächtigen Thieren 
in Berührung gekommen oder sonst geeignet sind, die Seuche 
zu verschleppen. 

Beschränkungen im Transport der der Seuchengefahr 
ausgesetzten und solcher Thiere, welche geeignet sind, die 
Seuche zu verschleppen. 

21. R.-Ges. 3. Verbot des gemeinschaftlichen '\^ 'ei deganges von 
Thieren aus verschiedenen Stallungen und der Benutzung 
bestimmter Weideflächen, ferner der gemeinschaftlichen Be- 
nutzung von Brunnen, Tränken und Schweramen und des 
Verkehrs mit seuchenkranken oder verdächtigen Thieren auf 
öffentlichen oder gemeinschaftlichen Strassen und Triften. 

Verbot des freien ütoherlanfens der Hunde. 
22 R.-Ges. 4. Die Sperre des Stalles oder sonstigen Standortes 
seuchenkranker oder verdächtiger Thiere, des Gehöfts, des 
Orts, der Weide oder der Feldmark gegen den Verkehr mit 
Thieren und mit solchen Gegenständen, welche Träger des 
Ansteckungsstoffes sein können. 

Die Sperre des Gehöfts, des Orts, der Weide oder der 
Feldmark darf erst dann verfügt werden, wenn der Ausbruch 
der Seuche durch das Gutachten des beamteten Thierarztes 
testgestellt ist. 

Die Sperre eines Orts oder einer Feldmark ist nur dann 
zulässig, wenn die Seuche ihrer Beschaffenheit nach eine 
grössere und allgemeinere Gefahr einschliesst, und Thiere in 
grösserer Zahl davon bereits befallen sind. Die Sperre kann 
auf einzelne Strassen oder Theile des Orts oder der Feld- 
mark beschränkt werden. 

Die polizeilich angeordnete Sperre eines Stalles oder 
sonstigen Standortes, eines Gehöfts oder einer Weide ver- 
pflichtet den Besitzer, diejenigen Einrichtungen zu treffen, 
welche zur wirksamen Durchführung der Sperre vorgeschrieben 
werden. 
23. R.-Ges. 5. Die Impfung der der Seuchengefabr ausgesetzten 
Thiere, die thierärztUclie Behandlung der kranken Thiere, 
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sowie Beschräukung; in der Befuguiss zur Vornahme von 
Heilvers ucheii. 

Die Impfung oder die thierärztliclie Behandlung darf 
nur in den Fällen angeordnet werden, welche in diesem Ge- 
setze ausdrücklich bezeichnet sind, und zwar uach Massgabe 
der daselbst ertheilten näheren Vorschriften. 

Die polizeilich angeordnete Impfung erfolgt unter Auf- 
sicht des beamteten Thierarztes oder durch denselben. 
§ 24. R.-Ges. 6. Die Tödtung der an der Seuche erkrankten oder 
verdächtigen Thiere. 

Dieselbe darf nur in den Fällen angeordnet werden, 
welche in diesem Gesetze ausdrücklich vorgesehen sind. 

Die Vorschrift unverzüglicher Tödtung der an einer 
Seuche erkrankten oder verdächtigen Thiere findet, wo sie 
in diesem Gesetze enthalten ist, keine Anwendung auf solche 
Thiere, welche einer der Staatsaufsicht unterworfenen höheren 
Lehranstalt übergeben sind, um dort für die Zwecke der- 
selben verwendet zu werden. 
§ 25. R.-Ges. Werden Thiere, welche bestimmten Verkehrs- oder 
Nutzungsbeschränkungen oder der Absperrung unterworfen 
sind, in verbotwidriger Benutzung oder ausserhalb der ihnen 
angewiesenen Räumlichkeit, oder an Orten, zu welchen ihr 
Zutritt verboten ist, betroffen, so kann die Polizeibehörde die 
sofortige Tödtung derselben anordnen. 
§ 2(5. E.-Ges. 7. Die unschädliche Beseitigung der Kadaver solcher 
Thiere, welche an der Seuche verendet, in Folge der Seuche 
oder in Folge des Verdachts getödtet sind, und solcher 
Theile des Kadavers kranker oder verdächtiger Thiere, welche 
zur Verschleppung der Seuche geeignet sind (Fleisch, Häute, 
Eingeweide, Hörner, Klauen u. s. w.), endlich der Streu, des 
Düngers oder anderer Abfalle kranker oder verdächtiger 
Thiere. 
§ 27. R.-Ges. 8. Die Unschädlichmachung (Desinfektion) der von 
den kranken oder verdächtigen Thieren benutzten Ställe und 
Standorte und die UnschädUchmachung oder unschädliche 
Beseitigung der mit denselben in Uerührung gekommenen Ge- 
räthschafteu und sonstigen Gegenstände, insbesondere auch 
der Kleidungsstücke solcher Personen, welche mit den kranken 
Thieren in Berührung gekommen sind. 

Erforderlichenfalls kann auch die Desinflzirang der 
Personen, welche mit den seuchenkrankeu Thieren in Be- 
rührung gekommen sind, angeordnet werden. 

Die Durchführung dieser Massregeln muss nach Anord- 
nung des beamteten Thierarztes und unter polizeilicher Uebeiv 
wachung erfolgen. 

R.-Ges. 9. Die Einstellung der Vieh- und Pferdemärkte, 
sowie der Öffentlichen Thierschauen innerhalb des Seuchen- 
ortes oder dessen Umgebung oder der Ausschluss einzelner 
Viehgattungen von der Benutzung der Märkte. 
R.-Ges. 10. Die thierärztliche Untersuchung der am Seuchen- 
orte oder in dessen Umgebung vorhandenen, von der Seuche 
gefährdeten Thiere. 
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§ 30. R.-Ge8. Besondere Vorschriften für einzelne Seuchen. 

Die näheren Vorscliriften über die Anwendung und Ausfiihrung 
der zulässigen Schutzmassregeln (§§ 19—29) auf die nachbe- 
naiinfe und alle übrigen einzelnen Seuchen werden von dem 
Bundesrath auf dem Wege der Instruktion erlassen. 

2. Bekanntmachung des Reichs kauzlerarats. — Vom 24. Febr. 1881. 
Nachdem der Bundesrath in seiner Sitzung vom 12. Fe- 
bruar d. J. die nachstehende Instruktion zur Ausführung der 
g§ l'j bis 29 des Gesetzes vom 23. Juni 1880 über die Ab- 
wehr und Unterdrückung von Viehseuchen (Reichs-Gesetzbl. 
S. 153) nebst Anlagen beschlossen hat, wird dieselbe hierdurch 
zur allgemeinen Kenntniss gebracht. 



Inst 
vom 



ruktion zur Ausführung der §^ 19 bis 29 des Gesetzes 
Juni 1880, betreffend die Abwehr und Unter- 
drückung von Viehseuchen. 
Auf Grund des § 30 des Gesetzes vom 23. Juni 188i.), 
betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen 
(Eeichs-Gesetzbl. S. 153), wird zur Ausführung der g§ 19 bis 
29 des erwähnten Gesetzes das Nachstehende bestimmt: 

§ 1. Die nachfolgenden Vorschriften sind bei der Anwendung der 
nach den g§ 19 bis 29 des Gesetzes vom 23. Juni 1880 gegen 
Viehseuchen zu treffenden Schutzmassregeln massgebend, in- 
soweit nicht durch die obersten Landesbehörden im Interesse 
der wirksamen Bekämpfung einzelner Seuchen weitergehende 
Massregeln innerhalb der gesetzlichen Schranken vorge- 
schrieben werden. 

§ 3. Die in dieser Instruktion vorgeschriebenen Desinfektionen sind 
nach Massgabe der als Anlage A beigefügten „Anweisung fiir 
das Desinfektionsverfahren bei ansteckenden Krankheiten der 
Hausthiere" auszuführen. 

a) Ausbruch der Seuche. §57. Ist der Ausbruch der Maul- und 
Klauenseuche durch das Gutachten des beamteten Thierarztes 
(§ 2 Absatz 3 des Gesetzes) festgestellt (§ 12 des Gesetzes), 
so kann die Polizeibehörde auf die Anzeige neuer Seuchen- 
ausbrüche in dem Seucheuorte selbst oder in dessen Umgegend 
sofort die erforderlichen polizeilichen Schutzmassregeln an- 
ordnen, ohne dass es in jedem Falle einer vorgängigen sach- 
verständigen Ermittelung durch den beamteten Thierarzt be- 
darf (§ lö des Gesetzes). 

§ 58. Der erstmalige Ausbruch der Maul- und Klauenseuche in 
einer bis dahin seuchenfreien Ortschaft ist nach erfolgter 
Feststellung von der Polizeibehörde auf ortsübliche Weise 
und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Publikationen 
bestimmten Blatte (Kreis-, Amtsblatt u. s. w.) zur üffenilichen 
Kenntniss zu bringen. 

Das Seuchengehöft ist am Haupteingangsthor oder an 
einer sonstigen geeigneten Stelle mit der Inschrift: „Manl- 
und Klauenseuche" zu versehen. 

§ 59. Die kranken und verdächtigen Wiederkäuer und Schweine 
unterliegen der Gehöftsperre mit den nachstehend aufgeführten 
Erleichterungen. Als verdächtig (§ 1 Absatz i" 
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gelten alle Wiederkäuer und Schweine, welche mit kranken 
Thieren in einem und demselben Stalle aufgestellt sind. 

Die Benutzung kranker Thiere zur Feldarbelt uud der 
Weidegang derselben darf unter der Bedingung gestattet 
werden, dass die Thiere dabei keine Wege und keine Weiden 
betreten, welche von gesunden Wiederkäuern und Schweinen 
aas anderen Gehöften benutzt werden, und dass sie auf der 
Weide mit solchen Wiederkäuern und Schweinen nicht in 
Berührung kommen. Im Falle unverhältnissmässiger wirth- 
schaftlicher Nachtheile können von der höheren Behörde 
weitere Erleichterungen unter entsprechenden Vorsichtsmass- 
regeln zugestanden werden, 

Die verdächtigen Thiere können zur Feldarbeit benutzt 
werden. Der Weidegang derselben ist aber nur dann zu ge- 
statten, wenn auf der Weide eine Berührung mit seuchefreiem 
Vieh aus anderen Gehöften verhindert werden kann. 

Erforderlichen Falls hat die Polizeibehörde dafür Sorge 
zu tragen, dass auf gemeinschaftlichen Weiden die Hütungs- 
grenzen für das gesunde und für das kranke oder verdächtige 
Vieh regulirt werden. Die von den kranken oder verdäch- 
tigen Thieren benutzten Weideflächen sind durch Tafeln mit 
der Inschrift: „Maul- und Klauenseuche" kenntlich zu machen. 

Die UeberfÜhrung der unter Gehöftsperre stehenden 
Thiere in ein anderes Gehöft derselben Ortschaft darf aus- 
nahmsweise genehmigt werden, wenn damit eine Gefahr der 
WeiteiTerbreitung der Seuche nicht verbunden ist, Dabei 
müssen die kranken Thiere zu Wagen oder in solcher Weise 
transportirt werden, dass sie die von gesunden Wiederkäuern 
oder Schweinen aus anderen Gehöften benutzten Wege nicht 
betreten. 

Die Ausführung der verdächtigen Thiere aus dem Seuchen- 
orte zum Zwecke der sofortigen Abschlachtung ist zu gestatten. 
Wird die Erlanbniss zur üeberführung der Thiere in einen 
anderen Polizeibezirk ertheilt, so ist die betreffende Polizei- 
behörde von der SacWage in Kenntniss zu setzen. 
§ 60. Die Absonderung oder die StaUsperre der erkrankten und der 
verdächtigen Thiere des Seuchengehöfts kann von der Polizei- 
behörde angeordnet werden, wenn der Besitzer die polizeilich 
angeordneten Verkehrs- und Nutzungsbeschränkungen übertritt. 
§ 61. Das Weggeben der Milch von kraiUten Thieren im rohen un- 
gekochten Zustande behufs unmittelbarer Verwendung zum 
Genüsse für Mensehen oder Thiere ist verboten. 
§ 62. Häute von gefallenen oder getödteten kranken Thieren dürfen 
n ur im vollkommen trockenen Zustande aus dem Seuchengehöfte 
ausgeführt werden, sofern nicht die direkte Ablieferung der- 
selben an die Gerberei erfolgt. 

Rauhfutter und Stroh, welches nach dem Orte seiner 
Lagerung als Träger des Ansteckungsstoffes anzusehen ist, 
darf aus dem Seuchengehöfte nicht entfernt werden. 

Dünger, welcher während des Auftretens der Seuche 
im Seuchenstalle gelegen hat, darf auf solchen Wegen und 
nach solchen Grundstücken, welche von seuchenfreien Wieder- 
käuern oder Schweinen ans anderen Gehöften betreten werden. 
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nicht abgefahren werden. Kann auf diese Weise die Abfuhr 
des Düngers nicht bewirkt werden, so darf dieselbe nur unter 
Einhaltung der für einen solchen Fall anzuordnenden polizei- 
lichen Vorkehrungen erfolgen. 
§ 63. Der Besitzer oder dessen Vertreter ist anzuhalten, das Be- 
treten des Seuchengehöfts durch fremde Wiederkäuer und 
Schweine nicht zu gestatten. 
§ 64. Gewinnt die Seuche in einer Ortschaft eine grössere und all- 
gemeinere Verbreitung, so ist die Abhaltung von Viehmärkten, 
mit Ausnahme der Pferdemärkte, in dem Senchenorte und 
nöthigenfalls auch in den benachbarten Ortschaften von der 
zuständigen höheren Polizeibehörde zu verbieten. 

Die Polizeibehörde kann in diesem Falle den Seucbenort 
und dessen Feldmark gegen das Durchtreiben von Wieder- 
käuern nnd Schweinen absperren und bestimmen, dass die 
Ausführung von Thieren dieser Arten aus dem Seuchenorte 
und dessen Feldmark nur mit polizeilicher Erlaubniss erfolgen 
darf Diese Erlaubniss soll der Begel nach nicht versagt 
werden, wenn gesunde Thiere ausgeführt werden sollen, und 
wenn der Nachweis erbracht wird, dass die Ausführung zum 
Zwecke sofortiger Abschiachtung erfolgt. Wird die Erlaubniss 
zur üeberführuDg der Thiere in einen anderen Polizeibezirk 
ertheilt, so ist die betreffende Polizeibehörde von der Sachlage 
in Kenntniss zu setzen. 

Ist der Seuchenort und dessen Feldmark gegen das 
Durchtreiben von Wiederkäuern und Schweinen gesperrt, so 
ist die Abfuhr von Viehdünger ans den Seuchenställen (§ 62 
Absatz ;-t), der Weidegang kranker oder verdächtiger Thiere, 
sowie die Benutzung kranker oder verdächtiger Thiere zur 
Feldarbeit mit solchen Beschränkungen zu gestatten, welche 
erforderlich sind, um eine Üebertragung der Seuche in die 
seuchefreien Viehbestände der benachbarten Ortschaften zu 
verhindern. 

An der Grenze der verseuchten Ortschaften sind ge- 
eigneten Orts Tafeln anzubringen, welche die Inschrift: „Maul- 
und Klauenseuche" fuhren. 

Die Anwendung der Vorschriften dieses Paragraphen 
ist in grösseren geschlossenen Ortschaften in der Kegel auf 
einzelne Strassen oder Theile des Orts oder der Feldmark 
zu beschränken (§§ 22 des Gesetzes). 
§65. Bricht die Seuche auf der Weide selbst unter solchem Vieh 
aus, welches ständig auf der Weide gehalten wird, so hat 
die Polizeibehörde die Weidefläche gegen den Abtrieb des 
Weideviehes und gegen den Zutrieb von Wiederkäuern und 
Schweinen abzusperren. 

Die abgesperrte Weidefläche ist mit Tafeln zu versehen, 
welche die Inschrift „ManI- und Klauenseuche" führen. 

Der Abtrieb verdächtiger Thiere zum Zwecke sofortiger 
Abschiachtung ist zu gestatten. 

Ausserdem darf der Abtrieb der Thiere nur gestattet 
werden, wenn deren Veipflegung oder die Witterung einen 
Wechsel der Weidefläche oder eine Aufstauung nothwendig 
macht. Dabei müssen die kranken Thiere zu Wagen trans- 



portirt oder auf solchen Wegen abgetrieben werden, die von 
seuchefreien Thieren anderer Bestände von Wiederkäuern 
oder Schweinen nicht benutzt werden. 

§ 66. Wird die Seuche in Treibheerden oder bei Thieren, die sich 
auf dem Transporte befinden, festgestellt, so hat die Bolizei- 
behörde die Weiterbeförderung zu verbieten und die Ab- 
sperrung der Thiere anzuordnen. 

Im Falle die Thiere binnen 24 Stunden einen Standort 
erreichen können, wo dieselben durchseuchen oder abge- 
schlachtet werden sollen, kann die Polizeibehörde die Weiter- 
beförderung unter der Bedingung gestatten, dass die Thiere 
unterwegs fremde Gehöfte nicht betreten, und dass die kranken 
Thiere zn Wagen transportirt werden. 

Wird die Erlaubniss zur Ueberfuhrung der Thiere in 
einen anderen Polizeibezirk ertheilt, so ist die betreffende 
Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniss zu setzen. 

b) Desinfektion. § 67. Die von kranken Thieren benutzten 

Räumlichkeiten sind nach dem Erlöschen der Seuche oder 
nach der Entfernung der kranken Thiere gründlich zu 
reinigen. 

Die von fremden kranken Thieren benntzten Räumlich- 
keiten auf Viehhöfen oder in Gasthöfen sind der Anordnung 
des beamteten Thierarztes entsprechend sofort unter polizei- 
licher Ueberwachnng zu desiniiziren. Ausnahmsweise kann 
eine solche Desinfektion auch in anderen Fällen angeordnet 
werden. 

Der Besitzer der betreffenden Käumlichkeit oder der 
Vertreter des Besitzers ist anzuhalten, die erforderliehen 
Desinfektionsarbeiten ohne Verzug ausfuhren zu lassen. 

Ueber die erfolgte Ausführung der Desinfektion hat der 
beamtete Thierarzt der Polizeibehörde eine Bescheinigung 
einzureichen. 

§ 68. Die Vorschriften der §§58 bis 67 dieser Instruktion erstrecken 
sich nicht auf diejenigen Thiere, welche sich mit den 
krankhaften Folgezuständen der Maul- und Klauenseuche be- 
haftet zeigen. 

c) Aufhebung der Schutzmassregeln. § 69. Die Seuche gilt 

als erloschen und die angeordneten Schutzmassregeln sind 
aufzuheben, wenn in dem Gehöfte, der Ortschaft oder dem 
weiteren Umkreise, auf welche die Schutzraassregeln sich 
beziehen, innerhalb 14 Tagen kein neuer Erkrankungsfall 
vorgekommen ist. 

Die Polizeibehörde hat dem Führer einer nach Vorschrift 
des § 66 abgesperrten Treibheerde auf seinen Antrag eine 
Bescheinigung darüber auszustellen, dass die angeordneten 
Schutzmassregeln wieder aufgehoben sind. 

Nach Abhebung der Schutzmassregeln ist das Erlöschen 
der Seuche durch amtliche Publikation in gleicher Weise, 
wie der Ausbruch der Seuche (§ 58), zur öffentlichen Kennt- 
niss zu bringen. 



Änweisnng für das DesinfektionsverfaLren bei ansteckenden Krank- 
heiten der Haustbiere. 

g 1. In denjenigen Fällen, für welche durch das ßeichsgesetz, be- 
treffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, vom 
23. Juni 1880 lEeichs-Gesetzbl. S. 153) und durch die zur 
Ausführung desselben erlassene Instruktion die Vornahme 
der Desinfektion angeordnet ist, sind nachstehend aufgeführte 
Mittel in der unten yorgeschriebenen Weise zur Auwendung 
zu bringen. 

I. Die Desinfektionamittel. Chemikalien. §2. 1. Kali- und 

Natronlauge. Käufliehe Seifensiederlauge von einem spezifi- 
schen Gewicht von 1,084, beziehentlich von der Stärke, dass 
ein frisches Ei darin schwimmt. 

Erforderlichenfalls geschieht die Bereitung der Kalilauge 
in der Weise, dass ein Gewichtstheit roher Pottasche mit 
zwanzig Theilen Wasser aufgekocht und nach und nach ein 
Theil gelöschter Kalk hinzugesetzt wird. Statt der Pottasche 
kann die vierfache Menge Holzasche genommen werden. 

Natronlauge wird in gleicher Weise aus Soda und ge- 
löschtem Kalk dargestellt. 

2. Frischgelöachter Kalk. In trockener Form, oder 
mit 10 Ms 15 Eaumtheilen Wasser zu einer dicken, oder mit 
60 bis 80 Raumtheilen Wasser zu einer dünnen Kalkmilch 
angerührt. 

3. Eisenvitriol (schwefelsaures Eisenoxydul) in der 
Verdünnung von 1 GewicLtstheil des krystallisirten Eisen- 
vitriols zu 30 Gewichtstheilen Wasser. 

4. Kochsalz und Salpeter. In trockener Form oder 
in einer gesättigten Lösung von 1 Gewichtstheil in 10 Gewichts- 
theilen Wasser. 

5. Schweflige Säure (Schwefe!däm|)fe). Dieselbe bildet 
sich beim Verbrennen des Schwefels: Stangenschwefel wird 
in kleinere Stücke zerschlagen, in ein flaches Gefäss aus gla- 
sirter Töpferwaare gebracht und mit Fadenschwefel durch- 
zogen, um das Anzünden zu erleichtern. Das Gefäss ist zur 
Sicherung gegen Feuersgefahr bei etwaigem Zerspringen auf 
eine feuerfeste Unterlage (auf das Pflaster, in steinerne oder 
eiserne Krippen etc., oder auf feuchten SandJ zu stellen. 

6. Chlor. 

a) Chlorkalkmilch. Dieselbe wird bereitet durch Ueber- 
giessen von Chlorkalk mit der zehnfachen Menge 
Wassers und duixh tüchtiges Umrühren. 

b) Chlorgas. Am schnellsten und leichtesten erhält 
man dasselbe durch Uebergiessen von Chlorkalk 
mit der doppelten Gewichtsmenge käuflicher, roher 
Salzsäure oder, falls Salzsäure nnr schwer zu be- 
schaffen ist, mit der doppelten Gewichtsmenge 
Schwefelsäure. 

7. Uebermangansaures Kali und übermangan- 
saures Natron. Sie werden in Wasser gelöst und in 4- bis 
5prozentigen Lösungen besonders zum Waschen der Hände 
und Instrumente verwendet. 
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8. Karbolsäure. Sie wird wegen ihres Geruclies, welcher 
lange anhaftet, dort zu vermeiden sein, wo die zu desinflzireudeii. 
Gegenstände mit Schlachtvieh in Berührung kommen. 

Von einer Karbolsäure des Handels, welche etwa 50 pCt. 
reine Karbolsäure enthält, ist bei der Herstellung der er- 
forderlichen Lösung ein Theil auf 50 Theile Wasser zu 
rechnen. Zur Desinfektion von Holz und Eisen eignet sich 
als Anstrich eine Mischung von roher Karbolsäure mit der 
4- bis Gfachen Menge Oel oder mit Kalkwasser. 

Auch Steinkohlentheer oder Holzkohlentheer können 
wegen ihres Gehaltes an Karholsäure oder dieser in ihrer 
Wirkung ähnlichen Stoffen (Kreosot) zuweilen zweckmässig 
als desinfizirender Anstrich Verwendung finden. 
Höhere Hitzegrade. § 3. 1. Trockene Hitze, heisse Luft 
in abgeschlossenen Räumen, Stark geheizte Räume (z.B. 
Backöfen) mit einer Temperatur von mindestens 120" C. 
(96 ° ß.). 

2. Siedendes Wasser und heisse Wasserdämpfe. 
Durch mindestens 72Stündiges Kochen der Gegenstände mit 
Wasser werden die daran haftenden Ansteckungsstoffe zerstört. 
Wasserdämpfe wirken nur dann desinfizirend, wenn sie eine 
Temperatur vou mindestens 100 ** C. (80" E,) haben. 

3. Flammenfeuer und Glühhitze. Schon durch An- 
sengen können verschiedene Gegenstände desinfizirt werden. 
Feuerfeste Gegenstände werden in Feuer — Flammenfeuer 
oder glühender Kohle — sehr schnell desinfizirt. 

Die atmosphärische Luft. § 4. Die flüchtigen Ansteckungs- 
stoffe werden, je weiter sie sich in der Luft ausbreiten, desto 
weniger wirksam, so dass eine Ansteckung auf grössere Ent- 
fernungen von dem erkrankten Thiere oder den infizirten 
Gegenständen nicht mehr stattflndet. Ebenso werden auch 
Anstecbnngsstoffe an der Obei-fläche infizirter Gegenstände 
durch die Luft allmälig zerstört. Am schnellsten und voll- 
ständigsten desinfizirt bewegte Luft. Ausbreitung der infi- 
zirten Gegenstände an der freien Luft und Luftzug in infizirten 
Ställen unterstützen wesentlich die Desinfektion. 

IL DasDesinfektionsverfahren. L AllgenieineVorschrifteu. 

§ 5. In besetzten Seuchenställen ist fortwährend für gute Lüftung 
zu sorgen. Der Dünger ist möglichst oft zu entfernen; kann 
die Entfernung desselben nicht ohne unverhältnissmässige 
Schwierigkeit erfolgen, so ist iür möglichste Trockenlegung 
der Düngerschichten durch reichliche Streu zu sorgen. Wo 
die Umstände es gestatten, ist der Fussboden täglich mit 
Wasser abzuspülen oder mit Chlorkalk oder Kalkmilch abzu- 
schlämmen. 

\ 6. Personen, welche in Seuchenställen mit den erkrankten Thieren 
in Berührung gekommen sind, müssen beim Verlassen der 
Ställe die Fussbekleidung oder die blossen Füsse reinigen. 
Auch ist darauf zu halten, dass Personen, welche mit Thieren, 
die an der Rotzkrankheit, dem Milzbrände oder der Tollwuth 
erkrankt sind, oder mit den Kadavern oder Kadavertheilen 
solcher Thiere in Berührung gekommen sind, möglichst schnell 
die Hände und andere etwa beschmutzte Körpertheile gründlich 



waschen, and zwar womöglich mit Karbolwasser, oder mit 

einer Lösung von übermangansaurem Kali. 
§ 7. Kleidungsstucke von solchen Personen, die sich mit seuche- 
kranken Thieren in deren Ställen beschäftigt haben, sowie 
Decken der kranken Thiere werden am schnellsten und 
sichersten durch trockene Hitze von mindestens 120 " C. 
(96* R.)) ^er sie freihängend oder in lockerer Schichtung in 
geschlossenen Räumen (in Backöfen) mehrere Stunden hin- 
durch auszusetzen sind, desinfizirt. Soweit trockene Hitze 
keine Anwendung finden kann, tritt an ihre Stelle die Des- 
infektion durch mindestens ü stündiges Kochen mit Wasser 
oder durch gründliche Eäucherung mit schwefliger Säure oder 
Chlorgas oder durch wenigstens dreitägiges Auslüften im 
Freien. In letzterem Falle sind die Kleidungsstücke oder 
Decken schliesslich stark auszuklopfen und rein abzubürsten. 
§ 8. Die Streu der seuchekranken Thiere und kleinere Quantitäten 
von Dünger aus dem Seuchenstalle, sowie die von dem Fuss- 
büden abgestossene oder abgegi'abene Erde, werden am besten 
verbrannt oder vergraben oder durch Uebergiessen mit Kalk- 
milch oder mit einer Lösung von Eisenvitriol bis zur gänz- 
lichen Durchnässung desinfizirt. 

Sind die Düngermassen so gross, dass eine genügende 
Desinfektion derselben nicht stattfinden kann, so müssen die- 
selben auf den Acker gefahren und möglichst bald unter- 
gepflügt werden. 

Bei der Abfuhr und beim unterpflügen des Düngers sind 
womöglich nur solche Thiere zu benutzen, welche für die be- 
trefl'ende Seuche nicht empfänglich sind. 

Die in den Jauchegrnben angesammelte Jauche ist er- 
forderlichen Falls unter Anwendung der oben (Absatz 1) be- 
zeichneten Mittel zu desinfiziren. 
§ 9. In evakuirten Seucheställen genügt in dem Falle, weun der 
An steck ungsstoff, dessen Zerstörung das Desinfektionsverfahren 
bezweckt, leicht zerstörbar ist, in der Regel eine gründliche 
Reinigung und Auslüftung der Ställe, Entfernung des Düngers, 
Abschlämmen des Fussbodens und Uebertünchen der Wände, 
sowie der Stallgeräthschaften mit Kalk- oder Chlorkalkmilch, 
Daneben ist womöglich die Entwickelung von schwefliger 
Säure oder von Chlorgas in den Ställen anzuwenden; die 
Entwicklung von schwefliger Säure jedoch nur in den Fällen, 
in welchen nicht Chlorkalkmilch, sondern Kalkmilch zum Ab: 
schlämmen des Fussbodens und zum Uebertünchen der Wände 
u. 3. w. verwendet worden ist. 

Bei der Schwefelung werden 20 Gramm Schwefel auf 
ein Kubikmeter Luftraum gerechnet. In grösseren Ställen 
wird die erforderliche Menge Schwefel behufs der leichteren 
Verbrennung auf mehrere Gefiisse vertheilt. Bei der Ent- 
wickelang von Chlorga.s sind mindestens 5 Gramm frischer 
Chlorkalk und IL) Gramm Salzsäure auf ein Kubikmeter Luft- 
raum zu rechnen. 

Die Ställe müssen bei der Ausräucherung wenigstens 
8 Stunden laug möglichst dicht verschlossen und hinterher 
gut gelüftet werden. 
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. Vorschriften für die einzelnen Seuchen. Manl- und 
Klanenseache. § 14. Die Desinfektion auf dem Seuchen- 
i;e.höfte kann auf eine gründliche Reinigung der Ställe be- 
schränkt werden. 

Von fremden kranken Thieren benutzte Ränmlichkeifen 
auf Viehhöfen oder in Gasthöfen müssen nach Vorschrift des 
g 9 dieser Anweisung desinfizirt werden, j 



Königreich Preussen. ^B 

1. Erlass dos Ministers für Landwirthscliaft. — Vom 18. Mai 1886. 

Bereits in meinem Zirkular-Erlasse vom lö. April v. J. 
I. 5632 habe ich darauf aufmerksam gemacht, dass es im 
Interesse der Offenhaltung der deutschen Viehausfahr geboten 
ist, die Ausführung von kranken oder der der Ansteckung 
ausgesetzt gewesenen Thieren zu verhüten und Euer Hoch- 
wohlgeboren (:Hochgeboren) ersucht, daranf zu achten, dass 
im dortigen Bezirke die Vorschriften der ßundesraths-In- 
strnktion vom 24. Febmar 1881, wonach die Ausführung von 
Thieren aus verseuchten oder der Ansteckung verdächtigen 
Beständen ausser zum Zwecke der sofortigen Abschlachtung 
grundsätzlich verboten ist, seitens der Pouzeibehörden sorg- 
mltig beobachtet werden. 

Mit Rücksicht auf die auch noch in neuerer Zeit vor- 
gekommenen Fälle von Seuchen Verschleppungen wolle Euer 
Öochwohlgeboren (Hochgeboren) die richtige Handhabung der 
Veterinärpolizei nach dieser Richtung seitens der Ortspolizei- 
behörden wirksam überwachenlassenundetwaertheilte ungerecht- 
fertigte Genehmigungen zur Ausführung von verdächtigen 
Thieren in geeigneter Weise ahnden. 

Erfalirungsgemäss sind die Viehbesitzer und auch die 
Polizeibehörden vielfach geneigt, die Vorscfiriften der Bundes- 
raths-Instruktion in den §§ 57 — 69 über die Tilgung der 
Maul- und Klauenseuche nicht strenge zu beachten, weil 
sie die schädliche Einwirkung dieser Seuche auf die Vieh- 
wirthschaft und auf die deutsche Viehausfuhr unterschätzen. 
Da aber gerade das Vorkommen dieser Seuche unter dem Export- 
vieh am häufigsten dem Auslande einenAnlass zur Beschränkung 
des Viehimports aus Deutschland darbietet, so muss der Ver- 
breitung dieser Seuche mit allem Nachdrucke entgegen ge- 
treten werden. Demgemäss halte ich nach Anhörung der 
technischen Deputation für das Veterinärwesen die Anwendung 
der nachstehenden verschärften veterinärpolizeilichen Mass- 
regeln für nothwendig, 
l. Bei umfangreicherer Verseuchung eines Ortes sind die ange- 
ordneten Tilgungsmassregeln von der Ortspolizeibehörde nicht 
früher aufzuheben, als bis das völlige Erlöschen der Seuche 
an dem Orte durch den beamteten Thierarzt festgestellt ist. 
4. Bei jeder umfangreicheren Verseuchung einer Gegend ist nicht 
nur in dieser, sondern auch in angemessener Entfernung von 
derselben die Abhaltung von Viehmärkten mit Ausnahme der 
Pferderaärkte — auf Grund des § 64 der Bundesraths-Instrnk- 
tion zu untersagen. Die Landräthe sind anzuweisen, die Be- 
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aclitung dieser Vorschrift seitens der Ortspolizeibehörden 
strenge zu überwachen, da die letzteren erfahrungsmässig 
bisweilen Anstand nehmen, die Abhaltung von Viehmärkten 
wegen Verbreitung der Maul- und Klauenseuche zu ver- 
bieten. 

Die Ausführung von Wiederkäuern und Schweinen aus ver- 
seuchten Orten soll — soweit sie nach § M der Bundesraths- 
InstiTiktion überhaupt zugelassen werden darf — von den 
Ortspolizeibehörden nur gestattet werden, wenn dieselben 
nach sorgfaltiger Prüfung der lokalen Verhältnisse die Ueber- 
zeugung gewonnen haben, dass mit der Ausführung der 
Thiere eine Gefahr der Seuchenverschleppung nicht verbunden 
ist. Dies wird allen Ortspolizeibehörden eines Kreises Jedes- 
mal ausdrücklich zu eröffnen sein, wenn in dem Kreise die 
Maul- und Klauenseuche in grösserer Verbreitung auftritt. 



Ruiidscbreiben des Ministers für landwirthschaft etc. 

Vom 15. Oktbr. 1888. 



Im Interesse der Befestigung dieses verhältnissmässig 
günstigen Zustandes, wie andererseits im Hinblick auf die 
ungeschwächte Fortdauer und sosar Zunahme einiger Seuchen 
in einzelnen Theilen der Monarchie, empfehle ich die nach- 
stehenden Punkte, in denen nach Ausweis des Jahresberichts 
die Seuchenbekämpfung einer weiteren Verbesserung bedürf- 
tig erscheint, der gefälligen Beachtung. 

. In denjenigen Fällen, in denen .... Maul- und Klauen- 
seuche eine grössere Verbreitung in dem Seuchenorte ge- 
fanden . .... ., wird häufiger, als dies bisher geschehen, 

von der nach § 29 des Eeichs-Viehseuchengesetzes eröffiieten 
Möglichkeit der thierärztlichen Untersuchung der am Seuchen- 
orte oder in dessen Umgebung vorhandenen von der Seuche 
gefährdeten Thiere Gebrauch zu machen sein. Hierdurch 
wird namentlich eine zu frühzeitige Aufhebung der angeord- 
neten Sicherheitsmassregeln verhindert, unter Umständen auch 
eine Verheimlichung von Seuchen ermittelt werden können. 

, Das Verbot der Abhaltung von Viehmärkten und die Aus- 
schliessung einzelner Thierarten von den Märkten haben meist 
einen günstigen Einfluss auf den Rückgang der Seuchen aus- 
geübt. Es liegt im veteriuärpolizeilichen Interesse, dass diese 
Massregel noch häufiger als bisher angewendet wird. Um 
jedoch nachtheilige Verschiebungen des Viehverkehrs zu ver- 
hindern und Umgehungen entgegenzutreten, wird es angezeigt 
sein, darauf zu achten, dass nicht in naher Umgebung des 
Marktortes ein der Abhaltung von Märkten ähnlicher Verkehr 
sich entwickelt. 
Mehrfach sind Ausbrüche von Seuchen durch unzureichende 

Desinfektion veranlasst worden. Um derartigett 

Vorkommnissen vorzubeugen, erscheint es geboten, die Poli- 
zeibehörden anzuweisen, au( die Ausführung der Desinfektions- 
vorschriften ihr besonderes Augenmerk zu richten und '" 
allen besonders wichtigen Seuchenfällen die beamtet* 




Thierärzte zur Beurtheilung darüber lierauzugelien, ob diel 
Desinfektion den getrotfenen Anordnungen gemäss erfolgt | 
ist, .... 

3. Erlass des Ministers f. Landw. etc. — Vom 12. April 181 

Die in neuester Zeit erfolgteu Ausbrüche der Maul- und ' 
Elauenseuche unter den aus Hamburg-Altona und Bremen- 
Geestemünde nach England verschifften Schaftransporten haben 
die Königlich Grossbritannische Regierung veranlasst, ein all- 
gemeines Verbot der VieheinfnUr aus Deutschland zu erlassen. 
Im Interesse des deutschen Viehexports bezw. der deutschen 
Viehzüchter und Viehmäster ist es dringend wünschenswerth, 
die Maul- und Klauenseuche, welche gegenwärtig in mehreren 
Landestheilen auch bei Rindvieh festgestellt worden ist, so 
schnell als möglich zu unterdrücken, um die Veranlassung für 
die Sperrung der deutschen Viehausfuhr zu beseitigen. 

Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich daher, getalligt dar- 
auf achten zu wollen, dass die Ihnen unterstellten Behörden 
und Beamten die in meinen Circnlar-Erlassen vom 18, Mai 188Ü 
und 4. Januar 1888 gegebenen Anweisungen zur Bekämpfung 
der Seuche und zur Verhütung der Verschleppung des An- 
stecknngsstoffes befolgen und dass Zuwiderhandinngen gegen 
diese Anweisungen oder Lässigkeiten bei der Handhabung 
der Veterinärpolizei un nachsichtlich geahndet werden. 

4. Erlass des Slinist. f. Lamiw. etc. an die Regierungs- 
präsidenten. — Vom SO. Mai 1891. 

Nach dem von der Königlich Technischen Deputation 
für das Veterinärwesen mir erstatteten Berichte über die 
Verbreitung der Maul- und Klanenseuche in Preussen im 
4. Vierteljahr 1H90 ist das Kontagium der Seuche vielfach ver- 
schleppt worden durch Magermilch, welche die an einer 
Genossenschafts - Molkerei betheiligten Landwirthe von der 
Molkerei zurückempfangen und an Schweine und Kälber oder 
Färsen verfuttert hatten. In diesen Fällen war die Milch 
von kranken Thieren in die Molkereien geliefert worden und 
hätte daher gemäss § 61 der Eundesraths- Instruktion vom 
24. Februar 1881 das Weggeben der Magermilch aus den 
Molkereien verboten werden müssen, weil das übliche Pasteu- 
risiren der Milch dem Kochen derselben nicht gleich zu er- 
achten ist. 

Da die Durchlührung derartiger Verbote mit erheblichen 
wirthschafllichen Nachtheilen für die betroffenen Genossen- 
schatten verbunden sein würde, so mache ich Ew. Hochwohl- 
geboren darauf aufmerksam, dass das Kontagium der Seuche 
durch Erhitzung der Magermilch auf mindestens lOü" C. zer- 
stört wird und dass daher das Weggeben der Magermilch 
aus Molkereien gestattet werden kann, wenn die bei der 
Pasteurisirung bereits erwähnte Magermilch in grossen Be- 
hältern gesammelt und dann durch Einleitung heisser Dämpfe 
bis zu dem angegebenen Masse erhitzt wird, ein Verfahren, 
welches bei allen mit Dampf betriebenen Central-Molkereien 
ohne Schwierigkeiten ausgeführt werden kann, 
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Ew. Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, die Orts- 
polizeibehörden anzuweisen, dieses Verfahren beim Auftreten 
der Seuche in dem Viehstande eines bei einer Qenossenschafts- 
Molkerei betheiligten Landwirths der Genossenschaft vorzu- 
schreiben bezw. das Weggeben von Magermilch aus solchen 
Molkereien nur zu gestatten, nachdem dieselbe die vorange- 
gebene Behandlung mit heissen Dämpfen erfahren hat. 

Mit Rücksicht auf die noch immer weite Verbreitung 
der Maut- und Klauenseuche wollen Ew. Hochwohlgeboren 
bei dieser Gelegenheit, den Ortspolizeibehörden die strenge 
Beachtung der zur Abwehr und Unterdrückung der Seuche 
ergangenen Bestimmungen der obenbezeichneten Bundesraths- 
Instruktion, sowie der diesseitigen Erlasse vom 18, Mai 1886 
und 15. Oktober 1888 — I. 72ö7 bezw. 10863 — nochmals 
einschärfen lassen. 

Eegierungsbezirke : 

Gumbinnen. 

Bekanntm. des Reg.-Prils. vom 1. Juli 1892. 

Hiernach soll iler A'iTiverthiing der Butter unil der Milch mit 
Maul- iin(j Klauenseuche beLafteter Tliiere kein putizeilicbea Bin- 
dern iBS entgegengesetzt werden. 

Danzig. 

BekaDDtm. des Reg.-Präs. vom 12. Dez. 1892. 

I. Es ist in letzter Zeit mehrfach vorgekommen, dass 
Aasbrüche von Maul- und Klauenseuche durch aus Molkereien 
abgegebene Magermilch verursacht worden sind. Es scheint 
demnach den in dem Erlass des Herrn Ministers für Land- 
wirthschaft, Domänen und Forsten vom 30. Mai v. Js. gege- 
benen Vorschriften, wonach das Weggeben der Magermilch 
aus Molkereien , welche ihre Milch aus verseuchten Vieh- 
beständen geliefert erhalten, nur dann gestattet ist, wenn 
dieselbe durch Einleiten heisser Wasserdämpfe auf mindestens 
100*' C. erhitzt worden ist, gar nicht oder nur unvollkommen 
genügt worden zu sein. Zur Verhinderung der Weiterver- 
breitung der Maul- und Klauenseuche durch Magermilch 
mache ich daher darauf aufmerksam, dass sich die Vieh- 
besitzer, ausser in dem Falle des Weggebens der rohen Milch 
kranker Thiere zum unmittelbaren Gennss für Menschen und 
Thiere (§61 der Bundesrathsinstruktion vom 24. Februar 1881), 
auch dann strafbar machen, wenn sie die rohe ungekochte 
Milch maul- und klauenseuchekranker Thiere direkt an Molke- 
reien abliefern. Derartige rohe Milch ist ein die Gesundheit 
des Menschen schädigendes Nahrungsmittel, desgl. die aus 
solcher Milch hergestellten Produkte, deren Verkauf, Feil- 
halten oder sonstiges Inverkehrbringen gemäss §§ 12 bezw. 
14 des Nahrungsmittelgesetzes vom 14. Mai 1879 mit Geld- 
strafe evenü. mit Gefängniss bestraft wird. Die Ortspolizei- 
behörden sind angewiesen, jeden ihnen zur Keantniss kom- 
menden derartigen Kontraventionsfall uunachsichtlich straf- 
rechtlich zu verfol] 



Erfurt. 
Erlass des Reg.-Präs. vom 20. August 1892. 

Nach einem vom Herrn Minister für Landwirtlischaft er- 
gangenen Erlasse Tom 15. d. Mts. hat die Maul- und Klauen- 
seuche nach dem Stande Ende Juli so erheblich an Ver- 
breitun? zugenommen, dass der Herr Minister weitergehende 
Schutzmassregeln für dringend geboten hält. 

Euer Hochwohlgeboren ersuche ich daher ergebenst 
gemäss § (j4 der Bundesraths-Instruktion vom 24 Februar 1881 
dafür Sorge zu tragen, dass in denjenigen Orten, in welchen 
die Seuche etwa eine grössere und allgemeinere Verbreitung 
gewinnen sollte, Viehmärkte und den Auftrieb von Schweinen 
auf die Wochenmärkte in dem Reuebenorte und nöthigenfalls 
auch in den henachbarteu Ortschaften nicht abgehalten 
werden. 

Anrieh. 

Yerf. des Beg.-Präs. vom 30. August 1890. 

Dae Erltiechen der Maul- und Kliiiienseuclje auf Gruud eines 
tili erärztlichen Attestes, nötliigenfalla durch einen beamteten iThier- 
arzt f'eBtstelJen zu lassen, wird dem pfliohtmässigen Ermessen der 
Ortspolizeibeb Orden empfohlen. 

Minden. 
Verf. des Beg.-Präs. vom 15. März 1892. 

Die In Anlass meiner Verfügung vom 4. August 1891 
angestellten Ermittelungen haben ergeben, dass im hiesigen 
Eegierungsbezirke Molkereien mit Einrichtungen, durch 
welche die Magermilch zehn Minuten hindurch auf 100" C. 
erhitzt, also sterilisirt werden kann, nicht vorhanden sind, 
und dass durch die Beschaffung und den Betrieb derartiger 
Einrichtungen den Molkereien so grosse Unkosten und mit 
Rücksicht auf den verminderten Werth der sterilisirten 
Magermilch so erhebliche Verluste erwachsen würden, dass 
die Existenz selbst grösserer Molkereien gefährdet werden 
könnte. 

Unter diesen Umständen habe ich von einer generellen 
Anordnung des Sterilisirens der Magermilch Abstand 
genommen, erwarte jedoch, dass die Molkereien streng darauf 
achten, dass nur von gesu n de n Thieren herstammende 
Milch angenommen nnd insonderheit den Bestimmungen des 
Viehseuchengesetzes vom 23. Juni 1880 und dessen Aus- 
führungsbestimmungen vom 24. Februar 1881 gemäss Milch 
aus Viehbeständen zurückgewiesen wird, unter denen Vieh- 
seuchen wie .... Maul- und Klauenseuche .... 
herrschen. 

Um aber auch eine Verschleppung von Ansteckungs- 
stoffen menschlicher Infektionskrankheiten, insbesondere von 
Typhus, Scharlach und Diphtherie, durch die Milch zu ver- 
hüten, bestimme ich ferner, dass aus Häusern, in denen eine 
ansteckende Krankheit herrscht, Milch weder verkauft, noch 
an Sammelmolkereien abgeliefert werden darf Ausnahmen 
von diesem Verbote sind nur nach zuvoriger Erlaubniss der 
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Ortspolueibehörde in denjenigen Fällen gestattet, in denen 
nach Lage der Verhältnisse (strenge Absonderung der Er- 
krankten sowie Ausschluss aller Personen, die mit diesen in 
Berührung kommen, von dem Vertriebe u. s, w, der Milch, 
Aufbewahrung der Milch in besonderen, nur zu diesem Zwecke 
dienenden Eäumen u. s. w.) jede Gefahr einer etwaigen Weiter- 
Terbreitung von Ansteckungsstoffeu durch die Milch ausge- 
schlossen erscheint. 



Kassel. 

Verf. d. Reg.-Präs. Tom 21. Okt. 1891. 

Bei Feststellung des ErUischens der Seuehe sind, wenn diese 
eine gprüsaere Verbreitung im Orte gefaoden Latte, die Viehbestände der- 
jenigen Gehöfte eines Ortes bauptsächlicb zn untersucben, welche bis 
dahin als nicht verseucht galten, bei geringerer Verbreitung der Seuche 
wenigstens die Bestände der Gehöfte, welche nach Lage und sonstigen 
Verhältnissen als der Ansteckung verdächtig angesehen werden müssen. 

In den Fällen, in welchen Erkrankungen unter der einen oder 
anderen Art besw.Gattung nicht anr Anzeige gekiiiumen waren, sind bei 
Feststellung des Erlöschens der Seuche in erster Lluie die Thiere dieser 
Art zu untersuchen. 



Düsseldorf. 
Verf. d. Reg.-Präs. vom 19. April 1889. 

, Da die Viehbesitzer nicht genügende Garantie dafür geben, 
dass sie bei einem Seuchenausbruch oder Seuchenyerdacht 
die erforderlichen Schutzmassregeln in eingehender Weise be- 
achten, so bestimme ich, dass die in § 59, al. 2, 3 und ö der 
Seucheninstruktion bezeichnetenErleichterungen ortspolizeilich 
bis auf Weiteres ohne meine spezielle Genehmigung nichl zu 
gestatten sind. Es ist also in jedem Falle beim Ausbruch 
der Maul- und Klauenseuche die vollständige Gehöftsperre 
polizeilich erseits anzuordnen und die strikte Durchführung 
polizeilich zu überwachen. 

Beim Seuchenausbruch oder Seucheuverdacht müssen den 
Vieh- etc. Besitzern sofort die zu ergreifenden Schutzmass- 
regeln bekannt gemacht und müssen dieselben auf die Folgen 
eines Verstosses ebenfalls protokollarisch aufmerksam ge- 
macht werden. 

Ich vertraue darauf, dass die Ortspolizeibehörden mit allen 
Kräften daraufhinwirken, dass die gesetzlichen und sonstigen 
Bestimmungen bezüglich der zu ergreifenden veteriuärpolizei- 
lichen Massnahmen ohne alle Nebenrücksichten gehörig durch- 
gefühlt werden und dass namentlich In den ländlichen Be- 
zirken den Organen der Ortspolizei die Ueberwachung der 
Ausführung der geti'offenen Anordnungen nicht lediglich über- 
lassen wird, dass vielmehr die Kreisbehörden selbst mit ein- 
treten und die Erfülluung der Obliegenheiten der Ortspolizei- 
behörden in wirksamer Weise kontroUren. 



Trier. 
Verf. d. Reg.-Präs. vom 31. Aug. 1892. 

Nach dem Erlasse des Herrn Ministers für Landwirth-" 
Schaft etc. vom 15. October 18881. 10863 2. Ang. — mitgetheilt 
durcli die Verfügung vom 20. November 1888, I. B. 1822 — 
soll in denjenigen Fällen, in denen Maul- und Klanensenche 
eine umfangreichere Verbreitung gefunden hat, häufiger eine 
thierärztlicUe Untersuchung; des Viehes in dem Senchenorte | 
oder dessen Umgebung vorgenommen werden, sowohl um da- 
durch eine zu frühzeitige Anfbebung der Sicherheitsmassregeln, 
wie auch eine etwaige Verheimlichung der Seuche zu verhindern. 

Da es trotzdem bisher immer noch nicht gelungen ist, die 
seit Jahren in hiesigem Bezirke herrsehende Maul- und Klauen- 
seuche zu unterdrücken, ordne ich im Anschlüsse an meine J 
Verfügung vom U. Mai v. Js., 1. 6627 2. Aug., hierdurch an, 
dass obige Bestimmung schon dann zur Anwendung kommen. 1 
soll, wenn in einer Ortschaft drei Gehöfte 
Seuche befallen sind. 

Bezüglich der alsdann anzuordnenden Sicherheitsmass- 
regeln und wegen deren Wiederaufhebung verweise ich auf \ 
No. 1 meiner Verfügung vom 4. Juni 1886, I. B. 617i)*). 

Im übrigen sind seitens verschiedener Herren Kegierungs- 
präsidenten die oben bezeichneten Anordnungen des Herrn I 
Ministers für Landwirthschaft etc., mit entsprechenden Aus- 1 
iuhrungsbestimmungen versehen, bekannt gemacht worden. 

Königreich Bayern. 
Ausschreiben der K. Regierung von Schwaben uud Neuburg I 

— Vom 8. Oktober 1884**). ' 

Nachdem in den letzten Jahren wiederholt durch in- 
flzirte Viehstücke Viehseuchen aus Bayern in benachbarte 
Bundesstaaten verschleppt worden sind, so ergeht im Vollzuge 
einer Entschliessung des K. Staatsministeriums des Innern 
vom 1. d. M. hiermit der Auftrag, zur Verhinderung solcher 
Vorkommnisse ein genaues Augenmerk auf alle verseuchten 
und der Ansteckung verdächtigen Thierbestände zu richten, 
damit keine inflzirten Thiere — den Vorschriften des Reichs- I 
geselzes vom 23. Juni 1880 „die Abwehr und Unterdrückung-! 
von Viehseuchen betr." und der hierzu vom Bundesrathe f 
unterm 24. Februar 1881 erlassenen Instruktion zuwider — ] 
vor der bestimmten Zeit aus der polizeilichen Beobachtung I 
entlassen und in den Handel gebracht werden können. Das [ 
Verhalten der Ortspolizeibehörden in dieser Richtung ist I 
jederzeit in entsprechender Weise zu überwachen. 

Aasschreiben der K. R*?gieruiig vod Schwaben und Aeuburg: 

Vom 7. August 1886**). — 
Unter Bezugnahme auf unser autographirtes Ausschreiben 
vom 8. Oktober 1884 No. 23585, die Verhütung der Ausfuhr 



L iinderen Itcgierungcn er- 



1 



senchekranker Thiere betreffend, nmi mit dein Hinweise auf 
die Vorschi ilteu der Bundesraths - Instruktion vom 
Ü4. Februar IB81 znm Heichsviehseuchengeset/e, wonach die 
Ausführung von Thieren aus verseuchten oder der Ansteckung 
verdächtigen Beständen, ausser zum Zwecke der sofortigen 
Abschlachtung, grundsätzlich verboten ist, ergeht im Voib.uge 
einer Entschliessung des K. Staatsminiateriums des Innern 
vom l'.l. V. M. der Auftrag, die Handhabung der Veterinär- 
polizei nach dieser Richtung strenge zu überwachen; etwa 
ertheilte ungerechtfertigte Bewillignugen zur Ausführung von 
seucheverdäclitigen Thieren wä'en unsererseits nachdrücklich 
zu ahnden. 

Erfahr ungsgemäss sind die Viehbeaitzer und auch die 
Ortspoli/eibehörden vielfach geneigt, die Vorschriften der 
Bundesraths-instruktion in den §§ 57 — 69 über die Tilgniig 
der Maul- und Klauenseuche nicht strenge zu beobachten, 
weil sie die schädliche Einwirkung dieser Seuche auf die 
Viebwirthschaft und die deutsche Viehausfuhr unterschätzen. 
Da aber gerade das Vorkommen dieser Seuche unter dem 
Exportvieh am häutigsten dem Auslande einen Anlass xur Be- 
schränkung der Viehausfuhr aus Deutschland darbietet, so 
muss der Verbreitung dieser Seuche im Inlande mit allem 
Nachdrucke begegnet werden, 

Derageraäss werden in Folge der erwähnten Ministerial- 
en tschliessung nachstehende verschärfte veterinär-poIizeiliche 
Massregeln angeordnet: 

2. Bei itmfangreicher Verseuchung eines Ortes sind die 
vorgeschriebenen Tilgungsniassregeln von der Distriktspolizei- 
behörde nicht früher aufzuheben, als bis das völlige Erlöschen 
der Seuche an dem Orte durch den beamteten Thierarzt fest- 
gestellt ist. 

4. Die Ausiührung von Wiederkäuern und Schweinen 
aus verseuchten Orten darf — soweit sie nach § 64 der 
Bundesratlisinstruktion überhaupt zugelassen werden kann, 
nämlich bei gesunden Thieren — vou den Distriktspoli/eibe- 
hürden nur gestattetwerden , wenn dieselben nach sorgfältiger 
Prüfung der lokalen Verhältnisse die Deberzeugung gewonnen 
haben, dass mit der Ausführung der Thiere eine Gefahr der 
Seucheneinschleppung nicht verbunden ist. 

Königreich Sachsen. 
Hinist .-Yerordii. vom 10. August 1893. 

§ 2. Der erstmalige .\usbruch der Maul- und Klaueuseueiie in 
einer bis dahin seuchenfreien Ortschaft ist nach erfolgler 
Feststellung von der Polizeibehörde auf ortsübliche Weise 
und durch Bekanntmachung in dem für amtliche Bekannt- 
mach ungenbestimmtenBlatte (Amtsblatte) zur öffentlichen Keunt- 
niss zu biingen, undzwarwenn derAusbruch der Seuclie 
in einem Gasthofs- oder Händlerstalle er- 
folgt, unter Nennung des Namens des Be- 
trot'fenen, in allen anderen Fällen aber ohne Namens- 
nennung unter Angabe der Katasternummer des be- 
troffenen Gehöftes. 
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Die Bekanntmachiine; im Amtsblalte hat hi Betreff 
ländlicher Ortscliaften und selbststäiidiger GQtsbezirke durcli 
die Änitshauptm annschaft zu erfolgen. 

Das Sencliengeliöft ist am Haupteingange oder an einer 
sonst geeigneten Stelle mit der Inschrift „Maul- und Klauen- 
seuche" zu versehen. 

' 'ii. Die kranken und die verdächtigen Wiederkäuer und Schweine 
unterliegen der Gehöftssperre. Als verdächtig gelten alle 
Wiederkäuer und Schweine, welche mit kranken Thieren in 
einem und demselben Geholte aufgestellt sind. 

In Fällen, in denen eine strenge Durchführung der Ge- 
höftssperre zu unverhältnissmässigen wirthschaftlichen Nach- 
theilen führen würde, dürfen vom Gera ein de vorstände nach- 
stehende Erleichterungen ausnahmsweise zugestanden 
werden, nachdem durch die Erklärung des vorher zu hören- 
den Bezirkslhierarztes festgestellt worden ist, dass durch 
Genehmigimg dieser Erleichterung die Gefahr der Seuchen- 
verbreitun^r nicht herbeigeführt oder vermehrt wird. 

Die Benutzung kranker Thiere zur Feldarbeit ist 
untersagt. 

Der Weidegang kranker und verdächtiger Thiere, sowie 
die Benutzung verdächtiger Thiere zur Feldarbeit darf nur 
unter der Bedingung gestattet werden, dass die Thiere dabei 
keine Wege, Felder und Weiden betreten, welche von ge- 
sunden Wiederkäuern und Schweinen aus anderen Gehöften 
benutzt werden, und dass sie auf dem Felde und der Weide 
mit solchen Wiederkäuern und Schweinen nicht in Berührung 
kommen. 

(Hier ist § 59 der bundesräthl. Instruktion zum Eeichs- 
viehseuchengesetz wörtlich eingesetzt.) 

Die Ausführung der verdächtigen Thiere aus dem 
Seuchenorte zum Zwecke der sofortigen Abschlachtuug dai'f 
nur gestattet werden, wenn die unmittelbar vor der Aus- 
führung vorzunehmende thierär/.tliche Untersuchung ergiebt, 
dass die betreflenden Thiere frei von der Maul- und Klauen- 
seuche sind. Wird die Erlaubniss zur Ueberführung der 
Thiere in einen anderen Polizeibezirk ertheilt, so ist die be- 
treffende Polizeibehörde von der Sachlage in Kenntniss zu 
setzen. 

Wenn der Besitzer die polizeilich genehmigten Verkebrs- 
und Nutzungserl ei eilte rungen übertritt, so ist von der Polizei- 
behörde die Stallsperre der erkrankten und verdächtigen 
Thiere des Seuchengehöftes anzuordnen. 

^ 4. Das Weggeben der Milch von kranken Thieren im rohen 
ungekochten Zustande behufs unmittelbarer Verwendung zum 
Genüsse für Menschen oder Thiere, oder anMolkereien, 
welcheMilch von meheren Gütern verarbeiten, 
ist verboten. 

S 5. (wie g 62 der Instruktion des Bundesraths /um Eeichsvieh- 
seuchengeseti^.) 

g 6. Der Besitzer oder dessen Vertreter ist anzuhalten, das Re- 
treten des Seuchengehöftes durch fremde Wiederkäuer und 
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Scliweine, sowie das Betreten d er S eu ch e nställ e 

durch fremde Personen nicht zu gestatten, 

§§ 7 u. 8. (wie die §§ 64 und 65 der bundesräthl. Instruktion). 

§ 9. (wie § ti6 der Instruktion ; die Worte : „in Treibheerden oder" 
sind jedoch gestrichen). 

§ 10 {wie (j7 der Instruktion; in Abs. 2 sind jedoch auch die 
Handle rstülle genannt). 

§ 11. Die Vorschriften der §§2 bis 9 erstrecken sich nicht auf 
diejenigen Thiere, welche sich mit den krankhaften Foige- 
zuständen der Maul- und Klauenseuche behaftet zeigen. 

§ 12 (wie in §69 der Instruktion; zwischen Abs. 1 u. 2 ist jedoch 
eingeschaltet) : 

In allen Fällen umfangreichei-er Verseuchung (wenn z. B. 
nicht blüs einzelne Gehöfte, sondern mehrere Gehöfte eines 
Ortes, oder wenn auf grösseren Gütern verschiedene Ställe 
verseucht waren) hat die Polizeibehörde den Bezirksthierarzt 
zur Feststellung des Erloschenseins der Seuche und der Aus- 
fuhrung der üeinigung beziehentlich Desinfektion zuzuziehen. 

Königreich Württtemberg. 
1. Uinist-Verrg. z. VoUz. d. D. B.-V.-S.-G. —Vom 2;i. März 1881. 
(Reg.-Bl. S. 196.) 
Den Kreisregierungen liegt ob: 
§ 3. 1. Die Anordnung der in Gemassheit des §22 Abs. IJ des 
Reichsgesetzes zulässigen Sperre eines Orts oder einer Feld- 
marknng ; 

2. die Einstellung der Vieh- und Pferdemärkte sowie 
der öffentlichen Thierschauen innerhalb des Seuchenorts oder 
dessen Umgegend, oder der Ausschluss einzelner Viehgattungen 
von der lienützung der Märkte (Reichsgesetz § 28), aus- 
genommen besonders dringende Fälle, in welchem dem Ober- 
amt die Verfügung zukommt. 
§ 5. Insoweit eine Gefährdung des Zwecks einer Schutz- oder 
Abwehrmassregel nicht zu befürchten ist und die Dringlich- 
keit des einzelnen Falles es gestattet, ist die K. Zentralstelle 
für die Laudwirthschaft von den in § 3 und 6 genannten Be- 
hörden bei Massregeln, welche in die Interessen der Thier- 
besitzer erheblich und in grösserer Ausdehnung eingreifen, 
um vorgängige Aeusserung zu ersuchen. 
2. MiuiBL-Uebanntm. Tom 23. März 1881. — (Reg.-Bi. S. 206.) 
Die im Zeutralblatt für das Deutsche Reich, Jalir^'ang 1881 
No. 8 S. 36 ff. enthaltene Bekanntmachung des Reichskanzlers 
vom 24. Februar d. J., womit die Instruktion des deutschen 
Bundesratbs zur Ausführung der §§ 19 bis 29 des Gesetzes 
vom 23. Juni 1880 über die Abwehr und Unterdrückung von 
Viehseuchen veröffentlicht worden ist, wird durch nachstehenden 
Abdruck zur allgemeinen Kenntniss gebracht. 

(Folgt die Instruktion des Bunde eratba zum D. Reichsrieli- 
seuch enge Beta.) 
3. 8Iini8t.-Verfg. vom 27. Juli 1888. — (Reg.-Bl. S. 309.) 

Um der Verbreitung der Maul- und Klauenseuche ent- 
gegenzutreten, wird in Gemassheit des § 1 der Instruktion 
des ßundesraths zur Ausführung der §§ 19 bis 21t des Reichs- 
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Gesetzes vom 23. Juni l>i8ü über die Aliwelir tinr] Uiitei'- 
drücknne: von Viehseuchen und unter Hinweis auf die 8trat- 
bestimmnng des tj 66 Ziff. 4 des eben genannten Gesetzes bis 
auf Weiteres Nachstehendes vertagt: 
! 2. Gewinnt die Maul- und Klauenseuche in einer Ortschaft eine 
grössere Verbreitung, ohne dass jedoch die Anordnung der 
Ortseperre (^ 64 der bundesräthlichen Instruktion zum Vieh- 
seucliengesetz) sich rechtfertigen würde, so kann vom Ober- 
amt das Durchtreiben von Wiederkäuern und Schweinen durch 
den Seuchenort, sowie die gemeinschaftliche Benützung von 
Brunnen, Tränken oder Schwemmen für Wiederkäuer und 
Schweine untersagt werden. 

4. Minlst.-Erla8S. — Vom 24. Juli 1888. — 
(Minist.-Amtsbl. S. 236.) 
Unter Bezugnahme auf vorstehende Ministerialverfügung 
sieht man sich zur wirksameren Bekämpfung der Maul- und 
Klauenseuche unter Aufhebung des Ministerialerlasses vom 
80. Juli 1886 zu nachstehenden Anordnungen veranlasst: 

2. Sobald die Maul- und Klauenseuche in einer Ortschaft eine 
grössere und allgemeinere Verbreitung gewinnt, ist von der 
. . Kreisregierung und dem Oberamt für die Einstellung aller 
Viehmärkte mit Ausnahme der Pferdemärkte in dem Seuchen- 
ort seihst, sowie in denjenigen Ortschaften der Umgehung, 
bei denen die Gefahr einer Verschleppung der Seuche nahe- 
liegt, Sorge zu tragen. Um hier noch rechtzeitig das Nöthige 
wahrnehmen zu können, haben die Oberämter stets auch den 
Gesundheitszustand des Viehes in den benachbarten Bezirken 
im Auge zu behalten, namentlich hat dies seitens der Grenz- 
oberämter bezüglich der angrenzenden Bezirke der Nachbar- 
staaten zu geschehen. 

4. Wird über eine Ortschaft die Ortssperre verfügt (§ 64 der 
bundesräthlichen Instruktion zum Viehseuchengesetz), so darf 
die Ausführung von Wiederkäuern und Schweinen aus dem 
Seuchenort und dessen Feldmark von der zuständigen Polizei- 
behörde — dem Oberamt — nur gestattet werden, wenn die- 
selbe nach sorgfältiger Prüfung der örtlichen Verhältnisse, 
insbesondere Einholung eines Gutachtens des beamteten Thier- 
arztes, zu der üeberzeugung gelangt, dass mit der Aus- 
führung eine Gefahr der Seuehenverschleppimg nicht ver- 
bunden ist. 

Die Desinfektion der Ställe und der Sprungstätten er- 
krankter Zuchtthiere ist stets anzuordnen. 
6. Von der durch § 2 der Ministerialverfügung vom heutigen 
Tage den Oberänitern ertheilten Ermächtigung ist, was die 
Absperrung der Orte gegen das Durchtreiben von Wieder- 
käuern und Scliweinen anbelangt, stets alsdann Gebrauch zu 
machen, wenn Ortschatten, in welchen die Setiche grössere 
f Verbreitung erlangt hat, an belebteren Verkehrstrassen liegen 
|oder nach ihnen ein reger Viehhandel stattfindet. 

In jedem Falle grösserer Verbreitung der Seuche liat 
llKodanu das Oberamt zu erwägen, ob nicht nach den örtlichen 



— 150 — 

Verhältnissen das Verbot der gemeinschaftlichen Benutzung 
voD Brunnen, Tränken und Schwemmen angezeigt erscheint. 
Wird in der einen oder andern Richtung von dem Oher- 
amt eine Anordnung getroffen, so ist zugleich für eine zweck- 
mässige und strenge Durchführung der Massregel Sorge zu 
tragen. 
7. Bei dem ersten Auftreten der Seuche in einer Ortschaft, so- 
wie so lange noch nicht Ortssperre zu verfügen ist, haben die 
Polizeibehörden mit allen ihnen zur Verfügung stehenden 
Mitteln dahin zu wirken, dass eine weitere Verbreitung der 
Seuche in den betroffeneu Ortschaften nicht stattfindet. Ins- 
besondere ist alsdann r 
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Namentlich ist auch dafür zu sorgen, dass Dunglagen und 
Jauehenbehälter sofort in geeigneter Weise, wenn thunlich 
mit einer Lösung von Eisenvitriol (l Gewichtstheil Vitriol 
auf 3U Gewichtstheile Wasser; hinreichend desiufizirt werden 
und ihr Inhalt in ungefährlicher Weise fortgeschafft wird, 
auch jedes Oebevlaufen der mit Seuchenstellen in Verbindung 
stehenden Jauchenbehälter verhütet bleibt. 

c) 

Da der Weiterve rbreitung der Seuche nur durch ausreichende 
Anwendung von Desinfektionsmitteln entgegengewirkt werden 
kann, so haben die Oberämter dahin zu wirken, dass iji den 
von der Seuche betroffenen Oemeimien die zur Desinfektion 
(vergl. insbesondere oben lit. b ) erforderlichen Mittel auf 
Kosten der Gemeinde angeschafft werden. 

1) 

Die in § 59 Abs. 2 — 5 der bundesräthlichen Instruktion zum 
Viehseuchengesetz aufgeführten Erleichterungen dürfen nur 
in dringenden Ausnahmefallen, und wenn in der That jeyliehe 
Gefahr einer Verbreitung der Seuche ausgeschlossen ist, 
zugelassen werden. 

Sofern, wie dies in geschlossenen Ortschaften in der 
Regel zutrifft, eine Benützung ([er kranken Thiere zu Feld- 
arbeit etc. etc. ohne Betretung von Wegen, welche von 
gesunden Wiederkäue™ und Schweinen aus andern Gehöften 
benutzt werden, nicht möglich ist, ist den Besitzeru der ver- 
seuchten Gehöfte die Verbringung ihrer Thiere aus dem 
Seuchengehött stets ausdrücklich zu untersagen, 
e) So lange das Auftreten der Seuche vereinzelt bleibt, ist nach 
dem Erlöschen derselben stets an Stelle der blossen Reini- 
gung der von den kranken Thieren benutzten Eäumlicbkeiteu 
gemäss § 67 Abs. 2 der bundesräthlichen Instruktionen zum 
Viehseuchengesetz die Desinfektion dieser Räumlichkeiten 
an/.uordnen, 

.^." Minist.' Vert vom 2G. Jannar 1889. — '(Reg.-BI, S. 10). 

Zur weiteren Bekämptung der Maul- und Klauenseuche 
wird in Anwendung des § 1 der Instruktion des Bundesraths 
zur Ausführung der §^ 19 bis 29 des Reichsgesetzes vom 
23. Juni 1880 über die Abwehr und Unterdrückung von Vieh- 
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Seuchen und unter Hinweis auf die Strafbestinimuiig des 
§ 66 Ziffer 4 des eben genannten Gesetzes Nachstehendes 
verfügt: 

§ 7. Wenn die Maul- und Klauensenche in einer Ortschaft eine 
grössere und allgemeinere Verbreitung gewinnt, ohne 
dass die Anordnung der Ortssperre mit der Wirkung ange- 
zeigt wäre, dass gleichzeitig die Benützung der kranken oder 
verdächtigen Thiere zur Feldarbeit gestattet wird, so kann 
von der Kreisregierung die Ausführung von Wieder- 
käuern und Schweinen ans dem Seuchenort und dessen 
Markung verboten werden, soweit nicht im einzelnen Fall ilie 
Erlaubniss des Oberarats zur Ausfuhr ertheilt wird. Diese 
Erlaubnisa darf mir ertheilt werden, wenn nach dem 
Gutachten des beamteten Thierarztes die Gefahr 
einer Verschleppung der Seuche ausgeschlossen ist 
Dabei hat das Oberamt die nach Lage des Falls erforder- 
lichen Vorsichtsmassregeln anzuordnen. Auch ist von der 
Ertheilung der Erlaubniss der Bezirksbehörde des Orts, in 
welchen die Thiere überführt werdwn sollen, wenn dieser Ort 
aber im Bezirk des die Erlaubniss ertheilenden Oberamts 
gelegen ist, der Ortspolizeibehörde Kenntniss zu geben. 

§ S. Die Ministe rial Verfügung vom 27. Juli 1888, betrelFeud 
Massregelri zur Bekämpfung der Maul- und Klauenseuche 
(Reg.-Bl. S, 309), bleibt ungeändert in Kraft. 

6. HiDi8t.-Erl. vom 26. Januar 1889 (Minist. Amtshl. S. o7.) 

Unter Bezugnahme auf die vorstehende Minist.-Verf. 
werden zur wirksameren Bekämpfung der Maul- und Klauen- 
seuche unter Aufrechterhaltung des Ministeri^lerlasses vom 
27. Juli 1888 (Amtsblatt Seite 236) weiter folgende Anord- 
nungen getroffen: 

2. Von der Befugniss der Polizeibehörden, im Falle einer 
sseren und allgemeineren Verbreitung der Maul- und 
Klauenseuche die Abhaltung von Viehmärkten mit Ausnahme 
der Pferdemärkte im Senchenort und in benachbarten Orten 
zu verbieten, ist in allen Fällen, wo dies zur Bekämpfung der 
Seuche angezeigt erscheint, Gebrauch zu machen. 

5, Von der Ermächtigung des § 7 der Ministerialver- 
fögung vom heutigen Tage ist insbesondere Gebranch zu 
machen, wenn und solange die Beschickung von Viehraärkten 
aus verseuchten Ortschaften in grösserem Umfang zu be- 
fürchten steht. Das Oheramt hat in solchen Fällen recht- 
zeitig Antrag an die K. Kreisregierung zu stellen. 

6. Wenn die Maul- und Klauenseuche in einem Orte 
ausbricht, in welchem sich eine Genossenschaftsmolkerei 

j oder eine sonstige, das Evzeuguiss einer grösseren Anzahl 
f« Ton Wirthschaften verarbeitende Molkerei oder Käserei be- 
findet, so ist denjenigen Personen, welche mit der Pflege der 
' erkrankten Thiere beschäftigt sind, das Betreten der 
Molkerei- und Käsereilokale zu verbieten und hiervon 
dem Betriebsleiter der Molkerei oder Käserei Eröflfnung zu 
machen. 
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7. Minist. -ErlasH vom 15 Mai 1889. — MiiÜBt. Amtsblatt S. 14!).) 
Da die Tilgung der Maul- und Klanenseuclie im Lande 
immer nocli nicht gelungen ist xind mehrfach Fälle vorge- 
kommen sind, in welchen die Verbreitung der Seuche dem 
Verkehr auf den Viehmärkten Kuziischreiben ist, so werden 
die K Kreisregierungen und die K. Olterämter wiederholt 
angewiesen, von der durch § 64 Abs. 1 der bundesräthlichen 
Instruktion zur Ausführung der §§. 19 bis 29 des Viehseuchen- 
gesetzes gewährten Befugniss in allen geeigneten Fällen Ge- 
brauch zu machen Es ist demgemäss von sammtlichen 
Oberämtern, auch von denjenigen, deren Bezirk frei 
von Maul- und Klanenseuche ist, bei allen im Bezirk 
vorkommenden Viehmärkten sorgfältig zu prüfen, 
ob für dieselben nicht eine Zufuhr von Vieh aus benachbarten 
Bezirken, oder angrenzenden Bezirken der Nachbai'staaten in 
Aussicht genommen werden muss, in welchen die Maul- und 
Klauenseuche nicht bloss in vereinzelten Fällen auf- 
sretreten ist, und es ist, wenn dies zutrifft, stets das Verbot 
der Abhaltung des Viebmarkts bei der Kreisregierung zu be- 
antragen, bezw. (vergl § 3 Ziff. 2 der Min.-Verf. vom 23. März 
1^81) von dem Oberamt selbst zu verfügen. 

8. !Hiiii8t.-Erl. vom 13. November 1889. 
Nachdem die Maul- und Klauenseuche in der letzten 
Zeit wieder mehr zurückgegangen ist, sieht sich das 
Ministerium des Innern in der Lage, hinsichtlich der wegen 
des Verbots der Viehraärkte durch die Ministerialerlasse 
vom 26. Januar und 18. Mai d. J. (Amtsblatt Seite 37 und 
149) den Polizeibehörden ertheilten Vorschriften eine Milderung 
eintreten zu lassen. 

Die K. Kreisregierungen und die K. Oberämter werden 
demgemäss angewiesen, bis auf weiteres das Verbot von 
Viehmärkten wegen der Gefahr einer Verbreitung der Maul- 
und Klauenseuche in der Regel nur eintreten zu lassen, wenn 
am Marktort selbst die Seuche in nicht ganz vereinzelten 
Fällen aufgetreten ist, oder aber wenn die Seuche in 
grösserem Umfang entweder in der unmittelbaren Umgebung 
des Marktorts, oder in solchen benachbarten Gegenden herrscht, 
von welchen eine vorzugsweise Beschickung des Viehmarkts 
zu erwarten ist. 

9. Ministerial-Erlass vom '2b. November 18i)0. 
Da bei der gegenwärtigen grossen Verbreitung der Maul- 
und Klauenseuche durch die Dienstreisen der Oberamtsthier- 
ärzle behufs Feststellung des Ausbruchs und des Erlöschens 
der Seuche eine beträchtliche Belastung der Staatskasse ent- 
steht, so werden die K. Oberämter angewiesen, bei Ertheilung 
von mit solchen Diensti-eisen verbundeneu Aufträgen an die 
Oberamtsthierärzte auf thunlichste Kostenersparniss Bedacht 
zu nehmen. Insbesondere wird es, wenn über einen Ort 
Ortssperre verfugt ist, in der Kegel genügen, wenn der Ober- 
amtsüiierarzt zur Ermittelung neuer Seuchenfälle, Feststellung 
der erloschenen Fälle und Vorkehr der erforderlichen An- 
ordnungen höchstens einmal wöchentlich in den gesperrten 
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Ort abgesandt wird und erscheint aucli für andere stärker ] 
verseuchte Orte eine Absendung in kürzeren als in ein- 
wöcliigen Zwischenräumen keineswegs geboten. Hierbei em- 
pfiehlt es sich übrigens, die Ortssorstelier von der Ankunft i 
des Oberamtsthierarztes rechtzeitig in Kenntniss zu setzen 
und zu entsprechender Vorbereitung einerseits in Absicht 
auf die Bereithaltung von Desinfektionsmitteln etc., anderer- 
seits in der Richtung anzuweisen, dass die Besitzer ver- 
seuchter Gehöfte zur Anmeldung des etwa stattgehabten Er- 
löschens der Seuche aufgefordert werden. Auch erscheint es 
angezeigt, dass auf eine zweckmässige Vertheiluog der Dienst- 
reisen der Oberamtsthierärzte behufs thunlichster Abkürzung 
derselben hingewirkt, namentlich bei grösserer Verseuchung 
des Oberamtsbezirkes die Oberamtsthierärzte zur Vorlage 
eines vorläufigen Reiseplans für jede Woche veranlasst werden. 
10. Hinisterial-Verfagniig vom U. Juni 1S93 (RegierungsbK S.lit4), 
Da die Verbreitung der Maul- und Klauenseuche unter 
dem Viehstand des Landes einen sehr erheblichen Rückgang 
erfahren hat und die Seuche in der Hauptsache nur mehr in 
vereinzelten Gehöften sich zeigt, wird der §3 der Mini.sterial- 

verfü^nng vom 27."Juli 1888 (Reg.-BI. 8. 309) und 

Iitermit ausser Kraft gesetzt*). 

Grossberzogthum Baden. 
1. Mimst.-Terord». z. Tollz. d. D. K.-V.-S.-G. — Vom 17. März 1881. 

(Gesetz- u Verordnungs-Bl, S. 91). 
§ 8. Für den Vollzug der ScLutzmassregeln ist neben den Be- 
stimmungen der Instruktion zu beachten: 
a) Zu derUeberfiihrung der unter Beobachtung gestellten 

ITliiere an andere Orte ist auch die Genehmigung des Bezirks- 
amtes des Bestimmungsortes und der Bezirksämter, deren 
Bezirke der Transport auf der Strasse berührt, erforderlich. 
Die üeberführung erfolgt unter polizeilicher Begleitung, 
b) Die unter Gehöftssperre gestellten Thiere dürfen 
aus dem Gehöfte, d. i, über die Grenze des die Hofraithe 
einschliessenden oder an sie angrenzenden BesitztUums 
weder lebend noch todt ausgeführt werden. Innerhalb dieser 
Grenzen ist die Benutzung der Thiere zur Feldarbeit ge- 
stattet. 
Die üeberführung der unter Gehöftssperre stehenden 
Thiere au andere Orte darf nur mit Genehmigung des 
Ministeriums des Innern gestattet werden. 
Der Zutritt von fremden Personen, welche in Folge 
ihrer Beschäftigung andere Ställe zu betreten, oder in Be- 
! 



') s 3. Die MinisteriaJ-Vei-fügujig von 27. Juli 188a lautete: 

Die Aufhebung der wegen des AuHrcteiiH der Maul- und El^iuen- 
leutlie angeordneten SiihntzmasBregeln darf erst erfolgen, wenn das 
völlige EriöscLen der Seuche in dem Gehöfte, der Ortachaft oder dem 
weiteren Umkreiee, anf welche die SchutzmasBregetn sich beziehen, durch 
den heaiiiteteji Tliierarzt aji Ort und Stelle ,-iuf Grund einer Untersuch ung 
der verBGiichten ThierbeBtAnde festgestellt imd die Bescheinigung über 
die erfolge Reinig;nng, be^w. DeBintektion der versencliten Räumlich- 
keiten beigebracht ist. 




rtihrnng mit anderen fttr die Senclie empfän glichen Thiere 
zu kommeTi pflegen, in das gesperrte Gehöft ist zu ver- 
bieten. 

Die Aust'ühvang von Dünger, Streu End Rauhfotter, 
sowie von Produkten oder Theilen der erkrankten Thiere 
aus dem verseuchten Gehöfte ist zu untersagen, 
c) Die unter Stallsiierve gestellten Thiere müssen in dem 
Stalle oder einer sonsligen abgeschlossenen Räumlichkeit 
so aufgestellt werden, dass jede Gemeinschaft oder Be- 
rührung mit andern für die Seuche empfänglichen Thiere 
verhütet ist. 

Wenn immer thunlich, sind dabei die gesunden Thiere 
ans dem verseuchten Stalle zu entfernen und die kranken 
in diesem zu belassen. 

Müssen die kranken Thiere aus dem Stalle herausge- 
-genommen und anderwärts abgesondert werden, so sind 
deren Standorte sorgfältig zu reinigen und zu desinfiziren. 

Für die Wartung und Pflege der unter Sperre gestellten 
Thiere sind besondere Wärter, welche mit gesunden Thieren 
nicht in Berührung kommen, aufzustellen, und besondere 
Geräthschaften, welche aus dem Stalle nicht entfernt werden 
dürfen, zu verwenden. 

Der aus dem Stalle entfernte Dünger ranss sofort des- 
infizirt werden. 

Dünger. Putter, Streu and Stallgeräthe oder andere 
Theile der unter Sperre gestellten Thiere {Milch, Haare, 
Wolle) dürfen aus der verseuchten Hofraithe nicht weg- 
gebracht werden. 

Der Zutritt von unberufenen Personen zu der ge- 
sperrten Räumlichkeit ist zu untersagen. 

Eine Ueberführung der Thiere an andere Orte darf 
nur mit Genehmigung des Ministeriums des Innern statt- 
ünden. 

Was von der Stallsperre gesagt ist, gilt auch für die 
Weidesperre, 
dl Die unter Orts- nnd Gemarkungssperre gestellten 
Thiere dürfen innerhalb des Orts and der Gemarkung der 
Gemeinde zur Arbeit benutzt und auf die Weide getrieben 
werden, dabei aber mit auswärtigen, durch die Krankheit 
gefährdeten Thieren nicht in Berührung kommen. 

Die Ausfuhr von Gegenständen, welche wie Haare, 
Häute, Klauen, Futter, Dünger u. s. w. die Krankheit an 
andere Orte zu verschleppen geeignet sind, ist zu verbieten; 
sie kann vom Bezirksamte gestattet werden, wenn die Gegen- 
stäude aus seuchefreien Gehöften herrühren und die zu 
a) erwähnten Bedingungen erfüllt sind. Unter der letzteren 
Voraussetzung kann das Bezirksamt auch die Ausfuhr 
seuclienfreier Thiere gestatten 

Die Einfuhr von Thieren, welche fOr die Seuche em- 
pfänglich sind, ist, wenn sie nicht sofort abgeschlachtet 
werden, sowie die Durchfuhr zu verbieten. 

An den Zugängen zu dem Orte oder zu der Gemarkung 
sind Warnungstafeln aufzustellen. 
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§40. Tritt die Seiiriie nur üi einzelnen Stallungen und ei'stmals in 
einer Gemeinde auf, so ist über die verseucliten oder ver- 
däelitigen Thiere Stallsperre zn verhängen. 

Die gleiche Massregel ist in allen Fällen gegen ver- 
seuchte Ställe oder Käumlichkeiten zu ergreifen, in welchen 

a) männliche Znchtthiere sich befinden, die zui- Zucht mit 
fremden Tliieren verwendet werden, 

b) Handelsvieh aufgestellt ist, 

c) fremde Thiere eingestellt zu werden pflegen (Gastst&lle). 
§41. Erscheint die Senche in einzeln liegenden Gehöften, so ist 

Gehöftssperre im Sinne des § 59 der Instruktion, bezw, § 8b 
der Verordnung zu verhängen. 
§ 42. Verbreitet sich die Seuche in Gemeinden, in welchen die Ge- 
höftssperre ohne erhebliche Schädigung der landwirthschaft- 
lichen Interessen nicht durchführbar erscheint, so ist an Stelle 
der Gehöftssperre Gemarkungssperre im Sinne des § 64 der 
Instruktion nnd des § 8d der Verordnung für sämmtliche 
Wiederkäuer und Schweine in der Gemeinde oder in be- 
stimmten Theilen derselben auszusprechen nnd zugleich, bf- 
züglich der seuchekranken Thiere 

1. der Austrieb auf die Weide 

2. das Tränken an gemeinsamen Brunnen und 

3. das Zuführen zu männlichen Zuchtthieren zu verbieten. 
§43. Das Bezirksamt hat in allen Fällen, gleichviel ob Stall-, Ge- 
höfts- oder Gemarkungssperre verfügt ist, bekannt zu machen : 
1. dass der Besitzer seuchenkranker Thiere das Betreten des 

Seuchen geh öftes durch fremde Wiederkäuer und Schweine 
und der verseuchten Stallung durch fremde Personen zu 
verhüten habe; 

"2. dass aus dem Seucbengehöfte Eaubfutler und Stroh während 
der Dauer der Seuche nicht, Dünger erst 14 Tuge nach 
dem Erlöschen der Seuche und nach der Anweisung des 
Bezirksthierarztes entsprechender Desinfektion entfernt 
werden darf; 

)i. dass das Weggeben der Mikb von kranken Thiereu, im 
rohen ungekochten Zustande behufs unmittelbarer Ver- 
wendung zum Genüsse für Menschen und Thier ver- 
boten ist; 

4. dass die Abschlachtung eines kranken Thieres der Orts- 
polizeibehörde anzuzeigen und dieVerwendung des Fleisches 
nur mit Genehmigung des Bezirksthierarztes gestattet ist; 

5. dass Häute von getödteten oder gefallenen kranken Thieren 
nur in vollkommen trockenem Zustande oder nachdem sie 
während 2 Tagen in Ealkbeize gelegen haben, aus dem 
Seuchengehöft ausgeführt werden dürfen. 

§ 44. Die Absperrung von Treibheerden oder von einzelnen Thieren, 
die sich auf dem Transporte befinden und mit der Maul- 
und Klauenseuche behaftet sind, kann von der Ortspolizei- 
behörde verfügt werden. 

§45. Die in § (i7 der Instruktion vorgeschriebene Desinfektion ist 
jederzeit auch auf die Stallungen, in welchen männliche Zucht- 
thiere zur öffentlichen Benützung aufgestellt sind, und auf die 
Handetsviehställe auszudehnen. 



, Miiiisterial-Yeroriliiimg. — Vom 20. Mai 1885. 
Verordnungsblatt S. 247.) 
Auf Grund des § 90 des PoHzeistrafgesetzbuches und 
der §§ 20 und 28 des Reichsseuchengesetzes vom 23. Juni 1880 
wird' unter Aufhebung der Verordnung vom 12. Februar 1883, 
die veterinärpolizeiliche Beaufsichtigung: des Viehverkehrs 
betreffend, mitWirksamkeit vom I.Juli d. J. an verordnet: 

i 3. Aus Gemeinden, in denen Maul- und Klauenseuche oder 
Lungenseuche ausgebrochen ist, darf während der Dauer der 
Seuchß Vieh (Rindvieh, Schafe, Sehweine, Ziegen) nur mit 
ortspolizeilicher Genehmigung und allein zum Zwecke so- 
fortiger Schlachtung weggebracht werden. Die Genehmigung 
darf nur ertheilt werden auf Grund der schriftlich der Orts^ 
Polizeibehörde gegenüber abgegebenen Erklärung eines Thiei-- 
arztes, dass eine Verschleppung der Seuche durch den beab- 
sichtigten Transport des Viehs zur Schlachtstätte überhaupt 
oder unter Beobachtung der von dem Thierarzte bezeichneten 
Vorsichtsmassregeln nicht zu besorgen sei. Den von der 
Ortspolizeibehörde auszustellenden Erlaubnissschein, welcher 
neben genauer Bezeichnnug der wegzubringenden Thiere den 
Zweck des Transportes, sowie die Frist, innerhalb deren der 
Transport vollzogen sein muss. den Ort, an dem die Schlach- 
tung stattfinden soll, und die zu beobachtenden Vorsichtsmass- 
regeln angeben muss. hat der Führer der Thiere während 
des Transportes mit sich zu fuhren. 

Die Ortspolizeibehörden der verseuchten Gemeinden sind 
auf die Bestimmungen dieses Paragraphen seitens des Bezirks- 
amtes jeweils beim Ausbruche der Seuche behufs geeigneter 
Bekanntmachung besonders aufmerksam zu machen. 

; 8. Ist der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche oder der 
Lungenseuche in einem Marktorte festgestellt, so ist die Ab- 
haltung von Viehmärkten daselbst bis zum Erlöschen der 
Seuche vom Bezirksamte zu verbieten. 

Nachsicht von diesem Verbot ertheilt auf Ansuchen in 
besonderen Fällen und für den einzelnen Markttag das Mini- 
sterium des Innern nach seinem Ermessen. 

; i). Erscheint im Interesse der Seuchenverschleppung . . . eine 
weitergehende Beschränkung des Viehverkehrs, als in den 
vorstehenden Paragraphen vorgesehen, nothwendig, so wird 
das Ministerium des Inueru anordnen, dass in bestimmten Be- 
zirken und für bestimmte Zeiten . . . die Abhaltung von 
Viehmärkten unterbleiben muss. 

3. HiniBt.-ErlaS8 vom 15. April 1889. 

Da ivegen deB Ausbruches der Mau!- nnd Klauenseuche in Stallungen 
von ViehhänaleiT zu liofQrchten ist, daes die Seuche durcli die Iländler 
oder durch die Dienstleute derselben mittelbar eine weitere Verbreitung 
erfabre, indem die Händler oder die Leute derselben mit den versencbten 
und dann mit noch nicht erki-ankten und an nicht verseuchten Oertlioh- 
keiten befindlichen nnd deshalb von der Sperre nicht betroffenen Thieren 
in Berührune' kommen, si> haben die Bezirksämter den Hündlem auf- 
iingeben, im Sinne des § 8 der Verordnung vom 17. März 1881 nur solchen 
Personen den Zutritt xn den verseuchten oder verdächtigen Bestanden lu 
gestatten, welche mit der Wartung unii Pflege tler gedachten Thierbestände 
beauftragt sind, diese Personen aber sellist y.n anderen Geschäften, bei 
welchem eine mittelbare oder unmittelbare Berührung mit anderen Thieren 



stntthaben könnte oder atatifinden musa, keineafalls zu verwenden. Ent- 
B]i reell ende Aaflage iat deu bestellten Wärtern xu tnacbeu. Deu Uändlern 
Bclbat ist aufzugeben, falls sie den Vielihandel fortbetreiben wollen, mit 
den verseuchten oder verdächtigen Stallungen oder mit den Peraouen, 
welche die geBperrten Tbiere warten und pflegen, in keinerlei Berührung 
zii^eten. Wo eine Gefahr für die strenge Durchlllhrung der ätallBuerre 
in der oben geiteuteten Art nicht gegeben ist, miiaaen aämmtliche Vieh- 
lieatände der Händler als der Ansteckung verdächtig bobaudelt und des- 
halb unter Gemarkungssperre gestellt werden und zwar auch dann, wenn 
die BeBtäode in bisher frei gebliebenen Gemeinden und ertlich keiten 
untergebracht sind und irgend welcher Verkehi zwiaohen den veraeuchtea 
und noch nicht verseuchten Beständen vermuthet werden darf. Nöthigen- 
ialls ist die Mannschaft, welelie mit der Verpflegung und Wartung der 
verdächtigen und verseuchten Bestände betraut ist, durch Leute v.a 
ersetzen, welche von der Ortspolizeibehörde mit der Wartung und Pflege 
der Tiiiere auf Kosten der Besitzer beauftragt werden. Jedenfills sind 
die Viehhändler persönlich auf die Folgen einer nachlässig gehandhabten 
Stilisperre und auf die strafgesetzlichen Folgen der Zuwiderhandlung 
gegen die polizeilichen Bchutzm assrege In aufmerksam zu machen. 
4. Miiii8t.-Kri. Yom 18. April 1889. — 
Wenn die Seuche in dem Bestände eines Vieh-, Schaf- 
öder Schweiuehändlers auftritt, ist zu ermitteln, ob Thiere in 
den letzten 6 Tagen aus dem Bestand weggebracht wurden 
und ist die Absperrung auf diese Thiere für die Dauer von 
6 Tagen seit der Entfernung auszudehnen. 
b. tien.-Erl. des Minist, d. Innera toui 29. April 1889. — 

Wenn erforderlich, ist bezüglich aller gewöhnlich im Stalle 
gehaltener Thiere (Kindvieh, Schweine, Ziegen und Schitfe, sofern 
letztere nicht dauernd auf der Weide sich betinden) der Austrieb, 
dits Tränken an gemeinsamen Brunnen und das Zufuliren zu männ- 
lichen Zuchtthieren zu verbieten. 

6. HiniBt.-l!:rl. vom 21. Mai 1890. — 
In Gemeinden, in welchen die Maul- und Klauenseuche 
nur in einem, zwei oder drei Thierbeständeu ausgebrochen 
ist, kann von der Anwendung der Ortssperre nach Vorschrift 
in § 3 der Verordnung vom iJÜ, Mai 18^5 abgesehen und neben 
der Absperrung der verseuchten Ställe, welche gemäss § 40 
der badischen Vollzugsvorschriften zum Seuchengesetze jeder- 
zeit unter den dort gedachten Voraussetzungen einzutreten 
hat, die Beschränkung- des Viehverkehrs lediglich nacli Mass- 
gabe der Bestimmung des § 4*J der vorerwähnten Verordnung 
unter der Voraussetzung angeordnet werden: 

1. dass nach dem Gutachten des Bezirksthierarztes 
eine Absperrung der verseuchten Bestände derart möglich 
ist, dass die Weiterverbreitung der Seuche mit grosser 
Wahrscheinlichkeit verhütet wird, 

2. die Gemeinde sieh verpflichtet, die Absperrung 
der verseuchten Bestände durch eigens dazu aufgestellte 
Wärter auf Kosten der Gemeinde überwachen zu lassen, 

3. die Besitzer von verseuchten Handelsviehställen, 
und die Händler, deren Bestände verseucht sind, auf die 
Ausübung des Viehhandels bis zum Erlöschen der Seuche 
in der Gemeinde verzichten und 

4. die Standorte der verseuchten Bestände täglich 
nach Anleitung des Bezirksthierarztes unter Aufsicht des 



t*i Der § 4 der Verordnung 
abgedruckt. 



I 'Jö. Mai 1686 ist erst im IV. Ahschnitt 




von der Gemeinde besi eilten Wärters gereini^. nnd des- 
intizirt werden. 

Ob hiernach in dem Seuchenorte neben der Absperrunfj 
der verseuchten Ställe die Ortssperre gemäss ^ :■! der Ver- 
ordnung oder nur die in § 4 erwähnte Massregel einzutreten 
habe, ist jeweils nach dem Ausbrach der Seuche von dem 
Uezirksamte nach Anhören der tiemeiude zu bestimmen, 
;. Him8t.-Krl. vom 8. Novlir. 1890. 
Groasherzogliches Bezirksamt Bretten wird mit Itezug 
auf den Bericht vom 5. d M. Nr. 131)5;^ und in Ansehung der 
langen Dauer der Seuche ermächtigt 
1. hinsichtlich des Vollzugs der §§ 3 . . . der Verordnung vom 
26. Mai 1885 

a) zn gestatten, dass aus seuchenfreien Gehöften der Ge- 
meinden, in welchen die Vorschriften der §§ 3 . . . der 
Verordnung vom 26. Mai 1885 in Kraft stehen, Kälber und 
Schweine zum Zwecke der sofortigen Schlachtung innerhalb 
oder ausserhalb des Amtsbezirks ohne vorausgegangene 
Einholung eines thierärztlichen Gutachtens, jedoch unter 
Beobachtung der übrigen im § 3 der V.-O. vom 26. Mai 
I88fj vorgeschriebenen Vorschriftsmassregeln ( ortspolizeiliche 
Erlaubniss) und dei- weiteren Bedingung ausgelührt werden, 
dass die Thiere während des ganzen Transportes in Fahr- 
zeugen, die nicht mit Wiederkäuern (Rindvieh) bespannt 
sind, und aus denen Streu und Dunger nicht entfallen kann, 
und ohne Berührung mit anderen empfänglichen, nicht zur 
sofortigen Schlachtung bestimmten Thieren nach dem 
Schlachthause gelangen. 

b) Nach Berathung mit dem Grossh. Bezirksthierarzte, soweit 
nicht besondere Bedenken obwalten für Gemeinden, in denen 
die §;! ■"! . ■ ■ der Verordnung vom 2(5. Mai 18Sö in Kraft 
stehen, auf besonderes Ansuchen zu gestatten, dass Milch- 
schweine von Besitzern, dereu Ställe nicht verseucht sind, 
in Kisten, Körben oder Säcken getragen oder in eben- 
solcher Verwahrung auf Fahrzeugen, welche nicht mit 
Wifderkäuern be.spannt sind, zu Markt gebracht werden 
dürfen unter den Bedingungen, 

a) dass derjenige, welcher die Thiere zum Markt bringt, 
mit einem von dem Fleischbeschauer der Herkunfts- 
gemeinde ausgestellten Zeugniss über den seucheufreien 
Zustand der Thiere (§ 7 der Verordnung) versehen ist, 

b) dass auf dem Markte andere Thiere wie Milchschweine 
(Ferkel) nicht feilgehalten werden, und dass an dem 
Marktorte an dem Tage, au welchem der Ferkelmarkt 
abgehalten wird, ein anderer Viehmarkt nicht stattfindet, 

c) dass die Milchschweine (Ferkel) während des Marktes 
nicht auf dem Marktplatze oder an anderen Orten herum- 
laufen oder herumgetrieben werden und 

d) dass die bezeichneten Thiere vom Markt an ihren Be- 
stimmungsort gleichfalls in Kisten, Körben oder Säcken 
getragen oder in ebensolcher Verwahrung auf Fahrzeugen, 
welche nicht mit Wiederkäuern bespannt sind, gebracht 
werden. 



2, Heim Ausbruch der Maul- und Klauenseuche in einer Ge- 
meinde, solange die Seuciie auf einzelne Ställe beschränkt 
bleibt, nur die Sperre der versenchten Ställe, die Gemarkungs- 
sperre aber erst auf Antrag der Orlspolizeibeliörde und ab- 
gesehen von dem Antrajor, nur dann zu erlassen, wenn die 
Seuche eine so grosse Verbreitung in der Gemeinde geftinden 
bat, dass ein Schutz der nodi seui'benfreien Stallungen durch 
die Stallsperre nicht mehr erwartet werden darf. 

3, Das Bezirksamt wird ausserdem angewiesen, Gesuchen um 
Ausfuhr VOM Futter aus unter Orts- oder Gemarknngssperre 
stehenden Gemeinden nach Massgabe des § 8 lit d. der Ver- 
ordnung vom 17. Dezember 1881 thunlichst Rücksicht zu 
tragen, und ebenso zu gestatten, dass seuchenireie Tbiere aus 
seuchenfreien Gehöften nach benachbarten, ebenfalls unter 
Orts- und Gemarkungssperre stehenden Gemeinden ausnahms- 
weise unter den von dem Bezirksthierar:(te anzugebenden 

Sicherheil smassiegeln ausgeführt werden. 

4, Ist darauf Bedacht zu nehmen, dass die Sperrmassregeln als- 
baldnachÄblauf der in§G9derinstruktionzudemSeucbenge8etze 
vom 23. Juni 1880 angegebenen Frist autgeboben werden und 
dessbalb die Ortspolizeibehörden dem Bezirksthierarzte regel- 
mässig von acht zu acht Tagen über den Stand der Seuche 
berichten (g 39 der V. 0. vom 17. März 1881} bezw. der 
Bezirksthierarzt angehalten werde, jeweils nacli Ablauf der 
Berichtsfrist dem Bezirksamt diejenigen Ortspolizeibeliörden 
zu bezeichnen, welche nicht ordnungsmässig berichtet haben. 

JI. Nachricht hiervon sämmtlichen Grossh Bezirksämtern zu ihrem 
Benehmen. 

8. Minist.-Erl. vom 16. Jan. 1891. 

I. Die nach diesseitigem Generalerlass vom 29, April 1SS9 
No. 9475 allgemein angeordnete Reinigung und Desinfektion 
sämmtlicher von der Maul- und Klauenseuche infizirten Käum- 
lichkeiten, der in denselben gebrauchten Geräthscbaften und 
der von der Seuche genesenen Thiere hat nach dei' anliegenden 
im Äffitsverkündigungsblatt /,u veröfi'entlicheuden Anleitung 
durch die Besitzer der betreffenden Käumlichkeiten zu ge- 
schehen. 

Der Vollzug ist durch die gelegentlich der Ausstellung 
von Gesundheitszeugnissen in die Gemeinden kommenden 
Thierärzte, jedenfalls aber durch die Ürtspoli/.eibe bürde, die 
sich hierzu der mit der Anleitung gleichfalls >.u vers(ihendeu 
Fleischbeschauer bedienen kann, zu übei'wachen. Die Grossh. 
Gendarmierie ist mit der Kontrole zu beauftragen. 

Wo weilergehende Anordnungen oder wegen besonderer 
Verhältnisse andere Vorschiriften als die in der Anleitung ge- 
gebenen hinsichtlich der Desinfektion zu treffen sind, hat der 
Bezirksthierarzt dieselben vürzuschlagen. 

Von einer besonderen Absendung des ßezirkstbierarztes 
zur Leitung der Desinfektion ist aber der Kosten wegen 
in allen Fällen Umgang zu nehmen, wu aicht ganz besondere 
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ümstänile, die in den Akten zu verzeichnen sind, die Leitung 
nnd Ueberwachung der Desinfektion durch den Bezirksthier- 
arzt gebieten. 
3. Sodann ist — ebenfalls nach besonderer Prüfung der Sach- 
lage und mit Rücksicht auf eine mögliche Ersjiarung von 
Kosten — die Anordnung zu treffen, dass der Thierarzt nur 
so oft, als unbedingt nöthig ist, die unter Ortssperre nach § ü 
der Verordnung vom 26. Mai 1885 stehenden Gemeinden im 
amtlichen Auftrage besuche und dass, wenn immer thunlich, 
der Besuch der unter Ortssperre gestellten Gemeinden auf 
einen und denselben Tag verlegt, bezw. so wenig als möglich 
Zeit bei dem Geschäft verloren gehe. 
7. Endlich ist von vorliegendem Erlasse den Grossh. Bezirks- 
thierärzten mit dem Anfügen Kenntniss zugeben, dass wegen 
der langen Dauer und der grossen Verbreitung der Seuche 
die äusserste Sparsamkeit geboten sei, um die zahlreichen 
der Staatskasse zufallenden Lasten nicht über die Massen 
anwachsen zu lassen. Man erwarte von ihnen, dass sie bei 
der Stellung von Anträgen für die Vornahme von Geschäften, 
welche den öifentlichen Kassen oder Privaten Kosten ver- 
ursachen, neben der Erwägung der Zweckmässigkeit auch 
Eüeksicht auf die Ersparung von Kosten tragen und iu jedem 
einzelnen Falle reiflich erwägen werden, ob nicht ein aus- 
wärtiges Geschäft wegen Zeit und Geldersparniss mit einem 
anderen auswärtigen Geschäft zweckmässig verbunden oder 
aber das Geschäft nicht ebenso zweckmässig durch Orts- 
behörden oder sonstige Personen an dem betreffenden Orte 
besorgt werden könnte. 
Verfügnngsformulare. 

Um den Vollzug der §§ 39 — 45 der Verordnung vom 17. Uitrz 
18«l, aowie üea g 3 der Verordnung vom 26. Mai 1885 u. a. w. zu 
aichern, sind Verfüg nngsfornmiare an die Bezirkaämter hinaus- 
gegangen. 

9. Minist-Erlass vom 7. Oktober 1892. 

Seit einigen Tagen ist in mehreren Amtsbezirken, ähnlich 
wie in Bayern und einigen anderen Ländern, die Maul- und 
Klauenseuche unter den Rindern mit tödtlichem Ausgange 
verlaufen, wobei die ergriffenen Thiere oft in sehr kurzer 
Zeit zu Grunde gingen. Nach verschiedenen Untersuchungen 
gelangt das Krankheitsgift auf die Herzklappen der Thiere 
und verursacht auf diesem Wege Verstopfungen der Blut- 
gefässe. In Oberbayern sind vor kurzer Zeit in einigen Tagen 
über 300 Stück Kindvieb der bösartigen Form der Seuche 
erlegen. 

Um ähnlichen Schäden zu begegnen, werden die Grossh. 
Bezirksämter veranlasst, überall da, wo die Seuche bösartig 
auftritt, die Sperre sämmtlicher verseuchter Ställe im Sinne 
des Formulars C anzuordnen und insbesondere aufzugeben, 
dass die Stallböden und wenn thunlich auch die Krippen und 
Raufen täglich mit Kalkmilch desinflzirt und die Ställe öfters 
gereinigt und gelüftet werden. 

Wenn erforderlich, ist der Grossh, Uezirksthierarzt von 4 
zu 4 Tagen in die verseuchten Gemeinden zu entsenden. Der- 
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selbe hat die Viehbesitzer über die Behandlung der Thiere 
zu belehren. 

Wenn die Viehbesitzer sich weigern sollten, die von dem 
Hezirksthierarzt empfohlenen Heilmittel an den erkrankten 
Stellen der Thiere (Maul- und Klauen, Euter etc.) anzuwenden, 
so ist zu erheben, warum von den empfohlenen Mitteln 
kein Gebrauch gemacht wird, uud das Ergebuiss anher zn 
berichten. 

Die Grossh. Bezirksämter, in deren Dienstbezirk die 
Maul- und Klauenseuche zwar herrscht, aber noch nicht in 
der bösartigen Gestalt aufgetreten ist, werden gleichfalls er- 
mächtigt, für verseuchte Gemeinden die oben gedachten 
Massnahmen nach Anhörung des Grossh. Bezirksthierarztes an- 
zuordnen. 

10. Mini8t.-Erl. vom 24. Oktober 1892. 

Nachdem die Maul- und Klauenseuche neuerdings eine 
weitere Ausbreitung erlangt und bei den ergriffenen Thieren 
in zahlreichen Fällen einen tödtlichen Ausgang genommen 
hat, sind verschärfte Massregeln zur Bekämpfung derselben 
geboten. 

Die Grossh. Bezirksämter, deren Bezirke verseucht 
oder von der Seuche stark bedroht sind, haben daher 
bis auf Weiteres 

1. Die Abhaltung von Vieh- und Schweiuemärkten zu ver- 
bieten — und 



1 



Grossherzogthum Hessen. 
1. Miuist-Erlass vom 4. Mai 1889. 
Auf Grund des § 18 ff. des Eeichsvieliseuchengesetzes, 
des § 1 der Instruktion zu demselben und bezw. des Art. 11*) 
des Grossh. Hess. Gesetzes vom lä. Juli 1883, die An.sführung 
des Reichsviehseuchengesetzes betreffend, ordnen wir ferner 
bis auf weiteres das Nachstehende an: 

1. Die in § 64 der Reichsinstruktion vorgesehenen Mass- 
nahmen sind schon beim ersten Auftreten der Maul- und 
Klauenseuche in einer Gemeinde zur Anwendung zu bringen, 
insoweit dies nach dem dritten Absatz des § 22 des Eeichs- 
viehseuchengesetües zulässig erscheint. 

Die polizeiliche Erlaubniss zur Ausfuhrung von Vieh 
aus dem Seuchenorte und dessen Feldmark (Abs. 2 des ^ 64 
der Eeichsinstr.) darf nur ertheilt werden auf Grund einer 
Seitens des beamteten Thierarztes an die betreffende 
Polizeibehörde abgegebenen schriftlichen Erklärung, dass 
eine Verschleppung der Seuche durch den beabsichtigten 
Transport des Viehs zur Schlacht statte überhaupt oder 
unter Beobachtung der in der abgegebenen Erklärung be- 
zeichneten Vorsichtsmassregeln nicht zu besorgen sei. 
Den von der Ortspolizeibehörde auszustellenden Erlaubniss- 
schein, welcher Ugben genauer Bezeichnung der wegzu- 

*) Betriflt .lic Tragiiiig (y ÜOBtea- 
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bringenden Thiere den Zweck des Transports, sowie die 

Frist, ionerhalb deren der Transport vollzogen sein mnss, 

den Ölt, an dem die Schlachtung stattfinden soll, nnd die 

zu beobaclitenden Vorsichtsmassregeln angeben muss, hat 

der Führer der Thiere während des Transports mit sich 

zu führen. 

5. Für die Dauer der Seuchengefabr dürfen im Seucbenorte 

Viehmärkte, ausgenommen Pierdem ärkte , nicht abgehalten 

werden (g 28 des Eeicbsgesetzes). Tritt die Seuche in mehr 

als einem Viebstande auf, so ist das Verbot des Abhaltens 

yon Märkten auf 'd Stunden im Umkreise des Seucbenortea 

auszudehnen. 

Auf die einer geregelten veterinärpolizeiliehen Kontrole 
unterstehenden , in geschlossenen Viehhöfen abKUhaltenden 
Scblachtviehmärkte findet obige Vorschrift keine Anwendung, 
i, Die Vorschrift des zweiten Absatzes der Ziffer 1 . . . findet 
keine Anwendung auf Transporte von Schlachtvieh aus den 
einer ständigen Beaufsichtigung durch den beamteten Thier- 
arzt unterstehenden Stallungen (§ 17 des Eeicbsgesetzes) nach 
Scblachtviehhöfen und öffentlichen oder Privatschlachthäusem, 
sowie auf Eisenbahntransporte von Schlachtvieh nach öffent- 
lichen Scblachtviehhöfen oder nach Stallungen der vorher er- 
wähnten Art. 

2. Hlnist-Erl. vom 19 Harz 1801. 
Im Anscbluss an unsere lithographirten Ausschreiben 
vom 4. Mai und . . , 1889 . . . bestimmen wir zur Erleich- 
terung der Ausführung der darin getroffenen Massnahmen das 
Nachstehende: 
, Bei Veröffentlichungen von Ausbrüchen der Maul- und Klauen- 
seuche gemäss Absatz 1 des § 58 der Heichsinstruktion hat 
eine genauere Bezeichnung der verseuchten Uehöfte mit An- 
gabe der Namen der Besitzer zn unterbleiben unbeschadet der 
Bestimmung, wonach das Seuchengehöft am Hauptein[?angs- 
thor oder an einer sonstigen geeigneten Stelle mit der Inschrift 
„Maul- und Klauenseuche" zu versehen ist. (Abs. 2 daselbst.) 
. Die Vorschriften unter Ziffer 1 und 3 des Ausschreibens vom 
4. Mai 1S89 bezw. des § 64 der Reicbsinstruktion sollen im 
vereinzelten Auftreten der Maul- und Klauenseuche in einer 
seither senchenfreien Ortschaft nicht zur Anwendung kommen, 
wenn die Annahme ausgeschlossen ist, dass die Seuche eine 
Verbreitung bereits erfahren haben könne. Die Annahme, 
dass die Seuche innerhalb eines Orts, in dem ein Seuchen- 
ausbruch festgestellt worden ist, eine Verbreitung nicht er- 
fahren habe, ist nur dann gerechtfertigt, wenn entweder die 
Art der Einschleppung mit Sicherheit ermittelt und dabei 
festgestellt worden ist, dass eine Verschleppung der Seuchti 
auf andere Bestände ausgeschlossen war, oder wenn eine 
mindestens 8 Tage nach erfolgter Seuchenfeststellung statt- 
gehabte E.evision aller von der Seuche gefährdeten Vieh- 
bestände des Orts die sonstige Seucheufreiheit desselben er- 
geben hat. In Städten und grösseren Orten kanu die Revision 
auf die von der Senchengefahr hauptsächlich bedrohten Orts- 
theile beschränkt werden. 
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3. In allen Fällen, in welchen angeordnet ist, dass Wiederkäuer 
und Schweine nur ausgeführt werden dürfen, wenn der Führer 
derselben ein thierärztliches Zeugniss über die Herkunft der 
Thiere besitzt, hat das Grossh. Kreisamt auf Anstehen der 
Viehbesitzer der betreffenden Orte den beamteten Thierarzt 
anzuweisen, in diesen Orten je einmal wöchentlich an be- 
stimmten, vorher zu publizirenden Wochentagen sich einzu- 
flnden, um die verlangten Zeugnisse nach vorheriger Revision 
der betreffenden Viehstände auszustellen, Bei der Wahl des 
Wochentags sollen die Wünsche der Viehbesitzer thunlichst 
Berücksichtigung finden. 

Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin. 

1. Terordn. z. Ausf. d. D. R.-A'.-S.-G. — Vom 23. März 18S1. — | 

(Regierungsbl. S. 79.) 

^2 ■ 

Von der Anordnung der Sperre eines Ortes oder einer Feld- 
mark ist Unserem Ministerium, Abtheilung für Medizinal-An- ! 
gelegenheiten, sofort Anzeige zu machen. 

Die näheren Modalitaten, die angemessene Uebei-wachung 
und die Dauer der Sperre unterliegen dem Ermessen des ge- 
dachten Ministeriums. 

Die Einstellung von Vieh- und Pferdemärkten, sowie der 1 
öffentlichen Thierschauen innerhalb des Seuchenortes oder 
dessen Umgegend und der Ausschluss einzelner Viehgattungen 
von der Benutzung der Märkte kann nur von Unserem Mini- 
sterium, Abtbeilung für Medizinal- Angelegenheiten, angeordnet 
werden; 

2. Ministerial-Bek. — Vom 16. August 1886.*) 
Auf Veranlassung des Reichskanzlers wii-d im Interesse 
der Offenhaltnng der deutschen Viehausfuhr hierdurch nach- 
stehendes bekannt gemacht: 
I. Die Ortsobrigkeiten werden darauf aufmerksam gemacht, die 
Ausführung von Thieren aus verseuchten oder der Ansteckung 
verdächtigen Beständen nur iu den in der Bundesraths-In- 
struktion vom 24. Februar ] 881 zugelassenen Fällen und 
unter den dort angegebenen Bedingunijen, sowie dann zu 
gestatten, wenn sie nach sorgfältiger Prüfung üer örtlichen 
Verhältnisse die Ueberzeuguug erlangt haben, dass mit der 
Ausführung der Thiere eine Gefahr der Seuchenverbreitung 
nicht verbunden ist. 
IL Insbesondere zur Vermeidung der Verschleppung der Maul- 
und Klauenseuche werden die Ortsohrigkeiten aufgefordert; 

1. Die zur Bekämpfung dieser Seuche vorgeschriebenen Schutz- 
raassregeln gegebenen Falls mit besonderem Nachdruck zur 
Anwendung zu bringen; 

2. wenn die Maul- und Klauenseuche an einem Ort einen 

frösseren Umfang angenommen hat, die angeordneten 
chutzmassregeln nicht eher aufzuheben, als bis der Be- 



•) Durch Beknnntinacltiing vom 18. Februar 1892 wiederholt in Erinnonui^' 
gebrarlit. 



zirksthierarzt das gänzliche Erlöschen der Seuche am Ort 
festgestellt hat; 

3. Minist-Behanutni. vom 14. Nov. 1889 (Reg.-Bl. S. 159). 

Es wird hierdurch landespolizeilich verordnet, dass bis 
auf Weiteres beim Ausbruch der Maul- und Klauenseuche 
ausser den unter D. (§ 57—69) der Bundesraths-Instruktion 
zum Eeichsvieh Seuchengesetz vom 23sten Junius 1880 vor- 
geschriebenen Sehutzmass regeln zur Anwendung kommen: 

1. Wiederkäuer und Schweine, welche sich auf dem Seuchen- 
gehöft befinden und nicht schon alg krank oder verdächtig 
der Gehöftssperre unterliegen, dürfen nicht anders als mit 
polizeilicher Erlaubniss ans dem Gehöft aasgeführt werden. 

Die Erlaubniss ist nur zu ertheilen, wenn jegliche 
Besorgniss der Verschleppung der Seuche aasgeschlossen ist. 

Wird die Erlaubniss zur Ueberführung der Thiere in 
einen anderen Polizeibezirk gegeben, so ist die betreffende 
Polizeibehörde in Kenntniss zu setzen. 

2. Der Weidegang der unter Ziifer 1 erwähnten Thiere ist 
nur insoweit zuzulassen, als auf der Weide eine Berührung 
mit Vieh aus anderen Gehöften verhindert werden kann. 

3. Unbefugten Personen ist der Zutritt zu den für die kranken 
oder verdächtigen Thiere bestimmten Räumen und Stand- 
plätzen nicht zu gestatten. 

4. IHini8t.-BekauDtiii. vom 5. März 1892 (Eeg.-Bl. S. 65). 

Es wird hierdurch landespolizeilich verordnet: 

Wird der Ausbruch oder der Verdacht des Ansbruchs 
der Maul- und Klauenseuche auf einem Gehöft festgestellt, 
welches Milch in eine Molkerei liefert, so hat die Ortspolizei- 
behörde hiervon die Polizeibehörde des Orts der Molkerei 
unverzüglich zu benachrichtigen. 

Wenn in eine Molkerei die Milch kranker oder ver- 
dächtiger Thiere eingebracht wird, so hat die Ortspolizei- 
behörde Anordnung zu treffen, dass die Sammel- und Mager- 
milch aus der Molkerei nicht anders als in desinflzirtem 
Zustand abgegeben wird. Die Desinfektion muss durch Er- 
hitzen der Milch auf ICKJ" Celsius mittelst Kochens oder Ein- 
leitens heisser Wasserdämpfe geschehen ; das übliche Pasteuri- 
siren der Milch genügt für die Desinfektion nicht und kommt 
dem Kochen nicht gleich. 

Die Polizeibehörde des Seuchenorts ist auch ermächtigt, 
in besonderen Fällen die Ablieferung der Milch kranker oder 
verdächtiger Thiere in die Molkerei überhaupt zu untersagen. 
5, Rundschreiben des Ministeriuins vom 18. Jaui 1892. 

Das unterzeichnete Ministerium sieht sich in Bezug auf 
die Unterdrückung der Maul- und Klauenseuche zu nach- 
stehenden Bemerkungen veranlasst: 

Bricht in einem Orte die Maul- und Klauenseuche aus, 
so kommt es darauf an, dieselbe schnell zu unterdrücken und 
zu verhindern, dass der Ansteckungsstoff sich weiterverbreitet. 
Die Schutzmassregeln sind deshalb ohne Verzug und mit 
äusserstem Nachdruck in Gemässheit des §57 ff. derBundes- 
rathsinstruktion zum Reichs-Yiehseuchen- Gesetz, sowie der 
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landeBpolizeilichen Verordnungen vom 18. Februar nnd 5. Mär/ 
d. Js. CKeg.-B]. ISttS No. 7, Amtl. Beilagen, und No, 9) zur 
Anwendung zu bringen. Namentlich müssen die kranken und 
verdächtigen Wiederkäuer und Schweine sogleich der öehüfts- 
sperre nach Vorschrift des § 59 der Instruktion unterworfen 
werden, und ist sorgfältig Vorkehrung f.u. treffen, dass die 
gesperrten Thiere auf der Weide nicht mit Vieh aus anderen 
Gehöften in Berührung kommen, und dass die kranken Thiere 
keine Wege und Weiden betreten, welche von gesunden Thieren 
aus anderen Gehöften benutzt werden. 

Gelingt es trotzdem nicht, die Seuche zu begrenzen, hat 
dieselbe vielmehr einen grösseren Umfang im Orte angenommen, 
so erscheint es in der Regel richtig, die Spernnassregeln zu 
Gunsten der seuchenfreien Gehöfte des Orts in dem bisherigen 
Umfang nicht aufrecht zu erhalten, weil bei der Fortdauer 
der Beschränkungen bezüglich des Weideganges und der Feld- 
arbeit der gesperrten Thiere die verseuchten Gehöfte all- 
mählich übermässigen wirthschaftlichen Schaden erleiden und 
vor allem die Seuclie iu die Länge gezogen, der Ansteckungs- 
stoff fortwährend im Ort erhalten und so die Gefahr begründet 
wird, dass sieh die Seuche im Laufe der Zeit auf die benach- 
barten Ortschaften überträgt. Aus diesen Erwägungen be- 
stimmt der § 64 der Instruktion, dass, wenn die Seuche fn 
einer Ortschaft eine grössere und allgemeinere Verbreitung 
gewonnen hat, die Polizeibehörde den Seuchenort und dessen 
Feldmark gegen das Durchtreiben von Wiederkäuern und 
Schweinen absperren und bestimmen kann, dass die Aus- 
führnng von Thieren dieser Art aus dem Seuchenort nnd 
dessen Feldmark nur mit polizeilicher Erlaubniss erfolgen darf. 
In diesem Falle hören innerhalb der Ortschaft die Be- 
schränkungen des 8 59 der Instruktion hinsichtlich des Weide- 
gangs und der Feldarbeit der kranken und verdächtigen 
Thiere auf, und sind dagegen in dieser Beziehung nach § (i4 
Abs. 3 der Instruktion solche Beschränkungen anzuordnen, 
welche sich vernoth wendigen, um eine üebertragung der Seuche 
in die seuchenfreien Viehbestände der benachbarten Ort- 
schaften zu verhindern. 

Im übrigen wollen die Ortspolizeibehörden dem unter- 
zeichneten Ministerium sofort anzeigen, wenn in einer Ort- 
schaft ihres Bezirks die Maul- und Klauenseuche eine grössere 
und allgemeine Verbreitung erlangt hat, so dass es von Be- 
deutung wii'd, die polizeilichen Massregeln hauptsächlich nach 
dem Gesichtspunkt des Schutzes der umliegenden Ortschaften 
zu bestimmen, nnd für die Sperrung des Orts und seiner Feld- 
mark mit Rücksicht auf § 2 Abs 3 der Verordnung vom 
23. März 1881 zur Ausführung des Reichsviehseuchengesetzes 
Vorschläge wegen der näheren Modalitäten nnd der ange- 
messenen üeberwachung bezw. der Dauer der Sperre machen. 
i. Hinist. Bekaniitm. vom 15. Oktober 1892 (Reg. Bl. S. 208). 

Nachdem die Maul- und Klauenseuche in den Veterinär- 
bezirken Gadebusch, Wismar, Rostock, Güstrow und Gnoyen 
grosse Ausdehnung erlangt hat, wird auf Grund des § 20 des 
Reichsviehseucbengesetzes und des § 1 der Bundesraths- 
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Instruktion hierdiiich landespolizeilich verordnet, daas alle in 

den genannten Veteriuärbezirken gelegenen Molkereien, die. 
Sammel- und Magermilch bis auf Weiteres nicht anders als 
in desinfizirten Zustand abgeben dürfen. Die Desinfektion 
geschieht nach Vürsehrift des Abs. 3 Satz 2 der Verordnung 
vom 5. März ds. Js,, betreffend die Molkereien (Reg.-Biatt 
1899 Nr. 9). 
7. Mim8t.-Verordn. vom 15. Oktober 1892. ~ (Keg.-Bl. S. 208). 
Es wird hierdurch auf Grund des § 1 der Bundesraths- 
iustruktion zum Reichsviehseuchengesetz landespolizeilich 
verordnet: 

1. dass in allen Fällen der Maul- und Klauenseuche die 
in § 67 Abs. 2 der Instruktion der Eegel nach lediglich für 
Viehhöfe oder Gasthöfe vorgeschriebene Desinfektion der 
Räumlichkeiten und zwar, was den § 9 der Anweisung für 
das Desinfektionsverfahren betrifft, mit der Massgabe zu 
erfolgen hat, dass die Ausräucherung der Räumlichkeiten 
unterbleibt, mit dicker Kalkmilch aber nicht bloss die Ställe 
und öerätiischaften, sondern auch die Klauen der Thiere 
abgeschlämmt werden; 

2. dass au Stelle des § 69 Abs. 1 der Bundesraths- 
instruktion nachstehende Bestimmung tritt: 

Die Seuche gilt als erloschen und die angeordneten 
Schutzmass regeln sind aufzuheben, wenn in dem Gehöft, der 
Ortschaft oder dem weiteren Umkreise, auf welche die 
Schutzmassregelu sich beziehen, innerhalb 14 Tagen kein 
neuer Erkrankuugsfall vorgekommen und die vorschrifts- 
mäasige Desinfektion geschehen ist, und für den Fall, dass 
die Seuche an einem Ort einen grösseren Umfang ange- 
nommen hat, wenn der Bezirksthierarzt das gänzliche Er- 
löschen der Seuche am Ort festgestellt hat. 



Grossherzogthum Mecklenburg-Strelitz. 
8. Lnudesli. Yerordn. f. d. Herzogthum Htrelitz z. Ausf. 
d. D -V.-S.-Ü. — Vom 2H. Mäi-z 1881. 
§ 2. Von der Anordnung der SpeiTC eines Ortes oder einer Feld- 
mark ist Unserer Landesregierung sofort Anzeige zu machen. 
Die näheren Modalitäten, die angemessene üeberwachung 
und die Dauer der Sperre unterliegen dem Ermessen Unserer 
Landesregierung. 

Die Einstellung von Vieh- und Pferdemärkten, sowie der 
öffentlichen Thierschauen innerhalb des Seuchenortes oder 
dessen Umgegend und der Ausschluss einzelner Viehgattungen 
von der Benutzung der Märkte kann nur von Unserer Landes- 
regierung angeordnet werden ; 
•i. Desgleichen für das Fürstentham Ratzeburg vom 23. März 1881. 
(Wie unter Ziffer 1.) 
3. Itekanntmachung der Laudesreg. vom 24. August 1886.*) 
Wörtlich wie bei Mecklenburg-Schwerin unter Ziffer 2.) 



G-rossh. Oldenburg. 

1. Yerordnnng für das Herzogthntn Oldenbarg z. Aiisf. d, D. It.- 
V.-N.-G. — Von 28. März 1881. — (Ges.-Bl. f. Oldenburg Bd. 20 S. 15). 
Art. 8, Die Anordnung der in den §§ 22 u, 2iJ des Reichsgesetzes 

genannten SchutzniJissregeln steht dem Amte, die Anordnung 
der in den §§ "24, 28 und 29 des Eeichsgesetzes erwähnten 
Schutzmaasregeln, soweit nicht hinsichtlich der Tödtung(S 24} 
im Einzelnen anders bestimmt ist, dem Staatsministerium, 
Departement des Innern, zu. 
Art. 9. Die Anordnung der Tödtung in Gemässheit des § 25 des 
Eeichsgesetzes steht dem Amte zu. 

2. Desgleicheu fiir das Fflrstenthuni Lübeck. — Vom 28. März 

1881. — (Ges.-Bl. f, Lübeck Bd. 17 S. 539.) 
Art. 2. Der Regierung steht zu: 



5. Die Anordnung der in den §§ 22, 23, 24, 28, 29 des Eeichs- 
gesetzes genannten Schntzmassregelu ; 

6. Die Anordnung der Tödtung in Gemässheit des § 25 des 

Rp.il>llt!0-flBPt.7PB ■ 



3. Desgleichen fßr das Ffirstenthum Birkenfeld. — Vom 28. März 
1881. — (Ges.-Bl. für Birkenfeld Bd. 9. S. 493.) 

Art. 8. Die Anordnung der in den §§ 22, 23, 24, 28 und 29 des 
Reichsgesetzes genannten Schutzmassregeln steht der Re- 
gierung zu, soweit nicht hinsichtlich der Tödtung (§ 24) im 
Einzelnen anders bestimmt ist. 

Art, 9. Die Anordnung der Tödtung in Gemässheit des § 25 des 
Eeichsgesetzes steht dem Bürgermeister zu. 

Herzogtham Braunschweig. 

1. Herzog]. Verordniing z. Äusf. des D. ft.-V.-S.-G. — Vom 30. März 

1881. — Ges.- und Verordn.-Smralg. S. 75). 

§ 2 

Die Anordnung der Schatzmassregeln (§§ 18—56 1. c.)*) 
ist Sache der herzoglichen Kreisdirektion resp. bezüglich der 
StadtBraunschweig der herzoglichen Polizeidirektion daselbst. 

2. Reskript des Staatsmlnisteriams Tom ?. Juli 1S86. 

Demgemäss bestimmen wir hierdurch, 

dass seitens der Polizeibehörden in Zukunft mit aller Strenge 
auf die Anwendung der nachstehenden verschärften veterinär- 
polizeilichen Massregeln gehalten werde: 
1, Bei umfangreicherer Verseuchung eines Ortes sind die an- 
geordneten Tilgungsmassregeln von der Ortspolizeibehörde 
nicht früher aufzuheben, als bis das völlige Erlöschen der 
Seuche an dem Orte durch den Kreisthierarzt festge- 
stellt ist. 
4. Bei jeder umfangreicheren Verseuchung einer Gegend ist 
nicht nur in dieser, sondern auch in angemessener Ent- 

*) Des HeicbsviehseucliengBBetzea, 
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fernnng von ■ derselben die Abhaltung von Viehmärkten, — 
mit Ausnahme der Pferdemärkte — auf Grund des §64 der 
Eundesraths -Instruktion zu untersagen. Die Beachtung 
dieser Vorschrift seitens der Ortspolizeibehörden ist strenge 
zu überwachen, da die letzteren erfahrun^smässig bisweilen 
Anstand nehmen, die Abhaltung von Viehmärkten wegen 
Verbreitung der Maul- und Klauenseuche zu verbieten. 
5. Die Ausführung von Wiederkäuern nnd Schweinen aus 
verseuchten Orten soll — soweit sie nach § 64 der Bundes- 
raths-Instruktion überhaupt zugelassen werden darf — von 
den Ortspolizeibehörden nur gestattet werden, wenn die- 
selben nach sorgfältiger Prüfung der lokalen Verhältnisse 
die üeberzeugung gewonnen haben, dass mit der Ausführung 
der Thiere eine Gefahr der Seuchenverschleppung nicht 
verbunden ist. Dies wird allen Ortspolizeibehörden eines 
Kreises jedesmal ausdrucklich zu eröifnen sein, wenn in 
dem Kreise die Maul- nnd Klauenseuche in grösserer Ver- 
breitung auftritt. 

Herzogthum Sachsen-Meiningen. 
1. Aasschreibeu des Staatsministeriums z. Ansf. d. D. R.-Y.-8.-G. 

Vom 31. März 1881. — (Samml. der Ausschr. der landesh. Oberbeh. 
Band 8. S. 17.) 
Dem Staatsministerium, Abtheilung des Innern, bleiben vor- 
behalten: 

4. vorbehaltlich vorläufiger Verfügung des Herzoglichen Land- 
raths in dringlichen Fällen — die Sperre eines Orts oder 
einer Feldmark (Reichsgesetz § 22 Abth. 3) und die 
Einstellung der Vieh markte und der Öffent- 
lichen Thierschauen, sowie der Ausschluss einzelner Vieh- 
gattungen von den Märkten (das. § 28, Instruktion § 64, 
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7. Die der „höheren Behörde" in der In- 
struktion § 59 Abs. 2 vorbehaltenen Mass- 
regeln ; 

8. die Anwendungen unter Ziff. 4, 

2. Yerordnnng des Staatsininisteriums vom 3. Juli 1886. 

Bereits mit Verfügung vom 22, April v, J. haben die 
Herzoglichen Landräthe mit Rücksicht auf die erheblichen 
Ausfuhrstörungen, welche selbst aus vereinzeltem Vorkommen 
der Maul- und Klauenseuche bei zur Ausfiihr bestimmten 
Rindern, Schafen und Schweinen erwachsen waren und mit 
Rücksicht auf den lähmenden Einfluss, den solche Störungen 
auf den gesammten Viehhandel auszuüben pflegen, veranlasst, 
dafür Sorge zu tragen, dass jeder Verschleppung der in ihren 
nachtheiligen Wirkungen nicht selten unterschätzten Maul- 
und Klauenseuche thnnlichst und mit allen gesetzlichen Mitteln 
vorgebeugt werde, und dass insbesondere die Herzoglichen 
Amtsthierärzte dem etwaigen Vorkommen der Seuche aaf 
Märkten und bei Transporten von Vieh ihre volle Aufmersam- 
keit schenken. 
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Eine Mittheilung des Herrn Reichskanzlers giebt uns 
Aniass, auf unsere erwähnte Verfügung und auf die Noth- 
Wfindigkeit einer strengen Beobachtung der in der Bundesraths- 
Instruktion zitr Ausführung des Reichsviehseuchengesetzes in 
den §§ 57 bis 69 über die Tilgung der Maul- und Elaueu- 
seucne gegebenen Vorschriften hierdurch nochmals hinzu- 
weisen. 

Wir bestimmen hierbei noch Folgendes: 
1. Bei umfangreichen Verseuchungen eines Orts sind die an- 
geordneten Tilgungsmassregeln nicht früher aufzuheben, 
als bis das völlige Erlöschen der Seuche an dem Orte 
durch den Ämtsthierarzt festgestellt ist. 

3. Wir beabsichtigen, bei umfangreichen Verseuchungen einer 
Gegend nicht nur in dieser, sondern auch in angemessener 
Entfernung von derselben die Abhaltung von Viehraärkten 
— mit Ausnahme der Pferdemärkte — auf Grund des g 64 
der Bundesraths-Instruktion zu untersagen. 

Der Herzogliche Landrath wolle nns daher auch un- 
aufgefordert von dem Umfange von Verseuchungen irgend 
erheblicherer Ai't stets in angemesaeuer Weise in Kenntniss 
setzen und erhalten. 

4. Die Ausführung von Wiederkäuern und Schweinen aus 
verseuchten Orten ist — soweit sie nach § 64 der Bundes- 
raths-Instruktion überhaupt zugelassen werden darf — nur 
dann zuzulassen, wenn nach sorgfältiger Prüfung der lokalen 
Verhältnisse die Ueberzeugung gewonneu worden ist, dass 
keinerlei Gefahr der Seuchenverschleppung besteht. 



Herzogthum Sachsen-Koburg-Gotha. 
Minist-Verfg. vom 27. März 181)2. 

Wie die Erfahrung zeigt, haben die bisher gegen di( 
Verbreitung der Maul- und Klauenseuche angewendeten Mass- 
regeln den erwarteten Erfolg nicht gehabt. Es muss deshalb 
darauf Bedacht genommen werden, weitere Vorkehrungen zu 
treffen, welche geeignet sind, im Zusammenwirken mit den 
bisherigen Massnahmen dem vorhandenen Missstand wirksamer 
als bisher zu begegnen. 

[n diesem Sinne sind folgende Punkte ins Auge zu fassen: 

2. Nach erfolgtem Seuchenaushruch sind die Sencbenställe 
täglich nach spezieller Vorschrift des Bezirksthierarztes 
zu desinfiziren. 

3. Während der Seuche ist der Verkehr auf dem Gehöft 
thunlichst einzuschränken, vor allem ist Nachbarn und 
sonstigen Personen der Zutritt zu dem Gehöfte und Stall 
zu versagen. 

4. Die Behandlung der seuchenkranken Stücke ist thunlichst 
nur von einer Person zu besorgen. 

5. Im Seuchenstall ist ein Waschbecken mit zweiprozentiger 
EarboUösung aufzustellen. Jede Person, welche aus dem 
Stall hinausgeht, hat vorher die Hände zu waschen, auch 
das Schahwerk von Stroh, Dünger etc. rein zu machen. 
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6. Personen, welche im Seuchengehöft wohnen, haben sich 

des Verkehrs ausserhalb desselben thunlichst zu enthalten. 
Vor dem Verlassen des Gehöfts sind — wenn irgend 
thunlich — die Kleider zu wechseln. 

7. Während der Seuche ist das Hinausbringen von Stroh und 
Rauhfutter aus dem Seuchengehöft zu vermeiden. 

'6. Nach dem Erlöschen der Seuche ist der gesammte im 
Seuchenstall anfällig gewordene Dünger nach vorschrifta- 
mässiger gründlicher Desinfektion unter Uebnng der nöthigen 
Vorsicht auf das Land auszufahren. 

9. Zugleich mit der Schlussdesinfektion sind diejenigen Kleider, 
welche von Personen in dem Seuchenstall getrafren worden 
sind, gründlich zu reinigen, wenn thunlich, auszukochen 
{insbesondere die Beinkleider). 

Das (der) etc. wird veranlasst, flir thunlichste Ver- 
breitung dieser Vorschriften in den betheiligten Kreisen 
und flir gehörige Belehrung und Verständigung der Land- 
wirthe im Sinne dieser Massnahmen Sorge zu tragen. 



Herzogthum Anhalt. 
Bekanntmachung des StaatsminiNteriums vom 23. April 1881. 
(Ges.-Samml. S. 199.) 
Die vom Buudesrath des Deutschen Reiches beschlossenen 
und am 24. Februar d. Js. in Nr. 8 des Zentral blattes für 
das Deutsche Reich publizirte Instruktion zur Ausführung 
der §§ 19 bis 29 des Reichsgesetzes vom 2il. Juni 1880, be- 
treffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, 
wird hierdui'Ch zur öffentlichen Kenntniss gebracht. 

(Folgt der Abdruck der bundesräthlicheu Instruktion zum 
Reichs viehsench engesetz.) 

2. Verf. der Reg. vom 26. Nov. 1891. 

Die schnelle Verbreitung, welche die Maul- und Klauen- 
seuche in letzter Zeit gewonnen hat, und die Heftigkeit der 
einzelnen Erkrankungen lassen befürchten, dass auch in 
diesem Jahre eine grössere Seucheninvasion bevoi'steht. 

Um die Gefahr nach Möglichkeit einzuschränken, nehmen 
wir Veranlassung, auf die genaueste Durchführung der in dem 
Seuchengesetz vom 23. Juni 1S8Ü und der dazu gehörigen 
Instruktion vorgeschriebenen Präventivmassregeln hinzuweisen 
und namentlich darauf aufmerksam zn machen, dass nicht 

nur die Seuchengehöfte, 

gründlich zu desinflziren sind. Ausser- 
dem ist von der Bestimmung des § 64 der Instruktion, nach 
welchem bei grösserer und allgemeiner Verbreitung der Seuche 
das Durchtreiben von Wiederkäuern und Schweinen durch 
den Seuchenort verboten werden kann, in ausgiebigster Weise 

Gebrauch zu machen 

und, falls die Seuche*) vorgeftinden wird, 

die Bestimmungen des § 66 der Instruktion ungesäumt und 

*) bei Schweine treibhuerdeii. 
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aufs Streugste zor Äusfiihning zu bringen. Erfordert das 
veterinärpomeüiche Interesse die Aufhebung von Viehmärkten, 
so sind die bez. Anträge rechtzeitig einzureichen (§ 64 der 
Instruktion.) 

Die Herzogl. Kreisdirektionen haben den Ortspolizei- 
behörden ihres Bezirks von vorstehender Verfügung Kenntnis 



Fürstenthum Beuss ä. L. 
Laudesherrl. Verordn. z. Aosf. d. D. B.-V.-S.-U. 



§3. 



- (Ges.-Samml. I. Halbj. S. 9.) 



Die in den §§64 .... der hierbei abgedruckten 
Instruktion des Bundesraths der höheren Polizeibehörde 
zugewiesenen Funktionen werden von dem nach S 1 dieser 
Verordnung zu ernennenden ständigen Regierungskommissär 
beziehentlich dessen Stellvertreter ausgeübt (vergl. § 9 dieser 
Verordnung.) 
. Die Anordnung der Einstellung der Vieh- und Pferdemärkte, 
der Öffentlichen Thierschauen innerhalb des Seuchenorts oder 
dessen Umgegend, sowie des Ausschlusses einzelner Vieh- 
gattungen von den Märkten (§ 28 des Reichsgesetzes) steht 
dem ßegierungskommissar zu. 

Fürstenthum Lippe. J 

Verf. der Reg. vom 13. August lt^y2. 

Da die Maul- und Klauenseuche in den letzten Wochen 
sich immer mehr verbreitet hat, ist eine erhöhte Thätigkeit 
von Seiten aller Organe der Veterinär-Polizei nöthig. Es 
werden deshalb sämmtliche Verwaltungsämter und Magistrate 
angewiesen, auf das Genaueste und Strengste die Vorschriften 
des Reichsgesetzes vom 23. Juni 1880, betr. die Abwehr und 
Unterdrückung von Viehseuchen, sowie der Instruktion zur 
Ansfühning desselben zu beachten und zu befolgen, die 
Durchführung der demgemäss vorzuschreibenden Massregelu 
zu überwachen und nöthigenfalls gegen Widersetzliche mit 
aller Strenge vorzugehen. 

Namentlich ist es zu verhindern, dass kranke oder ver- 
dächtige Thiere auf Weiden oder Huden gebracht oder auch 
nur auf Wegen getrieben werden, auf denen sie mit gesunden 
Thieren in Berührung kommen können , resp. welche von 
solchen benutzt werden. 

Ferner wird zu beachten sein, dass die Milch von 
kranken und verdächtigen Thieren nicht vei'kauft, auch nicht 
zu den Molkereien gebracht werden darf; dass Dünger aus 
einem Seuchenstalle nicht über öffentliche Wege gefahren 
werden darf; jeder Verkehr des Gesindes von Gehöften, wo 
die Seuche ausgebrochen ist, mit den Leuten seuchenfreier 
Höfe möglichst zu beschränken. 

Erlaubniss zum Hinausbringen kranker oder verdächtiger 
Thiere aus dem gesperrten Gehöfte oder Orte ist nur in den 
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allerseltensten Fällen zu ertlieilen, und auch dann ist der 
Transport iiur per Wagen zu gestatten. 

Um der Regierung die üeberzeugnng zu verschaffen, 
dass die genaueste Befolgung des Gesetzes geübt wird, genügt 
von jetzt an bei den Anzeigen über neue Erkrankungen nicht 
nielii" der Vermerk: „Die gesetzlich vorgeschriebenen Mass- 
regeln sind augeordnet", sondern es müssen die letzteren ein- 
zeln und namentlich aufgeführt werden. 

Bei den Anzeigen vom Erlöschen der Maul- und Klauen- 
seuche wird eine Angabe über vorsehriitsmässlge Desinfektion 
der von kranken Thieren benutzten liäumlichkeiten erwartet. 

Freie und Hansestadt Lübeck. 
. D. R.-V.-S.-G. — Vom 12. Mai ]881. — {S. d. Lüb. 



§ !■ 



Bekanntm. u. Verordn. S. 37.) 



Dem Medizinalamte werden auch die Befugnisse der höheren 
Behörde und der höheren Polizeibehörde — §§ 59, 64 der 
vom Bundesrathe zur Ausführung der §§ 19 bis 29 des Reichs- 
gesetzes erlassenen Instruktion vom 12. Februar 1881 (Central- 
blatt f. d. deutsche Eeich S. 36) — übertragen. 

Elsass-Lothringen. 
Sünist-Yerordnangeii. — Vom 18. November 1889. 

Auf Grund der §§ 20 und 28 des Beichsgesetzes vom 
23. Juni 1880, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von 
Viehseuchen {Eeichsgesetzbl. S. 153) und des § 1 der hierzu 
laut Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 24. Februar 
1881 erlassenen Instruktion des Bundesraths wird verordnet; 
i; 2. Aus Gemeinden, in denen Mau!- und Klauenseuche oder 
Lungenseuche ausgebrochen ist, darf während der Dauer der 
Seuche Vieh (Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen) nur mit 
ortspolizeilicher Genehmignng und allein zum Zwecke sofor- 
tiger Schlachtung weggebracht werden. Die Genehmigung 
darf nur ertheilt werden auf Grund der schriftlich der Orts- 
polizeibehörde gegenüber abgegebenen Erklärung eines appro- 
bierten Thierarztes, dass eine Verschleppung der Seuche 
durch den beabsichtigten Transport des Viehs zur Sehlacht- 
stätte überhaupt oder unter Beobachtung der von dem Thier- 
arzte bezeichneten Vorsiclitsmassregeln nicht zu besorgen sei. 
Den von der Ortspolizeibehörde auszustellenden Erlaubniss- 
schein, welcher neben genauer Bezeichnung der wegzubrin- 
genden Thiere, den Zweck des Transports, sowie die Frist, 
innerhalb deren der Ti'ansport vollzogen sein muss, dem Ort, 
an dem die Schlachtung stattfinden soll, und die zu beob- 
achtenden Vorsichtsmass regeln angeben muss, hat der Führer 
der Thiere während des Transports mit sich zu führen. 

Die Ortspolizeibehörden der verseuchten Gemeinden 
sind auf die Bestimmungen dieses Paragraphen seitens des 
Kreisdirektors jeweils beim Ausbruche der Seuche behufs 
geeigneter Bekanntmachung besonders aufmerksam zu 
macheu. 
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§ 7. Ist der Ausbruch der Maul- und Klauenseuche oder der 
Lungenseuche in einem Marktorte festgestellt, so ist die Ab- 
haltung; von Viehmärkten daselbst bis zum Erlöschen der 
Seuche vom Kreisdirektor (Polizeidirektor) zu verbieten. 

In den" Staaten : Sachsen ■ Weimar, Sachsen -Altenburg, 
SGhwarzburg-Sondershausen,Schwar2burg-Kudolstadt,WaldecK, 
Reuss j, L., Schaumburg-Lippe, Bremen und Hamburg sind 
keine besonderen, diesbezüglichen Anordnungen erlassen 
worden. 



d) Unterrichtung der Behörden über den Seuchenstand 
in den benachbarten Bezirken. 



Deutsches '. 
Rundschr. des Beichskanzlers. — 

Seitens der Grossherzog]. 



eich. 

Vom 8. Dezember 1; 
hessischen Regierung ist es 



1 



hier als ein Misstand zur Sprache gebracht, dass im Fall des 
Ausbruches der Maul- und Klauenseuche in einem an einen 
anderen Bundesstaat angrenzenden Bezirk die betheiligten 
Verwaltungsbehörden des Nachbarstaates vielfach erst ver- 
spätet von dem Seuchenfalle Kenntniss erhalten und in Folge 
dessen nicht rechtzeitig die zur Verhütung der Einschleppung 
geeigneten Anordnungen treffen können. 

, Um diesem Missstande abzuhelfen, hat der Königlich 
preuss. Herr Minister für Landwirthschaft etc. mittels der 
abschriftlich anliegenden Zirkular Verfügung vom 25. v. M, die 
Landräthe der betheiligten Grenzkreise anweisen lassen, die 
amtlichen Blätter der Nachbarbehörden regelmässig auf die 
darin zur Veröffentlichung gelangenden Nachrichten über den 
Ausbruch und das Erlöschen der Seuche (§§ 58 und (j9 der 
Instruktion vom 12./24. Februar 1881, Zentralblatt für das 
Deutsche Reich S. 36) durchzusehen. 

Indem ich .... ergebenst anheimstelle, für die Grenz- 
bezirke des dortseitigen Staatsgebietes eine gleichartige An- 
ordnung treffen zu wollen, werde ich eine gefl. Rückäusserung 
mit verbindlichem Danke erkennen. 

Königreich Preussen. H 

1. Erlas.s des Minist, f. Landw. etc. — Vom 15. Oktober 1888. -^ 

(Betrifft den Austausch von amtlichen Miltheilungen über den 
Stand der Tbierseuchen mit den Behörden der benachbarten 
Bundesstaaten.) 

2. Ei'lass des Minist, f. Landw. etc. — Vom 25. November 1889. — 

Durch meine Verfügung vom lö. Oktober V. J. (I 10863. H.) 
habe ich Eurer Hochwohlgeooren den Austausch von monat- 
lichen MittlieÜungen über den Stand der Tbierseuchen mit den 
Behörden der benachbarten Bundesstaaten empfohlen, damit 
die Polizeibehörden in die Lage versetzt werden, einer drohen- 
den Seucheneinschleppung durch Anordnung geeigneter Schutz- 
massregeln rechtzeitig entgegenzutreten. 



Dieser Zweck ist dem Vernehmen nach nicht immer er- 
reicht worden, weil den Polizeibehörden auf diesem Wege bis- 
weilen die Nachrichten über Seuchausbrüche im Nachbarstaate 
zu spät zugehen. 

Deshalb erscheint es mir zweckmässig, dass die Land- 
räthe der betheiligten Grenzkreise angewiesen werden, die 
amtlichen Publikationsorgane der Behörden in den deutschen 
Nachbarstaaten regelmässig auf die darin etwa enthaltenen 
Bekanntmachungen über Seuchenansbrüche u, s. w. durch- 
zusehen, damit sie eintretenden Falls bei drohender Seuchen- 
gefahr schleunigst die f;eeigneten veterinärpolizeilichen An- 
ordnungen treffen bezw. veranlassen können. 

Euer Hochwohlgeboren ersuche ich ergebenst, hiernach 
die betheiligten Landräthe mit entsprechender Instruktion zu 
versehen. 

In den übrigen deutschen Bundesstaaten sind ähnliche 
Anordnungen getroffen worden. 

Anhang: Belehrung der Viehbesitzer. 
Um mannigfache Vornrtheile der Viehbeaitzer zu be- 
seitigen und die ländliche Bevölkerung zur Mitwirkung an 
der Seuchenbekämpfung anzuhalten, sind von Seiten der 
Landesbehörden nicht nur amtliche Belehrungen hinaus- 
gesehen, sondern auch die Bezirksbehörden und beamteten 
Thierärzte in zahlreichen Erlassen angewiesen worden, durch 
Veröffentlichungen in der Tagespresse, durch Haltung von 
aufklärenden Vorträgen etc. etc. die Viehbesitzer zu be- 
lehren. 



2. Besondere Vorschriften für Schlachtvieh höfe und öffent- 
liche Schiachthäuser. 
Deutsches Reich. 

1. RfliehsTiehsenchen^esetz. — Vom 23. Juni 1880. ~ (R.-G.-Bl. 
S. 153). 

§ 53 

Auf die ebier geregelten veterinärpolizeilichen Kontrole 
unterstellten Schlachtviehhöfe und öffentlichen Schlachthäuser 
und das daselbst auigestellte Schlachtvieh finden die vor- 
stehenden Bestimmungen dieses Gesetzes mit denjenigen 
Aenderungen Anwendung, welche sich aus den nachfolgenden 
besonderen Vorschriften ergeben. 

§ 54. Wird unter dem daselbst aufgestellten Schlachtvieh der Aus- 
bruch einer übertragbaren Seuche ermittelt, oder zeigen sich 
Erscheinungen bei demselben, welche nach dem Gutachten 
des beamteten Thierarztes den Au.sbruch einer solchen 
Seuche befürchten lassen, so sind die erkrankten und alle 
verdächtigen Thiere sofort in polizeiliche Verwahrung zu 
nehmen und von jeder Berührung mit den übrigen aus- 
zuschliessen. 
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§ 55. Soweit die Art der Kranklieit es gestattet (vergl. §§ 31, 36, 
43), kann der Besitzer des erkrankten oder verdächtigen 
Schlachtviehs oder dessen Vertreter angehalten werden, die 
sofortige Äbschlachtung desselben unter Äufsiclit des beamteten 
Thierarztes in den dazu bestimmten Bäumen vorzunehmen. 

Diese Massregel kann in dringenden Fällen auf alles 
andere, in der betreffenden Räumlichkeit vorhandene, für die 
Seuche empfängliche SchlachtTieh ausgedehnt werden. 

§ 56. Nach Feststellung des Seuchenausbruchs können Schlacht- 
viehhöfe oder öffentliche Schlachthäuser für die Dauer der 
Seuchengefabr gegen den Abtrieb der für die Seuche empfäng- 
lichen Thiere abgesperrt werden. 

Strengere Abspen'ungsmassregeln dürfen nur iu dringenden 
Fällen angewendet werden. 

3. lostnikt. des Bundesraths zum Beichsviehseuchengesetz. — 

Vom 12. Febr. 1881. — 
§ 2. Auf die einer geregelten veterinärpolizeilichen Kontrole unter- 
stellten Schlachtvielihöfe und öffentlichen Schlachthäuser 
und das daselbst aufgestellte Schlachtvieh finden die Vor- 
schriften dieser Instniition nur insoweit Anwendung, als sie 
mit den Anordnungen der ä§ 53 bis 56 des Gesetzes ver- 
einbar sind. Insbesondere finden auf die genannten Anstalten 
die Bestimmungen dieser Instruktion über die öffentliche 
Bekanntmachung der Seuchenausbrüche und über die Ver- 
kehrsbeschränkungen in Betreff' des Viehes und der mit den- 
selben iu Berührung kommenden Personen keine Anwendung, 

%ei 

Die von fremden kranken Thieren benutzten Räumlich- 
keiten auf Vieh- oder . . , hüfen sind der Anordnung 
des beamteten Thierarztes entsprechend sofort unter polizei- 
licher Ueberwachung zu desinfiziren. 

Anlage A znr Bundesrathsinstriiktion: 

§ 14 

Von ft'emden kranken Thieren benutzte Räumlichkeiten 
auf Viehhöfen .... müssen nach § 9 dieser Anweisung 
desinfizirt werden. 



Königreich Preussen. 
Ausf.-GS. z. D. B.-V.-8.-G. — Vom 12. März 1881. — 
(Gesetz-Samml. S. 128.) 
J II. Bezüglich der hchlachtviehhöfe und öffentlichen Schlacht- 
häuser und des daselbst aufgestellten Schlachtviehs (§§ 53 bis 
56 des Reichsgesetzes) werden die polizeilichen Aratsver- 
richtungen von derjenigen Stelle wahrgenommen, welcher 
die unmittelbare veterinärpolizeiliche Beaufsichtigung der 
betreffenden Räumlichkeiten obliegt, Strengere Absperrungs- 
massregeln, als die im ersten Absätze des § 56 des Beichs- 
ge setz es bezeichneten, bedürfen der vorgängigen Genehmigung 
iies Ministers itir Landwirthschaft, Domänen und Forsten. 



— 17() — 

Königreich Bayern. 
Allerh. Verord. z. Vollz. d. D. B.-V.-S.-«. — Vom 23. März 1881. 

(Ges.- und Verordnungsblatt S. 129), 
§ 10. In den einer geregelten veterinärpolizeilichen Kontrole 
unterstellten Sdilachtviehhöfen uud Öffentlichen Schlaclit- 
häusern werden die polizeilichen Amtsverrichtangen von 
derjenigen Behörde wahrgenommen, welcher die unmittel- 
bare veterinärpolizeiliche Beaufsichtigung der betreffenden 
Räumlichkeiten obliegt. 

Jedoch bleibt die Absperrung gegen den Abtrieb der 
für die Seuche empfänglichen Thiere der Anordnung der 
Kreisregierung, Kammer des Innern, vorbehalten; strengere 
Absperrungsmassregeln bedürfen der Genehmigung unseres 
Staatsministeriums des Innern. 

Königreich Sachsen. 
Minist-Verordu. z. Ausf. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 4- Mai 1881. 

(Ges.- und Verord.-Bl. S. 35). 
§ 142. Auf die einer geregelten veterinärpolizeilichen Aufsicht 
nnterstellten Schlachtvieh hrtfe und öffentlichen Schlachthäuser 
und das daselbst aufgestellte Schlachtvieh finden die im Vor- 
stehenden getroffenen Vorschriften nur insoweit Anwendung, 
als sie mit den Anordnungen in den ^§ Ö3 — 5ß des Reichs- 
gesetzes vom ü'd, .Toni IHSO vereinbar sind. 

Insbesondere finden auf die genannten Anstalten die 
Bestimmungen über die öffentliche Bekanntmachung der 
Seuchenausbrüche und über die Verkehrsbeschränkungen in 
Betreff des Viehes und der mit demselben in Berührung 
kommenden Personen keine Anwendung. 

Wo für Schlachtviehhöfe und Öffentliche Schlachthäuser 
besondere Veterinärpolizeibeamte in Pflicht stehen, sind 
unter diesen die in den §§ 54 und 55 des Reichsgesetzes 
genannten „beamteten Thierärzte" zu verstehen. 

Königreich Württenberg. 
Minist-Verf. z. Vollz. d. D. B.-V.-S.-G. — Vom 23. März 1881. 

(Reg.-Bl. S. 19(5). 
§ 3. Den Kgl. Kreis i'egierungen liegt ob: 

ü. die Veriiigung strengerer Absperrungsm assregehi für 
Schlachtviehhöfe und Öffentliche Schlachthäuser (ßeichsgesetz 
i? 56 Abs. 2); 

G r s s h e r z gth u ra Baden. 
Minist-Yerordn. z. Vollzug des D. K.-V.-S.-G. ~ Vom 17. März 

18S1. — (Ges.-Verordn. 2 Bl, S. 91.) 
§ 2. Von dem Ministerium des Innern werden insbesondere ange- 
ordnet : 

1, Die in §§ 55 und 5G des Reiclisgesetzes aufgeführten Mass- 
regeln bezüglich aufSchlachtviehhüfe undöffentlicheSchlacht- 
häuser und 
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Sachsen-Weimar. 

Aasf.-Ges. z. D. B.-V.-8.-G. — Vom 17. April 1889. — (Heg.-Bl. 

S. 79.) 
§ 3. Von dem Bezirksdirektor innerhalb seines Bezirks sind fol- 
gende Massregeln zn treiFen : 



7. Die in dem zweiten Alinea des § 5Ö des ßeichsgesetzes 
bezeichneten strengen Äbsperrungsmaasregeln in Bezug 
auf Schlachthöfe und öffentliche Schlachthäuser. 

Herzogthum Brannschweig. 

Herzogl. Verordn. z. Ansf. d. I>. R.-V.-S.-G. — Vom 3Ü. März 

1881. — Ges--Verordn. S. 75.) 



§2. 



nnd die Anordnung gegen Seuchengefahr 

(§g 18—56 1. c.) ist Sache der herzoglichen Kreisdirektion 
resp. bezüglich der StadtBrauQSchweijrder herzoglichen Polizei- 
Direktion daselbst, 

Herzogthum Anhalt. 
Aasf.-Ges. z. D. R.-V.-fi.-G. — Vom 21. Äprü 1881. — {Ges.-S. , 

Bd. 10 S. 259.) I 

§ 11. Bezüglich der der Schlachtviehhöfe und öffentlichen Schlacht- * 
häuser nnd des daselbst aufgestellten Schlachtviehs (§§ 53 u. 
56 des Reichsgesetzes) werden die polizeilichen Amtsver- 
richtungen von derjenigen Polizeibehörde wahrgenommen, 
welcher die Ausübung der Kreispolizei an dem betreffenden 
Orte zusteht. Strengere Absperrnngsmass regeln, als die im 
ersten Absätze des ^ 56 des ßeichsgesetzes bezeichneten, 
bedürfen der vorgängigen Genehmignns de.'« Staats- 
ministeriinns. 

Fürstenthum Reuss ä. L, 
tandesh. Verordnung z. Ausf. d. I>. R.-V.-S.-G. — Vom 

29. März 1881. — (Ges.-Sammig. I. Halbj. S. 9.) 
g 13. Für den Zeitpunkt, zu welchem etwa Schlachtviehhöfe und 
öffentliche Schlachthäuser im Fürstenthume errichtet werden, 
bleibt es der Regierung vorbehalten, Bestimmungen darüber 
zu treffen, in welcher Weise die veterinärpolizeiliche Kootrole 
^^ der gedachten Schlachtviehhöfe und Schlachthäuser ausgeübt 

^^^^^ und von welchen Stellen die in Gemässheit der §§ b'd bis 56 

I Au: 

L 



dfS Reichsgesetzes bezüglich solcher Anstalten und 

selbst aufgestellten Schlachtviehes erforderlichen besonderen 

polizeilichen Amtsverriehtungeu wahrgenommen werden sollen. 



Ausf.-Ges 



Fürstenthum Reuss j. L. 
D. R.-T.-S.-G. — Vom 25. Mai 

Sammig. Bd. 19. S. 297.) 



(Ges.- I 



g 3. Von dem Landrathsamt innerhalb seines Bezirks sind fol- 
gende Massregeln zu treffen; 




7. die in dem zweiten AUnea des § 56 c 

bezeichneten sti'engeren Äbsperrungsniassregeln in Bezug 
anf Sclilaclitviehliöfe und öffentliche Schlaclithäuser, 

Elsas s -Lothringen. 
Mnist.-Terordu. z. Tollz. d. D. K.-V -S-G. —Vom 28- März 1881.— 

(Ges.-Sammlg. S. 70). 
§ 11. Beziiglicli der Schlachtviehhöfe und öfientlichen öcMacht- 
bäuser und des daselbst aufgestellten Schlachtviehes (§ 5ä bis 
56 des Reichsgeaetzes) werden, soweit das Ministerium nicht 
anderweite Bestinimiing trifft, die polizeilichen Ämtsverricb- 
tungen von derjenigen Stelle wahrgenommen, welcher die 
unmittelbare veterinärpolizeiliche Beaufsichtigung der betreffen- 
den Eäumlicbkeiten obliegt. 

Strengere Absperrungsmassregeln als die im ersten Ab- 
sätze des fe 56 des Eeichsgesetzes bezeichneten, bedürfen der 
Torgängigen Genehmigung des Ministeriums. 



IV. Seuehenpolizeiliehe Unschädlichmachung 
des Viehverkehrs im Allgemeinen. 

a) Unsctiädlichmachung bezw. Ueberwactiung des Viehverkehrs 
ausserhalb der Eiserbahnen (Thiermärkte und marktähnliche 
Veranstaltungen, Hauslrhandel, Verkehr auf den Landstrassen). 

Deutsches Reich. 

Belehsviehseacliengesetz. — Vom 2.-S. Juni 188ii (R-G.-Bl. S. 153). 

g 17. Alle Vieh- und Pferdemärkte sollen durch beamtete Thier- 
ärzte beaufsichtigt werden. Dieselbe Massregel kann auch 
auf die von Unternehmern behufs öfientlichen Verkaufs in 
öffentlicben oder jirivaten Räumlichkeiten zusammengebrachten 
Viehbestände, auf die zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellten 
Zuchtthiere, anf öffentliche Thiersebauen und auf die durch 
obrigkeitliche Anordnung veranlassten Zu^ammenziehungen von 
Pferde- und Viehbeständen ausgedehnt werden. DerThierarzt 
ist verpflichtet, alle von ihm auf dem Markte oder unter den 
vorbezeicbneten Pferde- und Viehbeständen beobachteten Fälle 
übertragbarer Seuchen oder seuchenverdächliger Erscheinungen 
sogleich zur Kenntuiss der Polizeibehörde zu bringen und 
nach sofortiger Untersucbung des Falles die Anordnung der 
erforderlichen poliüeüicheu Schutzmassregeln zu beantragen. 
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Liegt Gefahr im Verzuge, so ist der TUerarzt beiiigt, 
schon vor poliKeilichem Einschreiten die Absonderung und 
Bewachung der erkrankten und verdächtigen Thiere anzu- 
ordnen. 
S 18 u. 20 (sind im Abschnitt IQ, Deutsches Reich, abgedruckt), 

Königreich Preussen. 
1. Ansf.-Ges. zum 1). B.-T.-S.-G. — Vom 12. März 1881. — 
(G. V. S. S. 128). 
' 7. Innerhalb der im § 17 des Beichsgesetzes gegebenen Grenz-en 
hat der Regierungspräsident darüber zu befinden, inwieweit 
ausser den "Vieh- und Pferdemärkten zusammengebrachte Vieh- 
bestände oder zu Zucht-,^wecken ütFentlich autgestellte männ- 
liche Zuchtthiere von beamteten Thierärzten beaufsichtigt 
werden sollen. 
2. Erlass des Ministers f. landw. etc. TOin 18. Mai 18H6. 

3. Es ist dafiir Sorge zu tragen, dass die Viehmärkte nach jedes- 
maligem Auftriebe von Vieh gründlich gereinigt und auch die 
Sammelstationen, auf welchen Vieh von Händlern zusammen- 
gebracht wird (Gasthofe u. s. w.), öfter einer Reinigung unter- 
worfen werden. Einer vollständigen Desinfectiou brauchen 
nur die Stellen von Märkten oder Sammelplätzen unterworfen 
werden, auf welchen kranke Thiere gestanden haben. Er- 
forderlichen Falles wird wegen der Eeinigiing der Märkte etc. 
eine entsprechende Polizeiverordnung zu erlassen sein. 

Auch ist dai-auf zu achten, dass in grösseren Städten die 
zum Transport von Wiederkäuern und Schweinen gewerbs- 
mässig benutzten Landwege häufiger gründlich gereinigt und 
in Zeiten der Verbreitung der Maul- und Klauenseuche voll- 
ständig desinfizirt werden. 

'6. Eiiasä des Ministers für Landwirthsch. etc. 

— Vom 15. August 189;^. — 

Uemgemäss ermächtige ich die Herren Regierungspräsi- 
denten auf Grund des S 20 des Seuchengesetzes und des § 1 
der Bundesraths-Instruktion vom 24. Februar 1881: 

1. Für ihre Bezirke resp. für Theile derselben das Treiben von 
Schweinen auf Öffentlichen Wegen über die Grenzen des Ge- 
meindebezirks bezw. der Feldmark hinaus bis zum Ablauf 
dieses Jahres durch polizeiliche Anordnung unter Hinweis 
auf § 328 des Strafgesetzbuchs für das Deutsche Reich zu 
verbieten, 

2. für alles gewerbsmässig zum Transport von Vieh benutzte 
Fuhrwerk eine gründliche Reinigung und Desinfektion des 
Fuhrwerks nach jedesmaligem Gebrauch vorzuschreiben. 

Sofern für einzelne Bezirke wegen aussergewöhnlich 
starker Verbreitung der Seuche auch das Verbot des Treibens 
von Schafen auf öffentlichen Wegen nothwendig erscheint, 
erwarte ich dieserhalb die erforderlichen Anträge. 

Von jeder aufGrund vorstehender Ermächtigung ergehen- 
den Anordnung ist mir Anzeige und den Präsideuten bezw. 
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Landräthen der benaclibarten Bezirke zwecks weiterer Be- 
kanntmachung' eine entsprechende Mittheilung zu machen. 
Die betreffenden Anordnungen sind wieder ausser Kraft zu 
setzen, wenn die Seuche im Bezirk oder in grösseren Theilen 
i erloschen ist. 



Gumbinnen. 
1. Polizei-TerordD. des Reg-Präs. — Vom 28. Mai 1889. — 

Auf Grund der §§ 6, 12 and 15 des Gesetzes über die 
Polizeiverwaltung vom 11. März IftöO und der §§137 und 139 
des Gesetzes über die allgemeine Landesverwaltung vom 
30. Juli 1883 wird nach erfolgter Zustimmung des Bezirks- 
ausschusses unter AuiTiebung der im ^ 15 der von der König- 
lichen Regierung hierselbst am 27. November \8T2 erlassenen 
Polizeiverordnung über die Rotzwurmkrankheit gegebenen 
Vorschriften über die Reinigung der öö'entlichen Gaststalle 
für den Umfang des Regierungsbezirks Gumbinnen verordnet, 
was folgt: 

§ 1. Alle öffentlichen Gastställe und Ausspannungen müssen vom 
1. Oktober 1889 ab mit einem festen aus Holzdielung, Holz 
oder Steinpflaster, Cement oder Asphalt hergestellten Fuss- 
boden versehen sein. Die ku den öffentlichen Gastställen und 
Ausspannungen gehörenden Einfahrten müssen von dem gleichen 
Zeitpunkte ab mit einem orduungsmässig ausgeführten Stein- 
pflaster versehen sein. 

§ 2. Alle öffentlichen Gastställe und Ausspannungen sind am ersten 
und dritten Montage jeden Monats, oder, falls jener ein Feier- 
te ist, an dem folgenden Werktage, gehörig zn reinigen; 
insbesondere ist der Dünger und das benutzte Streumaterial 
vollständig zu entfernen und der Fussboden besenrein zu 
machen. In den Städten und Marktflecken hat diese Reini- 
gung ausserdem an jedem auf einen Markttag folgenden 
Werktage stattzuünden. 

§ 3. Ferner hat in allen öffentlichen Gastställen, Ausspannungen 
und den zu denselben gehörigen Einfahrten regelmässig an 
jedem Montage, oder, wenn dieser ein Feiertag oder Markttag 
ist, an dem darauf folgenden Werktage in den Nachmittags- 
stunden von 1 — 5 Uhr eine gründliche Reinigung der Krippen. 
Futtertröge, Raufen, Tränkeimer und aller anderen Stall- 
geräthschaften, einschliesslich der an der Strasse oder an 
den Höfen aufgestellten Vorstellkrippen stattzufinden. 

Die Reinigung ist durch Abspülen mit kochendem AVasser 
und Abscheuern mittelst Besen zu bewirken. 

§ 4. Alljährlich mindestens zweimal und zwar jedesmal innerhalb 
der ersten 7 Tage der Monate Mai und iJovember sind alle 
öffentlichen Gastställe und Ausspannungen auszuweissen. 

§ 5. Pferde, welche mit den erkennbaren Erscheinungen des Rotzes 
oder der Rätide, Rindvieh, Schafe und Schweine, welche mit 
den erkennbaren Erscheinungen der Maul- und Klauen- 
seuche, sowie Schafe, welche mit den erkennbaren Er- 
scheinungen der Pockensenche behattet sind, dürfen iu Öffent- 



lictien Hastställen und Ausspauuuugi 
werden. 



uiclit aufgenommen 



. Pollz.-Terordnongen d. Reg.-Prä8. TOm 10. Oktober 1892. 

Die in den einzelnen Kreisen vorhandenen Handelevieh- 
Btallnngen aind von Zeit zu Zeit, tlie znrÄnfnalimevonSaraiiiel- 
transp orten benutzten Gaatetaliungcn in mouatUchen Zwisclien- 
ränmen vom beamteten Thiorarzt zu besicbtigen und die etwa vor- 
liandenen Ttiiero zu untersuchen. 
3. LandespoUz. Anordnong vom 10. September 1893. 

Daa Treiben von Scliweinen auf üflentlicLen Wegen über die 
Grenzen des Gemeindebezirks bezw. der Feldmark liiuaus iat bis zum 
Ablauf des Jalires 1892 verboten worden; weiter warde fttr dieselbe 
Zeitdauer angeordnet, daes alles gewerbsmässig zum Transport von 
Vieb benutzte Fniii-werk nach jedesmaligem Gebrauche einer gründ- 
liiiben Reinigung und Desinfektion unterworfen werden soll. 



Danzig. 
1. Bekantitni. des Beg.-rrä9. vom 7. April 1892.*) 

Zur Verhütung: einer weiteren Verbreitung der Maul- 
uud Klauenseuche wird auf Grund der §S 18 und '20 des 
Eeichsgesefzes betreffend die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehseuchen vom 23. Juni 1880 (H.-G.-Bl. S, 153) hiermit 
für den Kreis Dirschau angeordnet was folgt: 

Das Treiben von Schweinen auf öffentlichen Wegen, 
zu Handels- und sonstigen Zwecken, ist bis auf Weiteres 
verboten. 

Rindvieh darf nur dann auf öffentlichen Wegen getrieben 
werden, wenn der Führer sich im Besitze eines von einem 
beamteten Thierarzt ausgestellten Zeugnisses befindet, in 
welchem bescheinigt ist, dass das Rindvieh bei der thier- 
ärztlichen Untersuchung nicht mit Erscheinungen der Maul- 
und Klauenseuche behaftet befunden worden ist. Ausserdem 
kann Bindvieh zwecks sofortiger Abschlachtung getrieben 
werden, ohne dass es eines thierärztlichen Attestes bedarf, 
wenn die Polizeibehörde bescheinigt, dass das Treiben des 
Rindviehs zu obigem Zwecke stattftndet. 

Die ärztlichen Atteste haben nur eine Woche, die poli- 
zeilichen Bescheinigungen nur drei Tage, von dem Tage der 
Ausstellung ab, Gültigkeit und sind auf Erfordern den Polizei- 
Urganen vorzuzeigen. 



I*) Wird durch BekiinDtniMhung 
gebracht. 



* 



2. Bekanntm. des Keg.-Präs. vom 8. Hai 1893.^) 

Hierdurch werden die Beatiniinungeu unter Ziff. 7 aiisgi'delLnt 
auf 8 weitere Kreise. Der Weiiipgang ist auagenoramen. 



Berlin. 

1. VerfüguDg des Polizei-Präsidiums vom 1. Juli 1886. 

lietrim die häutige Reinigung von Stallungen in Gasthöfe», 
indenenHaniieisviebeingestelJtwird, sowie von VieL wage II, auf denen 
gewerbsmässig Vieli transportirt wird. 



i 12. Dezember 1893 wiederholt in Erinnerung 
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3. Terfiigung des Folizel-Präsidlnms vom 28. Februar 188S. 

Bett'ifft die Kontrüte der in Rummc^lsbur^ :tuBserlia1b des Markl- 

))l3tzes »ufgeBtcIlten Handelecbweine. (Gültig tUr den Amtsbezirk 

S tral au ■ Eumnielsburg.) 

;i. Terordnnng des PoU/ei-FräsIdiaius vom 9. Septemlier 1892. 

Betrifft das Verbot des Treibens von Scbafen auf den öffent- 

licben Strassen und Plätzen Berlins- 

Potsdam. 

1. Polizei-Verordn. — Vom 23. August 1892. 

Alle behufs Öffentlichen Verkaufs in öffentlicheu oder 
privateü Räumlichkeiten zusam mengebrach teu Bestände von 
Wiederkäuern und Schweinen sind durch einen beamteten 
Thierarzt zu beaufsichtigen. 

Diese Anordnung gilt für die Zeit vom 1, September bis 
zum Jahresschluss. 

2. Polizel-Verordii. — Vom 23. August 1892. 

§ 1. Das Treiben von Schweinen auf öffentlichen Wegen über die 
Grenzen des Gemeindebezirks bezw. der Feldmark hinaus 
wird verboten. 

§ 2. Alles gewerbsmässig zum Transport von Vieh benutzte Fuhr- 
werk ist nach jedesmaligem Gebrauch einer gründlichen 
Beinigung und Desinfektion zu unterziehen. 
Zu dem Behufe ist: 

a) Das auf den Fuhrwerken befindliche Stroh zu verbrennen 
oder derart zu vergraben, dass es von einer mindestens 
60 cm dicken Erdschicht gedeckt wird. 

b) Sand oder Erde, welche auf den Fuhrwerken liegen, sowie 
etwaiger darauf befindlicher Dünger (die Darmexkremente 
der 'miere) sind sorgfältig zu sammeln und derart zu ver- 
graben, dass sie von einer mindestens liU cm dicken Erd- 
schicht gedeckt werden. 

c) Die Fuhrwerke selbst sind darauf mit heissem Seifenwasser 
(UKIg Schmierseife zu 10 1 Wasser) oder mit heisser Sodalauge 
(10 g rohe Soda zu iL) 1 Wasser) sorgfältig abzuwaschen. 



§ 1 




3. Polizei Verordnung vom 30. August 1892. 

Das Treiben von Schafen auf ööentlichen Wegen über die 
Grenzen des Gemeindebezirks bezw. der Feldmark hinaus wird 
verboten. 

Die Landräthe werden ermächtigt, für den Umfang ihres 
Kreises das Treiben von Rindvieh auf öffentlichen Wegen 
über die Grenzen des Geraeindebezirks bezw. der Feldmark 
hinaus durch eine im Kveisblatte zu veröffentlichende Bekannt- 
machung unter Bezugnahme auf diese Verordnung zu verbieten. 

Köslin. 
1. Verf. des Reg.-Präs. — Vom 13. Juli 1892. 
Die erhebliche Ausbreitung, die die Maul- und Klauen- 
seuche in der letzten Zeit in einem grossen Theil des Bezirks 
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gewonnen hat, hat mir Veranlassung gegeben, einmal den 
Auftrieb von Klauenvieli auf den Märkten im diesseitigen Ver- 
waltungsbezirk überall vorläufig zu untersagen, sodann den 
Transport von Klauenvieh mit Ausnahme des Weidegangs nur 
auf Wagen resp. Karren zu gestatten {Amtsblatt Stück '2S 
vom 14. Juli er.) 

Indem ich bei Durchführung dieser Massnahmen auf die 
thatkräftige Unterstützung Euer Hochwohlgeboren (Hochge- 
boren) rechne, erwarte ich gleichzeitig die ausgedehnteste 
Heranziehung aller sonstigen zu Gebote stehenden Prohibitiv- 
raassregeln, wie solche insbesondere in den diesseitigen Ver- 
fügungen vom ' ^, . niedergelegt sind. Ergänzend 

bemerke ich, dass die Reinigung der Sammelstationen, auf 
welchen Vieh von Händlern zusammengebracht wird, der 
Stallungen, in denen dasselbe gestanden, sowie der Stall-Uten- 
silien der zum Trausport von Wiederkäuern und Schweinen 
gewerbsraä8sigbenntztenLandwagen,desgleichendievorschrifts- 
mässige Beseitigung des Düngei-s, des Strohs u, s. w. einer 
besonders sorgfältigen Ueberwachung bedürfen, die event. 
durch lokale Polizeiverordnungen zu regeln sein wurde. 
2. Polizeil. Anordnung des Begr.-Prä8. — Vom 29. Aug. 1892. — 
Hiern.ich ist für i!en Umfang des Beg.-Bezirks der Auftrieb 
von Klauciiviali .luf die Vieh- und Wochenniärkte bis auf Weiteres 
untersagt. Weiter ist alles gewerbamäsaie; zum Ti-ausport von Vieti 
benuti'.to Fuhrwerk nach jedeauialigem Georauche sofort grQudlicb zu 
reiDigen und zu desinüziren. 

Stralsund: 

1. PolIzeH. Anordnung des Keg.-Präs. — Vom 19. Aug. 1892. — 

Betrifft die Anwendung des Erlasses des Herrn Ministers f. 
Lftndw. n. s. w. vom 15. August 1892 für ilen Umfang der Landkreise 
Griuimon, Gi-eifswald Franzburg und den Stadtkreis Stralsund. 

2. Polizeil. Anordnung des Beg.-Präs. — Vom 21. Aug. 1892. — 

Für dieselben wird weiter verboten, dass auf (iffontliohen Wegoa 
über die Grenzen des GcmeindebesirkB bezw. der Feldmark bis zum 
Abhiuf des Jabres Rindvieh und Schafe getrieben werden. 

3. Polizeil. Anordnung des Reg.-Präs. — Vom 10. Sept. 18!)2. — 

Betrifit das Verbot des Treibens von Spaltliufern iliier die Grenze 
lies Geineindebezirks beaw. der Feldmark, sowie die jeilesmalige 
Keiniguog aller zum Viehtransport benutzen Fuhrwerke iui Kreise 
Rllgen. 

Posen: 

2. Polizeil. Verordnung. — Vom 6. Juli 1088. — 

Betrifft die Keiulguug uuil Desinfektion von Gastställen. 
1. Verf. des Reg.-Präs. — Von 33. Juni 1886. — 

. . iat dafür Sorge zu tragen, dass die Viehmäkte nach 
jedesmaligem Auftriebe von Vieh gründlich gereinigt und 
auch die Sammelstationen, auf welchen Vieh von Händlern 
zusammengebracht wird (Gasthöfe u. s. w.), öfter einer 
Beinignng unterworfen werden. Einer vollständigen Des- 
infektion brauchen nur die Stellen von Märkten oder Sammel- 
plätzen unterzogen zu werden, auf welchen ki-anke Thiere ge- 
standen haben. 



3. Terf, des Keg.-Prä8. — Vom 28. Juli 1890. — 

Gleichzeitig ersiiclie ich Euer Hochwohlgeboren ergebenst, 
die untergeordneten Polizeibehörden geialligst anzuweisen, 
dass sie auf die dortigen Wiederkäuer- und Scliweineheerden 
ihr ganz besonderes Augenmerk richten und, im Falle Er- 
scheinungen bei diesen Thieren beobachtet werden, welche 
den Ausbruch der Maul- und Klauenseuche befürchten lassen, 
Euer Hoch wohl geboreu sofort Anzeige erstatten. 

Bromberg. 

1. Polizei-Verordu. der Keg. vom 22. August 1881. 
Betvifft die ReinigiiDg ninl Desinfektion von Gastslällen. 
2. Verf. des Beg.-Präs. vom 18. Juni 1892. 
Betrifft ilenaelbeii Gegen stand. 
4. Laudeapol. Anordnung des Reg.-Präs. vom l'J. August 189^. 

Betrifft die Ausfllbrimg des Erlasses des Herrn Miuisters fUr 
Landwirth&cliaft ete. vom 15. Anglist 1892 (s. oLen). 

Oppeln. 

BekflnDtni. des Reg.-Fräs. vom 24. August 1892. 

Betrifft lue Ausführung des ErlasBCB dea Herrn MinisterH für 
LanilwirllLSciLaft etc. vom 15. August 1892 (s. obcu). 

Magdeburg. 
Bekanntm. des Beg.-Präs. vom 22. März 1892. 
Auf Grund des § 20 des Eeichsgesetzea vom 23. Juni 
1880 (E.-G.-BI. S. 153 ff.), betreffend die Abwehr und Unter- 
drückung von Viehseuchen, bestimme ich für den diesseitigen 
Regierungsbezirk Folgendes: 
1. Die zum Handel bestimmten Schweine dürfen bis auf Weiteres 
auf Öffentlichen Strassen und Plätzen nicht getrieben werden, 
vielmehr ist der Transport derselben nur auf Fuhrwerken ge- 
stattet. 

Erfurt. 
I. Lanrtespollz. Verfügung des Reg.-Präs. vom 20. Mai 1889. 

Auf Grund der ßestinimungen des !? 17 des Reichs- 
geselzes, betr. die Abwehr und Unterdrückung der Vieh- 
seuchen vom 23. Juni 1880 und des S 7 des preussiscben 
Ausführungsgesetzes vom 12. März 1881 habe ich beschlossen, 
Ihren Eindviehbestand vom 1. k. M. ab bis auf Weiteres einer 
regelmässigen thier ärztlichen üeberwachung zu untsrstellen. 
Mit dieser Ueberwachn Dg habe ich den Departementsthierarzt 
Prof. Dr. Jacoby hierselbst beauftragt, welcher Ihren Rind- 
viehbestand monatlich mindestens einmal untersuchen und 
das Ergebniss in ein von Ihnen zu führendes Register ein- 
tragen wird. Das Register muss ausserdem über das Ge- 
schlecht, die Rasse, die äusseren Kennzeichen (Farbe etc.), 
das Alter der einzelnen untersuchten Stücke, sowie darüber, 
von wem oder wober dieselben erworben sind, Auskunft geben 
und auf Verlangen des betr. Thierarztes oder der Ortspolizei- 
behörde jederzeit vorgelegt werden. 



2. Polizei-Verordii. des Beg.-PrHs. — Vom 12. Juli 1892. — 

I ]. Der Transport der znin Handel bestimmten Schweine .auf 
ötFentlichen Wegen, Strassen und Plätzen ist nur mittelst 
Fuhrwerks gestattet. 

3. Polizeil. Verordii. — Vom 30. August 1892. 

„Alles gewerhsmässig zum Transport von Vieh benutzte 
„Fuhrwerk ist nach jedesmaligem Gebrauehe gründlich zu 
„reinigen und zu desinfiziren", 

Schleswig. 

Terordii. der Reg. — Vom 2. Juni 1881. — 
Betrifft die Beaufsichtigung der von Untornelimevn behufs öffent- 
lichen Verkaufs zuBammengBDriic.bteii Vieb bestände durch beamtete 
Thierärzto. 

Hannover. 
Verordn. des Keg.-Präs. — Vom 1. Jnni 1883. — 



Poliz.-Verordn. der vorm. Landdrostei. — Vom 17. März 1882. 

Betnfft liic veterinärpoliKei liehe Beaiifaichtigung der von Untcr- 
neliniern iiini Verkauf zusammengebrachten Vieiibestände. 

Aurich. 

1. Bekanntm. der Torm. LanddrOFitei. 

Betrifft den öffentlichen Verkauf der von Unternehmern iUBanimrii- 
gebrachten Viehbestände. 

2. desgl. vom 7. Mai 1878. 

Betrifft denselben Gegenstand. 
3. Bekanntm. des Ueg.-Präs. — Vom U. April 1887. 

Betrift't die Föhning eines IControlbucbes seitens der Viehhändler 
tlber An- und Verkauf von Vieh. Diese Bücher sind vou Üen Händ- 
lern unter genauer Signale in ents-Ausgabe pQnktlioh zu führen, um im 
Falle eines Seuchenausbruchs den Ürepning derselben leichter fest- 
stellen zu kSnnen. 

Münster. 

1. Verordn. des Keg.-Fräs. — Vom 15. Juni 1888. 
Beti-ifl't die Wanderschalheerilen. 
2. Verordn. des Reg.-Präs. — Vom 20. August 1892. 

Betrifft die Ausführung .des Erl. des Herrn Ministei-s für Lajid- 
wivthschaft vom 16. Augnat 1892 (b. oben). 



Minden. 



Vom 6. Novbr- 1886. 



Polizei- Verordn. des Reg.-PrSs. — Vom lö. Äag;nst 1887. 

Betrifft die Wanderaeh.ifTieerden. Als solche gelten alle Schaf- 
heerden, die zum Zwecke des Weideganges die Grenze der Nachbar- 



Dieser veranlasst die Untersvicliung der Heerde durcb den beamteten 
Thierai-zt, iind wenn dieser die Heerde frei von Räude, Pocken und 
Maul- und KUuenBCuclie befundeti und bescheinigt hat, ho aCellt die 
OrtspolizeibeliOrde auf Grund dieser Bescheinigung die Wander- 
urlciinde aus. Jeden Ab- und Zueang ist der FUlirer verpflichtet der 
näclisten Polizeibehörde behul'a Eintragnne in die Wanderurkuiide 
anzuzeigen, jedoch uiuss bei Zugängen die Gesundheilsbescheinigung 
eines Thierärztes vorgelegt bezw. spätestens innerhalb 5 Tagen 
bescbaftl werden. 

Wanderurkunden einer nicht preussisohen Polizeibebilrde sind un- 
gDltig. Der Gesundheitasch ein hat, vom Tage der Ausstellung ab 
gerechnet, 5 Monate Gültigkeit. Nach dieser Zeit hat der Heerden- 
tuhrer eine thierärzclicbe BeBcbeiniguna: über die Gesundheit seiner 
Thiere beizubringen. Kehrt er in die Heimatb zurück, so hat er dies 
beim Eintreffen der OrtspoliieibehOrde zu melden, welche alsdann 
die Untersuchung der llerede durch den beamteten Thierarzt zu ver- 
anlassen hat 

2. Polizei-Verordii. des Reg.-Präs. — Vom 27. August 1892. 

Betrifft die AuBfiibruiig des Erl. des Herrn Ministers für Lanil- 
wirthscliatt u. s. w. vom 15 August 18)2 (a. oben). 

Arnsberg. 

Polizel-Terordn. des Reg.-Präs. — Vom 14. Mai 1888. — 
Betrifft die Wanderschafheerden. 



Düsseldorf, 

1. Poliz.-Verordn. der Heg. — Vom il. März 1887. 

Auf Grund der §§ 6 und 12 des Gesetzes üter die 
Polizeiverwaltung vom 11. März 1S50 (Ges.-Samml S. 2t)5) 
verordnen wir hiermit für den Umfang des Regierungsbezirks 
Düsseldorf folgendes: 
i 1. Die Anzahl der Schafe, welche zu einer Wanderheerde ver- 
einigt werden, darf 200 in der Kegel nicht übersteigen. Eine 
grössere Anzahl bis höchstens 5tK) ist zulässig, wenn sich bei 
der Heerde wenigstens 2 Schäfer befinden. 

Als Wanderheerde gilt jede Schafheerde, welche znm 
Zwecke des Weidegangs von Ort zu Ort getrieben wird und 
dabei die Grenze des Bürgermeisterei- oder Stadtbezirks ihres 
gewöhnliehen Standorts überschreitet. Dagegen werden als 
Wanderheerden nicht augesehen namentlich solche Schaf- 
heerden, welche 
1. in Folge oder zum Zweck eines Besitzwechsels von ihrem 

bisherigen nach dem zukünftigen Standorte oder nach einem 

Markt, Absatz- oder Verladeorte 
oder 
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2. von einem Viehmwkte direkt nach ihrem zukünftigen 
Standorte oder nach einem anderen Viehmarkte bezw. zum 
Zweck des Verkaufs nach einem Absatzorte 
getrieben werden, vorausgesetzt, dass der Marsch nicht länger 
als zwei Wochen dauert, es sei denn, dass der Führer der 
Heerde dnrch unabwendbare Umstände verhindert ist, inner- 
lialb dieser Frist den Bestimmungsort zu erreichen, 
g "2. Die Führer der Schafheerden, welche nach § l nicht als 
Wanderheerden gelten — mit alleiniger Ausnahme derjenigen, 
welche die Grenze des Bürgermeisterei- oder Stadtbezirks 
ihres gewöhnlichen Standorts, sowie die Grenzen des an jenen 
Bezirk unmittelbar anstossenden Guts- oder Genieindebezirks 
nicht überschreiten — sind gehalten, während des Marsches 
als Legitimation eine Bescheinigung des Gemeindevorstehers 
des letzten Standorts (Marktorts), oder, wenn dieser ausserhalb 
der Rheinprovinz belegen ist und sie von ausserhalb eine 
entsprechende Bescheinigung nicht schon haben, des beim 
Ueberschreiten der Provinzialgrenze nächstgelegenen Ortes 
bei sich führen. Diese Bescheinigung muss enthalten; 

Die Bezeichnung des Ausgangs- und des Bestimmungsorts, 
die Stückzahl der Heerde, die Bezeichnung der Stücke, den 
Vor- und Zunamen des Führers, das Lebensalter imd den 
Wohnort desselben, den Namen und Wohnort des Eigen- 
thümers, den Vermerk des Endtermins der Gültigkeit. — 
Für diese Bescheinigung ist das nachfolgende Formular 
(Schema C) zu benutzen. 
§ 3. Wenn eine Wanderheerde die Wanderung antreten soll, so 
hat der Schäfer oder der Schafbesitzer dies dem Kreisland- 
rath anzuzeigen, welcher die Heerde durch den zuständigen 
beamteten Thiemrzt untersuchen lässt. Der Thierarzt hat, 
falls die Heerde frei von Räude, Pocken, Maul- oder Klauen- 
seuche befunden wird, einen Gesuudheitsschein nach nach- 
stehendem Formular (Schema B) auszustellen. Auf Grund 
dieses Gesundheitsscheins hat der Schäfer von der Orts- 
Polizeibehörde des Bezirks, wo die Wanderung beginnt, die 
Ausstellung einer Wanderurkunde nach nachstehendem For- 
mular (Schema A) zu beantragen: 

welche den Namen und Wohnort des Eigenthümers der 
Heerde und denjenigen des Führers, das Lebensalter des 
letzteren, die Zahl und Bezeichnung der Schafe, den Ort 
des Ausgangs, den Weg und das Ziel der Wanderung, so- 
wie die Dauer der Gültigkeit der Urkunde 
nachzuweisen hat. 

Die Stelle des Gesnndheitsscheins vertiitt, sofern auf 
amtliche Anordnung eine Untersuchung der Heerde innerhalb 
der letzten zwei Wochen stattgeftinden hat, der darüber ab- 
gegebene Befund des beamteten Thierarztes. 

Ergiebt sich dagegen, dass seuchekranke Schafe in der 
Heerde vorhanden sind, so hat der Thierarzt derea sofortige 
Absonderung vorläufig anzuordnen und sogleich Anzeige an 
die Ortspolizeibehörde zu erstatten, welche gemäss §§ 14 ff. 
und g 52 des Reichsgesetzes, betreffend die Abwehr und 
Unterdrückung von Viehseuchen vom 23. Juni 1880 (R.-G.-Bl. 



m 



S. 153), und den dazii ergangenen Ausführungsbestimniuugeu 
die erforderlichen Schutzmassregeln zu treffen hat 

Ohne Wanderurkunde darf die Wanderung nicht statt- 
finden. Ist unterwegs eine Abweichung von dem in der Ur- 
kunde angegebenen Wege geboten, so hat der Schäfer zuvor 
bei der Ortspolizeibehörde des jeweiligen Aufenthalts die 
Berichtigung der Wanderurkunde zu erwirken. 

§. 4. Jede während der Wanderung vorkommende Veränderung 
in dem Bestände der Wanderheerde, mit Ausschluss des Zu- 
gangs an Lämmern während der Lammperiode, ist binnen drei 
Ta|en nach Eintritt derselben der nächstgelegenen Orts- 
polizeibehörde unter Vorlegung der Wanderurkunde anzuzeigen. 
Die Ortspolizeibehörde hat jeden Abgang auf der Urkunde 
einfach zu vermerken, den Zugang jedoch erst dann, wenn 
ihr ein von einem approbii-ten Thierarzt ausgestellter Gesund- 
heitsschein vorgezeigt wird. Dieser Schein muss vom Schäfer 
spätesens binnen 5 Tagen nach dem Zugange beschaöl werden. 

§ 5. Kine von einer nichtpreussischen Polizeibehörde ausgestellte 
Wanderurkunde wü-d für das Wandern mit einer Schaf heerde 
Im hiesigen Regierungsbezirk nicht als gültig angesehen; 
vielmehr hat der Führer einer ohne Wanderurkunde einer 
Preussischen Polizeibehörde in den Eegiernngsbezirk ein- 
ziehenden Wanderheerde bei der nächstgelegenen Ortspolizei- 
bebörde die Ausstellung der im §3 vorgeschriebenen Wander- 
urkunde zu erwirken. 

§ G. Der Führer einer Wanderschafheerde ist verbunden, die 
Wanderurkunde allen Beamten der Landes- und Ürtspolizei 
einschliesslich der Feld- und Waldhüter und der Nachtwächter, 
sowie den beamteten Thierärzten, wenn sie sich als solche 
legitimiren, auf Verlangen vorzuzeigen. Dasselbe gilt bezüg- 
lich der in § 2 angeordneten Bescheinigung. 

Kin Schäfer, welcher ohne gültige Wanderurkunde be- 
troffen wiril, kann von der Polizeibehörde angehalten werden, 
die Schafe so lange unter Aufsicht im Stall oder an einem 
sonstigen abgesonderten Standorte zu halten, bis er die Ur- 
kunde beigebracht hat. 

§ 7. Der Gesundheitsschein behält nur 3 Monate, vom Tag seiner 
Ausstellung an gerechnet, Gültigkeit. 

Hat bei Ablauf dieser Frist die Heerde ihren Heimaths- 
ort noch nicht wieder erreicht, so muss sie durch den be- 
amteten Thierarzt des Bezirks, in welchem sie sich gerade 
befindet, oder durch einen anderen approbirten Thierarzt als- 
bald von Neuem untersucht werden. Von dem Thierarzt ist 
dann gegebenen Falls in der Wandenirkunde zu bescheinigen, 
dass die Heerde untersucht und, wenn sie frei von Räude, 
Pocken, Maul- und Klauenseuche ist, dass sie gesund befunden 
ist. Sonst verliert ohne diese Bescheinigung auch die Wander- 
urkunde ihre Gültigkeit. 

Werden seuchekranke Schafe in der Heerde vorgetunden, 
so hat der untersuchende Thierarzt der Ortspolizeibehörde 
sofort Anzeige zu erstatten. 
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§ 8. Der Führer eioer Schafheerde, welcher dieselbe zur Nacht- 
zeit, d. h. eine Stunde nach SonDennntergaiig bis eine Stunde 
vor Sonnenaufgang; treiben will, ist verpflichtet, sein Vorhabeu 
der Ortspolizeibehörde, durch deren Gebiet die nächtliche 
Wanderung mindestens b Kilometer gehen soll, schi'iftlich 
oder durch einen Boten so zeitig anzuzeigen, daas seitens der 
Behörde für eine zuverlässige Begleitung während der Dauer 
der Nachtzeit gesorgt werden kann. Für die Kosten der Be- 
gleitung hat der Führer der Heerde aufzukommen. 

§ i). Jeder, welcher eine Wanderheerde länger als 24 Stunden 
auf seinem Besitzthum verweilen lässt, ist verpflichtet, seiner 
Ortspolizeibehüi'de binnen 24 Stunden hiervon Anzeige zu 
machen. 

§ 10. Nachdem eine Wanderheerde ihre Wanderung beendigt hat, 
ist der Führer oder der Eigenthümer verpflichtet, davon der 
Ortspolizeibehörde Anzeige zu erstatten, welche eine Unter- 
suchung der Heerde durch den beamteten Thierarzt anzu- 
ordnen hat. 

2. Verfüg, des Reg.-Präs. — Vom 17. März 1888. 

Betrifft die rDttrsuohiiii^ dpa mit der Bahn aiikomuieiideu und 
in die S cb lad] tL Suse r oder aut du'n Markt gelangenden Viehs. 

3. PoHzei-Terordn. des Reg.-Präs. — Vom 14. Nov. 1891. 

Auf Grund des S 17 des Reichsgesetzes vom 23. Juni 1880, 
betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, 
des § 7 des Gesetzes vom 12. März 1881, betreffend die Aus- 
führung dieses Gesetzes, des § 137 des Gesetzes über die 
allgemeine Landes Verwaltung vom 30, Juü 1883 und der §§ G, 
11, 12, 15 des Gesetzes über die Polizeiverwaltung vom 
11. März 1850 verordne ich unter Zustimmung des Bezirks- 
ausschusses für den Umfang des Regierungsbezirkes Düsseldorf: 

§ 1. Alles Grossvieh, welches z« den öffentlichen Viehmärkten 
aufgetrieben wird, ist auf dem von der Ortspolizeibehörde 
hierzu bestimmten Marktplatze dem beamteten Thierarzt oder, 
wenn ein besonderer Marktthierarzt angestellt ist, diesem 
zur thierärztlichen Untersuchung vorzuführen. 

§ 2. Grossvieh, welches zu den Viehmärkten angetrieben, aber 
nicht unmittelbar auf den obrigkeitlich bestimmten Marktplatz 
überführt wird, ist an dem Orte, wo es zunächst unter- 
gebracht wird, durch den beamteten Thierarzt bezw. deu 
Marktthierarzt einer thierärztlichen Untersuchung zu unter- 
ziehen. 

Von dem Eintreffen dieses Viehs ist innerhalb dreier 
Stunden der Ortspolizeibehörde Anzeige zu erstatten, damit 
dieselbe den Thierarzt rechtzeitig mit der Vornahme der 
Untersuchung beauftragen kann. 

§ 3. Die zur Abhaltung der Viehmärkte bestimmten Plätze sind 
nach der jedesmaligen Benutzung gründlich zu reinigen; die 
Abfälle sind unschädlich zu beseitigen. 

§ 4. Sämmtliche Stallungen, welche zur Unterbringung des im § 2 
bezeichneten Viehs Benutzung gefunden haben, sind nach 
jedesmaligem Gebrauch spätestens innerhalb 2 Tagen nach 
dem Markttage folgendermasseu zu reinigen: 
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a) Die Stallungen sind nach Entfernurig der Streu mit Clilor- 
kalkniilcii (bereitet durcli Uebergiessen von Chlorkalk mit 
der zehnfachen Menge Wasser und durch tüchtiges üm- 
schütteln), welche mittelst einer Giesskanne oder in sonst 
geeigneter Weise über den Pussboden des Stalles und die 
Wände desselben bis zur Höhe von l'/a m, die benutzten 
Krippen, Tröge und Barren zu verbreiten ist, zu des- 
inäziren. 

b) Die Streu muss nach vorheriger Begiessung mit einer gleich 
starken Chlorkalkmilch aus dem Stalle entfernt und darf 
weder in diesem noch in anderen Ställen wieder benutzt 
werden. 

) 5. Stallungen, welche zur vorübergehenden Unterbringung der- 
artigen Marktviehs gewerbsmässig benutzt werden, dürfen 
nicht über die von der Ortspolizeibehörde für jeden einzelnen 
Stall festzustellende Belegungsfähigkeit ausgenutzt werden. 

! 6. Der Regierungspräsident kann durch besondere öfTentliche 
Bekanntmachung anordnen, dass die Bestimmungen dieser 
Polizeiverordnung auf einzelne TMerschauen, Viehausstel- 
lungen und auf Ställe, in welchen in grösserem Umfange ge- 
werbsmässig Viehhandel betrieben wird, sowie auf Gastställe 
gleichmässig Anwendung zu finden haben. 

Kölu. 
Verordn. des Reg.-Präs. — Vom 17. Febr. 1&S7. 

BetriftT; iliü W.iiuloracIiafheerduLi. 

Trier. 
Verf. des Reg.-Präs. — Vom 4. Juni 1886. 

2. Es ist daiür Sorge zu tragen, dass die Viehmärkte nach 
jedesmaligem Auftriebe von Vieh gründlich gereinigt und 
auch die Sarameistationen, auf welchen Vieh von Händlern 
zusammengebracht wird (Gasthöfe u. s. w.), öfter einer Reini- 
gung unterzogen werden, Einer vollständigen Desinfektion 
brauchen nur die Stellen von Märkten oder Sammelplätzen 
unterworfen zu werden, aufweichen kranke Thiere gestanden 
haben. Erforderlichen Falles wird wegen der Reinigung der 
Märkte etc. eine entsprechende Polizeiverordnuug zu erlassen 
sein. 

Auch ist darauf zu achten, dass in grösseren Städten 
die zum Transport von Wiederkäuern und Schweinen gewerbs- 
mässig benutzten Landwagen häufiger und gründlich gereinigt 
und in Zeiten der Verbreitung der Maul- und Klauenseuche 
vollständig desinflzirt werden. 

Sigmaringen. 
Landeslirl. Anordnung der Reg. — Vom 20. September 1892. 
Da die Maul- und lilauenseuche im Bezirke des Ober- 
amtes Haigerloch weitere Verbreitung findet, so ordne ich 
auf Grund des § 20 des Viehseuchengesetzes vom 23. Juni 

1880 und § 1 der Bundesraths-Instruktion vom 24. Februar 

1881 Folgendes an: 
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1. Für den Bezirk des Oberamtes Haigerloch ist das Treiben 

von Schweinen anf öffentlichen "Wegen über die Grenzen des 
Gemeindebezirks bezw. der Feldmark hinaus bis zum Ablauf 
dieses Jahres verboten, bei Vermeidung der im § 328 des 
Strafgesetzbuches für das Deutsche Reich vorgesehenen 
Strafen. 

2. Alles gewerbsmässig zum Transport von Vieh benutzte Fuhr- 
werk ist nach jedesmaligem Transport von Rindvieh, Schweinen 
und Schafen grundlich zu reinigen durch Waschen mit heissem 
Wasser und Bestreichen mit Kalkmilch oder einer fünfpro- 
zentigen Lösung von Karbolsäure. 



1. 



Königreich Bayern. 



I, Juni ] 



.-Bekanntin. 

Znm Vollzuge des § 17 des Eeichsgesetzes vom 
1880, betr. die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, 
wird bestimmt: 

. Alle Vieh- und Pferdemärkte, auf welchen Rindvieh, Schafe, 
Ziegen, Schweine oder Pferde — gleichviel welchen Alters 
— zum öffentlichen Verkaufe ausgestellt werden, sind thier- 
ärztlich zu beaufsichtigen. 

. Die Beaufsichtigung hat, unbeschadet besonderer Verfügungen, 
nach Massgabe des g 2 Abs. 3 des Reichsgesetzes vom 23. Juni 
1880, bezw. der Ziffer 1 der Ministerialbekanntmachung vom 
24, März 1881 — Ges.- u. Verorduuugsbl. S. 134 — durch den 
einschlägigen beamteten Thierarzt zu erfolgen. 

Bei stark befahrenen Märkten hat die Distriktspolizei- 
hehörde die Herbeiziehung der etwa weiter nöthigen Thier- 
ärzte zu veranlassen. 

. Durch den Marktunternehmer ist die Einrichtung zu treffen, 
dass die Thiere nur an bestimmten Zugängen aut den Markt 
gebracht werden können and dass das Schlachtvieh auf dem 
Starktplatze , soweit thnnlich , getrennt von den übrigen 
Thieren, aufgestellt wird. 

. In die Räumlichkeit, in welcher der Markt abgehalten wird, 
dürfen nur vollkommen unverdächtig befundene Thiere zuge- 
lassen werden. Zu diesem Zwecke sind die Tbiere an den 
Markteingängen Stück für Stück thierärztlich zu untersuchen. 
Auch hat der Thierarzt wälireud der ganzen Dauer des 
Marktes auf dem Marktplätze anwesend zu sein und sein 
Augenmerk fortwährend auf den Gesundheitszustand der auf- 
gestellten Thiere zu richten. 

. Nimmt der Thierarzt eine übertragbare Seuche oder seuchen- 
verdächtige Erscheinungen an Thieren wahr, so hat er dies 
sogleich zur Kenutniss der Polizeibehörde zu bringen und 
nach sofortiger Untersuchung des Falles die Anordnung der 
erforderlichen polizeiliehen Schutzmassregeln zu beantragen. 

. Bei der Neuanlage von Viehhöfen ist den seuchenpolizeilichen 
Interessen die geeignete Bedachtnahme zuzuwenden. 

. Es erscheint geboten i'a ien aw^ Grund des Art. 146 des 
Polizeistrafgesetzbiißijes -v()w26.Dez. 18T1 zu erlassenden orts- 
polizeiliehen Vorscy, ifteu entsiirechende Anordnungen zu 
treffen, um den Vo) i>g 4ev %'§ 3 ™fl 4 gegenwärtiger Be- 



kanntmächung zu sichern und den Handel mit T 
halb des Marktplatzes zu verhindern. 
§ 8. Vorstehende Bestimmungen treten am 1. Juli 1884 in Kraft, 

Den k. Regierungen, Kammern des Innern, bleibt vor- 
behalten, zu bestimmen, ob und inwieweit ausser den Vieh- 
iind Pferdemärkten die von Unteruehniem behufs öffentlichen 
Verkaufs in öffentlichen oder privaten Räumlichkeiten zu- 
sammengebrachten Viehbestände, dann öffentliche Thierschaueu 
und die durch obrigkeitliche Anordnungen veranlassten Zu- 
sammenziehungen von Pferde- und Viehbeständen der Beauf- 
sichtigung durch beamtete Thierärzte unterstellt werden 
sollen. 

2, IHinM.-BekanntmacliQn^. — Vom 14. Juni 1884. 

Es ist die Wahrnehmung gemacht worden, dass anlässlicli 
des Vollzuges der Miuisterial-Bekanntmachung vom 8. Juni 
I. Js. No. 6976 (Ministerialamtsblatt S. 148) dem § 1. c. in 
einzelnen Fällen eine Auslegung gegeben wird, welche weder 
dem Wortlaute, noch dem Sinne und Zwecke der erwähnten 
Bekanntmachang entspricht. Zur Vermeidung solcher Miss- 
verständnisse wird bemerkt, dass die in § 1 ]. c. vorgeschriebene 
thierärztliche Beaufsichtigung sich nur auf die wirklichen 
Viehmärkte bezieht, dass dagegen Woehenmärkte oder Vic- 
tualien markte, auf welche auch Spanferkel, junge Schweine, 
dergleichen Schafe und Ziegen oder gelegentlich einige andere 
Thiere zum Verkauf gebracht werden, einer thierärztlichen 
Aufsicht nicht zu unterstellen sind. 

3. Oberpoliz, Torschrift von Niederbergeu. — Vom 12. Dez. 1884. — 

Auf Grund des Art. 7 des Polizeistrafgesetzbuches vom 
2G. Dezember 1871 wird zu Art. 68 desselben Gesetzbuches 
mit Rücksicht auf die Bestimmungen in t} 17 und § 2 Ab- 
satz 3 des Beichsgesetzes vom 2;^. Juni 1880, die Abwehr 
und Unterdrückung von Viehseuchen betr., folgende Ober- 
polizeiliche Vorschrift für den Regierungsbezirk Niederbayern 
erlassen : 

Auf allen Pferde-, Rindvieh-, Schaf-, Ziegen- und 
Schweinemärkten sind die Verkäufer verpflichtet, die Unter- 
suchung ihrer zu Markt gebrachten Thiere durch den zu- 
ständigen beamteten Thierarzt oder dessen Stellvertreter zu 
gestatten und den hierauf bezüglichen ortspolizeilichen An- 
ordnungen Folge zu leisten. 

4. Olierpoliz. Toi'Mchrift der Regierung der Oberpfalz and von 

Begensburg. — Vom 24. Januar 1882, — 
Die unterfertigte Stelle erlässt zu Art. (J8 des Polizei- 
strafgesetzbuches vom 26. Dezember 1871 mit Rucksicht auf 
die Bestimmungen in § 2 Abs. 3 und § 17 des Reichsgesetzes 
vom 23. Juni 188iJ „betreffend die Abwehr und Unterdrückung 
von Viehseuchen" für den Regierungbezirk der Oberpfalz una 
von Regensburg nachstehende oberpolizeiliche Vorschrift: 
§ 1. Bei jedem Vieh- und Pferdemarkte hat der zuständige be- 
amtete Thierarzt oder dessen Stellvertreter behufs Ueber- 
wachung des Gesundheitszustandes der zu Markt gebrachten 
Thiere anwesend zu sein. 



i 2. Jeder Verkäufer ist verpflichtet, die Untersuchung seiner auf 
den Markt gestellten Thiere durch den Thierarzt zu ge- 
statten und den hierauf bezüglichen ortspolijieilichen An- 
ordnungen Folge zu leisten, 

5. Bekanntm. derBeg:. Ton Schwaben and Neabnrg. — Vom 

12, Juli 1884. — 
Aus Anlass der Bekanntmachung des K. Staats- 
ministeriums des Innern vom 8. v. Mts. (dessen Amtsblatt 
S. 148 ff.), durch welche die seucheupolizeiliche Beaufsichtigung 
der Viehmärkte geregelt wird, erlässt die unterfertigte Stelle 
folgende Bestimmungen: 

1. Die von ihr zum gleichen Zweck erlasseneu oberpolizeilichen 
Vorschriften vom 1. Juli 1862 (Kr.-A.-Bl. S. 7Üi>) werden 
ausser Wirksamkeit gesetzt, 

2. Die Distriktspolizeibehörden haben zu veranlassen, dass 
seitens der Gemeinden, in welchen Viehmärkte abgehalten 
werden, die in § 3 der erwähnten Ministerial-Bekanntmaehung 
bezeichneten Einrichtungen sofort getroffen werden. Dabei 
ist eine möglichste Sicherung dafür anzustreben, dass 
die bestimmten Zugänge zu dem Markte uud die an den- 
selben stattfindende Visitation der Thiere nicht umgangen 
werden können. 

3. Die betreffenden Gemeindeverwaltungen sind, um bestehende 
ortspolizeiliche Viehmarktordnungen in Einklang mit den 
Bestimmungen jener Ministerial - Bekanntmachung zu setzen, 
insoweit erforderlich zur Kevision der ersteren auf Grund 
des Art. 146 des Polizeistrafgesetzbuchea, namentlich aber 
zur Erlassung ortspolizeilicher Vorschriften zu veranlassen, 
durch welche verboten wird, andere Zugänge zum Markte als 
die polizeilich bestimmten, für den Zutrieb des Viehes zu be- 
nützen, das Vieh der thierärztlichen Visitation zu entziehen, 
verdächtig befundene Thiere auf den Marktplatz zu ver- 
bringen und ausserhalb des Marktplatzes mit Vieh zu 
handeln. 

Wo fiir das Schlachtvieh ein gesonderter Theil des 
Marktplatzes bestimmt ist, ist dessen Aufstellung auf anderen 
Plätzen unter Verbot zu stellen. 

Zugleich empfiehlt es sich, eine bestimmte Stunde nach 
Tagesanbruch festzusetzen, vor welcher der Eintrieb des 
Viehes auf den Marktplatz nicht stattfinden darf. 

4. Behufs gesicherter Durchführung der polizeilichen Anord- 
nungen ist für die Märkte genügende polizeiliche Assistent 
bereit zu stellen, 

5. Die beamteten Thierärzte haben, wo sie solche Mängel wahr- 
nehmen, durch welche der Vollzug der in der erwähnten 
Ministerial - Bekanntmachung getroffenen Bestimmungen in 
Frage gestellt oder beeinträchtigt wird, der Distriktspolizei- 
behörde Anzeige zu erstatten, welch' letztere eine Abhülfe 
seitens des Marktunte rnelimers zu bewirken hat. 

6. Die Bezirksthierärzte haben den Distriktspolizeibehörden als- 
bald diejenigen Viehmärkte zu bezeichnen, welche in der 
Rege! so stark befahren sind, dass ausser dem für die Markt- 
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anfeicht ständig aufgestellten Thierarzt die Beiziehnng eines 
oder mehrerer weiterer Tliierärzte geboten iyt. Die Distrikts- 
polizeibeliörde hat daraufhin ein für alle Mal Vorsorge zu 
treffen, dass diese Beiziehung für die betreffenden Märkte 
erfolge. 

Erscheint für einzelne Märkte ausnahmsweise eine Ver- 
stärkung des thieräi-ztliclien Personals nuthwendig, so ist 
diese seitens des beamteten Thierarztes oder seines Stell- 
vertreters in der Marktaufsicht jeweils besonders und recht- 
zeitig in Antrag zu bringen. 
7. Auch bezüglich derjenigen Märkte, deren Beaufsichtigung 
gemäss § 2 Absatz 3 des Reichsgesetzes vom 23. Juni 1880 
und Ziff. 1 der Ministerial-Uekanntmachung vom 24. März 1881 
nicht dem beamteten, sondern einem anderen approbirten 
Thierarzt übertragen ist, verbleibt dem ersteren im All- 
gemeinen die Eefugnias und die Aufgabe, von der Durch- 
führung einer geordneten Thierbeschau sich Kenntniss zu 
verschaffen und gegebeuen Falls die Beseitigung von Miss- 
stäuden in Antrag zu brintien. 

6. Ansschr. der Reg. von Schwaben nnd Neubnrg. — Vom 

6. Mai 1885. 

Auf Grund einer Entschliessnng des k. Staatsministeriums 
des Innern vom 1, Oktober v. J. haben wir durch unsere 
autographirte Ausschreibung vom 3. gleichen Monats Nr. 23 585 
angeordnet, dass die für den Export bestimmten Thiere vor 
dem Verladen zum Weitertransporte auf Eisenbahnen einer 
besonders sorgfältigen Untersuchung unterstellt werden sollen. 

Um eine zu weit gehende Auslegung dieser Vorschrift 
ferne zu halten, welche weder dem Wortlaute noch dem Sinne 
und Zwecke der Anordnung entspricht, wird im Vollzüge einer 
Entschliessnng des k. Staatsministeriums des Innern vom 
30. V. M. darauf aufmerksam gemacht, dass die fragliche Unter- 
suchung lediglich als eine Fortsetzung der Marktkonirole auf- 
zufassen und sich nar auf diejenigen Viehstticke zu erstrecken 
hat, weiche auf den grossen Exportviehinärkten verkauft 
wurden und vom Markte weg nach ausserbayerischen Eisen- 
bahnstationen verladen werden sollen. 

7. Ausschr. der Reg. von Schwaben und Neuburg. — Vom 

7. August 1886. 

2. Es ist dafür Sorge zu tragen, dass die Viehmarktsplätze nach 
jedesmaligem Auftriebe von Vieh gründlich gereinigt und auch 
die Sammelstationen, aufweichen Vieh von Händlern zusammen- 
gebracht wird (Gasthäuser u. s. w.) öfter einer Reinigung 
unterworfen werden. Einer vollständigen Desinfektion brauchen 
nur die Stellen von Märkten oder Sammelplätzen unterzogen 
zu werden, auf welchen kranke Thiere gestanden haben. 

Auch ist darauf zu achten, dass in grösseren Städten 
die zcm Transport von Wiederkäuern nnd Schweinen benutzten 
Treibwege häufiger gründlich gereinigt und in Zeiten der Ver- 
breitung der Maul- und Klauenseuche gründlieh desinfizirt 
werden. 
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8. Stinist. Bekanntm. — Vom 14. Febr. 1890. — (Ges.- u. Veroril- 
nungs-Bl. S. 101.) 
Im Interesse der wirksameren Bekämpfung der Maul- und 
Klauenseuche werden auf Grnnd des § 1 der vora Bundesrathe 
zur Ausführung des Reichsgesetzes vom 23, Juni 1880, be- 
treffend die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, er- 
lassenen Instruktion vom 12. Februar 1881 bis auf Weiteres 
nachstehende Anordnungen getroffen: 

Bei dem Handel mit Schweinen im Umherziehen müssen 
die Führer oder Treiber der Schweine mit einem thlerärzt- 
lichen Zeugnisse über den seuchenfreien Zustand der Thiere 
versehen sein. 

Der Ausstellung des Zeugnisses hat eine gründliche 
Untersuchung jedes einzelnen Thierea vorauszugehen. 

Im Zeugnisse müssen Zahl und Rasse, sowie annähernd 
das Alter der Thiere angegeben und muss ausdrücklich 
bemerkt sein, dass die vorgeschriebene Untersuchung statt- 
gefunden hat. 

Das Zeuguiss, welches auf Verlangen den polizeilichen 
Organen vorzuzeigen ist, hat nur Giltigkeit von 5 Tagen 
und muss nach Ablauf dieser Frist enieuert werden. 

Vorstehende Bestimmungen treten mit dem 1. März 
d, J. in Wirksamkeit. 
9. Ausschr. der Ueg. der Pfalz. — Vom 8. November 1892. 

Aus den bezirksthierärztlichen Berichten Seilenbetreffs 
ist ersehen worden, dass die Maul- und Klauenseuche ni 
letzterer Zeit sich im Regierungsbezirke der Pfalz ver- 
breitet hat. 

Im Interesse der Bekämpfung genannter Seuche, wird 
den k. Bezirksämtern und sämmflichen Thierärzten die Re- 
gierungs-Entschliessung vom 18. Juni v. Js, No. 10162 Z. in 
ErinneiTing gebracht. 

Ferner ergehen auf Grund des Art. fi7, Abs. 2 des 
Polizeistrafgesetzbuches folgende weitere Anordnungen : 

Alles gewerbsmässig zum Transporte von Vieh benutzte 
Fuhrwerk ist nach jedesmaligem Gebrauch einer gründlichen 
Reinigung und Desinfektion zu unterziehen. 
Zu diesem Behufe ist: 

1. Das auf den Fuhrwerken beßndliche Stroh ?.u verbrennen 
oder derart zu vergraben, dass es von einer mindestens 
60 Centimeter dicken Erdschichte gedeckt wird. 

2. Sand oder Erde, welche auf den Fuhrwerken liegen, sowie 
etwa darauf befindlicher Dünger (die Darmexkremente der 
Thiere) sind sorgfältig zu sammeln und derartig zu ver- 
graben, dass sie von einer mindestens 60 Centimeter dicken 
Erdschichte gedeckt werden. 

3. Die Fuhrwerice selbst sind darauf mit heissem Seifen- 
wasser (100 Gramm Schmierseife zu 10 Liter Wasser) oder 
mit heisser Sodalauge (10 Gramm rohe Soda zu 10 Liter 
Wasser) sorgfältig abzuwaschen. 

10. Aussch. der Beg. von Oberfrauken. — 26. November 1892. 

Mit Rücksicht auf die ausserordentliche Verbreitung, 

welche die Maul- und Klauenseuche neuerdings durch oft 

13* 
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wiederholte Ein- and Verschleppimgen imKönigreicIieBayern 
und den angi'enzenden Staaten erreicht hat, wird den aussen- 
genannten Behörden die strengste Wachsamkeit und Aufsicht 
auf den Handel mit Schweinen im Umherziehen und die ge- 
naueste Beachtung des Regierungsausschreibens vom 10. März 
1883 (R.-A.-Bl. S. 108) und der höchsten Ministerialbekannt- 
machung vom 14. Eebruar 1890, Massregeln gegen die Maul- 
und Klauenseuche betr. (Ges. und V,-Bl. S. 101) hiermit ein- 
geschärft. 

Königreich Sachsen. 
1. MinlBt-Yerordn. z. Ausf. des D. R.-V.-S.-G. — Vom 9. Mai 

1881. — (Ges.- und Verordn.-Bl. S. B5.) 
§ 8. a) Rücksichtlich der Beaufsichtigung der Vieh- und Pferde- 
märkte und der öffentl, Thierschauen durch die Bezirks- 
thierärzte bewendet es bei den bisherigen Vorschriften — 
Instruktion für die Bezirksthierärzte von 1877 § 23. — 
b) Die zum öffentlichen Verkauf — beziehentlich zum Verkauf 
auf dem "Wege der Auktion — in öffentlichen oder privaten 
Räumlichkeiten zusammengebrachten Viehbestände sind, 
insoweit nicht riicksichtlich der Schlachtviehhöfe die in 
§ 142 vorgesehene Ausnahme eintritt, durch die Bezirks- 
thierärzte zu beaufsichtigen. 

Die auf obrigkeitliche Anordnung zusammengezogenen 
Pferde- und Viehbestände sind von dem Bezirksthierärzte, 
der zu diesem Zwecke von der Polizeibehörde des Ortes, 
an welchem die Zusammenziehung erfolgt, zu requiriren 
ist, zu beaufsichtigen. 
3. JHinist.-Yerordn. -Vom 10. Aug. 1892. (Ges.-u.Verordn.-Bl.S.342.) 
Massregelu zur Abwehr der Maul- und Klauenseuche. 
R) für alle Zeiten. 
§ 13. Das Treiben der znm Verkauf im Umherziehen bestimmten 
Schweine ist untersagt; der Trausport derselben darf nur zu 
Wagen stattfinden, 

Die Führer von Schweinen, welche im Umherziehen ver- 
kauft werden sollen, haben ihre Thiere vor dem Beginn des 
Umherziehens und Verkaufs von einem bieriändischen Bezirks- 
thierärzte auf ihreu Gesundheitszustand, besonders in Bezug 
auf das Freisein von Maul- und Klauenseuche, untersuchen 
und sich ein Gesundheitszeugniss ausstellen zu lassen. Dies 
Zeugnias haben sie stets bei sich zu führen. Dasselbe hat 
Giltigkeit auf fünf Tage, nach dieser Zeit ist es zu erneuern. 
Die Kosten fallen den betreffenden Führern zur Last. 
§ 14. Alle von den Händlern zum Zwecke öffentlichen Verkaufs 
aufgestellten oder öffentlich ausgebotenen Rindviehbestände 
unterliegen der Beaufsichtigung durch den zuständigen Be- 
zirksthierarzt dergestalt, dass der Verkauf untersagt ist, so 
lange nicht durch bezirkstliierärztliche Untersuchung das Nicht- 
vorhandensein der Maul- und Klauenseuche festgestellt 
worden ist. 

Zu diesem Zwecke haben sowohl der betr. Händler, als 
die Besitzer von Gasthofs- und Privatställen, in denen Händler- 
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vieh eingestellt wird, und zwar spätestens im Verlanf von 
1'2 Stunden, der Ortspolizeibehörda Anzeige von der Auf- 
stellung von Rindvieh zu erstatten, lieber die erfolgte Än-- 
zeige ist von der Ortspolizeibehörde eine Bescheinigung aus- 
zustellen. 

Die Ortspolizeibehörde hat ihrerseits die Zuziehung des 
Bezirksthierarztes zu veranlassen. Die Kosten der Unter- 
suchung fallen den Händlern zur Last. 
g 15. Auf allen Viehmärkten sind die zum Verkauf aufgetriebenen 
Rinder reihenweise aufzustellen. Das Durcheinanderzielien 
der aufgestellten Kinder ist untersagt. Die Polizeibehörden 
haben für die Durchführung dieser Vorschriften Sorge zu tragen. 
Der Vorverkauf von Rindern vor erfolgter polizeilicher 
Untersuchung ist verboten, 
b) Zu Zeiten grösserer Verbreitung der Maul- und Klauenseuche 

im Inlande oder in den Nachbarländern. 
^ lli. Die Bestimmung, wann und fiir welche Landestheile die nach- 
stehenden Massregeln in Kraft zu treten haben, bleibt für 
jeden einzelnen Fall dem Ministerium des Innern vorbehalten. 
§ 17. Alle Oasthofställe , in welchen zum Verkauf im Umherziehen 
bestimmte Schweine untergebracht gewesen sind, sind vor 
ihrer Wiederbenutzung gründlich zu reinigen. 
§ 18. Auf Viehmärkten hat die thierärztliche Untersuchung eines 
jeden einzelnen Stückes vor dem Betreten des Marktplatzes 
zu erfolgen. 

Zu diesem Zwecke hat die Zufuhrung von Rindern und 
Schweinen nur auf einem, beziehentlich soweit die zur Ver- 
fügung stehenden thierärztlichen Kräfte ausreichen, auf 
mehreren im Voraus bestimmten Zutriebswegen zu erfolgen. 
Die Bestimmung dieser Wege bleibt der Polizeibehörde 
überlassen. 

Der Vorverkauf ist verboten. 

Die Untersuchung der in Gasthofsställen untergebrachten 
Rinder darf an dem dem Markttage vorausgehenden Tage 
erfolgen. 

Nach dem Markte sind sowohl der Marktplatz als alle 
von fremdem Rindvieh und Schweinen benutzten Stallungen 
gründlich zu reinigen. 



Königreich Württemberg. 
I. Minist.- Verf. z. Vollz. dei D. tt..V.-S.-G. - 

Vom 23. März 1881. — (Reg.-Bf. S. 196). 
, Zu dem Gfeschäftskreis des Ministeriums des Innern 
gehören: 

7. die Beauftragung des beamteten Thierarztes mit der 
Beaufsichtigung der zu Züchtzwecken öffentlich aufgestellten 
Zuchtthiere des K. Landgestüts und der auf den von dem 
Ministerium veranstalteten Thierschauen zusammengebrachten 
Pferde- und Viehbestände (Reiehsges. § 17). 



^ 



— 198 — 

2. MlttlstT-Terf. — Vom 17. Mai 1882. — CRe^^l. S. IS^ 

Nachdem das Eeichsgesetz vom 23. Juui 1880, betreffend 
die Abwehr imd Unterdrückung von Viehseuchen und die 
bundesräthliche Instruktion hierzu vom 12./14. Februar 1881 
die erforderlichen Vorschriften über die Massregeln zur Ab- 
wehr und Unterdrückung der Pockenseuche und der Eäude 
der Schafe, sowie über die Anzeigepflicht und die sonstigen 
Obliegenheiten der Eigenthümer und Föhrer der Schafheerden 
und über die Bestrafungen der Zuwiderhandlungen gegeben 
hat, ist die in § 8 der Ziffer 2 der Vollzugs Verfügung vom 
5. Juli 187.3 (Reg.-Bl. S. 317) zum Gesetz vom 2fi. März 1873 
über die Ausübung und Ablösung der Weiderechte (Reg.-Bl. 
S. 63) enthaltene Vorschrift, wonach die durch Art. 2(i des 
Weidegesetzes vorgeschriebene Beurkundung des Gesundheits- 
zustandes einer Wanderheerde auf Grund vorhergegangener 
sachverständiger Untersuchung in den AVanderurkunden 
aufzunehmen sei, ausser Wirkung getreten; es wird daher 
verfügt, dass künftig die gedachte Beurkundung auf Grund 
einer von dem Eigenthümer, bezw. von dem Führer der 
Heerde abzuverlangenden Erklärung über den Gesundheits- 
zustand seiner Heerde der Waudenirkunde einzuverleiben ist. 

3.'Minist.-Terr. — Vom 27. Juli 1888. '— (Reg'-Bi. S. 309). 
1. Führer von wandernden Schweineheerden müssen im Besitz 
des Zeugnisses eines beamteten Thierarztes über den seuchen- 
freien Zustand ihrer Heerde sein. 

Das Zeugniss muss Zahl, Rasse und ungefähres Alter 
der Thiere angeben und, was in dem Zeugniss ausdrücklich 
zu beurkunden ist, auf Grund einer Untersuchung jedes 
einzelnen Tiiieres der Heerde ausgestellt sein. Die Aus- 
stellung des Zeugnisses hat bei Heerden, welche zunächst 
mit der Eisenbahn transportirt werden, an dem Orte, an 
welchem die Thiere ausgeladen werden und ehe sie daselbst 
in einen Stall verbracht werden, zu erfolgen. Die Unter- 
suchung im Transportwagen genügt nicht Das Zeugniss 
hat nur Stägige Gültigkeit und muss nach Abiauf dieser 
Frist erneuert werden. 

Von den Führern der Heerde sind Verzeichnisse über 
die von ihnen verkauften Thiere zu führen, welche Namen 
und Wohnort des Käufers enthalten müssen, so dass die Polizei- 
behörden in der Lage sind, jederzeit den Bestand der Heerde 
zu kontroliren. 

Die Zeugnisse, wie auch die Verzeichnisse, sind auf 
Verlangen den Poliüeiorganen, sowie den Marktbehörden 
jederzeit vorzuzeigen. 

'♦. Minlst-Eriass. -Vom '27'. Juli' 1888. 



Für die Folgezeit haben sodann die Ortsvorsteber, so- 
bald in ihre Gemeinde eine wandernde Schweineheerde ge- 
bracht wird, sofort das vorgeschriebene Gesundheitszeugnis« 
dem Führer abzuverlangen und falls ein solches nicht vor- 



g:elegt wird, oder dasselbe den Vorschriften des § 1 der 
M in isterial Verfügung vom heutigen Tage nicht entspricht, das 
Erforderliche zu veranlassen, jedenfalls aber den Weiter- 
transport der Heerde bis zur Beibringung eines vorschrifts- 
mässieen Zeugnisses zu verbieten. 

Da in der Mehrzahl der zur Zeit im Lande vorhandenen 
Fälle der Maul- und Klauenseuche, in welchen die Ent- 
stehungsursache der Seuche ermittelt werden konnte, dieselbe 
auf eine Ansteckung durch wandernde Schweineheerden 
zurückzuführen ist, so wird den Orts Vorstehern im Hinblick 
auf den grossen durch eine Verbreitung der Seuche der 
Landwirthschaft entstehenden Schaden die genaue Beobachtung 
der vorstehenden Anordnung zur besondereu Pflicht gemacht. 

Die Oberämter haben über die Einhaltung der gegebenen 
Vorschrift zu wachen, auch die Landjäger ihres Bezirks über 
die Konti'ole der Gesundheitszeugnisse in geeigneter Weise 
zu instruiren. 

Bei der Üeberwachung der Viehmärkte haben die beam- 
teten Thierärzte auf alle Erscheinungen, welche die Maul- 
und Elauenseuche oder den Verdacht derselben begründen 
könnten, ein besonderes Augenmerk zu richten. Die Thiere, 
die zum Markt gebracht werden, sind thunlichst, ehe sie die 
für den Markt bestimmten Plätze betreten, zu untersuchen 
und alle verdächtigen zurückzuweisen. 

Von den Oberämtem ist dafür Sorge zu tragen, dass die 
Marktplätze nach jedem Auftrieb von Vieh gi-ündlich gereinigt 
werden. Einer vollständigen Desinfektion sind diejenigen 
Stellen zu unterwerfen, auf welchen kranke Thiere gestanden 
haben. 

6. MiniNt.-li]rlass. — Vom 2Ü. Januar 1889. 

3. Die Ueberwachung der Viehmärkte ist bis auf weiteres zu 
verschärfen und zwar ist: 

a) wenn der Bezirk, in welchem der Markt abgehalten wird, 
ebenso wie die Nachbarbezirke frei von Maul- und Klauen- 
seuche ist. unbeschadet der vorgeschriebenen Untersuchung 
des sonstigen Viehs, sämmtliches von Händlern zu Markt 
gebrachtes Rindvieh Stück für Stück vor der Aufstellung 
auf dem Marktplatz , soweit nicht besondere örtliche Ver- 
hältnisse eine solche Untersuchung vor der Aufstellung 

. verhindern, durch den beamteten Thierarzt eingehend zu 
* , untersuchen; 

b) wenn im Bezirk oder einem Nachbarbezirk die Maul- und 
Klauenseuche herrscht, so ist bei Abhaltung von Vieh- 
märkten, soweit etwa ein Marktverbot noch nicht angezeigt 
sein sollte, Vorkehr zu treffen, dass sämmtliches zu Markt 
kommendes ßindvieh (sowohl das von den Viehzüchtern, 
als das von den Händlern beigetriebene) schon bei der 
Zufuhr zu dem Marktplatz an den Zugängen zu letzterem 
Stück für Stück untersucht wird. Diese Untersuchung ist 
von dem beamteteu Thierarzt, dem das nöthige Hilfs- 
personal zur Unterstützung beizugeben ist, vorzunehmen. 
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Mqsb bei einem Markte mehr als ein Zugang offen gehalten 
werden, so ist für jeden weiteren Zugang ein approbirter 
Thierarzt mit der tJntersucliaDg zu beauftragen. Ausserdem 
sind die zu Markt kommenden Schweine und Schafe gleich- 
falls thnnlichst vor dem Betreten der für den Markt be- 
stimmten Plätze einer möglichst eingehenden Untersuchung 
zu unterwerfen. 

Die Oberämter haben dafür zu sorgen, dass diese Vor- 
schriften sofort zum Vollzug gelangen. 
4, Wenn in einem Bezirk oder dessen Nachbarbezirk die Maul- 
und Klauenseuche herrscht, so ist dafür Sorge zu tragen, 
dass das von den Viehhändlern in Privat-, Gast- oder 
Mieth Stallungen dauernd zum Verkauf aufgestellte 
Rindvieh, sowie die in solcher Weise aufgestellten 
Schweinebestände in angemessenen Zwischenräumen 
durch den beamteten Thierarzt, wenn ausserhalb des 
Sitzes des letzteren bei Gelegenheit sonstiger Anwesenheit 
an dem betreffenden Ort, untersucht werden. 

Die Maul- und Klauenseuche hat in der jüngsten Zeit 
trotz dei' zu ihrer Bekämpfung ergriffenen Massregeln in 
nahezu allen Theilen des Landes eine höchst bedrohliche Aus- 
dehnung gewonnen. 

Im Interesse der hierdurch gefährdeten inländischen 
Viehzucht erscheinen daher erneute Anstrengungen geboten, 
um einer weiteren Verbreitung der Seuche entgegen zu wirken. 
Nach den bisherigen Erfahrungen reichen die von den 
Polizeibehörden getroffenen Massregeln im Allgemeinen aus, 
um einer Verbreitung der Seuche von Gehöft zu Gehöft vor- 
zubeugen, dagegen haben sie sich als nicht hinreichend wirk- 
sam gezeigt, um die Verschleppung der Seuche durch die 
Viehmärkte und durch den Viehhandel zu verhindern. Viel- 
mehr ist durch einzelne schlecht beaufsichtigte, oder trotz 
der Seuchengefahr nicht verbotene Viehmärkte die Seuche in 
weitem Umkreis verbreitet worden, und bietet derzeit der 
Handel der professionellen Viehhändler eine fortgesetzte Ge- 
fahr der Seuchenverschleppung. 

Man sieht sich daher veranlasst, die durch die Ministerial- 
erlasse vom 26. Januar und Ib. Mai d. .Ts. (Amtsblatt S. 37 
und ]49) hinsichtlich des Verbots der Viehmärkte bezw. der 
Ueberwachung derselben gegebenen Vorschriften den Polizei- 
behörden und den beamteten Thierärzten mit dem Anfügen 
in Erinnerung zu bringen, dass bei dem der guten Futter- 
Ernte wegen immer noch ungemein grossen Umfang des Vieh- 
handels zur Zeit alle grösseren Viehmärkte des Landes die 
Gefahr einer Verschleppung der Seuche mit sich bringen und 
dass daher bei allen diesen Märkten, auch wenn die unmittel- 
bare Nachbarschaft derselben von der Seuche frei ist, in sorg- 
fältige Erwägung gezogen werden muss, ob ihre Abhaltung 
nicht zu verbieten ist. Jedenfalls aber dürfen alle Vieh- 
märkte, solange die jetzigen Seuchenverhältnisse andauern, 
nur dann abgehalten werden, wenn für eine sorglältige thier- 
ärztliche Untersuchung des aufgetriebenen Viehs vor dem Be- 
treten des Markts Sorge getragen ist. 
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Was sodann die Vieiihändler antelangt, so ist flir die 
thieiärztliclie Ueberwachung der Viehbestände derselben (,vergl. 
Ziff. 4 des Minist.-Erlasses vom 2fi. Jannar 1889) mehr als 
bisher zu sorgen, insbesondere sind die in den Oberamts- 
Btädten bezw. am Wohnort des Oberamtsthierarztes ansässigen 
Viehhändler einer regelmässigen, mindestens einmal in der 
Woche Tor/unehmenden Kontrole durch die beamteten Thier- 
ärzte zu unterwerfen, wobei eine Untersuchung des gesammten 
Viehbestands stattzufinden hat, und ist seitens der Oberämter 
darauf zu dringen, dass auch die ausserhalb der Oberamts- 
städte befindlichen Viehbestände der Händler von den be- 
amteten Thierärzten so oft als nur möglich anlässlich sonstiger 
Anwesenheit an den betreffenden Orten untersucht werden. 



Schliesslich nimmt man Anlass, die beamteten Thierärzte 
darauf hinzuweisen, dass, wenn hei der Beaufsichtigung von 
Viehmärkten oder sonst ein Rindviehtransport wegen Aus- 
bruchs oder Verdachts der Maul- und Klauenseuche zu bean- 
standen ist, die deshalb gebotene Massregel sich nicht auf 
die verdächtige Symptome zeigenden Thiere zu beschränken, 
sondern den ganzen Transport zu ergreifen hat. 

Man erwartet von den Polizeibehörden und den beam- 
teten Thierärzten, dass sie durch strenge Einhaltung der 
vorstehenden, wie durch energische Handhabung sämmtlicher 
polizeilichen Vorschriften dahin wirken, dass eine weitere 
Verbreitung der Seuche verhindert wird. 

7. Minist-Erlass. — Vom 18. April 1890. — 

Gemäss § 1 der Verfügung des Ministeriums des Innern 
vom a7. Juli 1888 (Amtsblatt Seite 235t müssen die Führer 
von wandernden Schweineheerden im Besitz des Zeugnisses 
eines beamteten Thierarztes über den seuchenfreien Zustand 
ihrer Heerden sein. 

Da diese Bestimmung von einzelnen Polizeibehörden da- 
hin ausgelegt zu werden scheint, dass hiernach das Zeugniss 
eines inländischen beamteten Thierarztes erforderlich ist, so 
sieht man sich veranlasst, zur Kenntniss der K. Oberämter 
und der Ortsbehörden zu bringen, dass der Vorschrift des 
§ 1 Abs. 1 der genannten Ministerialverfügung allgemein 
durch den Besitz des Zeugnisses eines beamteten Thierarztes 
eines Deutschen Bundesstaates genügt wird, sofern das Zeug- 
niss den Bestimmungen in § 1 Abs. 1 und 2 der Ministerial- 
verfügung entspricht und sofern die Eigenschaft des das Zeug- 
niss ausstellenden Thierarztes als eines beamteten sich aus 
dem Zeugnisse ergiebt. 
8. Erlass des MedizinalkoUegiams, thierarztl. Abtheilung. 
— Vom 12. Mai 1891. — 

Es ist vielfach Klage darüber geführt worden, dass die 
Maul- und Klanenseuche durch die Thierärzte und durch die 
zur Marktaufsicht verwendeten weiteren Personen verschleppt 
werde. Obwohl man überzeugt ist, dass derartige Ver- 
schleppungen nur vereinzelt vorkommen, und dass es die be- 
amteten Thierärzte an nichts fehlen lassen werden, um solche 
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VerBcUeppnngen za verhüten, hält man es doch für angezeigt;, 

die Oberamtsthierärzte zu ganz besonderer Vorsicht in dieser 
Uichtnng anzuhalten. Man glaubt das hierbei zu Beobachtende 
dem Ermessen des Einzelnen überlassen zu können und will 
nur darauf aufmerksam machen, dass es sich bei der Markt- 
aufsicht empfiehlt, zum Halten der Thiere in erster Linie die 
Thierbesitzer und deren Personal selbst zu veranlassen und 
nur in besonderen Fällen das ständige Hilfspersonal hierzu 
zu verwenden. Es wird sodann kaum einer Erwähnung be- 
dürfen, dass nach jeder Untersuchung eines verdächtigen 
Thieres und vorsorglicherweise auch ohnedies in geeigneten 
Zwischenpausen alle mit der Untersuchung beschäftigten Per- 
sonen mit einer geeigueten Desinfektionsflüssigkeit die Hände 
und die etwa beschmutzten Kleidungsstücke zu reinigen haben. 
Die beamteten Thierärzte haben hierauf besonders zu achten 
und auch dafür besorgt zu sein, dass an jeder Visitations- 
stelle {Marktzugang) ein Waschbecken mit Desinfektions- 
flüssigkeit, zu deren Bereitung am besten Chlorkalk verwendet 
wird, auf Kosten der Marktgemeinde aufgestellt wird und 
zwar womöglich an einer den Marktbesuchern in die Augen 
fallenden Stelle. 

Endlich werden die Oberärater und Oberamtsthierärzte 
auf den mit Ministerialerlass vom 5. August 1889 den letzte- 
ren ertheilten Auftrag hingewiesen, wonach von ihnen auch 
die ausserhalb der Oberamtsstädte befindlichen Viehbestände 
der Händler so oft als nur möglich anlässlich sonstiger An- 
wesenheit in den betreffenden Orten zu untersuchen sind. 
. Ministerlal-Verfüguns. — Vom U. Juni 1892. — (Reg. Bl. 8. 194) 

Da die Verbreitung der Maul- und Klauenseuche unter 
dem Viehstand des Landes einen sehr erheblichen Bückgang 
erfahren hat und die Seuche in der Hauptsache nur mehr in 
vereinzelten Gehöften sich zeigt, werden . , . sowie die Be- 
stimmungen der §g ] bis 6 der Ministerial-Verfugung vom 
2(i. Januar 1889 (Eeg.-Bl. S. 10), durch welche für die Rind- 
viehlransporte der Viehhändler thiei'ärztliche Gesundheits- 
zeugnisse und ortspolizeiliche Bestimmungen vorgeschrieben 
worden sind, hiermit ausser Kraft gesetzt. 

Grossh. Baden. 
I. Minist.-Terordn. zum Vollzog des D. R.-V.-S.-G. — Vom 

12. März 1881. — (Ges.- und Verordn. Bl. S. 91.) 
2. Von dem Ministerium des Innern werden insbesondere ange- 
ordnet: 

5. Die in § 17 des Reiehs-Gesetzes vorgesehene bezirksthier- 
ärztliche Beaufsichtigung der auf Vieh- und Pferdemärkten 
u. s. w. aufgestellten Viehbestände. 
, Minist. Verorflu. ~ Vom 23. März 1881.— (Ges - und Verordn. 
Bl. S. 115) 
Zum Vollzug des S 17 des Reichs-Gesetzes vom 23. Juni 
1880, betreffend die Abwehr und Unterdrückung von Vieh- 
seuchen, wird verordnet, was folgt: 
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§ ]. Pferde-, Riudvieh-, Schafe- oder Schweinern ärkte unterstehen 

derTeterinärpolizeilichenBeaufsichtignngdesBezii'ksthierarztes. 

Für stai-k befahrene Märkte hat das Bezirksamt nach 

Antrag des Bezirksthierarztes die zur Beaufsichtigung etwa 

weiter nöthigen Thierärzte beiznziehen nnd zu verpflichten, 

§ 2. Die Thierärzte haben von Anfang bis zum Ende des Marktes 
auf dem Marktplatz anwesend zu sein und das auf den Markt 
gebrachte Vieh Stück für Stück aufmerksam zu untersuchen. 
Zur Erleichterung der Untersuchung hat der Unternehmer 
des Marktes die Einrichtung zu treffen, dasa die Thiere nur 
an bestimmten Zugängen auf den Markt gebracht werden können, 
an welchen sich die Thierärzte aufstellen, um die erste Unter- 
suchung vorzunehiBen. 

Nur vollkommen unverdächtig befundene Tbiere dürfen 
in die Räumlichkeit, in welcher der Markt abgehalten wird, 
zugelassen werden. Zur Kontrole sollen die zugelassenen 
Thiere selbst mit Marken versehen oder den Führern oder 
Treibern für jedes Stück Grossvieh und jedes Loos Kleinvieh 
mit fortlaufenden Nummern versehene Marken behändigt 
werden. 

Der Unternehmer des Marktes hat dafür zu sorgen, dass 
das Schlachtvieh getrennt von den übrigen Thieren aufge- 
stellt wird. 

Die Thierärzte haben die Untersuchung der auf dem 
Markte aufgestellten Thiere während der ganzen Dauer des 
Marktes fortzusetzen. 

§ 3. Der Bezirksthierarzt hat sich über die Herkunft der zu Markt 
gebrachten und die hauptsächlichen Bestimmungsorte der ver- 
kauften Thiere zu verlässigen, die gemachten Erhebungen auf- 
zuzeichnen und zu den Akten zu nehmen.*) 

§ 4. Finden die Thierärzte Fälle einer der in § 10 des Eeichsseuchen- 
gesetzes genannten Seuchen oder seuchen verdächtige Er- 
scheinungen, so hat der Bezirksthierarzt die Absonderung 
und Bewachung der kranken und verdächtigen Thiere durch 
die Ortspolizeibehörde zu veranlassen, das Bezirksamt sofort 
in Kenntniss zu setzen und die Anordnung der erforderlichen 
polizeilichen Schutzmassregeln nach Massgabe des Reichs- 
seuchengesetzes, der dazu erlassenen Instruktion und der 
badischen Verordnung vom 17. März 1881 zu beantragen. 

Zugleich hat er festzustellen, welche andere für die 
Seuche empfänglichen Thiere mit dem seucheverdächtigen 
oder seuchekranken Thiere in Berührung gekommen sind. 
Gegen diese der Ansteckung verdächtigen Thiere ist gleich- 
falls sofort nach in Kraft stehenden Bestimmungen zu ver- 
fahren. 

S 6. Die Anlage von dem Marktverkehr gewidmeten Viehhöfen, 
Markthallen ist dem Bezirksamt anzuzeigen, welches die im 

*) Naol) Beendigung jedes veterinärpoliieiltch beaafBichtigten ViebmarkteB 
hat der BeKJrksthierarzt mittelst PoHtkarten-Formularca an das Gioaahei-z. Mioist. 
ilei Inoeni Bericht zu erstatten. (Knnd schreiben des atatistiechen Bureaua vom 
5. lind 24. Mai 1890.) 



veterinärpolizeilichen Interesse gebotenen Anordnungen zu 
treffen hat. 

*3."Minist.-Ei-l.'— VÖm*26. März 188f). 

Betrifft Oie Ueberwachuiig von vieliioarktähnliehen Veran- 
staltungen. 

4. JüniBt.-Veroran. — Vom 26. Mai 1885. 

Auf Grund des § 90 des Polizeistrafgesetzbuches 
und der §§ 20 und 28 des ßeichsseuchengesetzes vom 
23. Juni lS>iQ wird unter Aufhebung der Verordnung vom 
12. Februar 1883 die veterinärpolizeüitihe Beaufsichtigung 
des Viehverkehrs betreffend, mit Wirksamkeit vom l.Julid. J. 
an verordnet : 
§ 1. Fülirer von wandernden Schaf-*) und Schweineheerden**) 
müssen im Besitz eines thierärztlichen Zeugnisses über den 
seuchenfreien Zustand der Heerden (§ 7} sem. 
t} 2. Viehhändler, welche in Ausübung ihres Gewerbebetriebs Rind- 
vieh aus einer Gemarkung in eine andere verbringen lassen, 
müssen den Führer mit einem Zeugniss über den seuchen- 
freien Zustand der zu transportirenden Thiere (§ 7) versehen. 

Das Zeugniss muss von einem Thierarzte oder von einem 
für eine badische Gemeinde bestellten Fleischbeschauer aus- 
gestellt und unterzeichnet sein. Der Unterschrift des Fleisch- 
beschauers ist die Bezeichnung „Fleischbeschauer der Ge- 
meinde N. N." beizusetzen. 

In zusammengesetzten Gemeinden sowie in Gemeinden 
mit zerstreuter Bauart können von dem Gemeinderath nach 
Benehmen mit dem Bezirksthierarzt als Vertreter des Fleiseh- 
beschaners auch andere Sachverständige mit der Ausstellung 
der Gesundheitszeugnisse betraut werden. Dieselben sind 
vom Bezii'ksamte v.ü verpflichten. 

§ 4. Verbreitet sich die Maul- und Klauenseuche oder die Lnngen- 
seuche auf mehrere Ställe, so haben die Bezirksämter alsbald 
die Anordnung zu treffen, dass aus den dem Seuchenorte be- 
nachbarten, der Gefahr der Verbreitung der Seuche nach den 
Verkehrsverhältnissen ausgesetzten, namentlich zu bezeich- 
nenden Gemeinden zum Zwecke oder in Vollzug einer Ver- 

'*} EiobegriffeD Bind: 

Schafheerden, die zvt Weide. Wnschuiig oder Schnr nach einer anderen 
Gemarkung transportirt werden (Erlaas vom 27. Juni J888J, sowie solche, die 
nur von ihrer Weide auf den Markt und eventuell wieder zurückgetrieben 
werden (£rlaBS vom 2. Januar 1889). 

**) Als wandernde Scbweinelieerden ist jede Mehrheit von Schweinen 
zu betrachten, welche im Umherziehen zum Verkauf gebracht wird, gleichviel, 
ob die Thiere von dem betr. Verkäufer seibat gezüchtet alnd oder nicht und 
nur in bescbrünkter Entfemung von dem Wohnort des Verkäufers oder 
im weiteren Umkreise feil gehallen werden (Erh 81. Aagiist 188.^^. 

**•) Keine Anwendung findet die VorBclirift des @ 2 bei bereits verknnftem 
Schlachtvieh (Erl. vom LO, Februar 1886 an das ßez--Anit Duilacb). 

Zeugnisse, welche durch eine hessische oder württembergischc oder 
hohenzollernache OrtsbehOrde oder durch einen bayerischen oder dsass- 
lotbringischen Gemeinde - Fl eischbe schauer ausgestellt sind, genüg'Cn be- 
züglich der bayerischen Fleischbeaohaner aber nur, wenn nnd solange die 
betreffenden bayrischen Bezirke nicht verseucht sind (ErlasB vom 16. Okt. 1890 
bcKw. vom 19. Okt. 1885). 



äusserung Vieh (Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen") nnv auf 
Grund von Gesundheitszeugnissen (§ 7) ausgeführt werden 
darf, welche von einem Thierarzte ausgestellt sind. 

Nur fiir solche Thiere dürfen in den Fällen dieses Para- 
graphen Gesundheitszeugnisse ausgestellt werden, welche seit 
mindestens 7 Tagen in seuchenfreiem Zustande in der Ge- 
markung sich befinden, wo ihre Untersuchung erfolgt. Diese 
Bestimmung findet insbesondere auch Anwendung auf wan- 
dernde Schaf- und Schweineheerden, dagegen kann auf Vieh- 
märkten der Bezirksthierarzt das Zeugniss auch für solche 
Thiere ausstellen, die aus der Seuche nicht verdächtigen 
Orten auf den Markt verbracht und alsbald weiter versendet 
werden. 

§ 5. Ist die Maul- und Klauenseuche oder die Zungenseuche in 
benachbarten nicht badischen Bezirken aufgetreten, so haben 
die an der Grenze gelegenen Bezirksämter anzuordnen, dass 
die Führer von Vieh (Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen), 
das aus den verseuchten Bezirken eingeführt werden soll, im 
Besitze thi erärztlicher Zeugnisse über den Gesundheitszustand 
der Thiere (§ 7) sein müssen, in welchen bezeugt ist, dass 
nach dem Ergebniss der von dem Thierarzte eingezogenen 
Erkundigungen und der Besichtigung der zu transportir enden 
Thiere diese seit mindestens 7 Tagen in seuchenfreiem Zn- 
stande in der Gemarkung sich befanden, in welcher ihre 
Untersuchung erfolgte und dass in dieser Gemarkung keine 
an Maul- und Klauenseuche oder Lungenseuche erkrankten 
Thiere sind.*) 

§ 6. Sobald die Seuche erloschen, sind die gemäss §§ 4 und 5 ge- 
troffenen Massnahmen aufzuheben. 

Die Verfügungen, durch welche diese Massnahmen au- 
geordnet oder mrückgenommen werden, sind in die Amts- 
verkündigungsblätter der betheiligten Bezirke einzurücken 
und überdies in den zugehörigen Gemeinden in ortsüblicher 
Weise bekannt zu geben, dem Landeskommissar und Ministerium 
des Innern, geeignetenfalls auch den Behörden der Zoll- und 
Eisenbahnbetriebsverwaltung, den benachbarten Bezirksämtern 
und nichtbadischen Polizeibehörden raitzutheilen. 

§ 7. Die Gesundheitszeugnisse (§§ 1. 2, 4,5) sind 5 Tage gültig.*) 
Die Führer der zu transportirenden Thiere sind verpflichtet, die 
Zeugnisse nach Ablaaf dieser Zeit erneuern zu lassen. Sie 
müssen die Zeugnisse während des Transports bei sich haben 
und auf Auffordern den Polizeibehörden, dem Gendarmerie- 
und Polizeipersonal, sowie den Behörden und Bediensteten 
der Zollverwaltung und der Eisenbahnbetriebsverwaltung vor- 
zeigen. 

Die Zeugnisse müssen Ort und Tag der Ausstellung, den 
Namen des Führers und jedes mitgeführte Stück Rindvieh 
nach Geschlecht, Alter, Farbe und Abzeichen, die Zahl der 
mitgeflihrten Schafe, Schweine, Ziegen bezeichnen. Bei Aus- 

*) Hesaen und ElaaBB-LothriDgeti gegenüber ist von der Anwendung dea 
S 5 abzustellen wegen der in diesen Lünuern bestehenden äiinliclien Anord- 
nungen (Erl. vom 16. Okt 1890). 

*; Tag der Ansstelliing nicht mitgerechnet (Erl. vom 30. April 1887). 
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stellnng der Zeugnisse für Rindvieh durch die Fleischbeschauer 

ist das anliegende Formular zu benützen. 

. Erscheint im Interesse der Verhinderung dar Seuchenver- 
schleppung eine Verschärfung der Kontrole oder eine weiter- 
gehende Beschränkung des Viehverkehrs, als in den vor- 
stehenden Paragraphen vorgesehen, nothwendig, so wird das 
Ministerium des Innern anordnen, dass in bestimmten 
Bezirken und für bestimmte Zeiten die Ausstellung von 
Gesundheitszeugnissen durch einen beamteten Thierarzt 
geschehe. 

I, Zur Sicherung des Vollzugs der veterinärpolizeilichen Be- 
aufsichtigung von Viehbeständen, die bei Viehmärkten oder 
bei den übrigen in § 17 des Seuchengesetzes vom 23. Juni 1880 
erwähnten Veranlassungen zusammengebracht werden, können 
durch ortspolizeiliche Vorschrift nähere Anordnungen getrofien 
werden. 

5. Minist-Erl. — Vom 14. Februar 18EI0. 
BetriiFt eine Anweisung fQr die Fleiscli schauer zur Ausstclliiiig 
von GeBondheitszeugniasen. 

ß. Minlst.-Terord. — Vom 18. April 188(5. 

Wir sehen uns daher veranlasst, die 

Bezirksämter, in deren Bezirk die Maul- und Klauenseuche 
aufgetreten ist oder zu erscheinen droht, zn beauftragen, auf 
Grund der §§ 20, 65 und ff, des Reichsseuchengesetzes das 
Feilbieten von Rindvieh, Schafen, Ziegen und Schweinen im 
Umherziehen bis zur Beseitigung der Gefahr zu verbieten und 
uns die Erlassung des Verbots anzuzeigen. 

7. Minist.-Erl. — Vom 3. Oktober 1890. 
Grossherzoglichem Bezirksamt Pforzheim erwidern wir 
mit Bezug auf den Bericht vom 27. v. Mts. No. 47 345, dass 
wir im Hinblick auf § 56b der Gewerbeordnung Bedenken 
tragen, den Viehhandel im Umherziehen zu verbieten. Da- 
gegen ermächtigen wir dasGrossh. Bezirksamt auf Grund des 
zweiten Absatzes des § 20 des Reichsseuchengesetzes vom 
23. Jnni 188U für den Amtsbezirk anzuordnen und zwar auf 
solange, als die Seuchengefahr in gleichem Grade fortdauert, 
dass der Führer von Wiederkäuern und Schweinen, welche 
im Umherziehen feil geboten werden, sofern er nicht im 
Besitz eines den Anforderungen der g§ 3 bis 5 der Verordnung 
vom 26. Mai 1885 entsprechenden Zeugnisses für die mitge- 
führten Thiere ist, mit einem thieiärztüchen Zengniss über 
den eeuchenfreien Zustand derselben versehen sein muss, 
dessen Giltigkeit mit der einbrechenden Nacht des auf den 
Ausstellungstag folgenden Tages erlischt. Der attestirende 
Thierarzt hat auf dem Zeugniss ausdrücklich zu bemerken, 
dass die Giltigkeit desselben nur bis zur einbrechenden Nacht 
des folgenden Tages dauert. Dieses Zeugniss hat der Führer 
auf die Auflorderung der Polizeiorgane vorzuzeigen. Thiere, 
für welche ein giltiges Zeugniss nicht erbracht wird, sind unter 
polizeilicher Aufsicht an ihren Herkunftsort zurückzubringen 
oder, wenn dies nicht thunlich ist, an einem geeigneten Orte 
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solange abzusperren, bis der seuchenfreie Zustand derselben 
ausser Zweifel ist. 

II. Nachricht hiervon deu übrigen Grossh. Bezirksämtern, 
welchen für den Fall von sehr starker Verbreitung der Seuche 
die gleiche Ermächtigung ertheilt wird. 
8. Ministerial- Bekanntmachung. — Vom 8. November 1890. 

Die Bezirksämter werden in Ansehung der langen Dauer der 
Seuche ermächtigt, hinsichtlich des Vollzugs des § 4 der Verordnang 
vom 26. Mai l&ö (unter Ziffer 4 oben) dieselben Erloichternngen zu 
gestatten, wie in Abschnitt III, lit. c — GroBsh, Baden — Ziffer 7 
angegeben. 

9. Mlnist.-Erl. — Vom IG. Januar 1891- 

•L Ferner ist von der Anordnung des § 4 der Verordnung vom 
2t), Mai 1885 in noch seuchenfreien Gemeinden — nach genauer 
Prüfung der Sachlage — nur in denjenigen Fällen Anwendung 
zu machen, wo die Gefahr der Ausbreitung der Seuche durch 
den regen Verkehr zwischen seuchenfreieu und verseuchten 
Gemeinden sehr nahe liegt, oder dringender Verdacht vor- 
handeu ist, dass die Seuche bereits nach der als noch seuchen- 
frei geltenden Gemeinde verschleppt worden ist; auch ist, 
wenn §4 der Verordnung zur Anwendung gelangt, ein öfterer 
Besuch der Gemeinde durch den Bezirksthierarzt nur anzu- 
ordnen, wenn wegen nicht nur vereinzelten Fällen der Aus- 
fuhr von Vieh ein Bedürfniss zur Ausstellung von thierärzt- 
lichen Gesundheitszeugnissen vorliegt. 

5. Wo eine Beaufsichtigung der Bandes viehställe in nicht unter 
Sperre stehenden Orten als nothwendig erachtet wird, in denen 
ein Thierarzt nicht ansässig ist, soll der Fieisehbeschauer 
mit der Besichtigung der Ställe von 4 zu 4 Tagen beauftragt 
werden; 



Grossherzogthnm Hessen, 
1. Vei-ordn. z. Ausf. d. D. K.-V.-S.-G. — Vom 12. Mär?. 1881. 
(Reg.-Bl. S. 11.) 
§ 4. Die gemäss § 17 des Keichsgesetzes vorgeschriebene Anord- 
nung der Ue'berwaehung der Vieh- und Pferdemärkte durch 
den beamteten Thierarzt (Kreisveterinärarzt) hat durch die 
Kreisämter zu geschehen; auch haben dieselben zu bestimmen, 
inwieweit diese Ueberwachung auf andere Viehbestände oder 
auf die zu Zuclitzwecken öttentlich aufgestellten mänulichen 
Zuchtthiere auszudehnen ist. 

2. Verordn. — Vom 14. Oktober \W,\, 
Betrifft die Ueberwachung der Viehmärkte durch beamtete 

3.' Hinist.-Erl. — Vom 4. März 1889. 



Für die Dauer der Seuchengefahr dürfen im Heuchenorte 
Viehmärkte, ausgenommen Pferdemärkte, nicht abgehalten 
werden (§ 28 des Reichsgesetzes). Tritt die Seuche in mehr 
als einem Viehstande auf, ao ist das Verbot des Abhaltens 
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von Märkten auf 3 Stunden im Umkreise des Senchenortes 
auszudehnen. 

Auf die einer geregelten veterinärpolizeilichen Kontrole 
nnterstehenden in geschlossenen Viehhöfen abzulialtenden 
SchlaclitviehuiäJ'kte findet obige Vorschrift keine Anwendung. 
Verbreitet sich die Maul- und Klauenseuche innerhalb einer 
Gemeinde auf mehrere Gehöfte, so liat das Kreisamt alsbald 
Anordnung zu trefi'en (ij 20 des Eeichsges.), dass aus den 
dem Seuchenorte benachbai'ten, der Gefahr der Verbreitung 
der Seuche nach den Verkehrsverhältnisseu ausgesetzten, 
namentlich m bezeichnenden Gemeinden Rindvieh, Schafe, 
Schweine und Ziegen zum Zwecke der Veräusserung nur aus- 
geführt werden dürfen, wenn der Führer derselben ein thier- 
ärztliches Zeugniss aufweisen kann, in welchem bescheinigt 
ist, dass die fraglichen Thiere sieb seit mindestens sieben 
Tagen in seuchenfreiem Zustande an dem Orte der Unter- 
suchung befunden haben. 

Ist die Maul- und Klauenseuche in beuachbarten Bezirken 
anderer Bundesstaaten aufgetreten, so haben die an der 
Grenze gelegenen Kreisämter anzuordnen, dass die Führer 
von Kiudvieh, Schafen, Schweinen und Ziegen, welche aus 
den verseuchten Bezirken eingeführt werden, mit den nach 
Ziffer 4 erforderlichen thierärztlichen Zeugnissen gleichfalls 
versehen sind, in welchen noch besonders bescheinigt sein 
muss, dass die Gemarkung, aus welcher die Thiere eingeführt 
werden, vollständig seuchenfrei ist. 

Die Vorschrift des zweiten Absatzes der Ziffer I, sowie die- 
jenige der Ziffern 4 und 5 findet keine Anwendung auf Trans- 
porte von Schlachtvieh aas den einer ständigen Beaufsichti- 
gung durch den beamteten Thierarzt unterstehenden Stal- 
lungen (§ 17 des Reichsge.'ietzes) nach Schlachtviehhöfen und 
öffeutlichen oder Privatschlachthäusern, sowie auf Eisenbahn- 
transporte von Schlachtvieh nach öfi'entlichen Schlachtvieh- 
höfen oder nach Stallungen der vorher erwähnten Art, 
Die in Ziffer 1, 4 und 5 erwähnten thierärztlichen Zeugnisse 
sind fünf Tage gültig. Dieselben müssen enthalten: Ort und 
Datum der Ausstellung, den Namen des Besitzers der ?.a 
transportirenden Thiere, jedes mitzuführende Stück Rindvieh 
nach Geschlecht, Alter, Farbe und Abzeichen, die Zahl der 
mitzuführenden Schafe, Sehweine und Ziegen. 

Die fraglichen Zeugnisse können ausser von dem be- 
amteten Thierarzte auch von einem von der Polizeiver- 
waltungsbehörde hierzu besonders ermächtigten Thierarzte 
ausgestellt sein. In Ermangelung eines Dienstsiegels des 
betreffenden Thierarztes müssen die Zeugnisse von der Orts- 
bebörde beglaubigt sein. 

Die in Ziffer 1, 4 nnd 5 erforderten thierärztlichen Zeugnisse 
hat der Besitzer auf seine Kosten zu beschaffen. 
4. Minist. -Ausschr. — Vom 9 Novbr. löSa. 

Da trotz der zur Unterdrückung der Maul- und Klanen- 
seuche seither zur Anwendung gebrachten schärferen Mass- 
nahmen die erwähnte Seuche noch in ziemlicher Ausbreitung 
herrscht, insbesondere aber, da in vielen Fällen bei Neuaus- 




brüchen der Seuche in seither seuchefreien Ortschaften eine 
Verschleppung der Seuche durch Handelsvieh hat nachge- 
wiesen werden können, sehen wir uns veranlasst, auf die 
Dauer der Seuchengefahr und bis auf Weiteres auf Grund 
des § 20, Absatz 2 des Heichsgesetzes zur Abwehr und Üoter- 
drücKUng von Viehseuchen anzuordnen, dass allgemeia Vieh- 
händler, welche Rindvieh, Schafe, Schweine uder Ziegen aus 
einer Gemarkung in eine andere verbringen oder verbringen 
lassen, mit den m Ziffer 4 und 5 unseres Ausschreibens vom 
4. März 1, J. zu Nr, M. I. 8876, erwähnten Zeugnissen versehen 
sein müssen, welche der Führer der Thiere stets bei sieh 
haben muss. Hinsichtlich dieser Zeugnisse gelten ferner die 
in Ziffer 7 und 8 des erwähnten Ausschreibens getroffenen 
Bestimmungen nnd wollen Sie namentlich die Ihnen zur Ver- 
fügung stehenden praktischen Thierärzte zur Ausstellung der 
fraglichen Zeugnisse entsprechend ermächtigen. 

Sie wollen diese Massnahmen alsbald in den Kreis- 
blätteiTi publiziren und ihre Handhabung durch die Polizei- 
organe insbesondere auch durch die Gendarmerie strengstens 
überwachen lassen. 

5. Minist-AaBsehr. — Vom 28. November 1889. — 

Nachdem sich ergeben hat, dass die strenge Durch- 
itihrung der in unserem Ausschreiben vom 9. d. Mts. zu Nr. 
M. J. 28Ü37 vorgeschriebenen Massregeln in einigen Theilen 
des Landes zu einer unverhältnissmässigen Erschwerung des 
Verkaufs von Schlachtvieh führen würde, haben wir zur thun- 
lichsten Erleichterung des Verkehrs die nachstehenden Be- 
stimmungen getroffen. 

1. Sie sind ermächtigt, für diejenigen Gemeinden, für die ein 
Bedürfniss dazu vorliegt, zu gestatten, dass aus denselben 
Schlachtvieh ohne das in dem bezeichneten Ausschreiben vor- 
geschriebene thierärztliche Zeugniss verbracht wird, wenn der 
Begleiter der Thiere mit einer Bescheinigung der Ortspolizei- 
behörde darüber versehea ist, dass der Ort und das Ge- 
höft, aus dem die Thiere entstammen, seuchenfrei sind. 

2. Diese Erlaubniss kann nur für diejenigen Gemeinden ertheilt 
werden, die wenigstens drei Stunden von jedem Ort entfernt 
liegen, in dem ein Seucheuausbruch konstatirt ist. 

3. Sie ist unr gültig für den Transport solcher Thiere, die zum 
Schlachten bestimmt sind und ohne wesentliche Verzögerung 
nach dem Ort der Schlachtung verbracht werden. 

4. Die unter 1. erwähnten Bescheinigungen sind höchstens auf 
die Dauer von fünf Tagen gültig. 

5. Alle Bestimmungen unseres Anssehreihens vom 4. März d, J. 
zu Nr. M. J. 8876 bleiben bestehen. 

Wir überlassen Ihnen, hiernach in den geeigneten Fällen 
zu verfahren. 

6. Minist- Ausschr. — Vom 19. März 1891. — 
Im Anscliluss an unsere lithographirten Ausschreiben 
vom 4. Mai und vom 9. und 28. November 1889 .... be- 
stimmen wir zur Erleichterung der Ausführung der darin ge- 
troffenen Massnahmen das Nachstehende: 
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4. Insoweit nicht die Vorschriften der Ziffer 4 des Ausschreibens 
vom 4. Mai 1889 in Anwendung zn kommen haben, können 
in Gemeinden, welche länger als einen Munat gänzlich seuchen- 
frei sind, ausgenommen bei Treibherden von Öchafen und 
Schweinen, mit der Ausstellung der Gesundheitsscheine (Aus- 
schreiben vom 9. und )iS. Novembnr 1889) auch die Bürger- 
meister oder event. Beigeordneten betraut werden, wenn nicht 
innerhalb der Orte ein zur Ausstellung der fraglichen Zeug- 
nisse ermächtigter Thierarzt wohnt. 

5. Für Handelsvieh darf, wenn die Gültigkeit der erstmalig ans- 
gestellten Gesundheitsscheine, aus denen die Herkunft der be- 
treffenden Thiere ersichtlich ist, abgelaufen ist, eine wieder- 
holte Ausstellung von solchen Scheinen nur erfolgen, wenn 
der erste und event. alle übrigen seit diesem über die be- 
treffenden Thiere ausgestellten Gesundheitsscheine vorgezeigt 
werden. Dass dies geschehen, ist auf jedem erneuerten Ge- 
Bundheitsschein zu bemerken. Ein Prolongiren älterer Scheine 
auf diesen selbst ist statthaft. Kann der Besitzer die be- 
treffenden Scheine nicht beibringen, so ist er verbunden, die 
Thiere so lange zn behalten, bis ihm auf Grund der Ziffer 4 
des Ausachreibens vom 4. Mai 1889 ein netter Gesundheits- 
schein ausgestellt werden kann, 

6. Auf Viehmärkten sind die über das angetriebene Vieh beige- 
brachten Gesundheitsscheine zu revidiren, jedoch alsbald den 
Besitzern wieder zuzustellen. Die Erneuerung eines Scheines 
ist hier nnr dann erforderlich, wenn die betreffenden Thiere 
in anderen Besitz übergehen oder wenn die Gültigkeitsdauer 
des Seheines an dem Markttage erli.scht. 



Grossherzogthum Mecklenburg-Schwerin. 
I. Terordn. z. Ausf. des D. ß.-V.-8.-G. — Vom 23. März 1881. — 

(Üeg.-Bl. S. 79.) 
^ 7. Die Aufsicht über die behufs öffentlichen Verkaufs von Unter- 
nehmern zusammengebrachten Viehbestände, die von Privat- 
personen zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellten männlichen 
Zuchtthiere, sowie die durch obrigkeitliche Anordnung veran- 
lassten Zusammenziehungen von Vieh- und Pferde-Beständen 
und die öffentlichen Thiersehauen steht den Ortsobrigkeiten 
zu, welche berechtigt sind, diese Aufsicht durch den zustän- 
digen Bezirks- Thierarzt oder einen anderen approbirten Thier- 
arzt ausüben zu lassen. 

Auf Anordnung Unseres Ministeriums, Abtheilung für 
Medizinal-Angelegenheiten, sind die Ortsobrigkeiten zn solcher 
Beaufsichtigung und zn deren Ausführung durch den beamteten 
Thierarzt verpflichtet. 

2. MinlBt-Bekanntm. — Vom 16. August 1886. 

IL Insbesondere zur Vermeidung der Verschleppung der Maul- 
und Klauenseuche werden die Ortsobrigkeiten aufigefordert; 

3. Sorge dafür zu tragen, dass die Viehmäi'kte jedes Mal 
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nach geschehenem Auftrieb, sowie die Sammelstellen, wo 
Vieh von Händlern zusammengebracht wird (Gasthöfe etc.) 
häufiger einer gründlichen Reinigung unterzogen werden, 
während die Standorte auf Märkten und Plätzen, auf 
welchen kranke und verdächtige Thiere gestanden haben, 
nach Anleitung der Desinfektionsordnung, Anl. A. des 
Reichsviehseuchengesetzes, zu desinfiziren sind; 
4. in grösseren Städten und deren Umgebung besonders da- 
rauf zu halten, dass sich die zum Transport von Wieder- 
käuern und Schweinen gewöhnlich benutzten Wege in 
reinlichem Zustande befinden. 

Die Anordnung einer Desinfektion der Wege in Zeiten 
der Verbreitung der Maul- und Klauenseuche bleibt vor- 
behalten. 

3. Minist.-Bekanntiii. — Vom 4. April 1889. 

Mit Rücksicht auf wiederholte Seuchenverschleppungen nach 
England wird die Bekanntmachung vom 16. August ifeß nochmals 
in Erinnerung gebracht und unter Anderem eine verschärfte 
Ueberwachung des Handelsverkehrs mit Rind-, Schaf-, und Borsten- 
vieh, der Treibheerden, Viehhöfe, Märkte, Gastwirthschaftssttälle 
u. s. w. als nothwendig bezeichnet. 

4. Bundschreiben an die Bezirksthierärzte. — Vom 17. Febr. 1892. 
Das unterzeichnete Ministerium sieht sich veranlasst, 
die Bezirksthierärzte darauf aufmerksam zu machen, dass es 
ihnen nach § 17 des Reichsviehseuchengesetzes obliegt, alle 
Vieh- und Pferdemärkte in ihrem Bezirk zu beaufsichtigen, 
insoweit in einzelnen Fällen vom unterzeichneten Ministerium 
nicht abändernde Bestimmungen getroffen worden sind. 



6. MinisL-Bekanntm. — Vom 26. Oktober 1892. 
2. Da die Maul- und Klauenseuche in den verschiedensten Ge- 
genden des Landes und in grossem Umfange auftritt, so wird 
hierdurch auf Grund des § 20 des Reichsviehseuchengesetzes 
landespolizeilich verordnet: 

Das Treiben der zum Verkauf im Umherziehen be- 
stimmten Schweine ist untersagt. 

Der Transport derselben darf nur auf Wagen ge- 
schehen. 

Grossherz ogthum Sachsen- Weimar. 

Ausf--Ges. zum D. R.-Y.-S.-G. — Vom 17. April 1889. — (Reg.- 

Bl. S. 79.) 

§ 3. Von dem Bezirksdirektor innerhalb seines Bezirkes sind fol- 
Massregeln zu treffen : 

3. Die Ausdehnung der für Vieh- und Pferdemärkte gesetz- 
lich bestimmten Beaufsichtigung auf die in § 17 desReiclis- 
gesetzes bezeichneten Viehbestände, Thierschauen und Zu- 
sammenziehungen. 

14* 
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Gross herz ogth um Mecklenbiirg-Streliz 

1. Landesh. Yerordn. f. das Herzogthutn ^trelitz zur Ausf. d. 

D. K.-V.-8.-G. — Vom 23. März 1881. — Offz. Anz. S. 109.) 
§ 7. Die Aufsicht über die hehnfs öffentlichen Verkaufs von Unter- 
nehmern zusammengebrachten Viehbeslände, die von Privat- 
personen zu Zuchtzwecken üfFentUch aufgestellten männlichen 
Zuchtthiere, sowie die durch obrigkeitliche Anordnung ver- 
anlassten Zusammenziehungen von Vieh- und Pferdebeständen 
und die öffentlichen Thierschauen steht den Ortsobrigkeiten 
zu. welche berechtigt sind, diese Aufsicht durch den zu- 
ständigen BezirksthierarKt oder einen anderen approbirten 
Thierarzt ausüben zu lassen. 

Auf Anordnung Unserer Landesregierung sind die Orts- 
obrigkeiten zu solcher Beaufsichtigung und /u deren Ausführung 
durch den beamteten Thierarzt verpflichtet. 

2. Desgl. für dasFflrstenthumBatKeburg. — Vom 23. März 1881. 

— (Affz. Anz. f. ßatzeburg,) 
(Wie unWi- Ziffer !■) 

3. Bekanntmachung der Landesreg. — Vom 24. August 1886. — 

(Offz. Anz. S. i;44.) 
(Wörtlich wie bei Meuklenburg-Schwerin unter Ziffer 2.) 
4. Desgleicheü vom 6. April 1889. — (Off/ Anz. S. 136. 

(Wie bei Mecklenburg-Schwerin unter Ziffer 3.} 

5. Desgleichen vom 20. November 1889. — (Offz. Anz. S. 235.) 

Unter Hinweis auf die Bekanntmachung vom 24. AugoBt 
188ti lind vom ß. April 1889 werden die Ortspolizeibehürden insbe- 
sondere zu einer genauen Ueberwachung des Handelsverkehrs mit 
Vieh, etwaiger Tr.iibheerden, der Harkte und üastwirthschaftsställe 
aufgefordert, 

Grosshei'zogthum Oldenburg. 

1. Verordn. für das Urossherzogthum Oldenburg z. Ausf. d. D. 
B.-y.-S.-feE. — Vom 28. März 1881. — (Ges.-Bl. für Old. Bd 26 

S. 15.) 
Art. 7. Das Staatsministerium, Departement des Innern, hat zu 
bestimmen, inwieweit auf Grund des § 17 des Reichsgesetzes 
ausser den Vieh- und Pferdemärkten auch die von Unter- 
nehmern behufs öffentlichen Verkaufs zusammengebrachten 
Viehbestände, die zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellten 
männlichen Zuchtthiere, öffentliche Thierschauen und die 
durch obrigkeitliche Anordnung veranlassten Zusammen- 
ziehungen von Pferde- und Viehbeständen durch beamtete 
Thierärzte beauistchligt werden sollten. 

2. Desgleichen für das Ffirslenthum Litbeck. — Vom 28. März 

1881- — (Ges.-BI. f. Lübeck Bd. !7 S. 539.) 
Art. 2. Der Regierung steht zu : 

4. Die Bestimmung darüber, (Fortsetzung wie unter 
Ziffer ].) 

, 3. Desgleichen f. duM Fürstenthuni Birkenfeld. — Vom 28. März 

I 1881. — (Ges.-Bl. für Birkenfeld Bd. 9 S. 493.) 

. Art. 7. Die Regierung (Fortsetzung wie unter Ziffer 1). 



i. MiniMt. Bekanntmach uug für das Herzogtham Oldenburg. — 

Vom U. Mai 18S9. — (Ges.-Bl. Bd. 29 S. Ht.) 

Im Hiichsten Auftrage erlässt das Staatsmini stei'i um auf 
Grund des Artikels 9 § G des Gesetzes vom 5. Dezember 
1868, betreffend die Organisation des Staatsministerinms fol- 
gende Vorschriften : 
§ 1. Bei den öffentlichen Verkäufen von Rindvieh, Schweinen und 
Schafen, welche von Händlern abgehalten werden, sowie bei 
denjenigen Verkäufen von Rindvieh, Schweinen und Schafen 
ans freier Hand, welche von Händlern umherziehend vorge- 
nommen werden, soll der beamtete Thierarzt zugezogen werden. 

Im Falle der Verhinderung des beamteten Tbjerarztes 
kann derselbe durch einen approbirten Thierai-zt vertreten 
werden. 

Ebenso kann in denjeingen Amtsverbandsbezirken, in 
welchen kein beamteter Thierarzt seinen Wohnsitz hat, jedoch 
nicht im Bezirke des Amts Oldenburg, statt des beamteten 
Tbierarztes ein approbirter Thierarzt zugezogen werden, 
g 2. Mit dem Verkauf darf erst dann verfahren werden, wenn der 
Thierarzt erklärt hat, dass die Thiere mit keiner ansteckenden 
Krankheit behaftet seien. 

5. Desgleichen. — Vom IS. Februar 1891.*) 
Auf Anordnung des Grossherzoglichen Staatsministeriums 
wird die Bekanntmachung der Eisenbahn-Direktion vom 
29. April 1>^89, betreffend die thierärztliche Untersuchung 
derjenigen Thiere, welche von ausserhalb des Herzogthums 
Oldenburg belegenen Orten eingeführt werden, dahin er- 
weitert, dass die Untersuchung nicht auf Schlachtvieh zu 
beschränken ist, sondern sich auch auf Zuchtvieh etc. zu 
erstrecken hat 

Es dürfen demnach Rindvieh, Schafe, Ziegen nnd 
Schweine, welche von ausserhalb des Herzogthums Oldenburg 
belegenen Orten eingeführt werden, von dem Bahnhofsterrain 
der im Herzogthume belegenen Eisenbahnstationen erst dann 
abgetrieben werden, nachdem ein beamteter, oder für den- 
selben approbirter Thierarzt dem dienstthuenden Stations- 
beamten die Gesundheit der Thiere mündlich oder schriftlich 
bestätigt hat. I 

Herzogthum Braunschweig. I 

1. Herzoel. Terordn. z. Ansf. d. D. R.-V.-S.-G. — 1 

Vom 30. März 1831. — (Ges.- u. Verordn.-Sammlg. S. 75). 



§2. 



Die erforderlichen Anordnungen wegen Ermittelung der 

Seuchenausbrüche (§S 12—17 des Reichsges) 

. . . ist Sache der Herzoglichen Kreisdirektion resp. be- 
züglich der Stadt Braunschweig der Herzoglichen Polizei- 
Direktion daselbst. 



*) Durch Bekanntmachmiff der Eisenh ahn -Direktion vom 3. Jnli 1891 
theilweise aufgehobeD, liurch Bekanntmachiui^ vom t. März ltJ92 
aber wieder theilweiae im Tollen Umfang iQ Wirksamkeit gesetzt. 



2. Minlst-Reskripl. — Vom 14. Juni 1884. — 

Die KreiBlhierärzte wenler angewiesen, behüte Verliütang von 
SeitclienverBchlcppungen u. A. uucli die Vichniärkte BtrengstenB zii 
jlborwachen. 

3. Miniat.-Beskript. — Vom 7. Juli 1886. — 

3, Es ist dafür Sorge zu tragen, dasa die Viehmäi'kte 
nacli jedesmaligem Auftriebe von Vieh gründlich gereinigt 
und auch die Samraelstatioiien, auf welche Vieh von Händlern 
zusamitiengebracht wird (Gasthöfe u. s. w.) öfter einer Reini- 
gung unterworfen werden. Einer vollständigen Desinfektion 
brauchen nur die Stellen von Märkten und Sammelplätzen 
unterzogen zu werden, auf welchen kranke ThJere gestanden 
haben. Auch ist darauf zu achten, dass in grösseren Städten 
die zum Transport von Wiederkäuern und Schweinen gewerbs- 
mässig benutzten Landwege häufiger gröndlich gereinigt und 
in Zeiten der Verbreitung der Maul- und Klauenseuche voll- 
ständig desinfizirt werden. 

4. HiDist-Erlasß. — Vom 3. April 1889. — 

Wegen vorffekommeiier SeuclienveraciileppnngeB nach EnglantI 
werden (lie KreiebehördeD wieileriiolt angewieBea, u. A. den HandelB- 
verkehr mit Eind-, .Schaf- und Boratenvieli, die TreibLeerden, Vieliliöfe, 
Märkte, Gastßlälle u. a. w. einer verachärften Ueberwactinng zn Tinter- 
Htellen. 

5. »inlBt-Erl. — Vom 21. September 1889. 

Der Bericht vom 8. Juli d. J. No. 5855, die Verschleppung 
der Maul- und Klauenseuche durch die sogenannten Treiber- 
schweine betreffend, ist uns zugegangen. 

Wir sind des Daflihrhaltens, dass von einer ständigen 
thierärztlichen Kontrole der Treiberheerden für jetzt noch 
Abstand zu nehmen ist. Herzogliche Kreisdirektion hat jedoch, 
sobald der Stand der Viehseuchen im hiesigen Kreise es ge- 
boten bezw. räthlich erscheinen lässt, sowie wenn durch den 
Ausbruch von Viehseuchen in den benachbarten Gebiets! heilen 
eine Befürchtung der Einschleppung der Seuchen besteht, 
die sämmtliehen im hiesigen Kreise auftretenden Treiber- 
heerden von Eindvieb, Schafen, Schweinen und Ziegen einer 
Untersuchung durch den Kreisthierarzt, erforderlichen Falls 
auch durch einen anderen, mit bezüglichem Auftrage zu ver- 
sehenden Thierarzt unterwerfen zu lassen. Die Ortspolizei- 
behörden sind anzuweisen, in solchem Falle das Weiterziehen 
der Heerden und den Verkauf einzelner Stücke derselben bis 
nach vorgenommener thierärzlicher Ilntersnchung zu ver- 
hindern und von dem Auftreten der Heerden der Herzoglichen 
Kreisdirektion Anzeige zu erstatten. 

Um einer Verschleppung der Viehseuchen nach Möglich- 
keit entgegenzuwirken, haben wir bereits durch unser Rescript 
vom 3. April d. Js. No. 2405 eine versdiärite Ueberwachung 
auch der Viehmärkte angeordnet. Im Verfolg dieser An- 
ordnung bestimmen wir hierdurch, dass bis auf Weiteres 
jeder Viehniarkt, mit Ausnahme solcher, zu denen nur Pferde 
angetrieben werden, durch einen beamteten Thierarzt über- 
wacht werde und dass diesem erforderlichen Falls auch noch 
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andere Thieiärzte zur Unterstützung bei der Ueberwachiinff 
auf Kosten der Biireankasse beigegeben werden. Sofern 
Herzogl. Kreis-Direktion sieb zu einer bezüglichen Anordnung 
nicht schon durch das gedachte Rescript veranlasst gesehen 
haben sollte, ist eine solche nunmehr zu erlassen. 
6. Minist-Erl. — Vom 1. November 18H9. — 

Wir nehmen an, dass Herzog]. Kreis-Direktion sich schon 
in Folge des Keseripta vom 21. September d. J, No. 6609 
veranlasst gesehen hat, zar Vermeidung der weiteren Ein- 
schleppung und Verbreitung der Maul- und Klauenseuche die 
in dem Kescript vorgesehenen Massregeln betreffs üeber- 
wachung der sogenannten Treiberheerden anzuordnen. Sollte 
diese Voraussetzung nicht zutreffend sein , so wollen wir 
Herzogliche Kreis-Direktion hierdurch ausdrücklich anweisen, 
entsprechende Verfügungen zu erlassen. 

Zugleich ergänzen wir das erwähnte Rescript durch die 
weitere Anordnung, dass, solange die üeberwachung der 
Treiberheerden nötbig erscheint, die Untersucliungen von acht 
zu acht Tagen zu erneuern sind und dass die Führer der 
Treiberherden verpflichtet werden, sich von dem Kreisthier- 
arzte bezw. einem sonstigen mit Auftrag versehenen Thier- 
arzte ein Zeugniss über das Ergebniss der Untersuchung aus- 
stellen zu lassen, in welchem ausdrücklich zu bemerken ist, 
daas es nur für acht Tage Gültigkeit habe und nach Ablauf 
dieser Frist zu erneuern sei. 

Herzogthum Sachsen-Meiningen. 
Verordnung des Staatsministeriums. — Vom 3. Jnli 1836. 



Wir bestimmen hierbei noch folgendes: 

2. Es ist thunlichst dafür Sorge zu tragen, dass die Vieh- 
märkte nach jedesmaligem Auftriebe von Vieh gründlich 
gereinigt und auch die Sammelstationen, auf welche Vieh 
von Händlern zusammengebracht wird (Gasthöfe u. s. w.), 
öfter einer Reinigung unterworfen wei'den. Einer voll- 
ständigen Desinfektion brauchen nur die Stellen von 
Märkten oder Sammelplätzen unterzogen werden, auf 
welcheu kranke Thiere gestanden haben. 



Herzogthum Sachsen-Kobnrg-Gotha. 
]. Gemeiusch. Terordn. z. Aosf. i. D. R.-T.-S.-G. — Vom 25. Mär». 

1881. — (Goth. Ges.-Sammlg. S. 9). 
§ 4. Den landräthlichen Behörden steht insbesondere auch zu: 

2. innerhalb der im g 17 des Reichsgesetzes gegebenen. 
Grenzen darüber zu befinden, inwieweit ausser den Vieh- 
und Pferdemärkten zusammengebrachte Viehbestände oder 
zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellte männliche Zucht- 
thiere von beamteten Thierärzten beaufsichtigt werden sollen. 



( 
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8. Gotha'sche Allgemeiiie Verordn. — Vom 19. Februar 1891. 

Naclidem festgestellt wordeu ist, dass das Auftreten der 
Maul- UDd Klauenseuche in der letzten Zeit in den meisten 
Fällen auf Ansteckung durch Rinder zurückzuführen ist. 
welche von Viehhändlern aus Baden, Bayern und HoUaud 
eiogeführt wurden, erscheint es geboten, derartige Eindvieh- 
transporte einer schärferen Kontrole, wie bisher, zu unter- 
ziehen. 

Wir halten für nothwendig, dass Vorkehrung dahin ge- 
troffen wirdj dass da.i von den Händlern eingelührte Rind- 
vieh (Rindviehtransporte) thunlichst sofort nach dem Ein- 
treffen und jedenfEills vor der Weitergabe an Händler oder 
Private durch den Eezirksthierarzt auf Kosten der betreffen- 
den Händler untersucht wird. 

Das Landrathsamt , ^ . ^ „ i -i. i t. .■„ 

— ^pT — öi-j>-,v, iiä't in Gemässueit der Bestimmnng 

in S 4 Ziffer 2 der Verordnung vom 23. März 1881 die hier- 
nach erforderlichen Anordnungen zu erlassen. 

3. Oolha'sche Verordn. vom 31. Aug. 1891 und Kobnrg'sehe 
Verordn. vom 16. Sept. 1891, 

Dem etc. wird hierdurch der Auftrag ertheilt, Anordnung 
dabin zu treffen, dass die Viehhändler Register über ihre 
Viehbestände zu führen haben, welche von den Viehhändlern 
stets auf dem Laufenden zu erhalten sind. Diese Register 
müssen über dass Geschlecht, die Rasse, äussere Kennzeichen 
(Farbe) und das Alter der einzelnen Stücke, sowie darüber 
Auskunft geben, von wem sie erworben und wann sie thier- 
ärztlich untersucht worden sind. 

Das Register ist auf Verlangen jeder Zeit den Polizei- 
behörden und den Thierärzten vorzulegen. Letztere haben 
bei Vornahmen der angeordneten Revisionen den erforderlichen 
Prüfungsvermerk unter Bezeichnung der vorgefundenen und 
untersuchten Stücke in dem Register zu machen. 

4. Minst.-ä'lass. — Vom 27. März 1892. 

In diesem Sinne sind folgende Punkte ins Auge zu 

fassen : 

1. Neuangeschaffte Viehstücke (Wiederkäuer und Schweine) 
sind — wenn irgend thuulich — fünf Tage lang von den 
bereits vorhandenen Viehbeständen getrennt (in besonderem 
Stall) zu halten. 



Herzogthum Anhalt. 

Anßf.-Ges. z. D. R.-V.-S.-G. — Vom 20. April 1881. — (Ges.- 

Sammlg. Bd. 10. S. 259.) 

7. Innerhalb der im §17 des Reichsgesetzes gegebenen Grenzen 

hat die Regierung, Abtheilung des Innern, darüber zu befinden, 

inwieweit — abgesehen von Vieh- und Pferdemärkten — auch 

die sonst behnls öffentlichen Verkaufs zusammengebrachten 



Vielibesfänile oder zu Zuchtzwecken öffentlich anfgestelltea 
männlichen Zuchtthiere von beamteten Tiiierärzten beaufsich- 
tigt werden sollen. 
Verfügung der Regierung Im Änschluss au das Relchsvieli- 
seurhengesetz etc. vom 3. Januar 1882. 
Im Anschhiss an das Reichsgesetz, betr. die Abwehr und 
Unterdrückung von Viehseuchen, vom 2'^. Juni 188U und die 
hierzu erlassenen Ausfiihrungsge setze, Verordnungen und In- 
struktionen weisen wir Sie hierdurch an, 



. die im Kreise bestehenden Pferde-, Rindvieh- und Scbweine- 
märkte regelmässig zu besuchen und während ihrer ganzen 
Dauer in Bezug auf das zu Markt gebrachte Vieh zu kou- 
troliren, bei Entdeckung einer der im § 10 des ßeichs- 
seuchengesetzes benannten Seuchen oder seuchenverdäch- 
tiger Erscheinungen aber sofort die Absonderung der 
verdächtigen Thiere und das sonst Erforderliche nach 
Massgabe der gesetzlichen Vorschriften zu veranlassen; 



An sämratliche Kreisthierärzte. 

'6. Verftigang der Begierang vom 26. November 18!>1. 



Es wird darauf aufmerksam gemacht, dass nicht nur die 
Seuchengehöfte, sondern auch die Stallungen der Gasthöfe 
und Viehhändler — beide entweder nach der Räumung des 
Stalles oder vor dem Einstellen eines neuen Transportes — 
griindlich zu desinöziren sind 

Ein besonderes Augenmerk ist auf die Schweinetreib- 
heerden zu richten, da durch diese erfahrungsgemäss der 
Krankheitsstoff häufig verschleppt wird. Es sind die Heerden 
bei dem geringsten Verdacht durch den beamteten Thierarzt 
untersuchen zu lassen. 



§1 



4. Polizei-Terordn. vom 6. Dezbr. 1893. 

Auf Grund des Reichsgesetzes vom ^3. Juni 1880, betr. 
die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, und in Ge- 
mässheit des § 1 des Anhaltischen Ausführungsgesetzes vom 
2(K April 1881 (No, 591 der Anhaltischen Gesetz-Sammlung) 
wird hierdurch bis auf Weiteres landespolizeilich verordnet, 
was folgt: 

Die zum Handel bestimmten Schweine dürfen auf öffentlichen 
Wegen. Strassen und Plätzen nicht getrieben werden, viel- 
mehr ist der Transport dei'selben nur auf Fuhrwerken ge- 
stattet. 

Die Führer von Schweinen, welche zum Verkauf be- 
stimmt sind, haben die Thiere vor dem Beginn des Transports 
bezw. vor dem Verkaufe durch den Kreisthierarzt anf ihren 
Gesundheitszustand untersuchen und sich ein Gesundheits- , 
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welches insbesondere das Freisein der Thiere von 
MaiTl- und Klauensenche nachweisen muss, ausstellen zn 
lassen. Auch haben sie dieses Zeugniss, welches auf fünf 
Tage Gültigkeit hat und nach Ablauf dieser Frist zu erneuern 
ist, stets bei sich zu führen. 

Die Kosten für die Ausfertigung der Zeugnisse fallen 
den Ftthiem zur Last. 
. Die von Händlern in öffentlichen oder privaten Räumlichkeiten 
zum Zwecke des Verkaufs aufgestellten oder öfFentlieh aus- 
gebotenen Rindviehbestände unterliegen der Beaufsichtigung 
des Kreisthierarztes dergestalt, dass der Verkauf des Vielis 
erst stattfinden darf, nachdem durch kreisthierärztliche 
Untersuchung das Nichtvorhandensein von Maul- und Klauen- 
seuche festgestellt worden ist. 

Zu diesem Zwecke haben sowohl die Händler, als auch 
die Besitzer der Räumlichkeiten, in welchen zum Verkauf 
bestimmtes Rindvieh untergebracht ist, binnen zwölf Stunden 
der Ortspolizeibehörde von der Einstellung des Viehs unter 
Angabe der Herkunft und Stückzahl desselben Anzeige zu 
erstatten. 

üeber die erfolgt.e Anzeige ist von der Ortspolizeibehörde 
eine Bescheinigung auszustellen. 

Die Ortspolizeibehörde hat die Untersuchung des Viehs 
durch den Kreisthierarzt zu veranlassen und erhält von Letz- 
terem eine Anzeige über das Ergebnis« der Untersuchung. 

Die Kosten der Untersuchung' sind von den Händlern 
zu tragen. 
, Stallungen oder sonstige Räumlichkeiten, in welchen zum 
Verkauf bestimmte Rinder oder Schweine untergebracht 
waren, sind vor der Wiederbeuutzuug durch Einstellung anderer 
Viehbestände unter polizeilicher Ueberwachung zu reinigen, 
zu desinfiziren und zu lüften. 

Die Desinfektion erfolgt durch Abwaschen des Fuss- 
bodeus, der Wände, Krippen, Raufen und Stallgeräthschaften 
mit heisser Lauge und durch Bestreichen mit Kalkmilch 
(1 Theil Wasser zu 4 Theilen Kalk). 



Fürst enthuni Schwär zburg-Soudershansen. 
Verordu. des Landraths zo Gehren vom 30. Dezeniher 18851. 

(Reg.- u Nachr.-Bl. No. 154.) 
Auf Grund des Gesetzes vom 29. März 1854 wird hierdurch 

fiir den Umfang des hiesigen Bezirks behufs der Verhütung 

der Einschleppung und Verbreitung von Viehseuchen durch 

Treibheerden folgendes angeordnet: 

1. Die Führer von Treibheerden jeder Art sind, insofern sie 
nicht durch Zeugniss einer öffentlichen Behörde nachweisen, 
dass die Heerden aus nicht infizirten und nicht seuchenver- 
dächtigeu Gegenden eingeführt werden, verpflichtet, ihre 
Thiere sofort beim Betreten des hiesigen Bezirks von dem 
Bezirksthierarzte auf ihren Gesundheitszustand untersuchen 
nnd über den Befund sich ein Zeugniss ausstellen zu lassen. 



)esei 

iiÜii 
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Das Zengnias hat imr eine Giltigkeitsdaiier vou drei 
Tagen uud ist nach Ablauf dieses Zeitraums durch ein 
neues zu ersetzen. 
. Ist durch den Bezirksthierarzt konstatirt, dass keina der 
der Heerde angehörigen Thiere an eiaer ansteckenden 
Krankheit leidet, noch senchenverd ächtig ist, so ist der 
Vertrieb der Thiere, jedoch nur auf die jedesmalige Zeit- 
dauer der Gültigkeit des thierärztlichen Zeugnisses «nd 
vorbehaltlich der Erfüllung der durch die Beichsgewerhe- 
ordnung und resp. das Landesgesetz vom 22. Dezember 1Ö71 
gegebeneu Vorscbrifteu, ebenso der Durchtrieb durch hie- 
sigen Bezirk gestattet. 

;1. des Landraths zu Arnstadt. — Vom 18. Januar ISüO- 
laltlich wie unter Ziff. 1 (wenn aueli nicht wörtlich gleich). 

Fürstenthum Schwarzburg- Rudolstadt. 

Ansf.-Ges. z. D. ß.-T.-S.-G. — Vom ^1. Dez. 1881. — (Ges.- 

Samml. 1882 S. 1.) 

j 3. Von dem Landrathsamte sind folgende Massregeln zu treffen: 

3. Die Ausdehnung der für Vieh und Pferdemärkte gesetzlich 
bestimmten Beaufsichtigung auf die in § 17 des Reichs- 
geset/es bezeichneten Viehbestände, Thierschauen und Zu- 
sammenziehungen ; 



Fürstenthum Waldeck. 
Ansr.-Oes. z. D. R.-T.-S.-G. — Vom 28. Dez. 1881. 

• f). Innerhalb der in § 17 des ßeichsgesetzes gegebenen Grenzen 

hat der Landes-Direktor darüber zu befinden, inwieweit ausser 
den Vieh- und Pferdemärkten zusammengebrachte Viehbestände 
oder zu Zuclitzwecken öffentlich aufgestellte männliche Zucht- 
thiere von beamteten Thierärzteu beaufsichtigt werden sollen. 

Fürstenthum Reuss ä. L. 
1. Landesli. Terordn. z. Ausf. des D. R.-T.-S.-G. — Vom 

:^9. März 1881. — (Ges. Samml. I. Halbj. S. U.) 

• 8. Innerhalb der im § 17 des Reichsgesetzes gegebenen Grenzen 

hat der Regierungskommissar darüber zu beflndeu, inwieweit 
ausser den Vieh- und Pferde markten zusammengebrachte Vieh- 
bestände oder zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellte männ- 
liche Zuchtthiere vom Landesthierarzte oder dessen bestellten 
Vertreter beaufsichtigt werden sollen. 

3. Beg.-Verordn. — Vom 18. Novbr. 1889. 
Unter Wiederaufhebnng bezw. an Stelle der verschiedenen 
betreffs des mit der Bahn in Zeulenroda und an der Halte- 
stelle Pßllwitz zur Ausladung gelangenden Klauenviehes (Rinder, 
Schafe, Ziegen und Schweine) zur Abwehr der Einschleppung 
der Maul- und Klauenseuche getroffenen Verfügungen wird, 
da eine verschärfte Ueberwachung sich nöthig macht, bis auf 
Weiteres hiermit das Folgende angeordnet: 
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' 1. Alles mit der Bahn in Zeulenroda und PöUwitz ankommende 
Klauenvieh einschliesslich des ans Zwickau eingehenden, 
iat von dem Fürstlichen Landesthierarzt, Herrn Veterinär- 
assessür Schumann in Greiz, auf den Gesundheitszustand, 
insbesondere auf Maul- nnd Klanenseuche auf Kosten der 
Besitzer, die über den Befund Zeugnisse verlangen können, 
zu untersuchen. 

2. Die Händler und Viehbesitzer sind yerpfliehtet, die Ankunfts- 
zeit der Viehtransporte dem Fürstlichen Landesthierarzte 
mindestens 24 Stunden vorher zur Anzeige zu bringen, 
widrigenfalls ein pünktliches Erseheineu desselben nicht 
beansprucht werden kann. 

3. Kleinere Viehstücke als Kälber, Ferkel, einzelne Schweine et^. 
sind, dafern sie mittelst Wagens abgeholt und solchergestalt 
an ihren Bestimmungsort transportirt werden, der thier- 
ärztliehen Untersuchung nicht unterworfen. 

4. Das In Station Zeulenroda ankommende Vieh darf noch vor 
Ankunft des Thierarztes ausgeladen werden, wenn es direkt 
von der Bahn in die Stallungen des in der Nähe des Bahn- 
hofs befindlichen, jetzt Canis'schen Gasthofes getrieben und 
dort bis zur Untersuchung eingestellt wird. 

Fttrstenthum Reuss j. L. 
1. AD8f.-Ge9. z. D. E.-T.-S.-G. - Vom 25. Mai 1882. 
(Ges.-S. Bd. 19 S. 2l:^7.) 
Von dem Landrathsamt innerhalb seines Bezirks sind 

folgende Massregelu zu ti'eft'en; 

3. Die Ausdehnung der für Vieh- und Pferdemärkte gesetzlich 
bestimmten Beaufsichtigung auf die in § 17 des Reichsgesetzes 
bezeichneten Viehbestände, Thierschauen und Zusammen- 
ziehungen vou Pferde- und Viehbeständen. 

y. Terordn. des Landraths zu Gera. — Vom 22. Mai 1882. 

Auf Grund des Gesetzes vom 8. Juni 1864, die Polizei- 
strafgewalt betreffend, resp. auf Grund der Bestimmung in 
§ 3 Abs. 3 der miterm 5 April 1881 erlassenen Ausführungs- 
verordnung zum Reichs-Viehseuchengesetze vom 23. Juni 1880 
verordnen wir hiermit nach Anhörung sachverständigen Gut- 
achtens für den gesammten unterländischen Bezirk was folgt: 

1. Die fiii- Vieh- und Pferdemärkte gesetzlich bestimmte Be- 
aufsichtigung durch beamtete Thierärzte wird auf die von 
Unternehmern behufs Öffentlichen Verkaufs in öifeutlichen oder 
privaten Räumlichkeiten zusammengebrachten Viehbestände, 
auf die zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellten männlichen 
Zuchtthiere, auf öÖ'entliche Thierschauen und auf die durch 
obrigkeitliche Anordnung veranlassten Zusammenziehungen 
von Pferde- und Viehbeständen ausgedehnt. 

Purste nth um Schaumburg-Lippe. 

Ausr.-Ges. z. D. R.-T.-S.-G. — Vom 8. März 1881. 

(Sch.-L. Landesverordn. S. 45.) 

} 5. Innerhalb der im § 17 des Reichsgeset7.es gegebenen Grenzen 

hat Unsere Regierung darüber zu befinden, inwieweit ausser 



den Vieh- und Pierdem&rkten zusammengebrachte Viehbestände 
oder zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellte männliche Zucht- 
thiere von Thierärzten (§ 2 Abs. 3 des ßeichsgesetzes) be-_ 
aufsichti^t werden sollen. J 

Fürstenthum Lippe. ^ 

Terordu. der Reg. — Vom 28. März 1887. — (Ges.-S. S. ÖG9.) 

Da die Zug- oder Wanderschät'er durch das stete Umher- 
ziehen mit ihren Heerden, in denen ein fortwährender Zu- 
und Abgang stattfindet, leicht die Verbreitung der Räude nnd 
anderer Schafsenchen befördern können, so wird zur Ab- 
wendung dieser Gefahr bestimmt, dass die Schäfer, wenn sie 
einen Gemeindebezirk betreten, um dort zu hüten, sich bei 
dem Gemeindevorstande melden und demselben ein beglaubigtes 
Zeugniss eines approbirten Thierarztes vorlegen sollen, dass 
ihre Heerden seuchenfrei sind. Kann das Zeugniss nicht 
vorgezeigt werden, so ist der Schäfer aus dem Gemeinde- 
bezirke zurückzuweisen. Hatet er, ohne sich gemeldet und 
das Zeugniss vorg'ezeigt zn haben, so ist er ausser der Zurück- 
weisung noch mit einer Geldstrafe bis zu 50 Mark oder ent- 
sprechender Haft zu belegen. 

Die Gemeindevorsteher und die Polizeidiener haben auf 
die Befolgung dieser Verordnung zu achten. 

Freie und Hansestadt Lübeck, J 

Bekauutmaclinug des Med.Aiiites. ^ Vom 25. Juli 1881. B 
(S. d. Lüb, Bek. und Verord. S. 153.) ~M 

Auf Grund des Jj 17 des Reichsgesetzes vom 23, Juni 

1880, betr. die Abwehr und Unterdrückung von Viehseuchen, 
verordnet das Medicinal-Amt hierdurch, dass fortan auch alle 
im hiesigen Staate von Dnternehmern behufs öffentlichen Ver- 
kaufs in öftentlichen oder privaten Räumlichkeiten zusammen- 
gebrachten Viehbestände durch den Polizeithierarzt zu beauf- 
sichtigen sind. 

Die Unternehmer sind hei Vermeidung einer Geldstrafe 
bis zu 50 Mk. verpflichtet, dem Polizeithierarzt von der Zeit 
des Eintreffens der Viehbestände, hezw. von der Zeit des 
Verkaufes 24 Stunden vorher schriftliche Anzeige zu machen. 



Freie und Hansestadt Hamburg, 



Bekanntmachung der Polizeibehörde. — Vom 27. August 1873. 
Betrifft die Bcaufsiclitigiing der Viehmärltte und des Verkel 
mit Handels vi eh. 

Elsas s -Lothringen. 
11. Minist.-Verordnung z. VoUz. d. D. R.-V.-S.-G. — Vom 28. März 

' 1881. — (Ges.-Bl. S. 70.) 

, Innerhalb der im § 17 des Reichsgesetzes gegebenen Grenzen 
hat der Bezirkspiäsideut darüber zu bestimmen, inwieweit 
ausser den Vieh- und Pferdemärkten zusammengebrachte 
Viehbestände oder zu Zuchtzwecken öffentlich aufgestellte, 
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dem Landesgestiite nicht angehörende männliche Znchtthiere 
von beamteten Thierärzten beaufsichtigt werden sollen, 
■2. Miiiist.-Verora. — Vom 18. Novemb. 1889. 
Auf Gruüd der §§ 20 und 28 des Keichsgesetzes vom 
23. Juni 1880, betr. die Abwehr und Unterdrückang von Vieh- 
seuchen (Keichsgesetzbl. S. 153) und des g 1 der hierzu laut 
Bekanntmachung des Reichskanzlers vom 24. Februar 1B81 
erlassenen Instruktion des Bundesraths wird verordnet: 
. Im Falle der amtlichen Feststellung des Ausbruchs einer 
Seuche im Inlande, oder wenn die Gefahr der Einschlepp ung 
einer solchen ans dem Auslande besteht {§§ 7 und 14 des 
Keichsgesetzes vom 23 Juni 1880), hat der Bezirkspräsident 
die nachfolgenden unter 1 und 2 genannten Massregeln anzu- 
ordnen, sofern deren Ergreifung nach Lage der Verhältnisse 
zur Verhütung der Senchenverscbleppung erforderlich er- 
scheint: 

1. Führer von wandernden Schaf- und Scbweineheerden müssen 
sich im Besitz eines von einem approbirten Thierarzte 
ausgestellten Zeugnisses über den seuchenfreien Zustand 
der Heerden befinden, 
2. Viehhändler, welche in Ausübung ihres Gewerbebetriebs 
Rindvieh aus einer Gemarkung in eine andere verbringen 
lassen, müssen den Führer mit einem Zeugniss über den 
seuchenfi-eien Zustand der zu transportireuden Thiere {§ 6) 
versehen. Das Zeugiiisa muss von einem approbirten Thler- 
arzte, oder von einem, für eine elsass-lothring. Gemeinde 
bestellten Fleischbeschauer ausgestellt werden und unter- 
zeiuhnet sein. Der Unterschrift, des Fleischbeschaners ist 
die Gemeinde NN. beizusetzen. 

In zusammengesetzten Gemeinden, sowie in Gemeinden 
mit zerstreuter Bauart können von dem Kreisdirektor 
(Polizei direktor) nach Anhörung des Bürgermeisters und 
Kreisthierarztes auch andere Sachverständige mit der Aus- 
stellung der Gesundheitszeugnisse betraut werden. Die- 
selben sindvomKrei8direktor(Polizeidirektor) zuverpflichten. 

Die unter Ziffer 1 und 2 bezeichneten Massregeln können 
sowohl für den ganzen Bezirk, als für einzelne Theile des- 
selben angeordnet werden. 
, Verbreitet sich die Maul- und Klauenseuche oder die Lungen- 
seuche auf mehrere Ställe, so hat der Kreisdirektor alsbald 
die Anordnung zu treffen, dass aus den, dem Seuchenorte 
benachbarten, der Gefahr der Verbreitung dei' Seuche nach 
den Verkehrsverhältnissen ausgesetzten, namentlich zu be- 
zeichnenden Gemeinden zum Zwecke oder in Vollzug einer 
Veräusserung. Vieh (Rindvieh, Schafe, Schweine, Ziegen) nur 
auf Grund von Gesundheitszeugnissen (§6) ausgeführt werden 
darf, welche von einem approbirten Thierarzte ausgestellt 
sind, ferner, dass die Bestimmungen des § 2 entsprechende 
Verwendung auf dasjenige Vieh finden, welches zum Zweck 
der Schlachtung ausgeführt werden soll. 

Die vorerwähnthen Gesundheitszeugnisse dürfen nur für 
solche Thiere ausgestellt werden, welche seit mindestens 




Bezirke : 

Uiiter-Elsass. 
1. Polizoi-Verordu. dea Bez.-Präs. — Vom IH. März 187IJ. — 
In Erwägung, 1. dass durch Vieh- (einschliesslich Pfenle-) 
Märkte häufig ansteckende Tlüerkrankheiten verbreitet werden, wenn 
die Zulassung der zum Verkauf gestellten Thiere nicht von einer 
thierärztlichen Untersuchung in Bezug auf ihre Gesundheit ab- 
hängig gemacht wird, 2- dass im Besonderen nicht selten Vieh- 
händler oder Eigenthümer kranke oder krankheitsverdächtige Thiere 
aus Stallen , in welchen eine ansteckende Krankheit zum Aus- 
bruch gekommen ist , auf auswärtigen Märkten zu verkaufen 
suchen, weil sie in ihrem Wohnorte keinen Käufer gefunden 
haben würden, verordne ich, was folgt: 

§ I. Die Abhaltung von Viehmärkteu mit Einschluss der Pferde- 
aber mit Ausschluss der Schweine - Märkte, sowie die Ver- 
steigerung von Viehbeständen, welche durch Unternehmer zu- 
sammengebracht sind, ist, unbeschadet sonstiger, für die Ab- 
haltung solcher Märkte oder Versteigerungen erlassener oder 
noch zu erlassender gesetzlicher Vorschriften, nur dann ge- 
stattet, wenn ein approbirter Thierarzt an Ort und Stelle von 
Anfang bis zu Ende zugezogen ist. Ausnahmen sind nur mit 
Erlaubniss des Bezirks-Präsidenten zulässig. 
§ 2. Die Anstellung des Thierarztes ist Sache des Unternehmers 
des Marktes oder der Versteigerung, bezw. der betreffenden 
Gemeinde, wenn eine solche die Unternehmerin ist. Der 
Name des Thierarztes ist von dem Unternehmer, bezw. von 
dem Bürgermeister, dem Kreis-{Polizei-)Direktor zu bezeich- 
nen. Derselbe bedarf der Bestätigung des Kreis-(Po!izei-) 
Direktors, welcher ihn dann auf gewissenhafte und vorschrifts- 
raässige Beaufsichtigung besonders zu verpflichten hat. 
§ 3. Der Thierarzt hat das zu Markt gebrachte Vieh Stück fdr 
Stück, soviel wie möglich gleich beim Eintritt auf den Markt- 
platz, aufmerksam zu untersuchen. Findet er ein Thier krank 
oder einer Krankheit verdächtig, so hat er dasselbe unver- 
züglich vom Markte weg an einen abgelegenen Ort zu ver- 
weisen und der Ortspolizeibeliörtte Anzeige zu erstatten. Das 
Thier wird dann von ihm in Gegenwart eines Polizeibeamten 
genau untersucht. Wird die Krankheit bestätigt, so hat die 
Polizeibehörde sofort die durch die Natur der Krankheit er- 
forderlich gemachten veterinärpolizeilichen Anordnungen zu 
treffen. 
§ 4. Thiere, welche aus Gegenden gebracht werden, in welchen 
bekanntermassen eine Seuche unter der betreffenden Thier- 
gattung herrseht, sind, auch wenn sie gesund erscheinen, nur 
dann zum Markt zuzulassen, wenn der Verkäufer durch ein 
von der betreffenden Oi-tspolizeibehörde ausgestelltes und 
itntersiegeltes Zeugniss nachweist, dass die Gemeinde, ans 
welcher die Thiere stammen, von Seuche frei ist 
g 5. Der Thierarzt hat über jeden Viehmarkt (bezw. Versteigerung) 
ein Protokoll zu führen, in welches die Gattung und Zahl der 
zugefiihrten Thiere, die hauptsächlichsten Ursprungs- und 
Absatzorte, die vorgekommenen Krankheitsfälle und andere 
für den Viehhandel wichtige Thatsachen aufzunehmen sind. 
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Die Protokolle sind jährlich mit einem Bericht dem Kreis- 
(Polizei-)üirektor einzureichen. 

2. Desgl. vom 10. Novbr. 1890. — 
Äiif Grund des § 1 der Verordnung vom 18. NoTbr 1H89, 
betreffend die veterinärpolizeiliehe Beaufsichtigung des Vieh- 
verkehrs, verordne ich für den Bezirk Unter-Elsass : 

1. Führer von wandernden Schaf- und Schweineheerden müssen 
sich im Besitze eines von einem approbirten Thierarzte 
ausgestellten Zengnisses über den seuchenfreieu Zustand 
der Heerden befinden. 

2. Viehhändler, welche in Ausübung ihres Gewerbebetriebs 
Rindvieh aus einer Gemarkung in eine andere verbringen 
lassen, müssen den Führer mit eiuem Zeugniss über den 
seuchenfreien Zustand der zu transportirenden Thiere (§ 6.) 
versehen. 

Das Zeugniss muss von einem approbirten Thierarzte 
uder von einem für eine elsass-lothringisehe Gemeinde be- 
stellten Fleischbeschauer ausgestellt und unterzeichnet sein. 
Der Unterschrift des Fleischbeschauers ist die Bezeichnung 
„B'leischbeschauer der Gemeinde N. N." beizusetzen. 

Die Gesundheitszeugnisse (§§ 1, '6 und 4) sind 5 Tage 
gültig. 

Die Führer der zu transportirenden Thiere sind ver- 
pflichtet, die Zeugnisse nach Ablauf dieser Zeit erneuern zu 
lassen. Sie müssen die Zeugnisse während des Transports 
bei sich haben nod auf Erfordern den Polizeibehörden, dem 
Gendarmerie- und Poli;ieipersonal sowie den Behörden und 
Bediensteten der Polizei Verwaltung und der Eisenbahnbetriebs- 
verwaltung vorzeigen. 

Ober-Elsass. 

Verordn. des Bez.-Präs. — Vom 28. Dezbr. 1879. — 

Der Präsident des Ober-Elsass, 

In Erwägung, dass häufig ansteckende Krankheiten durch 

Viehmärkte verbreitet werden und daher die Ueberwachnng 

der Viehmärkte durch Thierarzte erforderlich erscheint, 

verordnet auf Grund des Gesetzes vom 16. ^4. August 1790 
und 22. Juli 1791 sowie nach Einsicht des Minis terial- 
Erlasses vom 12. Dezember c I. A. rj^ was folgt: 
1. Kein Viehmarkt mit Einschluss der Pferdemärkte, ,aber mit 
Ausschluss der Schweinemärkte darf stattfinden, ohne dass 
ein approbirter Thierarzt zugezogen wird, ebensowenig die 
Versteigerung von Viehbeständen durch Unternehmer. Aus- 
nahmen sind nur mit Eriaubniss des Bezirks -Präsidenten 



. Die Berufung des t\i\eTatzte8 ist Sache des Unternehmers 
des Marktes, be^ieUvxu^sweise der Gemeinde. 

Der besteliV l^iwiaTzl bedarf der Bestätigung des 
-Kreisdirektors ., i is\, ^wseWie für eine gewissenhafte Beauf- 
sichtie-nnff de» ^^l'*' .v\t=, Vtesouders zu verpflichten. 
Der ffiarzt ^^^ A*s t^^^^'^^ ge\,rachte Vieh Stuck für 



platz, aufmerksam zu untersneheo." Findet er ein Thier krank 
oder einer Kranklieit verdächtig, so hat er dasselbe unver- 
züglich vom Markte weg an einen abgelegenen Ort zu verweisen 
und der Ortspolizeibehörde Anzeige zu erstatten. Das Thier 
wird dann von ihm in Gegenwart eines Polizeibeamten genau 
untersucht. Wird die Krankheit bestätigt, so hat die 
Polizeibehörde sofort die durch die Natur der Krankheit 
erforderlich gemachten veterinärpolizeilichen Anordnungen 
zu treffen. 

§ 4. TMere, welche aus Gegenden gebracht werden, in welchen 
bckanntermassen eine Seuche unter der betreffenden Thier- 
gattung herrscht, sind, auch wenn sie gesund erscheinen, 
nur dann zum Markte znzulassen, wenn der Verkäufer durch 
ein von der betreffenden Ortspolizeibehörde ausgestelltes und 
untersiegeltes Zeugniss nachweist, dass die Gemeinde, aus 
welcher die Thiere stammen, von der Seuche frei ist. 

§ 5. Es darf kein Vieh auf den Markt gebracht werden, welches 
nicht vorher von dem mit der Beaufsichtigung des Marktes 
betrauten Thierarzt untersucht worden ist. 

Lothringen. 
Verordn. des Bez.-Priis. — Vom 24. Juni 1892. 
In Folge des Auftretens der Maul- und Klauenseuche in 
mehreren Gemeinden des Kreises Saarburg verordne ich auf 
Grund der Minist. -Verordnung vom 18. November 1889 III. A. 4091 
(Central- und Be/irksamtsblatt fiir 1889 S. 297) für den Um- 
fang des Kreises Saarbnrg was folgt: 
§ 1. Führer von wandernden Schaf- und Scliweineheerden müssen 
sich im Besitze eines, von einem approbirten Thierarzte ans- 
gestellten Zeugnisses über den seuchenfreien Zustand der 
Heerden befinden. 
§ 2: Viehhändler, welche iu Ausübung ihres Gewerbebetriebs Rind- 
vieh aus einer Gemarkung in die andere verbringen lassen, 
müssen den Führer mit einem von einem Thierarzte oder 
amtlichen Fleischbesehauer ausgestellten Zeugniss über den 
seuchefreieu Zustand der zu transportirenden Thiere versehen. 
Wörtlich übereinstimmende Verordnungen sind am 5. 
und 22. Dezember 1891 und 2. April 1892 auch für die 
Kreise Bolchen, Metz und Diedenhofen ergangen. 



b) Unschädlichmachung bezw. Ueberwachung der Vieh- 
befdrderung auf Eisenbahnen. 

I. (Je^^etz, betr. die Be^eitiKiing von AiisteckungsstoHeii Eiei 
ViehbefördernniEr auf KiseubiJinen. — Vom 25. Februar 1876. — 

(R.-G.-El. S. 163.) 

§ 1. Die Eisenbahnverwaltungen sind verpflichtet, Eisenbahnwagen, 

in welchen Pferde, Maulthiere, Esel, Eindvieh, Schafe, Ziegen 

oder Schweine befördert worden sind, nach jedesmaligem 

(-iebranche einem ßeinigungsverfahi'en (De.sinfektion) zu unter- 



von Anateckungsstoffen bei Viehbeförderungen auf Eisenbahnen 
(Reichs-Gesetzbl. S, 163), und unter Aufhebung der Bekannt- 
machung vom 6. Mai 1876 (Zentralblatt für das Deutsche 
Reich S. "251) nachstehende Festsetzungen getroffen: 

I. Zu § 3. 1. Die Beschlassnahme über die Zulassung von Aus- 

nahmen von der durch die §§ 1 nnd '2 des Gesetzes be- 
gründeten Verpflichtung bleibt dem Bnndesrath vorbehalten. 

Denjenigen Eisenbahn Verwaltungen, deren Betrieb auf 
einer im Auslande gelegenen Station endet, kann jedoch von 
der Regierung des deutschen Grenzstaates gestattet werden, die 
Desinfektion der Wagen vor deren Wiedereingange im Aus- 
lande vorznuehmen, sofern genügende Garantien für eine 
ordnungsmässige Ausführung geboten werden. 

2. Die Beschlussnahme des Bundesratiis über die Zu- 
lassung und den Umfang von Ausnahmen für den Verkehr 
im Inlande erfolgt auf Grund der von den betheiligten Landes- 
regierungen beizubringenden Nachweise darüber, dass der- 
gleichen Ausnahmen im Hinblick auf den derzeitigen allge- 
meinen Gesundheitszustand der betreffenden Thierarten in 
bestimmten Gegenden unbedenklich, sowie in den Fällen des 
tj 3 Absatz 2 des Gesetzes darüber, dasa die dort angegebenen 
Vorausseti^ungen vorhanden sind. 

Die Verpflichtung ?.ur Beseitigung der Streumaterialieu, 
des Düngers, der Reste von Anbindesträngen u. s. w. sowie 
zur Reinigung der Wagen und Geräthschaften nach jedes- 
maligem Gebrauch (s. unten II. Ziffer 4, Absätze 1, 4 und 5 
und IL Ziffer 5) bleibt jedoch auch daun bestehen, wenn Aus- 
nahmen von einer eigentlichen Desinfizirung der Wagen und 
Geräthschaften zugelassen werden. 

II. Zu 8 4. Für die von den Landesregierungen zu erlassenden 

näneren Bestimmungen über das anzuordnende Verfahren, 
über Ort und Zeit der zu bewirkenden Desinfektionen, sowie 
über die Höhe der zu erhebenden Gebühren sind nachstehende 
Normen massgebend: 

1. Kein der Desinfektion unterliegender leerer Wageu 
darf vor Beendigung der Desinfektion in irgend eine Benutzung 
genommen werden. Auf einer an dem Wagen befestigten 
Taiel oder in anderer augenfälliger Weise ist mit einer deut- 
lichen Inschrift zu vermerken, dass der Wagen zu desinfiziren 
ist. Der Vermerk ist nach erfolgter Desinfektion zu ent- 
fernen. 

2. Insoweit nicht Ausnahmen für den Verkehr mit dem 
Auslande zugelassen werden (I, 1), ist Fürsorge zu treffen, 
dass Eisenbahnwagen, welche zur Beförderung einer der im 
t) 1 des Gesetzes bezeichneten Thierarten nach dem Auslande 
gedient haben, nach der Entladung behufs Vornahme der 
Desinfektion nach derjenigen inländischen Grenzstation zui'ück- 
gelangen, über welche sie ausgegangen sind. 

3. Die Desinfektion ist an dem Orte der Entladung (Ab- 
oder Umladung) alsbald nach Entleerung der Wagen — im 
Verkehr mit dem Auslande au der Station des Wiedereinganges 
alsbald nach Ankunft der Wagen— und zwar längstens binnen 
24 Stunden zu bewirken. 



Im Interesse einer zweckmässigen Ansfiihrung und wirk- 
samen Konrole kann jedocli die Vornahme der Ijesinfektion 
auf Anordnung oder mit Genehmigung der Landesregierung 
an einzelnen Stationen (Desinfektionsstationen zentralisirt 
werden. In solchen Fällen ist für jede Eisenbahnstation eine 
bestimmte Desinfektionsstation ein für alle Mal zu hezeiehnen 
und die Frist zu bestimmen, innerhalb welherdie entladenen 
Wagen dorthin geschafft und desinlizirt werden müssen. 
Diese Frist darf die Daner von 48 Stunden — vom Zeitpunkte 
der Entladung bis zu dem der Vollendung der Desinfektion 
— nicht überschreiten. 

Für Orte, an welchen mehrere, durch Schienenstränge 
verbundene Eisenbahnen münden, kann angeordnet werden, 
dass die Vornahme der Desinfektion der Wagen, soweit die 
dazu erforderlichen Einrichtungen vorhanden sind, in be- 
stimmten Desinfektionsanstalten zu zentralisiren ist. Sind 
an solchen Orten Einrichtungen der bezeichneten Art gar 
nicht oder nicht in genügendem Masse vorbanden, so ist auf 
deren Herstellung, bezw. Vervollständigung thunlicht hinzu- 
wirken. 

Die nach den Desinfektionsstationeu oder Desinfektions- 
anstalten überzuführenden Wagen sind, soweit ihre Einrichtung 
es gestattet, zur Verhütung einer Uebertragnng von An- 
steckungsstoffen durch Entfallen von Geräthschaften, Stroh, 
Dünger etc. sorgfältig geschlossen zu halten. 

Es ist statthaft, die Reinigung und Desinfektion der zur 
Beförderung von Vieh in Einzelseudungen benutzten Gepäck- 
wagen oder Hundekupees nicht auf jeder Zwischenstation, 
auf welcher einzelne Viehstücke entladen werden, sondern 
erst auf derjenigen inländischen Station vorzunehmen, auf 
welcher der betreft'eude Wagen zur vollständigen Entleerung 
und Äusrangirung gelangt Bei Befiirderung von Vieh mit 
Gepäckstücken oder Gütern in einem und demselben Wagen- 
raura sind Vorkehrungen zu treffen, welche die. Gefahr einer 
Infektion ausschliessen. 

4. Der eigentlichen Desinfektion der Wagen muss stets 
die Beseitigung der Streumaterialien, des Düngers, der ßeste 
von Anbindesträngen u. s. w^ sowie eine gründliche Reinigung 
des Wagens durch heisses Wasser vorangehen. Wo letzteres 
nicht in genügender Menge zu beschaffen ist, darf auch unter 
Druck ausströmendes kaltes Wasser verwendet werden, jedoch 
muss zuvor zum Zweck der Aufweichung der anhaftenden 
Unreinigkeiten eine Abspülung mJttels heissen Wassers er- 
folgen. Die Reinigung ist nur dann als eine ausreichende 
anzusehen, wenn durch sie alle, von dem stattgehabten Vieh- 
transport herrührenden Verunreinigungen vollständig be- 
seitig sind. 

Die Desinfektion muss bewirkt werden : 
a) unter gewöhnlichen Verhältnissen durch Waschen der 
FuHsböden, Decken und Wände mit einer auf mindestens 
50 Grad Chigius erhitzten Sodalange, zu deren Her- 
stellung- wenigstens 1 tg Soda auf tUO Liter Wasser ver- 
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b) in Fällen einer wirklichen Infektion des Wagens dnrcli 
Einderpest, Milzbrand oder Maul- und Klauenseaehe, oder 
des dringenden Verdachtes einer solchen Infektion durch 
sorgfältiges Bepinseln der Fussböden, Decken und Wände 
mit öprozentiger Karbolsänrelösnng. Die letztere ist durch 
Mischen von 1 Theil der in Handel als lOOprozentige 
Karbolsäure oder acidum carbolicum depuratum bezeich- 
neten Karbolsäure mit 18 Theilen Wasser unter häufigem 
Umrühren herzustellen. 

Diese Art der Desinfektion (b) ist in der Eegel nur aul 
Anordnung der zuständigen Polizeibehörde, ohne solche An- 
ordnung jedoch auch dann vorzunehmen, wenn die Bahn- 
beamten von Umständen Kenntniss erlangen, welche es 
zweifellos machen, dass eine wirkliche lafektion des Wagens 
durch Rinderpest, Milzbrand oder Maul- und Klauenseuche 
vorliegt, oder welche den dringenden Verdacht einer solchen 
Infektion begründen. Der Landespolizeibehörde bleibt vor- 
behalten, diese Art der Desinfektion (b) auch in anderen 
Fällen anzuordnen, wenn sie solches zur Verhütung der 
Verschleppung der oben bezeichneten Seuchen für unerlässlich 
erachtet. 

Bei gepolsterten Wagen ist die Polsterung, welche ent- 
fenibar sein muss, in ausreichender Weise zu reinigen. Hat 
eine wirkliehe Infektion des Wagens durch eine übertragbare 
Seuche stattgefunden, oder liegt der dringende Verdacht 
einer solchen Infektion vor, so muss die Polsterung verbrannt 
werden. Der Wagen selbst ist in der zu Absatz 1 bis b 
angegebenen Weise zu behandeln. Ausländische Wagen, 
deren Polsterung nicht entfernbar ist, dürfen im InJande nicht 
wieder beladen werden. 

Die im Absatz 1 angegebene Eeinigung gilt, vorbehalt- 
lich der Bestimmungen im Absatz 2b und Absatz 3, als aus- 
reichende Desinfektion in denjenigen Fällen, in welchen im 
Eisenhahnwagen niir einzelne Stucke Kleinvieh in Kisten oder 
Käfigen befördert worden sind, sofern zur Zeit des Gebrauchs 
die betrefi'enden Kisten mit wasserdichten Fussböden, festen 
Wänden und aus Latten mit den für die Athmnng der Thiere 
nothwendigen Zwischenräumen hergestellten Deckeln , die 
Käfige mit wasserdichten Fussböden und von unten bis min- 
destens zur ganzen Höhe der Thiere mit festen Wänden ver- 
sehen wai'en, und eine Verunreinigung des Wagens durch 
Streumaterialien, Futter, Dünger, Exkremente u. s. w. nicht 
wahrnehmbar ist. 

5- In gleicher Weise wie die zum Transport benutzten 
Wagen sind die bei Verladung und BefÖrdening der Thiere 
zum Füttern, Tränken, Befestigen oder zu sonstigen Zwecken 
benutzten Geräthschaften der Eisenbahnverwaltungen zu 
reinigen und zu desinfiziren. 

Bewegliche Bampen und Einladebrücken der Eisenbahn- 
verwaltnngen müssen, sofern zur Viehverladung benutzt, täg- 
lich mindestens einmal unter entsprechender Anwendung der 
Vorschriften in Ziffer 4 gereinigt und desinfizirt werden. 

6. Feste Rampen, sowie die Vieh-Ein- und Ausladeplätze 
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und die Viehhöfe der Eisenbahn Terwal langen sind stets von 
Streumaterialien, Dünger u. s. w. gesäubert zu halten, Rampen 
mit undurchlassendem Boden, sowie feste hölzerne Rampen 
sind, sofern zur Viehverladuog benutzt, täglich mindestens 
einmal mit AVasser zu spülen. 

Eine Desinfektion der unter Ziffer 6 erwähnten Anlagen ist 
allgemein oder für den Verkehr mit einzelnen der im § 1 des 
Gesetzes be^-eichneten Thierarten oder für gewisse Gegenden 
nur anzuordnen, wenn nach den Verhältnissen eine bestimmte 
Gefahr der Verbreitung von Seuchen vorliegt. Das in solchen 
Fällen anzuwendende Desinfektions verfahren ist unter sinn- 
gemässer Anwendung der unter Ziffer 4 festgestellten Normen 
m den zu erlassenden Bestimmungen uäber zu bezeichnen. 
Für Fälle einer wirklichen Infektion oder des dringenden 
Verdachts einer solchen sind etwaige weitergende Sicherungs- 
massregeln nach Massgabe der für solche Fälle bestehenden 
besonderen Bestimmungen von den zuständigen Polizeibehörden 
anzuordnen. Rampen mit undurchlassendem Boden, sowie 
feste hölzerne Rampen müssen beim Vorhandensein der in 
Ziffer 4 Absatz 2b und Absatz. 3 bezeichneten Voraussetzungen 
in der dort angegebenen Weise desinfizirt werden. 

8. Streumaterialien, Dünger n. s. w. sind zu sammeln 
und so aufzubewahren, dass das Vieh damit nicht in Be- 
rührung kommen kann. 

Die Abfuhr des Düngers dai'f nicht unter Anwendung 
von Rindviehgespannen geschehen und muss in dichten Wagen 
Fässern u. s. w. erfolgen, so dass eine Verunreinigung 
der Strassen, der Wege u. s. w. mit Düngertheilen nicht 
stattfinden kann, 

Dünger von Thieren, welche an Rinderpest oder Milz- 
brand leiden, muss verbrannt oder gekocht oder so tief ver- 
graben werden, dass er mit einer mindestens 1 m hohen Erd- 
schicht bedeckt ist. 

Dünger von maul- oder klauenseuchekranken Thieren 
kann statt dessen mit einer lünfprozentigen Karbolsäurelösung 
(Ziffer 4 Absatz 2b), unter vollständiger Durchmischung der 
letzteren mit dem IJünger desinfizirt werden. 

1). Bei Bemessung der von den Eisenbahnverwaltungeu 
für die Desinfektion zu erhebenden Gebührensätze (§ 2 Abs. 2. 
des Gesetzes) ist davon auszugehen, dass letzere lediglich 
bestimmt sind, eine Ersatzleistung für die durch die Des- 
infection bedingten ausserordentlichen Aufwendungen zu ge- 
währen. 

Für die der eigentlichen Desinfection vorangehende, 
oder ohne Rücksicht auf dieselbe vorzunehmende Reinigung 
(I. 2 Abs. 2, II. Ziffer 4 Abs. 1, 4 und fi, Ziffer 5, Ziffer 6) 
findet eine Entschädigung nicht statt. 

Die Gebühren sind unabhängig vou der Grösse der Ent- 
fernung, welche der "VieÜransport zu durcblaufen hat, unter 
Berücksichtigmio. der luvc\\schuittUciien Beträge der Selbst- 
kosten für aUel>atioueiv im Bereiclie einer uud dei-selbeu 
Eisenbahiiverwai'' Vie: ^n gleicher Höh« und zwar in einem 
Satze ledig-Iicl/W äeu^agen teatiusetzen. 
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10. Die Eisenbahnverwaltuiigea haben dafür zu sorgea, 
dasa die Arbeiten, welche zur Beseitigung von Ansteckungs- 
stütfen bei Viehbeförderungen innerhalb ihres Geschäftsbereiches 
vorzunehmen sind, unter verantwortlicher Aufsieht ausgeführt 
werden. 

11. Die Eisenbahn- Aufsichtsbehörden haben im Einver- 
nehmen mit den VeterinärpoliKeibehöden Kontroieinrichtungen 
zu treffen, welche geeignet sind, die strenge Durchführung 
des Gesetzes lind der zu dessen Ausführung erlassenen Vor- 
schriften überall sicherzustellen. 

}. Rundschr. des Reichskanzlers. — Vom 12. Oktober 1891. 

Aus Anlass eines Spezialfalles ist hier die Frage der 
Desinfektion derjenigen zum Viehtransport benutzten Eiseu- 
bahnwagen, welche mit einer inneren Verschalung versehen 
sind, zur Sprache gekommen. Wie die in der Sache ange- 
stellten Ermittelungen ergeben haben, kann bei der Verun- 
reinigung eines solchen Wagens durch Ausscheidungen 
seuchenkranker Thiere der Änsteckungsatoff leicht hinter der 
Verschalung, namentlich wenn dieselbe defekt ist oder undicht 
schliesst, sich ansammeln und in der Folge die Infektion der 
im Wagen beförderten Thiere herbeiführen. Die durch Be- 
kanntmachung vom 20. Juni 1886, betreffend die Ausfuhrung 
des Gesetzes vom 25. Februar 187(5 über die Beseitigung von 
Ansteckungsstoffen bei Viehbeförderungen auf Eisenbahnen 
(Zentralblatt für das Deutsche Reich 1886, Seite 200), vor- 
geschriebene Art der Desinfektion reicht für die Vernichtung 
des Ansteckungsstoffes in solchem Falle nicht aus, und es 
ist deshalb die Anordnung besonderer Vorsichtsmassregeln 
wünsehenswerth. Da die Loslösung der Verschalung vor der 
Desinfektion in jedem einzelnen Falle aus technischen und 
Betriebsrücksichten nicht thunlich erscheint, so möchte ich 
die in der Anlage mitgetlieilten anderweitigen Vorkehrungen, 
welche nicht nur gegen die Ansteckungsgefahr einen aus- 
reichenden Schutz gewähren, sondern auch ohne wesentliche 
Belästigung des Verkehrs durchführbar sind, zur möglichst 
allgemeinen Einführung empfehlen und stelle im Fall des 
Einverständnisses den Erlass einer entsprechenden Anordnung 
ergebenst anheim. Von einer Ergänzung der Bekanntmachung 
vom .0. Juni 188iJ wird meines ergebensten Dafürhaltens Ab- 
stand genommen werden können. 

Eine gefällige Nachricht über das dortseits Verfügte wird 
mich 7.Ü Dank vei pflichten. 
1. Die Verschalung ist stets im guten Zustande zu erhalten 

und in den Fugen auszukitten, erforderlichen Falls aus- 

zuspähnen. 
.2, Wagen, deren Verschalung defekt ist, sind zur Beförderung 

von Thieren nicht zu verwenden. 

3. Bei grösseren Reparaturen an den Wagen ist die Ver- 
schalung abzunehmen und der dahinter befindliche Schmutz 
zu entfernen 

4. In Fällen einer wirklichen Infektion durch Rinderpest, 
Milzbrand, Maul- und Klauenseuche, oder des dringenden 
Verdachtes einer solchen Infektion (vergl. II zu § 4, 
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1. Vereinszollgesetz. — Vom ]. .Tuli 1860. — (B.-G.-BI. S. 355). 

§ i;J4. Wer es unternimmt, Gegenstände, deren Ein-, Aus- und Durch- 
fuhr verboten ist, diesem Verbote zuwider, ein-, aus- oder 
durclizulühren , macht sich einer Kontrebande schuldig und 
hat die Konfiskation der Gegenstände, in Uezug auf welche 
das Vergehen verübt worden ist, und. insofern nicht in be- 
sonderen Gesetzen eine höhere Strafe festgesetzt ist, zugleich 
eine Geldbusse verwirkt, welche dem doppelten Werthe jener 
Gegenstände, und wenn solcher nicht zehn Thaler beträgt, 
dieser Summe gleichkommen soll. 

2. Strafgesetzbuch für das Deutsche Keich. — 
Vom 2t!. Februar 1876. — [E.-G.-Bl. S. 103). 

§ 328. Wer die Absperrungs- oder Anfsichtsraassregeln oder Ein- 
fuhrverbote, welche von der zuständigen Behörde zur Ver- 
hütung des Einführens oder Verbreitens von Viehseuchen 
angeordnet worden sind, wissentlich verletzt, wird mit Ge- 
fäugniss bis zu einem Jahre bestraft. 

Ist in Folge dieser Verletzung Vieh von der Seuche 
ergriifeii worden, so tritt Gefängnissstrafe von Einem Monat 
bis zu zwei Jahren ein. 

3. Reichsviehseuchengesetz. — Vom 23. Juni 1880, — 
(H.-G.-Bl. S. 153). 

I5 05. Mit Geldstrafe von 10 bis 150 Mark oder mit Haft nicht 
unter einer Woche wird, sofern nicht nach den bestellenden 
gesetzlichen Bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist, 
bestraft: 

1. wer der Vorschrift des 8 ö zuwider Thiere einführt, 
welche an einer übertragbaren Seuche leiden. 

Neben der Strafe ist auf Einziehung der verbotswidrig 
eingeführten Thiere ?.u erkennen, ohne Unterschied, ob sie 
dem Verurtheilten gehören oder nicht, 

2. wer der Vorschrift der §§ 9 und 10 zuwider die An- 
zeige vom Ausbruch der Seaclie oder vom Senchenverdacht 
unterlässt, odfr länge alsr 24 Stunden nach erhaltener Kennt- 
niss verzögert, oder es unterlässt, die verdächtigen Thiere 
von Orten, an welchen die Gefahr der Ansteckung fremder 
Thiere besteht, fern zu halten; 

§66. Mit Geldstrafe bis zu 150 Mark oder mit Hafl wird, sofern 
nicht nach den bestehenden gesetzlichen Bestimmungen eine 
höhere Strafe verwirkt ist, bestraft: 

1. wer den auf Grund des § 7 dieses Gesetzes angeordneten 
Einfuhrbeschränkungen zuwiderhandelt. 

Neben der Strafe ist auf Einziehung der verbotswidrig 
eingeführten Thiere oder Gegenstände zn erkennen, ohne 
Unterschied, ob sie dem Verurtheilten gehören oder nicht; 

2. wer den auf Grund des S 8 dieses Gesetzes polizeilich an- 
geordneten Kontrolmassregeln zuwiderhandelt; 
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3. wer den in den Fällen des § 12 Absatz 2 und des § 17 
Absatz 2 von dem Thierarzte getroffenen vorläufigen An- 
ordnungen zuwiderhandelt; 

4. wer den im Falle einer Seuchengefahr polizeilich ange- 
ordneten Schutzmassregeln (§§ 19 bis 28, 38, 51) zuwider- 
handelt. 

§ 67. Sind in den Fällen der §§ 65, 66 die Zuwiderhandlungen in 
der Absicht begangen, sich oder einem Anderen einen Ver- 
mögensvortheil zu verschaffen, oder einem Anderen Schaden 
zuzufügen, so tritt, sofern nicht nach den bestehenden gesetz- 
lichen Bestimmungen eine höhere Strafe verwirkt ist, Geld- 
strafe nicht unter 50 bis zu 150 Mark oder Haft nicht unter 
drei Wochen ein. 

Ausserdem sind die verschiedenen Landespolizeistraf- 
gesetze massgebend. 




1 DcBCk -nm W. UBibmI 



